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VORWORT

Der folgenden Arbeit liegt außer dem gedruckten Quellen-

stoff ein reiches handschriftliches Material zugrunde,

das zum Teil Pariser Archiven (Nationalarchiv, National-

bibliothek, Ministerium des Auswärtigen), zum Teil dem

Wiener Hof- und Staatsarchive entnommen wurde. Auch

die im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin ruhenden Berichte

des preußischen Gesandten in Paris, Baron von der Goltz,

wurden herangezogen, ergaben aber nur sehr geringe Aus-

beute. Den Behörden, die ihre Schätze mit der größten

Bereitwilligkeit zugänglich machten, sowie den Herren Archi-

varen, die mich auf das liebenswürdigste unterstützten,

möchte ich auch an dieser Stelle herzlich danken.

Vor allem aber schulde ich den ehrerbietigsten und

wärmsten Dank der Kgl. Preußischen Akademie der Wissen-

schaften zu Berlin und insbesondere ihrem Mitgliede, meinem

hochverehrten Lehrer, Herrn Geheimen Regierungsrat Professor

Dr. Max Lenz. Durch die ansehnlichen Mittel, die mir die

hohe Köri>erschaft für Studienreisen zur Verfügung stellte,

wurden mir mehrfache, langfristige Aufenthalte, namentlich

in Paris, ermöglicht. Waren doch hier außer dem archiva-

lischen Material auch zahlreiche gedruckte Quellenwerke,

wie z. B. die Protokolle der Notabein- und Provinzialver-

sanunlungen durchzusehen, die in den deutschen Biblio-

theken entweder ganz feUen oder nur sehr unvollständig
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VI Vofwoft.

vorhanden sind, ohne deren eingehende Kenntnis aber nur

ein sehr lückenhaftes und ungenaues Bild der französischen

Zustände in der Epoche der Reformbewegung zu ge-

winnen ist.

Uber Ziel und Richtung der vorliegenden Abhandlung

sucht die Kinleitung den Leser zu unterrichten. Vielleicht

ist die Bemerkung gestxittet, daß diese Untersuchung als

Vorläufer einer umfassenderen Arbeit über die Geschichte

der französischen Revolution gedacht ist, die ich in einigen

Jahren vorzulegen hoffe.

Marburg a. d. Lahn» im Bilai 1908.

H. Glagau.
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Einleitung.

Der großen sozialen Um^wähung» die im Frühjahr 1789

über Frankreich mit elementarer Gewalt hereinbricht, geht

eine bedeutsame Revolution vorauf, die über ihrer jüngeren

und berühmteren Schwester fast vergessen wird: der Sturz

der absoluten Königsherrschaft.

Diese erste Revolution wird von den privilegierten Ge-

sellsdiaftBklasseii, von Adel, Geistlichkeit und iMamenten,

gemacht in schaifem Gegensatz zu der zweiten, die den

dritten Stand zum Uriieber hat Sie sucht den Feudalstaat

nicht wie die andern zu zerstören, sondern vielmehr in

seiner alten Reinheit wiederherzustellen und in seinem Be-

stände zu befestigen. Mit Entschiedenheit wendet sie sich

gegen die gleichmachenden und zentralisierenden Bestre-

bungen des Königtums,, um die ständischen und provin-

ziellen rreuieiten zu neuem Leben zu erwecken und den

beiden oberen Gesdlschaftsachichten, dem Add und der

Gdsdidikeit, das politische Übergewicht sowohl Uber die

Krone wie über die breiten Volksschichten zu sichern.

Dieser Versuch der Privilegierten, nach ihrem Triumph

über den Absolutismus eine Art Klassenherrschaft zu be-

gründen, rief dann in den politischen Verhältnissen Frank-

reichs jenen jähen Umschwung hervor, der aus froh-

lockenden Siegern verbitterte Besiegte machte. Die obem
Stände, die noch eben unter dem allgememen BeiM der

ganzen Nation den verhaßten Despotismus erfolgreich be-
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kämpft hatten, sahen sich wenige Wochen darauf den hef-

tigsten Angriffen von Seiten des dritten Standes ausgesetzt,

als sie die Generalstände in der beigebrachten nuttelalter»

lieben Form zu konstituieren trachteten, um sich dadurch

die Voiherrschaft zu sichern. Durch diesen schweren Miß-

griff setzten sie ihrem Siegeszuge selbst dn frühes Ziel.

Sie verloren die Führung an den dritten Stand, und die

Revolution enthüllte nunmehr ihr wahres Angesicht. Nicht

auf die Wiederherstellung der alten feudalen Verfassung

zielte sie ab, sondern vidmehr auf die Fortsetzung und Voll-

endung des Werkes, welches das absolute Königtum be-

gonnen, aber nicht hatte durchführen können, auf die

Schöpfung des modernen Snheitsstaates, der die alten

ständischen Schranken und landschaftlichen Sondergerecht-

same überall vernichtete und nur eine gleichartige Masse

von Staatsbürgern anerkannte.

Seitdem TocqueviUe nachdrücklich darauf hingewiesen

hat, daß die Revolution von 1789 nicht als unvermittelter

Bruch mit der Vergangenheit anzusehen Ist, sondern ab

folgerichtiges Eigebnis aus dem alten Regune sich ent-

wickdt, hat man sich eÜng bemüht, die historische Konti-

nuität als unverbrüchliches Grundgesetz im gesamten Ver-

lauf der Revolutionszeit nachzuweisen. Allein auch dieses

Gesetz scheint Ausnahmen zuzulassen. Denn wenn es z. B.

im Jahre 1788 den bevorrechteten Ständen gelang, den

Absohitismus, der seit den Tagen Ludwigs XL von Gene-

ration zu Generation erstarkt war, vollständig oiattzusetzen,

so ist das ein unerwartetes Ereignis, das aus der Kette der

historischen Entwicklung zunächst als Mafiender Wider-

spruch heraustritt und sich wie ein unerklärlicher Ana-

chronismus ausnimmt.

Schien doch seit den Tagen Richelieus und Ludwigs XIV.

die Macht des Adels gänzlich gebrochen. In der Staats-

verwaltung hatte er allen Einfluß verloren; in den Provinzen

walteten statt seiner die Intendanten ab gefügige Wericzeuge
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des zentralistischeii R^eniogsoigaiiismus. Nur in dea'Kor-

pomtmen des Klerus, der Parlamente und einiger Frovin-

ziabtände erhielt sich noch ein bescheidener Rest ständi-

scher Freiheit, der aber auch allmählich abbröckelte und

sicherem Untergang geweiht schien. Ludwig XIV. hatte

schon die Landstände einzelner großer Provinzen nicht

mehr berufen; Ludwig XV. hatte es gar gewagt, die poli-

tischen Rechte der Parlamente rücksichtslos zu beschneiden,

als ihm ihre fortgesetzte UnbotmäiUgkeit unbequem wurde.

Auch die Versammlungen des Klerus wurden nur unter

der Bedingung gelitten, daß sie das Gebiet der hohen

Politik aus dem Bereich ihrer Beratungen ließen und das

von der Krone geforderte don gratuit gehorsam bewilligten.

So war der unaufhaltsam vordringende Absolutismus eifer-

süchtig darauf bedacht, jede selbständige Regung im fran-

zösischen Staatsleben zu ersticken und neben sich kerne

rivalisierende Gewalt zu dulden. Nach dem gegen die

Parlamente geführten Staatsstreich gab es keinen Macht-

felctor, der imstande gewesen wäre, der Krone mit irgend-

welcher Aussicht auf Erfolg Widerstand zu leisten.

Wie kam es nun, daß dieser stolzen Entwicklung des

Absolutismus zum Trotz in den Jahren 1787 und 1788 die

absterbenden Reste des Feudabtaates plötzlich neues Leben

gewannen und so stark wurden, daß es ihnen glückte, ihren

dem Anschein nach unbezwing^chen Gegner, das Königtum,

aus dem Sattd zu heben? Welcher neue Uachtfaktor ver-

lieh den alten Korporationen mit einem Male diese sieg-

hafte Kraft?

Irren wir nicht, so hat die Geschichtschreibun^ diese

Frage überhaupt nicht aufgeworfen, geschweige sie in be-

friedigender Weise beantwortet. Sie nimmt vielmehr den

Sieg der Korporatknien über das Königtum wie eine sdbst-

verständliche Tatsache hin. Die herrschende Anschauung

über den Zusammenbruch des französischen Absolutismus

geht etwa dahin, daß die Reformversuche die Krone ins
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Verderben stürzten, indem sie ihr die erbitterte Feindschaft

der Pfivilegieitai» die sich dadurch in ihren Interessen be-

droht sahen, zuzogen.

Nach dieser Auf&ssung hätte also der Absolutismus

das Gute zwar gewollt, es aber gegenüber den frondieren-

den oberen Ständen nicht durchsetzen können. Vornehm-

lich seinen wohlgemeinten Reformbestrebungen wäre er zum

Opfer gefallen. Erst die spontane Erhebung des dritten

Standes hätte schließlich die Krone von der unheilvollen

Vormundschaft der bevorrechteten Klassen befreit und dem
Reformgedanken Bahn gebrochen.

Entspricht aber diese Darstdlungsweise dem wirklichen

Sachverhalt? Oder läßt sie nicht für den historischen Zu-

sammenhang hochwichtige Tatsachen unberücksichtigt? Wie

darf man den Privilegierten aUein die Schuld an dem Schei-

tern der Reformversuche beimessen, wo doch auch der

dritte Stand, wenigstens mittelbar zu diesem Ausgang bei-

getrsgen hatte? Denn er hatte den Wderstand, welchen

die Korporationen den FlSnen Calonnes und Briennes ent-

gegensetzten, mit lautem Beifallsjubd beglettet und durch

seineSympathiekundgebungen nicht unwesentlich unterstützt.

Und hatte denn auf der andern Seite die Aristokratie

sich in der Tat so reformfeindlich gezeigt, wie man später

behauptet hat? War nicht auch sie mit ehrlichem Eifer für

die Ausrottung der zahllosen Mißbräuche in der Staatsver-

waltung eingetreten? Hatten nicht an ihrer Spitze, z. B. in

der NotabelnverBammlung von 1787, so refonnfreundliche

Männer wie Lafayette gestanden?

Die herrschende Auffassung nimmt von diesen Tat-

sachen überhaupt nicht oder nur sehr flüchtig Notiz. Sie

streift nicht einmal das Problem, das einen der Kern-

punkte der Bewegung bildet, die Frankreich in den Jahren

1787 und 1788 durchflutet, nämlich die Frage: Wie kommt
es, daß der dritte Stand, der sonst in dem Bfochdcampf

zwischen Krone und Privflegieiten die Partei des Königtums
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zu eiigrdfeii pflegte, sidi damab auf die Seite der Korpo-

rationen stellte?

Freilich wechselte er sehr bald wiederum den Platz.

Denn nur solange fochten Bürgertum und Privilegierte

Schulter an Schulter als Bundesgenossen, bis der Abso-

lutismus unter ihren Streichen zu Boden gesunken war. So-

bald sich aber die Frage erhob, wem die FrUchte des

^eges zuMen sollten, brach die frühere Waffenbrüder-

schaft auseinander, und der dritte Staad suchte wieder

nähere Fühlung mit dem Köm'gtum zu gewinnen.

Dieser Bruch zwischen Bourgeoisie und Privilegierten

im Herbst 1788 ist offenbar nicht ohne Einfluß auf den

Charakter der bürgerlichen Geschichtschreibung geblieben.

Infolge einer langdauemden unversöhnlichen Feindschaft

scheint das Ennneningsbild, das man von den irüheren

Vorgängen bewahrte, sich immer stärker verschoben zu

haben, und zwar zugunsten der Krone und zuungunsten

des Adels: man bemühte sich, in dem Monarchen nur

noch den Vertreter des modernen Reformgedankens zu er-

blicken, der gegenüber den selbstsüchtigen bevorrechteten

Ständen seine trefflichen Absichten nicht habe durchsetzen

können und ihnen sicherlich unterlegen wäre, wenn ihm

nicht der dritte Stand noch in letzter Stunde zu Hilfe ge-

eilt wäre.

So voUzog sich unter dem Einfluß der Fiarteileiden*

Schaft eine Art nachträglicher Retusche des historischen

Urbildes, die namentlich bestrebt war, die g^ndverschie-

dene Rolle, welche das Bürgertum vor dem Sturz des Ab-

solutismus gespielt hatte, mit seinem späteren Verhalten

durch einen etwas gewaltsam hergestellten Ausgleich in

Einldang zu bringen. Freilich gewann man dadurch eine

einheitliche Entwickehmgsreihe, der eine so zwmgende Logik

innezuwohnen schien, daß auch der kritisch gerichtete Be-

schauer bei ihrem Anblick kaum das Bedürfnis empfand,

diese glatt verlaufende Beweiskette zu zersprengen.
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Wir müssen uns aber von dem Banne der von der

bürgerlichen Gcschichtschreibung geschaffenen Formel nach

Möglichkeit befreien und zu diesem Behuf die beiden großen

Bewegungen, die der Zusammenbruch des Absolutismus ah

Markstein scheidet, ihrer verschiedenen Wesensart nach

soigfiLltig auseinanderhalten. Naturgemäß haben die Hi-

storiker die Neigung gehabt, die Epoche der Reformver*

suche nur als eine Art*Vorspiel zu dem gewaltigen Drama
der RevohitioQ zu behandeln und ihm unterzuordnen. Und
allem Anschein nach nicht ohne Recht. Weist doch die

erste Bewegung zweifellos auf die zweite hin und ist mit

ihr durch tausend Fäden verwoben.

Allein trotz dieser innigen Beziehungen und mancher,

beide Epochen beherrschenden Grundgedanken wird man
sich hüten mttssen, die DarsteUung aUzu ausschließlich auf

die große soziale Umwälzung von vornherein zuzuspitzen

und dadurch der ihr vorangehenden Epoche jeden selb-

ständigen Charakter zu rauben. Sind auch die beiden Re-

volutionen nur durch fließende Grenzen getrennt, so wird

man doch stets die Tatsache im Auge behalten müssen,

daß jede auch ihr besonderes politisches Gepräge trägt,

und daß die Entwickelung, die von der ersten zur zweiten

filhrt, keinesw^ in der Richtung einer gerade verlaufenden

Linie liegt, sondern etwas Überraschend Sprunghaftes, Zidc-

zadcart^ies hat.

Während es sich in der Revolution von 1789 um den

Machtkampf handelt, den der dritte Stand gegen Adel

und Klerus führt, weht in der Periode der Reformversuchc

eine andere politische Luft: Das Königtum macht zaghafte

Anstrengungen, um den Dualismus des Feudalstaates zu

. Überwinden und die Körperschaften nodi weiter zurOck-

zudfängen; diese wehren sich eneigisch und suchen ihier-

iseits den ihre Rechte bedrohenden Absolutismus zu stürzen.

Auf diesen starken politischen Einschlag, der dem
Kampf zwischen der Krone und den Privil^erten eignet,
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kann man nicht nachdrücklich genug hinweisen. Denn will

man den entschiedenen Widerstand, den die Korporationen

den Vorschlägen Turgots und namentlich Calonnes und

Briennes entgegensetzten, richtig einschätzen, so wird man
berücksichtigen müssen, daß sie sich von diesen streng

absolutistisch gesinnten Blinistern in ihrem politischen Da*

sein ernstlich bedroht sahen. Hatten doch die Refonn-

bestrebungen der Krone häufig genug einen doppelten

Charakter, indem sie außer der Beseitigung etwaiger Miß-

stände dem Königtum eine nicht unerhebliche Machter-

weiterung auf Kosten der Korporationen verschaffen sollten.

Es sind also nicht so sehr die Erwägungen eines eng-

berz^en materiellen Eigennutzes, welche die oberen Stände

zum Beharren auf ihren Privilegien anspornen, sondern vor

allem das Bewußtsein, daß mit der Erhaltung derselben

der schwache Rest politischer Selbständigkeit, den sie sidi

noch bewahrt haben, aufs innigste verknüpft ist.

Aber nimmermehr hätten die Privilegierten, wie schon

hervorgehoben wurde, in diesem ungleichen Kampf mit

der Krone die Oberhand behalten, wenn ihnen nicht der

dritte Stand Hilfe geleistet hätte. Wie haben wir es uns

zu eridären, daß das Biligertum, das ehedem der traditio-

nelle Verbündete des Königtums war, diesmal dem Mon-

archen die Gefolgschaft versagte und filr die Korporationen

eintrat? Muß uns doch dieser Abfall um so überraschender

erscheinen, wenn wir wahrnehmen, daß der dritte Stand

bald nach dem Zusammenbruch des Absolutismus das

frühere Reformprogramm der Krone zu dem seinigen

machte, um es dann ungeachtet des Widerstandes der

Privilegierten erfolgreich durchzufilhren. Aus welchen Grün-

den aber hatte er sich im Jahre 1787 geweigert, Cslonnes

Reformplan seine moralische Unterstützung zu leihen?

Warum begegnete der Minister, der auf den Beifallsjubel

der dankbaren Nation mit zuversichtlicher Erwartung ge-

rechnet hatte, allgemeiner Verachtung und leidenschait-
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ficher EatrOstiiiig? Kuix, an wddieii Klippen adieiteite

der Absolutumiis und seine Refonnpolitik?

Hier in dieser knappen Einlettimg' kam es fUr uns

vor allem darauf an, die Frage, die den springenden Punkt

unseres Problems bildet, und an der man achtlos vorüber-

zugehen pflegt, scharf und klar zu stellen ; eine befriedigende

Antwort darauf zu finden, ist eine der wesentlichsten Auf-

gaben, welche die folgende Untemichung zu lösen hat.

Ehe wir jedoch die vetBcfaiedenen Phasen, welche die

Refonnpolitik Ludwigs XVL durchlaufen hat, eingehender

betrachten, müssen wir uns über den Charskter des Reform-

Problems klar zu werden suchen. Welche Aufgaben sind

es in erster Linie, die eine reformeifrige Regierung in

Frankreich sich zu stellen hatte? Diese Frage hatte eine

kleine Gruppe von Politikern, die sogenannten Physiokraten

oder Ökonomisten, eifrig erörtert und schlielUich ein um-

fimgreiches Programm entworfen, nach welche^ das alte

Staatswesen an Haupt und Güedem emeueit werden sollte,

und es war höchst bedeutsam, daß Ludwig XVL schon

wenige Monate nach seiner Thronbesteigung den begabtesten

Jünger des Begründers der physiokratischen Schule, des

alten Quesnay, in seinen Rat berief, nämlich Turgot, der

sich in redlichem Eifer bemühte, den jungen Monarchen

Air den Gedanken der Reform zu gewinnen.

uiyiiized by Google



Erstes Kapitel.

Das physiokratische Refonnprogramm.

I.

»Von allen Ideen und Empfindungen, die der Revo-

lutk» die Bahn bcachen, hat sieh der Gedanke an die

öffentHehe Fieiheit eist zu allerietzt eingestellte. Dieser

treffende Ausspruch Tocquevifles wird noch nicht in dem
Maße, wie er verdient, beherzigt. Und doch kann es fllr

denjenigen, der die Dinge nicht durch die Brille der bürger-

lichen Geschichtschreibung betrachtet, keinem Zweifel unter-

liegen: die Revolution ist ihrem Ursprung nach keine

pditische Freiheitsbewegung, sondern viebnehr eine Refonn-

und Ordnungsbewegung. Ihre ersten Scfarittanacher, die

Fh)r8iolaaten, stellen sich nicht unter die Fahnen Montes-

quieus oder Rousseaus, sondern sind überzeugte und ent*

schlossene Anhänger der bestehenden Staatsform, also des

Absolutismus.

Unter den Vorläufern der Revolution spielen die Phy-

siokraten zweifellos die bedeutendste Rolle. Sind sie es

doch gewesen, die das Königtum auf die Bahn der Refonn

gelockt und als die entschlossensten Gegner der Korpora-

tionen es zum Kampf gegen Privilegierte und Privilegien

aufgerufen, die mit leidenschaftlichem Eifer die Notwendig-

keit einer Revolution von oben gepredigt haben, einer Re-

volution, die alle ständischen Schranken niederreißen, die
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Reste der Feodalverfiusuiig beseitigen und aus Frankreich

einen einheitlichen modernen Staat 'machen sollte. Aber
ungeachtet des weittragenden Einflusses, den ihre Lehren

nicht nur auf die Reformminister, sondern auch auf die

Gesetzgeber der Konstituante ausgeübt haben, sind die

Physiokraten von der Geschichtschreibung arg vernach-

lässigt, ja fast vergessen worden.^) Gewöhnlich begnügt

man sich damit, ihre ökonomischen Scfaulmeinungen kure

anzuflihren und einer abfiilligen Kiitik zu untenidien, und

übersieht dabei völlig, daß die Anhänger Quesnays nicht

•) Ich »5chte hier nur auf eb sehr charakteristisehes Beispiel hin-

weisen, auf Taines (M^nes de la Fiaaee contempotaiiie. la dem bcridinit

gewordenen dritten Boche des Anden It^ime analysiert Taine unter dem
Titel; Ueaprit et la doctihie den esprit r6voliilioonaiie, ohne iifendwie

anf die Doktrinen der Physiokraten niher ainsngdiett. Diese aoffitlUge

Lflcke wird uns allerdings nicht befremden, wenn wir berflcksichtigen,

dafl Taine sich flberhanpt nicht nm die Reformversnche und den Sturs

des Absolutismas bekümmert ; er nimmt die Revolution als vollendete Tat-

sache hin und geht an dem Problem ihrer allm&hlichen Vorbereitung durch

das Königtum selbst achtlos vorüber. Insofern bedeutet sein Werk einen

nicht unerheblichen Rückschritt gegenüber Tocqneville, der in seinem

L'ancien regime et la Revolution sehr nachdrücklich auf die hohe Bedeutung

der physiokratischen Doktrinen hingewiesen hatte. Ich möchte Tocquevillei

knappe und schlagende Charakteristik der Ökonomisten cur Erinnerung

htehawetien; »Lea dcooomistet ool en moins d'^clat dana l*hirtoife qoe

let philosophes ; noios q«*cax ili ont eontEibn^ peut-Hre k TaTtoement

de la RdvohiÜDa; Je crais ponttaat q«e c*cet soiticnit dam kois teils qn'oa

pent le mienx Studier son vni natord. Les phOosophes ne soot gntee

sortia des idiei trte gte^ndea et tris abündtes en matitoe de gonveme-

meat; les ^oonomiste^ sana ae s^pater dea Uiterici» aont eependattt di*

aoendna pins pite dea fiiits. Les ma oat dil ee qa'oo poweit imaginer,

les antres ont indiqu6 parfois ce qa'fl j Cfait k fidre. Toutes les tnstitutions

qae la R^rolation devait abolir sans retoar ont Tobjet particulier de

leurs attaqnes; sncnne n'a trouv6 grftce k leurs yeox. Tontes Celles, an

contraire, qui peuvent passer pour son oeuvre propre ont 6t6 annoncdes

par eux ä l'avance et preconisees avec ardeur; on en dterait ä peine unc

seule dont le germe n'ait 6t6 d6pos6 dans quelques uns de leurs ccrits

;

on trouve en eux tout ce qu'il y a de plus substantiel en eile.— L'ancien

regime et la rivolution S. 364.
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nur wirtschaftliche Theorien aufgestellt, sondern auch

praktische politische Ziele wie die Durchführung einer

gründlichen Staatsreform in Frankreich verfolgt haben,

ja daß diese Reform ihnen als höchster Zweck bei Auf-

stellung ihres ökonomischen Systems von vorneherein vor-

geschwebt bat.

Die Ursache fUr diese Unterlassungssünde ist nicht

schwer aufzuzeigen. Die Geschichtschreibung bemühte sich

später, schon in den Anfängen der Revolution ihren demo-

kratischen Ursprungskeim nachzuweisen, und schob infolge-

dessen diejenigen Doktrinen in den Vordergrund, welche

die bürgerliche Freiheit vorbereitet hatten. In diesen Be-

reich paßten aber die Physiokraten als Verfechter eines

starren Absolutismus schlechterdings nicht hinein. Man
erblidcte vielmehr in ihnen ein in politischer Bezidiung

durdiaus rückständiges, unsympathisches Element, das man
ungestraft mit Stillschweigen übergehen durfte.

In Wirklichkeit aber hat niemand das morsche Ge-

bäude des alten Regime tiefer unterwühlt und in seinen

Grundfesten ärger erschüttert als die Physiokraten: fast

keine der bestehenden Staatseinrichtungen verschonten sie

mit ihrer vernichtenden Kritik. Sie wdlten, wie wir noch

unten des l^heren * sehen werden, eigentlich nicht refor-

mieren, sondern umstürzen und einreißen, um an der Stelle

des früheren Baus einen neuen glänzenden Palast aufzu-

führen. Alle wesentlichen sozialen und wirtschaftlichen

Forderungen, wie sie später die Revolution verwirklicht

hat, sind schon in ihrem Programm enthalten. Von den

Demokraten aber unterscheidet diese Fanatiker des Abso-

lutismus ein hochbedeutsames Moment: die von ihnen ge-

plante Umwälzung soll nicht vom Volk, sondern von der

Krone vollzogen werden.

Denn von dem hohen Wert, welchen die unumschränkte

Königsgewalt für das französische Staatsleben hatte, waren

sie tief durchdrungen. Sie wollten die überragende Stel-
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lung, die sich jene nach und nach erobert hatte, nicht

allcia nicht schwächen, sondern noch erheUich verstärken.

So revohitionär Quesnay und seine Anhänger auch sonst

gegenüber den alten französischen Staatseinrichtungen ge-

stimmt waren, so ängstlich hüteten sie sich, das Hauptstück

der Verfassung, die gebietende Stellung des Königtums zu

erschüttern; vielmehr nahmen sie darauf Bedacht, sie im

Sinne der gesdiichtlichen Entwickelung folgerichtig weiter

auszubauen. Sie glaubten fest an die Mission der Mon-

archie: Die Könige hatten in langen Kämpfen Fiankreich

im Innern geeinigt und nach außen stark gemacht; sie

hatten die Nation erst von den Engländern, dann von den

Spaniern befreit; sie hatten den Trotz der großen Herren

gebrochen und dem Bürgertum ihre Gunst erwiesen; mit

einem Worte, man durfte den französischen Staat, wie er

geworden war, recht eigentlich ihre Schöpfung nennen.

Noch aber war ihr Werk unvollendet: denn der Staat

steckte noch halb in der mittelalteiikhen Veifassung. Erst

wenn die Reste der Feudalität beseite die ständische

Gliederung und die Korporationen vernichtet und ein ein*

heitliches, vom Mittelpunkt aus straff regiertes Gemein-

wesen gebildet worden war, durfte das Königtum Halt

machen.

Eben den großen Korporationen, die durch ihren

Widerspruch bisher jeden emstlichen Reformversuch, der

ihre Rechte antastete, vereitelt hatten, trachteten die Phy*

siokraten den Lebensladen abzuschneiden. Jene sollten auf

ihre Privilegien und ihre Sonderstellung verzichten zugunsten

der Nation und des Monarchen, der, befreit von dem
Widerstand der partikularen Gewalten, als überall durch-

greifender Wille über eine einzige gleichberechtigte Masse

von Staatsbürgern, nunmehr in Wahrheit unumschränkt,

geboten hätte. Mit dieser unbegrenzten Macht ausgestattet,

sollte er dann die große, von den Fhjrnokraten gephnte

Staatsreform durchfiihren.
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Das Ideal, das den Physioknten wie ihreii Gesinnwngs»

verwandten, den sogenannten PhSosophen» vorschwebte,

stellte sich in der Person eines wahrhaft aufgeklärten ab-

soluten Herrschers dar, der, ohne Rücksicht auf den zu

befürchtenden Widerstand der privilegierten Klassen, die

bestehenden Mißbräuche ausgemerzt und eine geordnete

einheitlich g^liederte Staatsverwaltung hefgestellt hätte.

Damit beabsichtigten sie, die Entwidcdung des xentnüi-

sierenden Absolutfamus zum Abschkiß zu bringen: so smd
sie recht eigentlich als Fortbfldner des Werkes von Riehe-

lieu und Mazarin zu betrachten. Der Kerngedanke der

neueren französischen Geschichte , der in dem von der

Hauptstadt aus energisch zusammengefaßten Einheitsstaat

gipfelt, ist durch sie in die moderne Zeit hinübergerettet

worden.

Daß diese radikalen absolutistischen Ne^^ungen der

Physiokraten in weiteren Kreisen des franzfisischen Volkes

zur Zeit Ludwigs XV. Anklang gefunden hätten, wird man
nicht behaupten dürfen. Höchst bedeutsam aber war es,

daß ihre Bestrebungen, die sich auf eine gründliche Staats-

reform richteten, unter der hohen Beamtenschaft auf frucht-

baren Boden fielen. Drängte sich doch seit Vaubans

Tagen gerade den der Kione nahestdienden Beratern

immer unabweisbarer der Gedanke auf^ daß das alte Staats-

wesen sich schon lange nicht mehr den Anforderungen ge-

wachsen zeige, die eine veränderte Zeit an es stelle, daß

es sich durch zweckmäßige Reformen dem neuen Geist

anpassen, sich durchaus veijiingen müsse, um wieder lebens-

kraftig dazustehen.

Wer aber sollte diese Reformen vollziehen? Doch

nur der König, der ab unumschränkter Herracher jede

Regung des politischen Lebens im Innern und nach außen

einzulegen luiftte. Freilich konnte nur ein starker König

oder ein gewaltiger Minister, ein Heinrich IV. oder ein

Richelieu, diese Sisyphusarbeit vollbringen, eine Art Titane,
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der sich durch keinen Widerstand einschüchtern, durch

keine Klagen rühren ließ, auch nicht durch die schmeichelii-

den Lockrufe höfischer Sirenen.

So blieb gerade den besten Mit|^edem des hohen

Beamtentums die Wahrheit nicht verborgen: die französische

Monarchie stand am Vorabend wichtiger Entscheidungen.

Allein es bedurfte eines harten, genialen Willensmenschen,

der rechtzeitig den rettenden Entschluß zu fassen und sie

vom Abgrund wegzureißen wußte.

Eine kleine Begebenheit kennzeichnet die Stimmung

vortrefflich, die schon in den fünfziger Jahren des 1 8. Jahr-

hunderts in französischen Regierungskrdsen herrschte. Bei

einem lliahle, das Quesnay in jenen Tagen seinen Freun-

den in Paris gab, wurde die Liebe viel gerühmt, in der

die Franzosen an ihrem Herrscherhause hingen. Zu diesem

Gegenstand nahm auch ein junger Staatsbeamter von

edlem Aussehen das Wort, um lebhaft zu beteuern, wie

sehr die Könige dieses Gefühl der Hingebung verdient

hätten: »Diese liebet, rief er in froher Begeisterung aus,

»ist keineswegs blind, vielmehr kommt sie aus dem Grunde

des Herzens; sie entstammt der dunklen Erinnerung an

große Wohltaten c. Und als das Gespräch sich bald dar-

auf dem regierenden König zuwandte, nahm ihn der jugend-

liche Heißsporn eifrig in Schutz. Er behauptete, es ge-

breche Ludwig XV. vornehmlich an einer Eigenschaft, die

sein Ahn Ludwig XIV. in zu hohem Maße besessen habe:

an Selbstbewußtsein. Der König zeige sich überall wohl

unterrichtet, und im Staatsrat sei seine Ansicht stets zu«

treffend. Aufrichtig zu bedauern sei aber sein Mangel an

Selbstvertrauen, oder daß er nicht sein Vertrauen einem

populären Premierminister schenke.

Der Jüngling, der unter einmütiger Zustimmung diese

Ansicht vorgetragen hatte, war kein geringerer als Turgot.

Das Gespräch bei dem Quesnayschen Mahle scheint sich

hauptsächlich um die schon damals viel erörterte Frage der
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Staatsrefonn gedreht zu haben, und die Tafelrunde hatte

wohl erwogen, ob Ludwig XV« der Mann sein würde, um
eine so schwierige Angabe zu lösen. Aus Turgots loben-

der Äußerung und dem Beifidl, der ihr gespendet wurde,

ersieht man, daß die Physiokraten noch auf den König

bauten.

Leider sollten sich diese Hoffnungen nicht erfüllen.

Wie augenscheinlich auch die schmachvollen Niederlagen

des Siebenjährigen Krieges und das stetige Sinken des

pcdttischen Einflusses Frankreichs, sowie die zunehmende

Verwirrung In der Innern Staatsverwaltung die Reform-

bedfirft^kelt des alten Regime offenbarten, Ludwig XV.
vermochte sich nicht zu entschlossenem Handeln aufzu-

raffen. Nach einigen unbedeutenden Anläufen erkaltete

rasch sein Reformeifer. Und schließlich brachen die trübsten

Jahre dieser unheilvollen Regierung herein, in denen der

König unter dem Einfluß einer frivolen Maitresse und ver-

haßter Minister sich durch seine wUrdek>se Lebensflihrung

um den letzten Rest von Achtung bei seinen Untertanen

brachte.

Erst mit der Thronbesteigung Ludwigs XVI. brach fiir

die Freunde der Staatsreform ein neuer Hoffnungsmorgen

an: als der junge Monarch Turgot ins Ministerium berief,

da wähnten seine Parteigänger, die Physiokraten, den Tag
herbeigekommen, wo sich die von Ihnen seit langem ge-

trftumte Wiedeigebutt des französischen Staatswesens gleich-

aam mit einem Schlage vollziehen würde.

Wie dachten sie sich diese Wiedergeburt? Wie sahen

die Grundzüge des umfassenden Reformprogramms aus,

dessen Durchführung sie dem neuen König zumuteten?^)

') Im folgenden stutze ich mich hauptsächlich auf das noch wenig

gekannte henrorrageode Werk des Advokaten Letrone, De 1 atlministration

piovincütle et de k rifimne de rimp6t, Basel 1779, 2 Bände. Letrdnes

Werk niant «Hier den pbysiokmtiichea Sdnifteo ciiien eigenartigen Flati

ein. Wihfend et lOBtt deo SdnUeta Qnemays im weeeoUidwB mf die
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n.

Im Mittelpunkt der physiokratiBchen Reformbestfe-

bungen steht die Frage der Steuerreform. Sie bildet ge-

radezu den Ausgangspunkt und Lebensnerv ihres Systems.

Die schlimmen Zustände, die in der französischen Finanz-

und Steuerverwaltung unter dem ancien regime herrschten,

sind zugleich mit ihren höchst nachteiligen Folgen fiir den

nationalen Wohlstand von berufenen Federn so häufig ge-

schildert worden, daß wir hier auf eine eingehende Dar-

stellung verzichten und uns mit der Erinnerung an die

hervorstechendsten Mißbitfuche begnügen kSonen.

Jedenfiüls handelte es sich bei der Frage der Steuer*

reform um ein mehr als hundert Jahre altes Problem der

französischen Verwaltungspraxis. Wie oft und wie dringend

hatte bereits Colbert Ludwig XIV. die Reform der TaiUe,

theoretische Begründung der Lehren des Meisters anluun, unternimmt hier

Letröne den interessanten Versuch, Mittel und Wege anzugeben, wie die

von den Physiokraten verfochtenen Doktrinen in die Wirklichkeit zu Uber-

tragen seien, und entwirft sn diesem Zweck ein umfassendes Refonnpio>

gnuDB» liCtsAiw (diBtte m der fcteiiim Gnppt von FhjfiiokntCDf dte

•kli «m Tvifol adiaite nd «oter denea Qiillnfl pf«ktiidi di« Ldmmf
d« RflfennproblMBS ins Aagß MUe; neben Le<r6ne «idnMlM ddi nement*

Heh Condoieet and Da Pont dieser Au%abe. Wie ctarlc Letr6nes Weric

aber die Frovinsisiverwaltang von Toifots Monisipelititen-Sntwuf becin-

flaßt woide, seigt ^ fuse Anlage seines Baches: der Sdbstterwsltangp-

gedenke ist die sentrale Idee, m trd^ die dnselnen Refatmmaflhsbnwn

grappiert werden. Trotzdem darf man keinesfalls bdunpten, daß alle Vor-

schlige Letrones Turgots Beifall gefunden haben wflrden. Du Pont, der

wohl als der getreueste Dolmetsch der Ideen Turgots zu betrachten ist,

kündigte im Juni 1780 dem Markgrafen Karl Friedrich von Baden Letrönes

Werk mit einem charakteristischen Vorbehalt an: »Mr. le Trosne a depuis

fait un assez gros livre sur le m6me sujet (wie der Munizipalitäten-Entwurf,

von welchem Du Pont dem Markgrafen kürzlich eine Abschrift gesandt

hatte), oü pamii un grand nombre de cboses tres esdmables, j'en trouverais

qaelques-unes qui me paraissent moins bien vues.c Knies, Karl Friedrichs

von Baden brieflicher Verkehr mit Mirabeau und Du Pont (Heiddherg

1892) I, 901. — Ober Letrfoe vergleiche nisn A. Ondwns Gesdricble

der NeHowelBkonosrie (Leipzig 1902) I, 499 ff., 473 ff.
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der Salzsteuer und der Tranksteuem sowie die Aufhebung

der drückenden, Handel und Wandel unterbindenden

Binnenzölle empfohlen! Er hatte tauben Ohren gepredigt.*)

Der Ruhm und Pracht liebende Köni^ hatte für eine Re-

formpolitik gfroßen Stils, wie sie sein Finanzminister vorschlug,

wenig Sinn gezeigt ; die Hilfsquellen seines reichen Landes

hielt er fUr unerschöpflich und spannte, unbesorgt um die

schümmen Folgen, die Kräfte der Untertanen aufs äußerste

an, um das hochgesteckte Zxd seiner Politik, die unbe-

dingte Vorherrschaft Frankreichs in Europa, zu erreichen.

Wie seine großen Vorgänger Richelieu und Mazarin be-

trachtete Ludwig "die Finanz- und Steuerverwaltung ledig-

lich aus fiskalischen Gesichtspunkten : für die fortwährend

sich steigernden Bedürfnisse des glänzenden Hofhalts und

der ungeheure Summen verschlingenden kriegerischen Po-

litik sollte sie ihm die Mittd aufbringen, gieichgOltig woher

man sie nahm. Zu welchen Miltotänden dieses System

rück^chtsloser Ausbeutung gefUhrt hat, wie namentlich die

bäuerliche Bevölkerung dadurch ausgesogen und in weiten

Gebieten des Landes an den Bettelstab gebracht worden

ist, diese Schattenseite der äußerlich glanzvollen Regierung

Ludwigs XIV. ist ja oft genug geschildert worden; von

keinem aber so anschaulich und eindringlich wie von zwei

Zeitgenossen des Königs, von Boisguillebert und Vauban.

Sie eröffnen würdig den Reigen der zahlreichen Re-

formschriftsteller. Denn sie haben sich nicht mit einer er-

greifenden Darstellung der herrschenden Übelstände be-

gniigt, sondern bereits den leitenden Gedanken, der die

immer gewaltiger bis zur Revolution hin anschwellende

Bew^;ung kennzeichnet, in ihren Schriften niedergelegt.

Dieser Leitgedanke gipfelt in der Forderung einer gerechten.

') über Colbcrts Reformbestrebungen und die Stellunc: lAidwig«; XIV.

dazu hat in jüngster Zeit Ernest LAvifiie in der Uistoire de France VU,

I, 169 ff. vortrefflich gehandelt.

Ciagau, Reformvcnuche. 3

uiyiiized by Google



i8

den Volkswohbtaiid nach Mä£^iclikeit berücksichtigenden

Besteueningsweise.

Der Hauptvorwurf, den Boisguillebert und Vauban

gegen die hergebrachte Finanzpolitik erhoben, lag eben in

dem Nachweis, daß sie in schonungslosem Fiskalismus die

Quellen, aus denen sie den Staatshaushalt speisen sollte,

aihnählich verschüttete, daß sie den wichtigsten Erwerbs-

zweig Frankreichs, die Landwirtschaft, nicht allein in der

Entwickdung hemmte^ sondern zugrunde zu richten drohte.

Im Laufe des i8. Jahihunderts hatte die französische

Regierung sich verschiedentlich bemüht, die Mißstände im

Steuerwesen zu beseitigen oder doch wenigstens zu mildern.

Vor allem war sie bestrebt gewesen, auch die Privilegierten

zu den Staatslasten heranzuziehen. Als während des Spani-

schen Erbfolgekri^es zwei neue direkte Steuern, die ca-

pitation und der dixitoe, eingeführt wurden, wagte Lud-

wig XIV., den Grundsatz der Steuerfreiheit der bevor-

rechteten Stände zu durchbrechen: Add sowohl wie Klerus

sollten zu den beiden Auflagen beitragen.*)

Leider zeigte sich die Regierung von vornherein nicht

stark genug, um an dem einmal angenommenen Prinzip

festzuhalten. Dem geistlichen Stande glückte es sofort,

sich durch Zahlung einer unverhältnismäfUg geringen Summe
von den bdden Steuern loszukaufen und den König wiederum

zur ausdrUcldichen Anericennung setner Immunität zu bc'

wegen. Auch der Adel verstand es, wenn er sich auch

nicht wie der Klerus vollständig zu befreien vermochte,

') Fflr die frimMsdie Finanzgeschicbte uter dem alten R^bne
verweise ich hier ein ftlr allemal auf die bekannten Werke ron A. Bailly,

Histoire financi^re de la France, depuis I'origine de la monarchte jnsqn'ik

la fin de 1786, Bd. I, II, Paris 1839. Dieses Bach ist auch heute noch

nicht tu entbehren, weil P-ailly archivalische Materialien benutzt hat, die

im Jahre 187 1 durch die Kommunarden vernichtet worden sind. Vgl.

ferner R, Stourm, Les finances de l'ancien regime et de la Revolution,

Bd. I, II, Paris 1885, und Charles Gomel, Les caoses financi^s de la

Revolution fran^^aise Bd. I, II, Paris 1892.
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sehr wesentliche Efmäßigungen filr sich herainzuschlageii,

so daß er nur sehr selten im wahrenVerhältnis zu seinem Ein*

kommen besteuert wurde.

Mehrere energische Finanzminister machten im Lauf

des 1 8. Jahrhunderts den Versuch, den oberen Ständen die

Vergünstigungen zu rauben, die sie unbilligerweise für

sich in Anspruch nahmen. Allein ihre Bemühungen blieben

erfolglos. Stets gelang es den Privilegierten, ihre Vorrechte

zu behaupten und die unbequemen GeneralkontroOeure,

die sie anzutasten wagten, zu stUrzen. So acheiterten an

der Selbstsucht der oberen Stände und der Ohnmacht der

Regierung schon beim ersten Anlauf alle Maßnahmen, die

den von Vauban aufgestellten Grundsatz der gleichmäßigen

Besteuerung der verschiedenen Bevölkenmgsklassen zur

Durchführung bringen sollten.

Und nicht besser eiging es den Refonnbestrebungen,

die auf eine gerechtere Verteilung der hauptsächlichsten

direkten Steuer, der Taille, unter den nichtprivUegierten

Volksschichten hinzielten. Al^;esehen von wenigen Aus*

nahmen bewahrte die Taille da, wo sie als Personalsteuer

erhoben wurde, ihren wülkürlichen Charakter. Wie am
Ausgang des 17. Jahrhunderts war es namentlich der Land-

mann, der unter dem schweren Druck dieser unseligen Auf-

lage zu seufzen hatte. Sein Los hatte sich keineswegs

verbessert, sondern vieknehr verschlinmiert: denn die Taille

war fortwährend erhöht und außerdem eine Reihe neuer

Steuern hinzugefügt worden.

Überblicken wir die Anstrengungen, die das franzö-

sische Königtum seit Colberts Tagen gemacht hat, um das

bestehende Steuersystem zu verbessern, so muß man die

Ergebnisse seiner Reformpoiitik erschreckend gering nennen.

Man darf sagen: im wesentlichen blieb alles beim Alten.

Die hergebrachten Mißbräuche schienen zu tief Wurzel ge-

schlagen zu haben, um ach noch ausrotten zu lassen. Ja,

die Mißstände, welche die ungleichmäß^ Verteilung der
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Steuerlast zur Folge hatte, waren mit der Vermehmiig der

Auflagen im Laufe des 18. Jahrhunderts noch bedeutend

gewachsen. Vor allem der kleine Landwirt war schließfich

so stark vom Fiskus Oberbürdet worden, daß die Leiter

der Finanzverwaltung selbst zu wiederholten Malen der

Überzeugung Ausdruck gaben, es sei durchaus unmöglich,

die Steuerschraube noch fester anzuziehen, da sonst der

Bauemstand gänzlichem Verderben preisgegeben würde.

Dazu kam noch der sehr merkwürdige Umstand, daTs

sich der Kreis derjenigen, die Steuerbevorzugungen genossen,

fortwährend erweiterte. Denn wer zu einigem Wohlstand

gelangt war, hatte nichts Eiligeres zu tun, als sich einen

Adelsbrief oder eines der nach Tausenden zählenden Ämt-

chen, mit denen die Steuerbefreiung verbunden war, zu

kaufen, um sich dadurch der drückendsten Auflage, der

Taille, zu entziehen. Je mehr sich aber die Zahl derjenigen

veigrößerte, die sich den Genuß solches ungerechten Vor-

teils verschafften, um so unerträglicher wurde die Last für

die Nichtbegünstigten; da die Taille in derselben Höhe
wie vor dem Ausscheiden der neuen Privilegierten von

der einzelnen Gemeinde aufgebracht werden mußte, hatten

die Steuerzahler den entstandenen Ausfall zu tragen. So

wälzten die Reichen oft ihren Anteil auf die Schultern der

ärmeren Bevölkerung ab. Wie durfte eine auf das Wohl
des Volkes bedachte Verwaltung solchen himmelschreieop-

den Blißbmuch dulden? Nicht genug aber damit, daß sie

ihn duldete, sie selbst gab ihm stets mh neue Nahrung,

indem die Generalkontrolleure, so oft sie in Geldnot waren,

solche überflüssige Ämter verschacherten, mit denen die

Befreiung von der Taille verbunden war. Man würde irren,

wenn man annehmen wollte, daß nur die beiden oberen

Stände eine bevorzugte Stellung hinsichtlich der Besteuerung

eingenommen hätten.

Wie fast auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens

. unter dem alten Regime herrschte namentlich im Steuer-
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wesen eine verwirrende Mann^&ltigkeit der verschieden-

artigsten Abstufungen. Viel günstiger ab die Landbewoh-

ner waren in der Regel die Städter gestellt, weil sie sich

durch Pauschalsummen, sog. Abonnements, deren Betrag

unverhältnismäßig niedrig bemessen zu sein pflegte, von

der Kopfsteuer und ihren schikanösen Erhebungsformen

befreit hatten. Ebenso waren die Provinzen mit Land-

ständen vor den übrigen, den Päys d'dection, die keine

Vertretung hatten, ausgezeichnet, weil sie eme mit der

Regierung vereinbarte Summe durch ihre eigenen Beamten

aufbringen ließen und dadurch vor den Übergriffen der

königlichen Steuereinnehmer gesichert waren. Aber auch

unter den Pays d'^lection gab es Provinzen, deren Bewohner

noch nicht die Hälfte dessen zahlten, was der Fiskus viel-

leicht in der benachbarten Landschaft erhob ^). Ja, eine

indirekte Auflage, wie die wegen ihrer Härte berüchtigte

'Gabelle, wurde in den verschiedenen Jenen der Monarchie

unter Berücksichtigung der hericömmlichen Privilegien so

ungleichmäßig erhoben, daß der Salzpreis für den Zentner

zwischen 2 und 60 Frcs. schwankte, je nachdem die Pro-

vinz von der Verbrauchssteuer ganz oder halb befreit, oder

ihrer vollen Schwere unterworfen war.

Es war ohne Frage der kleine Landwirt, gegen den

sich alle Härten des herrschenden ungerechten Steuer-

sjfstems richteten. Denn nicht allein das Schweigewicht

der direkten Auflagen, der Taille, der Capitation und des

Zwanzigsten hatte er zu tragen, sondern auch die indirekten

Steuern, wie die Gabelle und die Tranksteuern, schädigten

vor allem seine Erwerbstätigkeit. Nicht genug aber damit,

daß er, um den Fiskus zu befriedigen, einen unverhältnis-

mäßig großen Teil seiner Einkünfte opfern mußte, hatte

er noch der Kirche den Zehnten und dem Seigneur den

*) Man vergleiche die lehrreichen Angaben, die Necker in seinem

Werke De l administration des finances de la France II, 320 ff, (Ausgabe

OD 1784) darüber macht.
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Grundzins zu entrichten, seufzte er ferner unter dem Drucke

der Wegfronden und Einquartierungslasten , die ihm die

R^^ienuig von Zeit zu Zeit auferlegte, und der Feudal-

rechte, die ihm der Grundherr abveriangen durfte.

Die schlimmen Folgen, die diese Steuerüberbürdung

für die Entwickelung der Landwirtschaft nach sich zog,

waren seit langer Zeit offenbar geworden, und wenn man
ach mit der Frage der Verbesserung der Steuerverfassung

beschäftigte, so wandte die hauptsächliche Sorge der Re-

former sich dem beklagenswerten Lose des Landmannes

zu. Denn ihm vor allem mußte man HOfe bringen.

Etwa in der Mitte des i8. Jahrhunderts sehen wu* in

Frankreich auch in weiteren Volkskreisen eine Stimmung

reißend schnell um sich greifen, die der bedrängten Land-

wirtschaft die lebhafteste Teilnahme entgegenbrachte. Das

Land wurde allmählich von einer agrarischen Bewegung

er&ik, die bis zu der Revolution hin in stetigem Ansteigen

begriffen ist und nicht eher ruht, bis sie die Fessehi, die

das Gedeihen des wichtigsten nationalen Erwerbszweiges

Iwmmten, zersprengt hat^).

Ein immer deutlicher wahrnehmbarer Rückschlag gegen

Colberts Wirtschaftspolitik war nach und nach eingetreten.

In scharfem Gegensatz zu dem handel- und gewerbefreund-

lichen Merkantilismus, dem man vorwarf, er habe nament-

lich durch die künstlich niedrig gehaltenen Getreidepreiae,

die er zum Vorteil der Industrie beanspruchte, fast den

Untergang der Landwirtschaft verursacht, forderte man,

auch von Seiten des Staates, eme hingebungsvollere Pflege

des Ackerbaus. Um landwirtschaftlichen Sinn mögUchst

in allen Schichten des Volkes zu wecken, wurden in der

Hauptstadt und in den großem Provinzialstädten GescU-

*) Uber diese agrarische Bewegung vergleiche man Friti Wolter«,

Stadien Uber Agrarzustände und Agrarprobleme in Frankreich von 1700

bi« 1790 (Leipzig 190$ in SchmoUert Staat»* and aosialwiMenachaftlichen

Fonchnngea XXII, 5).
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Schäften gegründet, die sich die Hebung des Ackerbaus

zur Aufgabe machten. Hier beschäftigte man sich aufs

eifr^te mit der Verbessening der kuidwirtschaftUchen An-

baumethoden. Von den Akademien wurden jetzt häufig

Fteisfaigen ausgeschrieben, die die beste Art der Feld-

bestellung zum Gegenstande hatten. Kein Wunder, wenn

unter diesen Antrieben die agronomische Literatur einen

großartigen Aufschwung nahm.

Unter dem Einfluß dieser agrarischen Strömung wurden

natürlich auch die staatlichen Einrichtungen, soweit sie dem
Wohl& der Landwirtschaft hinderlich waren, einer scharfen

Kritik unterworfen. Namentlich gegen die herrschende

Steuerver£aissung, die den Ruin der Landeskultur in weiten

Gebieten Frankreichs verschuldet hatte, wendeten sich alle

Freunde der ackerbaulichen Tätigkeit, niemand aber in so

leidenschaftlicher Entschiedenheit und grundsätzlicher Geg-

nerschaft wie die Physiokraten.

m.

Leidit war es fUr sie nachzuweisen, wie schonungslos

der fiskalische Geist ab böser Dämon auf dem Lande
hauste, wie er, ohne an die Zukunft zu denken, Raubbau

trieb und in dem Landmann allen Unternehmungsgeist er-

stickte. Schon Boisguiilebert und Vauban hatten recht

anschaulich gezeigt, wie die Härten der Taille notwendig

den Rückgang der Landwirtschaft im Gefolge haben muß-

ten. Denn der Bauer durfte keine Melioration vornehmen,

kein Stück Vieh anschafien, weil er dadurch sofort die

Augen der Steuereinnehmer auf sich gezogen und eine

weit höhere Steuerquote, die ihn zugrunde richtete, hätte

zahlen müssen. Nur der Anschein äußerster Dürftigkeit,

der Bettelarmut, vermochte ihn vor einer schwereren Be-

lastung zu schützen.

Allein schon die Vofganger der Physiokraten hatten

die Taille als Landplage genugsam gekennzeichnet; ihre
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Schäden waren also den Zeitgenossen Quesnays längst

bekannt. Seine Anhänger konnten sich daher mit einer

kurzen Erinnening begnügea und ihre Geschosse um so

entscfaiedeaer g^en emen andern Zweig der bestehenden

Steuerocdnung wenden, nämlich gegen die indirekten

Steuern. Die Vefpachtung derselben verurteilten sie grund*
I sätzlich. Denn wie durfte der Staat eine so wichtige Funk-

tion, wie es die SteuerVerwaltung war, Privatleuten über-

tragen und ihnen dabei einen Teil der öffentlichen Macht-

befugnisse ausantworten 1 Wie durfte er erlauben, daß die

Steuerpächter außer der an die Staatskasse abzuführenden

Summe einen beträchtlichen Überschuß als persönlichen

Gewinn für sich herauszuschlagen suchten!

Vor allem kam es den Physiokraten auf den Nach-

weis an, daß eine fortgeschrittene wirtschaftspolitische Auf-

fassung die indirekten Steuern überhaupt als eine den

Volkswohlstand auf das empfindlichste schädigende Insti-

tution verurteilen müsse. Wie schwer hatte z. B. die

landwirtschaftliche GUtererzeugung unter der Gabelle zu

leiden, da bei dem unerschwinglich hohen Preise das Salz

weder ab Zusatz zum >nehfutter noch als Düngemittel ver-

wendet werden konnte. Ebenso wurde der Weinbau, der

unter gfinstigeren Bedingungen den glänzendsten Aufichwung

genommen hätte, durch die höchst drückenden Trank-

steuem, die sog. aides, in der Entwickelung gehemmt.

Allein nicht nur die ländliche Produktion, sondern

auch einzelne Industriezweige wurden durch schikanöse und

maßlose Besteuerung an der freien Entfaltung gehindert.

Beklagenswürdig erschien den Fhysidcraten z. B. das Los
der Lol^eiber. Sowohl die Höhe der Abgaben, die sie

zu entrichten hatten« als die zeitraubende und lästige Be-

aufsichtigung, die die Beamten der Regie über sie aus-

übten, sowie die zahlreichen Prozesse und schweren Bußen,

durch die sie sich täglich bedroht sahen, hatten die An-

gehörigen dieses Gewerbzweiges mit so tiefer Entmutigung
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erfüttt, daß vide ihrein Berufe entsagt hatten. Während

es im Jahre 1759 vor der Einricfatiuig der Regie in Päris

noch 40 Lohgerber gab, die mehr als 280 Arbeiter be-

schäftigten, war ihre Zahl im Jahre 1775 auf 15 Meister

und 50 Gesellen gesunken. Ein gleicher Rückgang der

Lederindustrie war in der Provinz zu verzeichnen.

Mit fast noch größerer Entschiedenheit als die in-

direkten Steuern bekämpften die Physiokraten die Binnen-

zölle, die sog. trattes. Hatten doch schon Colbert und

Vaoban auf die schweren Nachteile hingewiesen, die die

Zollschranken zwischen den einzdnen Provinzen dem Handel •

verursachten. Oft genug hatte die Regierung darüber Er-

hebungen anstellen lassen und die Beseitigung der innem

Eillinien ernstlich erwogen, aber zu einem heilbringenden

Entschluß war sie nicht gekommen. Nach wie vor brei-

teten sich die unzerreißbaren Maschen dieses Netzes Uber

Frankreich, und die geringen Einnahmen, die man aus

den Binnenzöllen zog — sie betrugen nicht viel über vier

Millionen — standen in keinem Verhältnis zu den Er-

hebungskosten, der Schädigung und den Plackereien, unter

denen der Handel zu leiden hatte.

Zu den im Auftrag des Staates erhobenen Binnenzöllen

gesellten sich noch zahlreiche Wegezölle (p^ages), die sich

als vom Könige in früher Zeit verliehene Privilegien im

Besitz von Priva4>er8onen oder von Stadt* oder Landge-

meinden befonden. Namentlich die Flußzölle häuften sich

in erschreckender Weise. Ein mit Wein befrachtetes Boot

hatte auf dem Wege aus dem Languedoc bis nach Paris,

wobei es die Rhone aufwärts und die Loire abwärts fuhr,

an 35—40 verschiedenen Hebestätten Abgaben zu erlegen.

Nicht allein die Verteuerung der Waren verdroß die Han-

delsleute, sondern auch der Zeitverlust, den ihre Fuhrleute

an den Hebestätten erfuhren. Häufig verzögerte sich dap

durch ihre Reise um zwölf bis ftinfzehn Tage. Einen so

langen Aufenthalt verursachte die Ausstellung der Steuer-
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erkläningen und die Revisionen der Zollbeamten. Um
diesen Scherereien zu entgehen, verließ man oft die be-

quemere und als Verkehrsmittel bill^;ere Wasserstraße und
zog ihr den Landwege vor. Die außerordentlich zahlreichen

Rhonezölle veranlaßten eine solche Ablenkung des Waren-

verkehrs : der lebhafte Handel zwischen Lyon und Marseille

vollzog sich auf dem Landwege.

Auch über diese Übelstände wurden seit Jahrhunderten

Beschwerden erhoben; auch in diesem Falle hatte die Re>

gierung oft Abhilfe versprochen. Allein es gmg so, wie

es unter dem alten Regime zu gehen pflegte: Ausschüsse

wurden eingesetzt , um die Klagen auf ihre Berechtigung

hin eingehend zu untersuchen
;
Reformprojekte wurden aus-

gearbeitet, um schließlich unausgeführt liegen zu bleiben.

Schon im Januar 1663 war eine königliche Verfügung er»

lassen worden, nach der die Inhaber von Wegezöllen sich

zur Unterhaltung der Brücken und Straßen verpflichten

oder Ihre Zollgerechtsame au%eben sollten. Aber wie so

manches Dekret stand auch dieses nur auf dem Papier;

die Regierung sorgte nicht dafür, daß ihm wirklich nach-

gelebt wurde.

Es war mit den Wegezöllen gegangen wie mit so

vielen Einrichtungen, die aus dem Mittelalter stammten:

sie hatten ihren ursprünglichen Charakter eingebüßt und

ihre Daseinsberechtigung verloren. In früherer Zeit hatten

die Inhaber dieser Zölle lur die Sicherheit und Instani^

haltung der Straßen Sorge getragen und dadurch ein Eni*

gelt verdient. Später hatte der Staat diese Aufgaben über-

nommen und damit war die weitere Erhebung der alten

Auflagen zum sinnlosen Mißbrauch, zu einer unbilligen

Schröpfung des Handels geworden, gegen die sich der

au%eklärte Sinn auflehnte. Überall in Frankreich regte

sich ein neuer wirtschaftlicher Geist, der aus den engen

landschaftlichen Verhältnissen machtvoll hinausstrebte und

die zahllosen Fesseln, die seine freie Be^tigung hemmten,
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mit einem Ruck zu zersprengen suchte, um seiner über-

8ch1l98f|^ Kraft einen weitem Spidraum zu erobern. Er
wünschte Frankreich umzuwandeln in ein einziges nach ein-

heitlichen Grundsätzen verwaltetes Wirtschaftsgebiet, und

fiir dieses Ziel gab es kein peinlicheres Hindernis als die

provinziellen und örtlichen Zollschranken.

Überblkrken wir schließlich die um&ssende Kritik, die

die Physiokraten an der Steuerordnung Übten, so kommen .

wir zu dem Ergebnis, daß auch nicht eine der bestehenden

Auflagen Gnade vor ihren Augen fand. Denn jeder ein-

zelnen konnten sie nachweisen, daß sie ungleichmäßig ver-

teilt oder für die Entwickelung des Volkswohlstandes nach-

teilig sei. Dürfen wir uns daher wundem, wenn diesem

radikalen Verdammungsurteil auch das Heilmittel der Re-

former entsprach; wenn sie von einer aUmählichen Um-
bildung und Verbesserung der alten Steuerordnung nichts

hören, sondern das alte Gebäude abtragen und einen

vollständigen Neubau auff\ihren wollten? Hatte doch bereits

Vauban, als er die Einführung des Könio^zehnten empfahl,

den Umsturz des herrschenden Steuersystems vorgeschlagen

und damit kundgegeben, daß er die Taille nicht fUr ver-

besserungsfähig hielt.

Aber im Gegensatz zu dem Marschall Ludwigs XIV.,

der die Besteuerui^ des Rohertrages des Landwirts ge-

fordert hatte, wünschte Quesnay die Auflagen auf einen

Bruchteil des Reinertrages, des produit net, zu beschränken.

Denn der Grundfehler des alten Systems bestand seiner

Meinung nach darin, daß der Fiskus auf den Landmann
Auflage auf Auflage häufte, ohne danach zu fragen, ob

er nicht durch dieses Übermaß seine Steuerkraft erschöpfe

und ihn zugrunde richte. Um diesen liCfistand in Za»

kunft zu verhüten und den Bauern vor den Übergriifen

der fiskalischen Beamten durch einen unUbersteiglichen

Schutzwall zu sichern, stellte der Leibarzt der Pompadour

ein ehernes Steuergesetz auf, das den Grundpfeiler seines
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Ökonomischen Systems bfldete: scharf unterschied er

zwischen dem Rohertrag und dem Reinertrag des Steuer-

pflichtigen. Et wies darauf hin, daß von dem Emteertiag

zunächst die gesamten Produktionskosten abgezogen werden

müßten, damit der Landwirt im nächsten Jahre sein Feld

wiederbestellen könne. Dabei handelte es sich nicht nur

um Saatgut und Arbeitslöhne, sondern auch um den Er-

satz des abgenutzten stehenden Kapitals, d. h. der dauern-

den Betriebsmittel, wie Viehstand, Maschinen, Wirtschafts-

gebäude usw., sowie um die angemessene Verzinsung der

Einschüsse der dichter. Erst auf den nach Abzug aller

dieser Kosten Übrig bleibenden Reinertrag durfte die Steuer

gelegt werden.

An Stelle der verwirrenden Mannigfaltigkeit der herr-

schenden Steuerordnung wollte Quesnay eine einzige direkte

Steuer setzen, und zwar eine Grundsteuer. Von indirekten

Auflagen sollte ganz abgesehen werden, weil sie auf die

Entwickelung des Wirtschaftslebens schädigend einwirken

und schließlich auf den Grundeigentümer abgewälzt würden.

Dieser sollte also von seinem Reinertrag die gesamten

Kosten der Staatsverwaltung decken.

Diese einseitige Steuerlehre der Physiokraten ist schon

von den Zeitgenossen herb getadelt worden. Man hat

ihnen vorgeworfen, sie hätten den Landwirt, dem sie eigent-

lieh zu Hilfe kommen woUten, in eine recht schlimme Lage

versetzt, indem sie vorschlugen, ihm das ganze Schwer-

gewicht der Steuerlast hinfort aufzupacken. Dieser V^der-

spruch ist aber doch nur teilweise berecht^. In jedem

Falle hätte der Grundbesitzer nur einen Teil des Reinertrages

dem Fiskus zahlen müssen; denn durch das eherne Steuer-

gesetz war er ein für allemal vor Überforderungen ge-

sichert, die ihn dem Ruin ausgesetzt hätten. Eine andere

Frage war allerdings, ob der zu entrichtende Steuerbetrag

schließlich fth* die Bedürfnisse des Staates ausgereicht hätte,

was wohl zweifellos nicht der Fall gewesen wäre.
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Mag man heute über den Wert der ökonomischen

Theorien der Ffaysiokraten urteflen, wie man wiU, auf die

Zeitgenoasen hat die Richtui^ ihrer volkswirtschaftlichen

Anschauungsweise jedenfalls sehr stark gewirkt : ihre Kritik

enthüllte die schweren Mängel der bestehenden Steuer-

ordnung, die vornehmlich in der ungerechten Verteilung

der Lasten und in ihrem den nationalen Wohlstand beein-

trächtigenden Charakter lagen.

Die aus dieser Kritik sich eigebenden neuen Grund-

sätze Kefien sich leicht in der Theorie verfechten. Wie
war es aber praktisch möglich, den Reinertrag der ein-

zelnen Güter richtig zu ermitteln und eine gleichmäßige

Besteuerung wirklich durchzuführen? Das Gerechtigkeits-

prinzip war als ideale Forderung schon vor dem Auftreten

der physiokratischen Schule wiederholt aufgestellt worden

;

seiner EHUUung hatten sich jedoch stets bedenkliche Schwie-

rigkeiten en^^engestellt; die hauptsächlichsten lagen da-

rin, daß es weder sorgfältig geführte Kataster gab, in

denen Umfang und Ertragfähigkeit der einzelnen Land-

stücke verzeichnet gewesen wären, noch eine verläßliche

und wohlunterrichtete Beamtenschaft, die der Staat mit der

Einschätzung der Güter hätte betrauen können. Wie war

diesen Mängeln abzuhelfend

Nicht der Schöpfer des physiokratischen Systems,

sondern erst seine Jünger nahmen diese Lücke wahr. Vor
allem war es Turgot, der während seiner langjährigen Ver-

waltungstätigkeit als Intendant im Limousin die ungeheuren

Schwierigkeiten kennen lernte , die mit einer Katastrierung

verbunden waren.^) Nach langen mühevollen Versuchen

hatte er den Plan, der ihm anvertrauten Ftovinz gute Ka-

taster zu schaffen, aufgeben müssen und nach dem alten

Tarif <fie Taille weitererheben lassen. Er hatte sich damit

>) VgL hienn Gvitere d'Hugues, Essai mar rtdnialttntioii dAlYvgot

dam la gktinSki de limogcs, Paris 1859, S. 61 ff.
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begnügt, nur die auffallendsten Mißverhältnisse auszu-

gleichen. Gerade diese schlimmen Ei&üirungen aber hatten

seinen eneigischen Sinn ai^espornt, auf einen Ausweg zu

denken, der zu einer besseren Läsung der Au%abe führen

konnte. Seine Überlegungen brachten allmählich ein Pro-

jekt zur Reife, das, wenn es ausgeführt wurde, nicht nur

für die Reform der Steuerverwaltung, sondern für die Um-
gestaltung der politischen Verhältnisse in Frankreich über-

haupt die bedeutendsten Folgen haben mußte: Turgot ge*

dachte an die Nation zu appelfieren und sie zur ständigen

Mitwiikung an den Aufgaben der Staatsverwaltung zu be-

rufen. Zu diesem Zwecke wollte er über das ganze Land

ein Netz von Selbstverwaltungskörpern, sog. Munizipalitäten^

breiten. Wie ließen sich jedoch diese Organe in den

Rahmen der bestehenden Verfassung einfUgen, ohne diesen

zu sprengen und den Absolutismus der Krone zu gefährden?

Schien doch ihr Dasein die straffe Einheitlichkeit der könig-

lichen Verwaltung von vornherein zu zerstören und an ihre

Stelle einen recht bedenklichen Dualismus zu setzen. Da
Turgot und seine Freunde nicht im mindesten daran

dachten, auf eine Schwächung der unumschränkten Mon-

archie hinzuarbeiten, so bildete für sie die Frage, wie sie

die Mitwirkung der Nation in Anspruch nehmen könnten,

ohne den Absolutismus dadurch irgendwie zu beeinträch-

tigen, bei der Organisation der Munizipalitäten geradezu

den springenden Fünkt. Gelang es ihnen; diese Klippe

zu umschiffen?

IV.

In mehreren Provinzen g^b es noch Körperschaften,

die als Organe der Selbstverwaltung angesehen werden

durften: die alten Landstände (Pays d'Etats). Sollte die

Einrichtung, die Tutgot und seine Freunde planten, nach

ihrem Vorbilde gepiägt werden, oder empfahl es sich mehr,

zu einer vollständigen Neuschöpfung zu schreiten? Die -
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Fhyriokraten entschieden sich ohne Zaudern für den zweiten

Weg. Sie waren der Ansicht, daß die Munizipalitäten auf

einer ganz andern Grundlage als die Landstände zu er-

richten seien. Um diesen Entschluß zu verstehen, müssen

wir einen Blick auf den Charakter der Pays d'Etats werfen.

Das absolute Königtum hatte die Provinzialstände nach

und nach zu beseitigen gewußt. Nur einige Landschaften

— nach oberflächlicher Schätzung stellten sie etwa den

i vieiten Teil des französischen Staatsgebietes dar — hatten

sich noch ständische Einrichtungen bewahrt: es waren, ab-

gesehen von einigen Ideineren Bezirken, die in den Grenz-

landschaften des Nordostens und Südens lagen, die Pro-

vinzen Bretagne, Bourgogne, Languedoc und Provence.

Allein auch diese hatten von ihrer früheren Bewegungs-

freiheit viel eingebüßt: ihre wichtigste Befugnis, das Steuer-

bewüligungsrecht, war zur leeren Form geworden; sie

mußten wohl oder übel den Auflagen, die der König von

ihnen heischte, zustimmen. Nur auf königliche Berufung

durften sie sich versammeki, und unter Au&icht königlicher

Beamten fanden ihre Sitzungen statt.

Wie kam es aber, daß die Pays d'Etats um ihre

Rechte trotzdem viel beneidet wurden, namentlich von

den Bewohnern solcher Provinzen, die unmittelbar unter

königlicher Verwaltung standen, der sog. Pays d'election?

Die Anti(ort ist leicht gefunden. Hatten auch die alten

ProvinzialstSnde von ihrer früheren Selbständigkeit nur

schwache Reste gerettet, so waren diese immerhin bedeut-

sam genug, um ihnen gegenüber lästigen fiskalischen Ein-

griffen wirksamen Schutz zu gewahren. Ihr wertvollstes

Palladium bildete ihre eigene Steuerverwaltung. Freilich

mußten sie die Auflagen in der Höhe aufbringen, die in

Versailles ihnen vorgeschrieben wurde, aber sie durften

die Steuern innerhalb ihrer Provinz selbst verteUen und

durch die von ihnen bestellten Einnehmer erheben lassen.

Sie blieben daher verschont von vielen Mißständen, unter
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denen die anderen Provinzen zu seu&en hatten, wo die

königlichen Finanzbeamten oft übel genug hausten.

Dazu kam noch ein anderer sehr wesentlicher Vor*

teil: die Pays d*£tats hatten weniger Steuern zu zahlen

als die Pays d'dection. Eben weil sie in ihren Ständen

Organe besaßen, die im Fall einer Überbürdung Einspruch

erhoben , wurden sie mit mehr Schonung behandelt. Ein

bemerkenswertes Kennzeichen der Staatsverwaltung des

alten Regime bestand ja darin, daß sie den Konflikten mit

den bevorrechteten Korporationen in ängstlicher Scheu aus

dem Wege ging, während sie die Einflußlosen, die sich

nicht zu wehren vermochten, um so schärfer heranzog und

ausbeutete. So genossen die Pays d'Etats bei allen direkten

Steuern nicht unwesentliche Erleichterungen : ihr Beitrag

zur Taille war unverhältnismäßig klein, und auch für den

Zwanzigsten und die Capitation wußten sie durch sog.

Abonnements eine niedrigere Auflage zu erwirken, als sie

bei einer gleichmäßigen Verteilung dieser Steuern hätten

aufbringen müssen.

Wie kam es nun, daß die Physiokraten
,
ungeachtet

der weit und breit gerühmten Vorteile, deren sich die

Pays d'Ktats zu erfreuen hatten, die Übertragung dieser

Einrichtung auf die Pays d'^lection nicht wünschten, ja

völlig verwarfen? In ihren Augen war die Organisation

der alten Landstände außerordentlich mangelhaft. Schon

die Art, wie sie sich zusammensetzten, erregte bei den

Anhängern Quesnays ernste Bedenken. Wurden doch die

Afitglieder der Provinzialstände nicht durch das Vertrauen

ihrer Mitbürger berufen, sondern verdankten die Teilnahme

an den Versammlungen meist einem seit unvordenklichen

Zeiten geübten Herkommen : die Inhaber bestimmter Güter

oder Ämter hatten seit alters das Recht auf einen Sitz

in den Landständen. Gegen die Anerkennung solcher

Vorrechte, mochten sie auch durch eine vielhunder^ährige

Tradition geheiligt sein, stiäubten sich die Ökonomisten,
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weil ihnen diese Privilegien überlebt und vernunftwidrig

erschienen. Die von ihnen zu bildenden Munizipalitäten

sollten auf dem Grundsatz der Repräsentation beruhen:

die wahlberechtigten Bürger sollten aus ihrer Mitte die-

jenigen in die Versammlungen abordnen, die sie itir die

Fähigsten und ihres Vertrauens Würdigsten hielten. '

Als den schwersten Organisationsfehler in den Fäys

d'^tats betrachteten die Physiokraten den Umstand, daß

ihre Versammlungen in drei scharf voneinander f^etrennte

Kurien zerfielen. Von vornherein stand ihnen eines fest :

mit dieser ständischen Scheidung mußte gebrochen werden.

Denn sie entstammte dem grauen Mittelalter und entsprach

ihrer Ansicht nach dem Geiste der neueren Zeit nicht

mehr. An ^e SteDe des durch ständische Gegensätze

zerklüfteten Feudalstaates, der einzelne Schichten der Ge-

Seilschaft zuungunsten der breiten Masse des Volkes mit

Vorrechten ausstattete, sollte vielmehr der einheitlich or-

ganisierte Nationalstaat treten, in dem es nur eine einzige

gleichartige Masse von Bürgern geben würde.

Turgot und seine Freunde gingen in Ihrer Abneigung

gegen das alte Staatswesen so weit, daß sie behaupteten,

das französische Volk habe bisher in einem gänzlich ver-

fassungslosen Zustand gelebt. ^) Zerfalle die Nation doch

in verschiedene nur sehr lose verbundene Stände; infolge-

dessen sei der einzelne allein mit seinen ausschließlichen

Sonderinteressen beschäftigt. Man vermisse lebendigen

Gememgeist; jedermann habe nur ftir seine persönlichen

*) Im MaiiisipalititeiMiitiniff (Twgot, CEnvrw II, 504, Axupht Datre,

Ptfit 1844) lidlk m: »La cmte du mal, Sire, vlent de ce q«e votre natfon

n'a poiat de coDttfttttion. C'ett «oe aodM oompoale de düEfireiiti oidres

mal aois et d*mi penple dont les membres n*ont entie enx que trts pea

de liens sociaux; oh par cons^neat diaceii a'ett guire occap^ qne de

ion int^t particolier exdnsif etcc — Über die Tenchiedenen Fassangen

des Munizipalitäten-Entwurfes vgl. meinrn Aufsatz: TurgoU Sturz io der

Historischen Zeitschrift Bd. 97 (1906) S. 4S0 Anm. i.

GUfau, RefcfmvmudM. 3
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Angdegenheiten wifken gdemt, ohne um das Wohl des

Staates sich im mindesten zu kümmern.

Um nun der Entfidtung wahrhaft staatsbürgerlicher

Gesinnung Raum zu schaffen, wollten die Physiokraten die

Schranken niederbrechen, die die einzelnen Stande bisher

von einander geschieden hatten. Hinfort sollte jeder Volks-

genosse sich nicht in erster Linie als Glied des Adels oder

des Klerus oder des Tiers-Etat betrachten, sondern ab

Staatsbüfger schlechthin fUhlen lernen. Als den äigsten

Feind voOdicher Gesinnung brandmaikten sie das Standes-

bewußtsein, den esprit de corps, weil es den Standesdünkel

und die Standesselbstsucht großziehe und den vaterländi-

schen Geist nicht aufkommen lasse. ^) Um diesem Übel zu

steuern, sei es das beste, wenn der König die Bürger zur

Mitwirkung an gewissen Aufgaben der Staatsverwaltung

berufe und dadurch ihren Gemeinsinn wecke. Denn sei

dieser einmal rege geworden, so werde er den Kastengeist

austreiben und die Franxosen daran gewöhnen, ihre per-

sönlichen Angelegenheiten dem gemeinen Besten unterzu-

ordnen. Eben durch die Beteiligung an den Aufgaben der

öffentlichen Verwaltung würde aus der Nation , die heute

nichts bedeute, schließlich ein lebendiger politischer Körper

werden.

Die Abneigung der Physiokraten gegen den ständischen

Charakter der Pays d'^tats entsprang aber auch andern

politischen Erwägungen: die ProvinzialstSnde waren oft

genug geradezu Organe der aristokratisdien Opposition,

der Fronde, gewesen ; sie hatten mit aller Kraft sich gegen

jede weitere Ausdehnung der königlichen Macht gestemmt "

und namentlich den Reformversuchen, die eine gleich-

mäßigere Verteilung der Auflagen bezweckten, zähen Wider-

stand entgegengesetzt, indem sie auf ihre verbrieften Rechte

*) S. LeUonc, De l administration provincialc et de la refonnc de

Timpot I, ao8 f. Ich zitiere hier nach der zweiten Ausgebe vom Jahre

1788.
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pochten. Dabei war die Steuerverwaltiing, die in den Vaya

d'^tats hemchte, keineswegs vorbildlich zu nennen. Denn

von einer durchaus gerechten Verteilung der Auflagen war

man auch hier weit entfernt. Vielmehr mißbrauchte die

Oligarchie ihren Einfluß, um bei der Umlegung der Steuern

sich selbst sowie ihre Verwandten und Freunde möglichst

zu schonen und den Schwachen und Schutzlosen das Schwer«

gewicht der Staatslasten aufinibtirden. Auf Grund veralteter

Kataster wurden die Auflagen erhoben, die oft in der

willkOriichsten Weise verteilt waren. Gerade die Mäch-

tigen, die ihre Rechnung bei der Erhaltung dieser Rfiß-

stände fanden, wußten es stets zu erreichen, daß eine

Neuaufnahme der Landereien zum Zwecke einer Verbesse-

rung der Kataster unterblieb.^)

Unter solchen Umständen darf man sich nicht wun-

dem, wenn die Fhysiokraten die Pays d'£tafts nicht als die

geeigneten Organe betrachteten, mit deren Hilfe sie die

Wiedergeburt des alten Staatswesens hätten vollziehen

können. Viel zweckmäßiger erschien es ihnen daher, zu

einer vollständigen Neubildung zu schreiten und auf dem
jungffäulichen Boden des Volk^anzen die Munizipalitäten

anzupflanzen. Der König sollte an die Nation appdlieren

und sie zur Mitaibeit aufrufen: der so mit seinem Volke

aufe engste verbundene Souverän war dann zweifeUos so

stark, daß er seine Reformpläne auch im Gegensatz zu den

privilegierten Klassen durchführen konnte.

Dabei stand aber für die Physiokraten eines fest: diese

Mitarbeit der Nation durfte nicht das Lebensprinzip des

Absolutismus hgendwie geföhrden. Nach wie vor sollte

die Krone die einzige Quelle staatlicher Macht bleiben.

Denn in ausgesprochenem Gegensatz zu Montesquieu ver-

warfen die Ökonomisten jegliche Beschränkung der sou-

veränen Gewalt. Von der von jenem gerühmten Teüung

0 Vgl. M. Marion, Machanlt S. 114 t, 127 ff.

3*
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der Gewalten wollten sie nichts wissen; sie hielten viel-

mehr eine solche Zersplitterung der stantiichen Macht dir

höchst unheilvoll und nur dazu geeignet, Zwietracht unter

den Bürgern zu säen.

Tuj^ots Munizipalitäten sollten daher in keiner Weise

an die widerstandslustigen Versammlungen der Pays d'Etats

erinnera. Der von diesen durchaus verschiedene Charalcter,

den die Einrichtung der Selbstverwaltung haben sollte,

wurde von den Physiokraten nachdrücklich betont. Die

Munizipalitäten hatten nur praktische Verwaltungsaufgaben

zu lösen und durften aus der Unterstützung, die sie im

eigenen wohlverstandenen Interesse der Krone leisteten,

keinerlei politische Berechtigungen herleiten. Wurden sie

vom König um Rat eisucht, so hatten sie daraus nicht

den Anspruch zu folgern, daß ihre Ansicht auf die Ent-

scheidung der Regierung einen maßgebenden Einfluß aus-

üben mttsse. Der Monarch konnte, fiüls er es fiir besser

hielt, ohne Rücksicht auf die Meinungen der Munizipalitäten,

ja im ausdrücklichen Widerspruch mit ihnen, seinen eigenen

Weg gehen.

Wie unzutreffend war der Vorwurf, den die poetischen

Gegner den Physiokraten so oft entgegenschleuderten, sie

trachteten danach, Frankreich eine demokratische Ver-

fassung zu geben. Ein Bück auf die Gestaltung, die sie

ihren Munizipalitäten gaben, genügt, um diese Behauptung

zu entkräften. Wenn sie auch die ständischen Kurien auf-

hoben und repräsentativen Grundsätzen huldigten, so hüteten

sie sich doch ebenso ängstlich davor, einer Volksherrschaft

die Bahn zu ebnen. Aus diesem Grunde knüpften sie das

aktive und passive Wahlrecht an einen verhältnismäßig

hohen Zensus. Denn vornehmlich den größeren Grund-

beaitzem wollten sie in den Versammlungen die ausschlag-

gebende Rolle sichern. Waren doch in ihren Augen die

Grundbesitzer weitaus die ansehnlichste Berufsklasse der

Nation, weil sie für das Gedeihen des wichtigsten Erwerbs-
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Zweiges, der Landwirtschaft, zu sorgen hatten und im eigent-

lichsten Sinne für die Nation den Nährstand darstellten.

Da sie fast den gesamten Steuerbetrag aufzubringen und

den ^aatssäckd zu füllen hatten, so durften sie auch in

der Selbstverwaltung, wie das schon seit langem in Eng-

land geschah, den entscheidenden Einfluß auszuüben hoffen.

Es war also auch eine Aristokratie, die Quesnays

Freunde an die Stelle des feudalen Adels treten lassen

wollten, nur sollte sie wurzelechter und lebensfähiger sein

als die frühere, weil sie ihre Stellung dem Vertrauen der

Mitbüfger und nicht einem vergilbten Pergament zu danken

hatte.

Auch der stufenartige Aufbau der Munizipalitäten

TurgoCs deutet auf aristokratische Tendenzen. Er glich

einer kunstreichen Pyramide. Denn unter den Provinzial-

versammlungen sollte es noch zwei Grade als vorbereitende

Instanzen geben, die Kirchspiel- und die Distriktsversamm-

lungen, während überallen als höchste Spitze eine Art National*

rat, die Grande Munidpalit^, thronte. Die einzelnen Ver-

sammlungen sollten eine möglichst beschränkte Anzahl von

Mi^edem haben, weil eine vidköpfige Menge vielleicht

den Gang der Aibeiten stören und sich schwerer leiten

lassen würde.

V.

Welche Aufgaben sollten den Munizipalitäten über-

tragen werden? Neben der Sorge fUr Wegebau und Armen-

pflege wollten die Fhysiokraten den Versammlungen als

hauptsicUiche Obliegmheit eine möi^chst gerechte Ver-

teilung der Steuern aufgeben. Sie hatten also dasjenige

Problem zu bewältigen, das alle französischen Reformer

aufs lebhafteste beschäftigt hatte. Den ersten Schritt zu

seiner Lösung sollten die Kataster bilden, die die einzelnen

Kirchspiele au&tellen würden. Dadurch wäre die sichere

Grundhige gewonnen worden, mit deren Hilfe man zu der
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Neuordnung des gesamten Steuersystems fortschreiten

konnte. Denn nach UQd nach sollten alle direkten und

indirekten Auflagen, die die landwirtschaftUclie Entwicke-

hmg gebemmt hatten, abgeachafit und womöglich durch

eine ondge gteichmaßig verteilte Grundsteuer ersetzt

werden.

Hatten die Munizipalitäten die Aufgabe der Steuer-

reform glücklich bewältigt, so gedachten ihnen die Physio-

kraten noch andere Reformarbeiten zu übertragen, wie

z. B. die Ablösung der Feudalrechte. Auch hierbei han-

delte es sich um ein hochwichtiges Befreiungswerk, das

zugunsten der Landwirtschaft durchgeführt werden mußte.*)

Denn wie lästig waren flir den Bauern die verschiedenen

Bannreehte, durch die der Seigneur ihn zur Benutzung

seiner Mühle, seines Backofens oder seiner Kelter zwingen

konnte I Wie tief entmutigte ihn das geradezu vernunft-

widrige Jagdrecht, das ihm bei schwerster Strafe unter-

sagte, seinen Acker einzuzäunen und die Feldfrüchte gegen

Wildschaden zu schützen 1 Wie driickten auf die Boden-

preise die verschiedenen Gebühren, die das Verkaufsrecht

des zinspffichtigen Besitzen beschränkten I Wie anflerordent>

lidi verwickelt waren überhaupt die Besitzverhältnisse, denen

namentlich die Güter der Roture unterlagen, die häufig

zwei oder drei Grundherren zu zinsen hatten. Keine Fessel

aber erschien dem Bauern drückender als die, welche ihm

die freie Verwendung seines Bodens verbot. Nur mit Zu-

stimmung des Seigneurs durfte er z. B. eine Wiese in Ge*

treidebau verwandeln. Der Besitzer konnte, , wenn es ihm

vorteilhaft dilnkte, dem von ihm abhängigen Landwirt den

Wechsel des Anbaus verwehren oder sidi eine hohe Ent-

Schädigung ausbedingen.

Vgl. Ar du Folgende die lebndcheo Aoifllluiiagen von F. Wollefti

Stadien Sber AgianulSade «nd AgreiptobleaM in IVenkreiebi S. 244 t.

den Abedmitt: Die Fendelzechte nd die LandwiitKheft im 18. Jahr»

Inndcrt
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Die Physiokraten vertraten die Ansicht, daß die von

ihnen beabsichtigte Ablösung der Feudalrechte nicht allein

den Zinsbanem, sondern auch den Gnindherren vorteilhaft

sein würde, vor allem weil sie von den zahlreichen kost-

spieligen Processen befreit würden, die sie sonst zu ftUiren

hfttten, um die Anetkennung ihrerAnsprüche durchzusetzen,

Prozesse, deren Gegenstand häufig in keinem Verhältnis

stehe zu den hohen Sportein, welche Richter und Anwälte

für ihre Bemühungen einheimsten. Darum sollte der Mon-

arch mit g^tem Beispiel vorangehen und durch freiwilligen

Verzicht auf seine Lehensrechte das oberste Glied in der

Kette der feudalen Hierarchie sprengen; die übrigen In-

haber von Feudalrechten würden dem König nachahmen.

Das Ablösungsgeschäft aber hätten die Munizipalitäten zu

übernehmen, indem sie die Höhe der von den früheren

Besitzern zu beanspruchenden Entschädigungen festsetzten.

Um diesem Vorschlag größeren Nachdruck zu geben, wiesen

die Physiokraten auf die Entscheidung hin, die der König

von Sardinien Kail Emanuel IIL erst jüngst getroffen hatte:

durch ein Edikt vom 19. Dezember 1771 hatte er die aU-

gemeine Ablösung der Feudalrecfate in Savoyen anordnen

lassen.

Galt auch die Hauptsorge der Ökonomisten dem Acker-

bau, so waren sie doch nicht so durchaus agrarisch ge-

richtet, daß sie sich um Handel und Industrie gar nicht ge-

kümmert hätten. Wie sie für die Befreiung des Bodens

kämpften, so traten sie mit gleicher Entschiedenheit fiir un-

bedingte Gewetbe- und Handdsfreüieit ein. 'Auch hier

gingen sie wie auf dem Gebiete der Steuerpolitik den Privi-

legien energisch zu Leibe. Vor allem forderten sie die

Abschaffung der veralteten Zunftverfassung. Denn sie ver-

urteilten den korporativen Geist, der die Mitglieder der

Zünfte dazu verfUhre, ihre Monopolstellung zum Schaden

ihrer Mitbürger rücksichtslos auszunutzen. In scharfem

Gegensatz zu der bisherigen merkantilistischen Wirtschafts-
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poIitik sollte daher der Staat mit dem System der Bevor-

mundung und des Schutzes brechen und die Untertanen

sowohl wie die Nationen in freiem Wettbewerb sich ver-

sudieii lassen. Von dieser Kursänderung versprachen sich

Quesnays Anhänger den glänzendsten Erfolg: denn sobald

Handel und Geweibe der Fessehi ledig sein würden, die

ihnen die zahllosen amdichen Vorschriften und Statuten

anlegten, würden sie im freien Spiel der Kräfte einen un-

geahnten Aufschwung nehmen. Sei doch die Industrie

mündig geworden und bedürfe nicht mehr der Krücken,

an denen sie das Gehen erlernt habe.

Die Handelsfreiheit sollte aber in erster Linie den

Produkten der Landwirtschaft zugute kommen. Wie sdir

leide der Getreidehandel unter den vielfachen Besduin-

kungen, wdche die Binnenzölle und die Anordnungen der

Marktpolizei ihm überall im Reiche auferlegten, namentlich

in Jahren der Teuerung, wo die Behörden oft den Preis,

den das Korn haben sollte, willkürlich festsetzten und häufig

aus unbegründeter Sorge vor einer Hungersnot die Aus-

fuhr in andere Provinzen untersagten. Die Physiokraten

wiesen auf die schweren Nachteile hin, welche diese klein-

liche Wirtschaftspolitik ftir das Gedeihen des Ackerbaus

nach sich ziehe, und forderten, daß sich der Staat ebenso

wie die lokalen Verwaltungsorgane in Zukunft jeglicher Ein-

mischung in den Getrcidehandel enthielten.

Was waren das alles für umfassende administrative,

soziale und wirtschaftspoütische Reformen, welche die Öko-

nomisten von der Krone erwarteten: die Umwälzung des

gesamten Steuersystems, die Errichtuqg einer sich in alle

Teile des Reiches verzweigenden Selbstverwaltung, die Auf-

hebung der Feudalrechte, die Abschaftimg der Zünfte, die

Erklärung der Gewerbe- und Handelsfreiheit. Allein damit

wäre das physiokratische Reformprogramm noch keineswegs

erschöpft worden. Man forderte weiter als unumgängliche

Maßnahme eme durchgreifende Reform der Rechtsprechung
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und zu diesem Zwecke die vollständige Umgestaltung der

Justizverwaltung. Der Advokat Letrone erklärte, es er-

scheine als ein nicht länger zu duldender Mißbrauch, daß

di€ Richtefstellen selbst bei den höchsten Gerichtshöfen,

den Parlamenten, käuflich seien, wie er übefhaupt den

Krebsschaden des Amterschacheis, den die Regierung

allein aus fiskalischen Rücksichten großgezogen habe, als

eine Quelle sozialer Unordnung geißelte. Der Staat sollte

durch Ablösung des Kaufpreises alle Ämter wieder an sich

nehmen; er sollte femer eine gründliche Reform der juri-

stischen Vorbildung anbahnen, die Patrimonialgerichtsbarkeit

und die geheimen Verhaftsbefehle (lettres de cachet) ab-

schafien, das Prozeßverfahren umgestalten und für die Ein-

führung einer gerechten und unentgeltlichen Rechtspflege

Sorge tragen.

VI.

Man darf wohl behaupten, daß es kaum ein Gebiet

der innem Staatsverwaltung gegeben hat, das die Physio-

kraten nicht einer gründlichen Umfonnung hätten unter-

siehen wollen. Sehr hohen Wert legten sie auf die Reform

des Unterrichtswesens. Der Staat sollte es in den Kreis

seiner Aufgaben einbeziehen und dafür sorgen, daß die

Jugend eine Ausbildung empfange, die sie bekannt mache

mit den Pflichten, welche sie gegenüber dem Staat und

der Gesellschaft zu erfüllen haben würde, und sie darauf

hinweise, wie die Erfüllung dieser Pflichten zugleich ihrem

eigenen Interesse und dem öffentlichen Wohl dienen würde.

Iii der Erweckung wahrer staatsbürgeriicher Gesinnung er-

blickten die Physiokraten das hauptsächlichste Ziel des

Erziehungswesens.

Um diesen Zweck zu erreichen, dachten Turgot und

Du Pont de Nemours daran, eine großartige Organisation

zu schaffen, an deren Spitze ein RatskoUeghun für das
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nationale Unterrichtswesen stehen sollte*). Diese Behörde

hätte alle Bildungsanstalten unter ihrer Leitung vereinigt,

die Akademien sowohl wie die Universitäten bis hinunter

SU den Dorfschulen. Ihre Hauptaufgabe würde in einer

mögliclist alle Bevölkerungaschiditen durchdringenden Ver-

breitung staatsbttrgerliclier Gesinnung gelegen haben nach

einheitlichen Grundsätzen und einem einheitlichen Unter-

richtsplane, so daß das Studium der staatsbürgerlichen

Pflichten die Grundlage aller andern Unterrichtsgegen-

stände gebildet hätte. Für diesen Zweck sollte der Staat

sozialpädagogische Lehrbttcher abfassen lassen und den

Dofischuhneisteni auftragen, ihre Zög&nge ndben dem
Rechnen, Schreiben und Lesen in den Anfangsgründen der

Bilfgerkunde an der Hand der behördlichen Leit&den zu

unterweisen.

Würde der König diese Einrichtungen verwirklichen,

so verheißen ihm die Physiokraten in verhältnismäßig kurzer

Frist glänzende Erfolge : bereits zehn Jahre nach der An-

wendung der neuen Unterrichtsmethode würde er Mühe
haben» sein Volk wiederzuerkennen. So rasch würde es

sich unter dem Emfluß der sozialen Enidiungslehre ge-

wanddt und mit echtem vaterländischen Geist erftlllt hab^n.

In der Übung staatsbürgerlicher Gesinnung würde es allen

andern Völkern der Welt voranstreben.

Die Sozialpädagogik der Physiokraten und die hoch-

fliegenden Erwartungen, die sie daran knüpften, offenbaren

uns deutlich den rationalistischen Kern, der in ihren Lehr*

meinungen steckt so gut wie ia denjenigen der andern

Theoretiker jener Epoche, die ihre Systeme auch auf dem
Grunde des Naturrechts aufbauten. Quesnay und seme

Gesinnungsgenossen sind von dem frohen Glauben beseelt,

daß die Einsicht in das, was für das Wohl des Individuums

>) TiDgo^ GBoms II, 506 ff. den AlMchaitt: De k muäbn de

pfi^Miw let tndhridttt et let fiuaflles k bien entrer deat nne bonae oon-

stitulioii de ioci6t6.

Digitized by Google



43

und des Staates gut und vernunftgemäß sei, schon an sich

genüge, um die Menschen zu bessern und sie auf den

rechten Weg zu bringen. Habe die Menschheit bisher in

tiefem Dunkel getappt, weil sie von den wahren Grund-

lagen der Staatswirtschaft nichts wußte, so würde sie, so-

bald ihr das physiokratische System die rechte Erkenntnis

vermittelt habe, ohne zu zögern, sich mit den neuen

Grundsätzen erfüllen und auch danach handehi.

Namentlich von dem KMgtam erhofiten sie unter dem
Einfluß der Lehren ihres Bleisters einen raschen und gründ-

fichen Gesinnungswandel. War doch auf das gewaltige

Eingreifen des absoluten Monarchen überhaupt die Ver-

wirklichung der von ihnen geplanten Umwälzung gestellt.

Den ungeheuren Machtzuwachs, den ihm die geplante Re-

volution zweifellos verschaffen mußte, durfte natürlich nur

ein von den höchsten sittlichen Grundsätzen beseelter Herr-

scher anvertraut erhalten, der den ernsten WUlea hatte,

mit der Vergangenheit zu brechen und dem früheren Will-

kürregiment entschieden den Rücken zu kehren. Denn
nicht nur die Nation, sondern vor allem der Träger der

Krone sollte sich wandeln, um das alte Staatswesen im

Sinne des physiokratischen Reformprog^ranuns erneuern und

einer glücklicheren Zukunft entgegenführen zu können. Er

sollte sich zu einer wesentlich vertieften Auflassung von

den Aufgaben seines hohen Herrscfaerberufes bekehren und

dem despotisme arbitraire entsagen, d. h. jener rückstin-

d^en Regierungsweise, die in schonungsloser Verfolgung

ihrer eigenen Zwecke die Untertanen aussaugte, ohne sich

um die verheerenden Folgen zu kümmern, die das beste-

hende Steuersystem fUr die nationale Wohlfahrt haben

mußte. Dem despotisme arbitraire stellten die Physiokraten

den despotisme l^gal gegenüber, diejenige Regierungsform,

welche die Gesetze der natttiüchen Ordnung streng be-

obachte und sich nach den von Quesnay aufgestellten öko-

nomischen Grundsätzen richte.
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In diesem Sinne sollte der Monarch vor allem die

königliche Finanzverwaltung einer durchgreifenden Umge-

staltung unterziehen. Bildete diese doch mit ihren zahllosen

Mißbräuchen und ihrer rückständigen Geschäftsführung ohne

Zwdfd die Hauptquelle der herrschenden Unordnung. Ihre

' vornehmsten Gebrechen lagen in der mangelnden Über-

sichtlichkeit des staatlichen Rechnungswesens und der Ver-

säumnis einer streng gettbten Kontrolle der Ausgaben. Die

schlimmen Zustände, die durch die laxe Handhabung der

obersten Grundsätze einer geordneten Geschäftsführung er-

zeugt wurden, bilden ja bekanntlich eines der traurigsten

Kapitel der französischen Verwaltungsgeschichte unter dem
alten Regime. So oft auch seit Sullys Tagen reformeifrige

GenendkoatroUeure Ordnung schaffen wollten, es gelang

keinem von ihnen, seine Absichten durchzusetzen und eine

gründlicheÄnderungderVerhältnisse herbeizuftihren. Glückte

es wohl einmal einem energischen Finanzminister, einige

Verbesserungen zu erwirken, so konnte er sicher sein, daß

unter seinem Nachfolger seine Reformen wieder rückgängig

gemacht wurden.

An diesen höchst mißlichen Verhältnissen war die

Krone selbst schuld. Die fianzösischen Könige wuchsen

in der Vorstellung auf, daß sie in einem Lande regierten,

dessen Hilfsquellen unerschöpflich, dessen natürlicher Reich-

tum unversieglich sei. In diesem Glauben erhielt den

Monarchen seine tägliche Umgebung, der Hof, dessen Mit-

glieder von den Pensionen, Gnadengeschenken und son-

stigen Gunstbeweisen, die ihnen der König verlieh, ihren

Lebensunterhalt zu bestreiten pflegten. Sie hatten sich

daran gewöhnt, einen nicht unerheblichen Teil der könig-

lichen Einnahmen als die ihnen zukommende Domäne zu

betrachten und einen Finanzminister um so höher zu

schätzen, je mehr er dazu bereit war, sich ihren Wün-
schen durch eine schrankenlose Freigebigkeit gefügig zu

zeigen. Eben die bestehende Unordnung in dem Finanz-
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wcsen, die fehlende Obersicht und Kontrolle ermöglichte

es gewissenlosen Generalkontrolleuren, einen Teil der könig-

lichen Einnahmen einflußreichen Höflingen zufließen zu

lassen, um sich ihrer Unterstützung zu versichern.

Der französische Monarch kümmerte sich in der R^d
um das Finanzwesen sehr wenig. Im Mittelpunkt seines

Interesses standen die Au%aben der dsmastiscfaen Bfacht-

Politik. In welcher Weise die Geldmittel, deren er be-

durfte, von seinen Ministem aufgebracht wurden, hätte er

nicht zu sagen gewußt. Die Summen, welche die glanz-

volle Hothaltung und die Mätressenwirtschaft übrig ließen,

verschlangen die zahlreichen langjährigen Kriege, die im

Kampf um die Vorherrschaft gegen England geführt wurden.

Da die Staatseinnahmen zur Deckung des jährlichen Be-

darf sdten ausreichten, litt das französische Finanzwesen

an einem chronischen Defizit, das von Zeit zu Zeit durch

einen Staatsbankrott gewaltsam herabgesetzt wurde, um
allmählich wieder zu unerträglicher Höhe anzuschwellen.

Die großen Vorschüsse, welche sich die Gencralkontrolleure

von den Bankhaltern vorstrecken ließen, und die hohen

Zinsen der umfimgreichen Anleihen belasteten das jährliche

Budget von vorneherein mit ungeheuren Schuldsummen.

Wir werden die tiefen Schäden, an denen die franzö-

sische Finanzverwaltung litt, aus den Enthüllungen der

Notabelnversammlung noch näher kennen lernen. Waren

sie auch dem Publikum zur Zeit des Regierungsantritts

Ludwigs XVI. nur zum TeÜ bekannt, so hatten doch die

scharfen Rügen, welche die Parlamente in ihren Vorstel-

lungen^) oft genug gegen die Mißwirtschaft seines Vor-

gängers erhoben hatten, den Eindruck hervorgerufen, daß

die königliche Finanzverwaltung in höchstem Maße reform-

bedürftig sei. Denn die im Hofhalt ttbUche verschwende-

rische Prachtentfaltung stand doch im grellsten Gegensatz

*) Vgl. Remontrances da Parlement de Faris an XVIUe nkelt p. p.

Jules FUnmermoat Bd. I—III pesnin.
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zu dem tiefen Elend, das der furchtbare Steuerdruck unter

der armen Landbevölkerung hervorrief.

^ Es waren daher keineswegs die Physiokraten allein,

aus deren Lager die ernste Mahnung erging, daß der

junge Monarch sich vor allem einer sparsamen und. ord-

nungsliebenden FinanzVerwaltung befleißigen solle, sondern

die heißesten Wünsche aller wohlmeinenden Patrioten waren

auf dieses Ziel gerichtet. Die Ausgaben des Hofhalts

mußten nach Möglichkeit eingeschränkt, die skandalöse

Bankrott- und Defizitwirtschaft beseitigt, der Stafitshaus-

halt streng geordnet und emer scharfen Prüfung unterworfen

werden. Nur auf diese Weise waren die tiefen Wunden zu *

heilen, welche die Mißregierung Ludwigs XV. dem Lande

geschlagen hatte. Kurz, keine andere Reformmaßnahme

erschien der öffentlichen Meinung so dringlich wie die Ge-

sundung der kön^lichen Finanzen. Sie bildete auch in' y
dem Reformprogramm der Physiokraten die erste Voraus-.

Setzung für das (^ückliche Gelingen der von ihnen geplanten
^

Umwälzung. In der übertriebenen höfischen PmditÜäM
und ehrgeizigen Eroberungslust Ludwigs XIV. und Lud-

wigs XV. erblickten sie die hauptsächlichen Ursachen der,

finanziellen Mißwirtschaft. Denn diese beiden Übel hatten

ihrer Ansicht nach die Geißel des Fiskalismus, die das

Verderben der Landwirtschaft verschuldete, erst groOge-

zogen. Der neue König sollte daher im schär&ten G^;en-

satz zu seinen Voigangem regieren: er sc^te auf kriege-

rische Lort>eeren verachten, den Bück ins Innere seines

Reiches wenden und in dem friedlichen Gedeihen der hei-

mischen Staatswirtschaft, die er durch zweckmäßige Re-

formen und sparsame Verwaltung aus allen Kräften zu

fordern haben würde, seinen höchsten Ruhmestitel erblicken.

VU.

Wir haben die Grundzüge des Programms kennen ge-

lernt, das di^ Physiokraten Air die Reform des alten Staats-
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Wesens entworfen hatten. Die Haiq»tfrage aber lautet:

wird es der Krone gelingen, ein so umfitfsendes und die

bestellenden Verliältnisse von Grund aus umwäkendes Pko-

gramm selbständig durchzuführen? Auf den ersten Blick

zwar hat es den Anschein, als ob die Vorschläge der

Physiokraten nur auf administrative und ökonomische Re-

formen, hinzielten; schärft man aber das Auge und ver-

gegenwärtigt sich die ganze Tragweite der Wandlungen,

welche die Verwirklichung ihres Programms in den firan*

zösischen Zuständen herbeiführen mußte, so gewahrt man,

daß die von Quesna3rs Anhängern geplante Verwaltungs-

reform auch in politischer und sozialer Beziehung die be-

deutendsten Folgen nach sich gezogen hätte. Ist doch die

Organisation der Staatsverwaltung das Produkt nicht nur

i materieller Faktoren, sondern auch politischer Kräfte: das

gegenseitige Machtverhältnis der verBchiedenen Bevölke-

rungsklassen kommt darin m lebendigem Ausdruck.

Namentlich gilt das für den ständischen Feudalstiat,

dessen Agrarverfassung vornehmlich die politische Macht-

verteilung getreulich widerspiegelte. Maßnahmen aber,

wie die Aufhebung der Feudalrechte und die Abschaffung

der Patrimonialgerichtsbarkeit, welche im Programm der

Physiokraten gefordert wurden, mußten das bestehende

Kräfteveihältnis aufiallend verschieben, indem sie die Stel>

lung des Grundherrn zum Zinsbauem grundsätzlich än-

derten: denn das ei^ Abhängigkeitsverhältnis, das zwi-

sehen beiden bestanden und sich bereits stark gdodcert

hatte, schwand damit gänzlich dahin.

Und wie vollständig wären die politischen Machtverhält-

nisse gewandelt worden durch Ausführung des Turgotschea

Munizipalitäten-Entwurfs, der nichts Geringeres als die Nieder-

reißung der ständischen Schranken ins Auge fiißte und

ttber die allständische Verfiusung den Stab brach I Die

Physiokraten befehdeten eben alle diejenigen Daseinsformen,

in denen die letzten Reste ständischer Freiheit sich gegen-
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über dem kühn vonchreitenden Absolutismiis noch mühsam
am Leben eriiielten, die Korporationen schlechthin. Wie
die Pays d*£tats, so waren ihnen auch die Parlamente ein

Dorn im Auge, und sie hofften zuversichtlich, die Muni-

zipalitäten würden den reformfeindlichen Gerichtshöfen die

Wage halten und schließlich den Rang ablaufen. Löste

aber der König die käuflichen Richterstellen überhaupt ab

und schritt zu einer gründlichen Reform der Gerichtsver-

fessung, so hatte fiir die frondierenden Pariamente das

letzte Stündlein geschlagen.

Und wie die Landstände und die Parlamente so wäre

auch die mächtigste Korporation , der Klerus , durch die

physiokratische Umwälzung in seinem Bestände erschüttert

worden, und zwar durch die Reform der Steuerverfassung.

Gewöhnlich wird es so daigestelit, als ob es allein die

materiellen Vorteile gewesen wären, welche die GeistUchkeit

zur Verteidigung ihrer Privflegien veranlaßt hätten, und

man vergißt, daß diese Frage auch ein sehr ernstes poli-

tisches Gesicht hatte. Denn die Machtstellung des Klerus

beruhte doch zum guten Teil darauf, daß er in Abständen

von fünf zu fünf Jahren der Krone das sog. don gratuit

auf seiner Generalversammlung bewilligte und dessen Höhe
oft davon abhängig machte, ob die Regiening andern von

der Geistlichkeit geäußerten Wünschen entgegmikam. Wurde
aber nach dem Vorschlage der Physiokraten in Frankreich

ein einheitliches, alle Staatsbürger gleichmäßig heranziehen-

des Steuersystem eingeführt, so verlor der Klerus nicht

allein seine Privilegien und seine selbständige Steuerver-

fassung, sondern auch sein Bewilligungsrecht und damit

seine politische Machtstellung. Denn das don gratuit wäre

fortgefallen und dadurch hätte der Klerus den wirksamsten

Hebel eingebüßt, durch den er bisher seinen Einfluß auf die

Entschließungen der Regierung hatte geltend machen können.

Was aber die Korporationen infolge der physiokratischen

Reformen an politischer Macht verloren hätten, das alles wäre
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der Krone zugute gdcommen. Wer hätte es noch wagen

dürfen, ihr Trotx zu bieten, nachdem Landstände, Pärla-

mente und Klerus matt gesetzt worden waren? Etwa die

Munizipalitäten? Das durfte man kaum annehmen. War
doch ihre Organisation von vornherein so eingestellt, daß

sie die Absichten der Regierung wohl fördern, aber keines-

wegs durchkreuzen konnten. Nein, glückte es der Krone,

das physiokratische Programm durchzudrücken, so verfügte

sie über eine geradezu schrankenlose BfachtfUUe: von

diesem Zeitpunkte an wäre der König von Frankreich erst

ein wahrhaft absohiter Herrscher gewesen.

Die von den Physiokraten aufgestellten Forderungen

sollten ja allerdings nur einen schon seit Jahrhunderten

eingeleiteten Entwickelungsprozeß fortführen und zum Ab-

schluß bringen, einen Prozeß, den namentlich die bürger-

lichen Kreise noch im verflossenen Jahrhundert Stillschwei-

gend begünstigt hatten. Allein im Veikofe des i8. Jahr-

hunderts war vornehmlich unter dem Eindrucke der

unheilvoflen Mißregierung Ludw^ XV. ein merldicher

Umschwung eingetreten. War auch noch die große Mehr-

heit der Nation monarchisch gesinnt, so war ihr doch bei

dem Gedanken recht bänglich zumute, daß mit dem Ver-

schwinden der Korporationen jede Möglichkeit aufhören

würde, sich insbesondere fiskalischen Maßnahmen der

Krone entgegenzusetzen. Gerade das böse Beispid, das

Ludwig XV. letzthin gegeben hatte', war ganz und gar

nicht danach angetan,- um eine weitere Ausdehnung des

Absolutismus irgendwie wünschenswert erscheinen zu «

lassen.

Eben aus diesem Grunde hatte die öffentliche Mei-

nung den Staatsstreich, den der Kanzler Maupeou noch

jüngst gegen die Parlamente geführt hatte, mit großem

Blißfidlen aufgenommen und stürmisch die Wiederheistel-

lung der alten Gerichtshöfe gefordert Hatten doch diese

durch den entschiedenen Widerstand gegen die fiskalischen

Glagau, Reformversuche. 4
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Edikte des Monarchen und durch die herbe Kritik, die

sie an dem verschwenderischen Hoihalt übten, sich häufig

genug den Dank der Nation erworben. Unter solchen

Umständen war es nicht zu verwundern, daß die politische

Seite des ProgFanuns der Anhänger Quesnays wenig An-

klang fand , namentlich in der Hauptstadt nicht, wo man
die Ökonomisten wegen des schrankenlosen Despotismus,

den sie predigten, laut verspottete.

Ihre erbittertsten Gegner aber waren natürlich die

Privilegierten, denen ihre Reform den letzten Rest politischer

Selbständigkeit rauben sollte. Die Korporationen hatten ja

noch keineswegs die Hoffiiung au%egeben, dem Absoki-

tismus den Boden wieder abzuringen, den er ihnen abge-

wonnen hatte. Statt einer Verstärkung der königlichen

Macht wünschten sie vielmehr eine erhebliche Schwächung

ihrer Befugnisse. Auch sie arbeiteten daher auf eine Ver-

legung des Schwerpunktes in den inneren Machtverhält-

nissen des Staates hin, aber in der entgegengesetzten

Richtung wie die Phyaiokraten: ihr Ideal bildete eine Art

Adelsrepublik mit monarchischer Spitze. Die bevorrechteten

Stände sollten unter einem Schattenkönigtum die politisch

ausschlaggebende Macht sein.

Auf welches Ziel die Privilegierten lossteuerten, ersieht

man deutlich aus dem Plan, welchen Föndon im Novem-

ber 171 1 zusammen mit dem Herzog von Cbevreuse ent-

worfen hatte. Nach diesem Projekt, das in den Tagen

aufgesetzt wurde, in denen Ludw^ XIV. sich in höchster

Bedrängnis befand infolge der im Spanischen Erbfolgekrieg

erlittenen schweren Niederiagen, sollten die früheren Land-

stände in allen Provinzen des Reichs wiederhergestellt

werden , vor allem aber die alten Generalstände. Einen

Hauptpunkt in F(5ndons Programm bildete die Abschaffung

der Intendanten, d. h. der wichtigsten Organe der könig-

lichen Gewalt in den Provinzen. Gerade aus dieser For-

derung ersieht man, worauf die Aristoloatie ihr Augen-
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merk richtete:' um dem Absolutismus die Schwingen

wirksam zu beschneiden, wollte sie ihm seinen vornehmsten

StUtq>unkt, die zentnJistisGhe Staatsverwaltung, rauben und

dem hohen Adel wiederum die Leitung in den Fkavinzen

iti die Hände spielen.

So sind es zwei Hauptströmungen, die vor dem Aus-

bruch der großen Revolution in Frankreich um die politische

Herrschaft ringen: Während die Korporationen den dua-

listischen Feudalstaat in seinem ahen Glänze wiederher-

stellen möchten, drängt das Königtum auf der Bahn zum
zentralistischen EinheitBstaat klüftig vorwärts. Seine Aus-

sichten erscheinen weit günstiger als die der aristokratischen

Fronde: denn erstlich hatte der Absolutismus sich bereits

einen beinahe unerreichbaren Vorsprung erobert und ver-

fügte über gewaltige Machtmittel, zweitens aber verband

sich mit ihm eine 'starke ökonomische Richtung, die auf

endgültige Überwindung des partikularen und dualistischen

Ständestaats und stratiSe Zusammenfassung der nationalen

Kräfte im Mittelpunkte des Reiches hinarbeitete. Eben in

dem physiokratischen Programm hatte diese Tendenz leben-

digen Ausdruck gefunden. Dazu kam, daß nach dem Tode
des tief verachteten Ludwigs XV. die Nation der zuver-

sichtlichen Erwartung sich hingab, der junge Herrscher,

der soeben den Thron bestiegen hatte, würde in seinem

redlichen Sinn der bisherigen MÜkegierung ein rasches

Ende bereiten.

Für die Krone war daher zunächst nichts wichtiger,

als durch eine streng geordnete und sparsame Verwaltung

das Gleichgewicht in den Finanzen wiederherzustellen und

namentlich durch eine erhebliche Einschränkung des üppigen

Hofhalts das öffentliche Vertrauen zurückzugewinnen. Denn

bevor der König Reformen vornahm, die von den Privi-

legieiten schwere Opfer heischten, mußte er selbst in

seinen eigensten Angelegenheiten Ordnung herrteOen und

<ladurch das tief gesunkene Ansehen der Monarchie heben.

4»
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Nur in diesem Fall durfte er hoffen, den Widerstand zu

überwinden, welchen die Korporationen zweifellos seinen

Refonnbestrebungen en^egensetzen würden.

Dagegen setzte sich der König großen Gefahren aus,

wenn er die Mißbräuche der königlichen Verwaltung be-

stehen ließ und trotzdem die Hände nach den Privilegien

der Korporationen ausstreckte, um auf diese Weise seinen

leeren Säckel zu füllen. Denn unter solchen Umständen

war zu befürchten, daß die Gesamtheit der Nation die be-

vorrechteten Stände in ihrem Kampf die Krone

unterstützen würde, weil sie die Koiporationen als letzten

Schutzwall gegen die absolutistische WiUkürfaerrschaft be-

trachten mußte.

Unter den Zeitgenossen Ludwigs XVI. hat wohl kaum

ein anderer die großen Schwierigkeiten, die sich in Frank-

reich einer glücklichen Losung des Reformproblems ent-

. gegenstellen wUrden^s^mit so klarem Ai^ erschaut als Tur-

' Igfot selbst. Aus seiner langjährigen Betätigung als hoher

Verwaltungsbeamter kannte er die tiefen Schäden, an denen

das Idte Staatswesen krankte, wußte er namentlich, wie ge-

ring von vornherein die Aussicht war, Ordnung zu schaffen

in einem Reiche, wo die herrschenden Mißbräuche durch

eine jahrhundertelange Duldung schier unausrottbare Wurzeln

geschlagen, wo sie so interessierte und mächtige Beschützer

wie hier hatten. Tufgot ist keineswegs der blinde, unbeug-

same Doktrinär gewesen, als welchen man ihn bis auf den

heut^en Tag in der Ifistoüe abzuschildern pflegt, sondern

ein praktischer und selbständiger Kopf, welcher die physio-

kratischen Schulmeinungen nicht ungeprüft hinnahm, sondern

soi^ältig überlegte, in welcher Weise sie sich allmähhch

verwirklichen lassen würden. Wie weit war er von den
• litopischen Träumereien der Ökonomisten entfernt, die sich

im Besitze der Zauberformel wähnten, durch welche man
über Nacht die Wiedergeburt des fianzosischen Staats*

Wesens bewerkstelligen könnte I
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Als Ttiigot den Posten des Generalkontrolleurs über-

nahm, sah er sdir wohl etOi daß er sich nicht Uberschweng«

Uchen Hoffiiiingen hingeben und etwm erwarten dürfe, in

kürzester Frist das umfassende phj^oloatisclie PMgnunm
zu verwiridichen. Sein Ziel war zunädist viel bescheidener:

vor allem kam es ihm darauf an, die königliche Finanz-

verwaltung mit wahrem Ordnungsgeistc zu beseelen und

den Staatshaushalt auf sichere Grundlagen zu stellen. Denn

seinem Auge blieb der springende Punkt des Reformpio-

blems nicht verborgen: nur in dem Falle durfte man auf

das glttddichfe Gelingen des Reformweikea hofiien, wdtan

die Krone zunächst die im Scfaofie der kän^chcn Ver-

waltung üppig wuchernden Mifistinde ausmerzte und damit

den ernsten Willen zeigte, der früheren Mißwirtschaft ent-

schlossen den Rücken zu kehren und eine sparsame haus-

hälterische Finanzpolitik an Stelle der üblich gewordenen

Verschwendungssucht treten zu lassen. Erst wenn man
auf diesem Wege das öffentliche Vertrauen wiedcfgewonnen

hatte, konnte man zu Reformen schreiten und diese viel*

leicht ungeachtet des Widersprudics der Privilegierten

durchzusetzen hoffen.
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Zweites Kapitel.

Turgots Reformversuch.^)

1.

Der Historiker verlängert leicht den dunklen Schatten-

kegel, den ein großes Ereignis wie die ffanzö^ische Re«

volution vofBuswirft, weit hinaus ttber dessen eigentliche

Wurfweite; er unteifiegt dabei der staiken Versuchung,

die ahnungjsvoOe Sedenstinimung, die ihn als rückwärts

gewandten Propheten beherrscht, auch den auf der lusto-

rischen Bühne handelnden Personen unterzuschieben. Durch

solche Mittel wird die dramatische Wirkung künstlich ge-

steigert, freilich auf Kosten der historischen Wahrheit Es

Die Danidlang, die in den bcldeo nldmea Kapiteln roa Tufoli

Ifinifterimn f^ieben wird, stfltit-ikh hupliichHch uf Iblfende QueUeo:

QSnvree de Tufot, Anagebe Deive, PlMcie 1844; Da Pont de Nenoen,

Mteoiree nr In vie^eC Ice auu^ieei de I^b^ PMIadelphln 178s; Cof-

doieet, Vit deTug^t (1786 smn eisten Idele vevBflRnttlclkt, ipller in den

ftoften Band der CEnvres de Condorcet ani^nommen); mm lienromgender

Bcdevtang dnd ferner die von Knies «ns Licht gezogenen Schreiben Du
Fonts Ml den Markgrafen Karl Friedrich von Baden in Karl Friedrichs

brieflichem Verkehr i^it Mirabean und Du Pont II, 354—373. Als eine

Quelle ersten Ranges wird man such die Berichte des österreichischen Ge-

sandten in Paris, des Grafen Mercy-Argenteau, anzusehen haben, vor allem

•eine an den Fürsten Kaunitz gerichteten, in deutscher Sprache abgefaßten

Hauptberichte, die bis heute noch unveröffentlicht im Wiener Hofarchive

ruhen. Vgl. darüber meinen Aufsatz Uber Turgots Sturz in der Histor.

Ztschr. Bd. 97, S. 498, Anm. 3.
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tragt sich aber, ob die ungeschminkte Wirklichkeit nicht

efgreifender ab dieser Aufputz wirkt.

Es wird z. B. häufig so dargestellt, ab habe Ludw^XVI.
und seine Umgebung schon beim Regierungsantritt des

jungen Monarchen ein peinigendes Vorgefühl von dem sei-

nem Hause drohenden Unheil gehabt und unter der Herr-

schaft dieses dunklen Antriebes den ernstlichen Vorsatz

gefoßt, das alte Staatswesen an Haftpt und Gliedern zu

reformieren und auf neue Fundamente zu stellen. Wer
aber in den Seden des jungen Königs und seber lebens-

frohen schönen Gemahlin Marie Antoinette damals eine

unglttckschwangere Stimmung, wie etwa die Vorahnung von

einer nahe bevorstehenden Staatsumwälzung mutmaßen

wollte, würde sehr in die Irre gehen. Im Gegenteil, es

darf heute als unbestreitbare Tatsache gelten, daß weder

dem Königspaar noch überhaupt andern Zeitgenossen auch

nur die leiseste Ahnung von der drohenden revolutionären

GefiEdtf aufdämmerte, daß man die politische Lage in glück-

ficfaer Unbefimgenheit betrachtete und erst nach langen

Jahren, als man hart am Rande des iurditbaren Abgrundes

stand, etwas unsanft und urplötzlich wie aus einem heitern

Sommemachtstraum emporgeschreckt wurde. Gerade in

dieser ahnungslosen Unbefangenheit, in welcher das Königs-

paar bis unmittelbar vor dem Ausbruch der Revolution

dahinlebte, drückt sich die eigreifende Tragik ihres Ge*

sducks aus. Und wer die ^K>che der französischen Re-

formversuche Ihrem wahren Gehalte nach würdigen will,

hat sie unter diesem Vorzeichen anzusehen.

Als Ludwig XVI. im JuH 1774 Turgot in sein Mini-

sterium berief, lag ihm der Gedanke an eine umfassende

Reform des Staatswesens vollständig fem. Wohl fühlte der

jugendliche Herrscher sehr deutlich, daß er sich in scharfem

Gegensatz zu der Mißr^^ierung seines Großvaters bewegen

and das tief gesunkene Ansehen der Krone wieder her-

stellen müsse, daa durch das unsaubere Mätressenunwesen
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und die gewissenlose Bankrottwirtschaft schwer gelitten

hatte, allein von grundsätzlichen Neuerungen war nicht

die Rede. Entließ auch der König die Minister, die sich durch

ihr WiUkUrr^;inient allgemdnen Haß zugezogen hatten, so

wählte er an ihrer Stelle vor aUem Männer von makel-

losem Ruf, die nicht durch ein neues Programm, sondern

durch ihren wohlbewährten Charakter dem Lande eine

besserer Zukunft verbürgen sollten.

Daß es sich nicht uni eine Umwälzung der Staats-

verwaltung handelte, wie sie im Lager der Philosophen ge-

fordert wurde, davon zeugte die Ernennung des leitenden

Staatsministers. Auf den Rat seiner Tanten hatte Ludwig

den Grafen Maurepas an die Spitze des Kabinetts berufen,

einen_ Greis in den Siebeigem, der schon wegen seines

hohen Alters allen entschiedenen Neuerungen von vom-

heiein al^feneigt war. Durch diese Wahl aber deutete

der König an, daß es seine Absicht sei, mit den frivolen

Grundsätzen des verflossenen Regiments zu brechen: war

doch Maurepas als ein Opfer desselben zu betrachten, da

er aus dem Amte gejagt worden war, als sein scharfer

Witz ihm die Ungnade der Marquise Pompadour zugexogen

hatte.

Wenn aber auch die Emennung des Grafen Maurepas

im ausgesprochenen Gegensatz zu der vorigen Ära erfolgte,

so lag darin nicht ein eigentlicher Systemwechsel. Der

neue Premierminister enthüllte sich mehr und mehr als ein

besonnener Vertreter der hergebrachten höfischen Staats-

kunst, die ängstlich jedem ernsten Zusammenstoß mit der

öffentlichen Meinung aus dem Wege gmg und eigentlich

grandsatz- und planlos, sozusagen von Fall zu FaU, in den

Tag hinenilebte. Mit meisterhaftem Geschick wußte Mau-

repas sich in das Herz des jungen Monarchen hineinzu-

stehlen und die bei Ludwigs mißtrauischem Charakter

äußerst schwierige Rolle des Mentors erfolgreich durch-

zufuhren^ indjcm er scheinbar in allen wichtigen Angelegen«

Digiiized by



57

heiten dem König die Entscheiduiig überließ, die er in

Wridicfakeit aoigfaltig in dem von ihm gewitschten Sinne

vorbereitet hatte.

UnwiUktblich fragt man sich, wie kam es, daß dieser

Mann der Routine in Turgot einen Charakter sich zum
Mitarbeiter erkor, der sein völliges Widerspiel war? Die

Antwort darauf ist nicht leicht zu finden. Man hat neuer-

dings die persönlichen Beziehungen, in denen Turgot zu

einigen einflußreichen Freunden des Premierministers stand,

attausehr in den Vordergrund ' geschoben. Tufgot selbst

hat der Mmdtchen Stimme seine Ernennung zugesduieben.

Und nicht mit Unrecht: der Ruf eines tüchtigen, volks-

freundlichen Verwaltungsbeamten, den er sich als Inten-

dant erworben hatte, wird auch in den Augen des Grafen

Maurepas, der sich mit populären Ministem umgeben wollte,

empfehlend in die Wagschale gefallen sein. Außerdem

modite er den Provinzialbeamten, den er so hoch empor*

hob, als sein Geschöpf betrachten, auf das er mit der

überlegenen Bliene des geschäftskundigen Hofinannes her-

abbfickte: denn Turgot war ohne Anhang und von schüch-

ternem, befangenen Wesen, Eligenschaften , die ihm auf

dem glatten Parkett von Versailles keine Erfolge verhießen,

so daß Maurepas hoffen durfte, ihn in dauernder Abhängig-

keit zu erhalten. Allein gleich das erste Auftreten seines

Schütalings hätte ihn eines andern belehren sollen.

Man hatte Turgot zuerst das Marineministerium über-

tragen, ein Umstand, der deutlich zeigt, wie wenig, man
nach seinen reformerischen Neigungen fragte. Als wenige

Wochen später der Abb^ Terray seines Postens enthoben

wurde, bot der König Turgot die Leitung des Finanz-

wesens an. Bevor dieser aber den neuen Posten annahm,

stellte er in klarer Form seine Bedii^ungen,

Nunmehr war der große Moment gekommen, auf den

zu hoffen er gar nicht gewagt hatte: das für die Staats-

leform wichtigste Ressmt soUte ihm anvertraut werden.
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Denn in der Generalkontrolle liefen alle Fäden der innem

Verwaltung des großen Reiches zusammen: umfaßte diese

Behörde doch nicht allein die Sorge fiir die Finanzen und

. das Steuerwesen, sondern auch alle die Aufgaben, die

heute gesonderten Mmisterien obliegen, die Au^icht über

dets Ackerbau, den Handel, die Gewerbtat^keit, das Ver-

kebrawesen und die gesamte Provinxtalverwaltung. Nur
waren diese Zweige der Verwaltung, die im modernen

Staatswesen zu voller Selbständigkeit durchgedrungen sind,

damals in noch unentwickeltem Zustande. Der Schwer-

punkt der politischen Tätigkeit ruhte vornehmlich in der

Behandlung der äußeren Machtiiagen, an deren Lösung

die Bfiinister des Auswärtigen, des Kfkgs und der Marine *

arbeiteten, während man die Hauptau%abe des. Finans-

ministers darin erblickte, daß er als eine Art untergeord-

neter Handlanger die Geldmittel für die Machtpolitik und

den kostspieligen Hofhalt beschaffte. Wie er das fertig

brachte, war seine Sache. Der frivole Vorgänger Lud-

wigs XVL hatte gewissenhafte Generalkontrolleure, die

unter Hinweis auf die Notlage des Landvolks sich weigerten,

durch fiskalische Eipressungen den Staatssäckel zu fUUen,

und zur Einschränkung der königlichen Ausgaben mahnten,

als talentlose Toren mit verächtlichem Achselzucken da-

vongejagt.

Fiir Turgot gab es, als er im August 1774 vor das

Angesicht seines Königs trat, keine wichtigere Frage als

die, ob Ludwig XVI. möglichst entschieden mit der grund-

satzlosen Finanzpolitik seines Großvaters brechen wottte.

Daß der junge Monarch die schamlose Wirtschaft, ,wie sie

Terray getrieben hatte, mißbilligte, davon zeugte die un-

gnädige Entlassung des Abtes. Aus dieser Tatsache allein

aber ließ sich nicht erraten, ob er das weitgehende Pro-

gramm Turgots billigen würde. Denn der neue Finanz-

minister wollte sich nicht damit begnügen, ein Verwaltungis-

beamter der guten alten Zeit, etwa im Stile eines Ony, zu
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sein. Er strebte höher hinauf: er wollte sein Amt in einem

vöUig neuen Sinn aufessen; er wollte, wenn auch nicht

" plötdich, 80 doch in einem sich mehr und mehr beschleu-

nigenden Zeitmaß den Geist der alten Verwaltung um-

bilden und für die Bewältigung höherer Aufgaben geschickt

machen.

Es liegt etwas von dem Duft der berühmten Posa-

szene über jener bekannten Unterredung, die zwischen Lud-

wig XVI. und Turgot im Schlosse zu Compi^ne an einem

Augusttage des Jahres 1774 statthatte. Bfit hochklopfen-

dem Herzen schreitet Tufgot Uber die Schwelle des Audienz-

saales, ganz erfUOt von dem erhabenen Gedanken an die

Beglückung seines Volkes und doch gequält von dem
bangenden Zweifel, ob er in dem jungen Monarchen eine

gleichgestimmte Seele entdecken würde. Als sich der

König und der Minister gegenübertraten, sind beide äußerst

erregt: sie ringen mit dem gleichen Hindernis, einer nur

wirrt durch den ungewohnten AnUick dä* Blajestät und

duVch das peinigende Bewußtsein, daß es sich um eine

entscheidende Schicksalsstunde handelt. Dabei fühlt er,

daß es ihm nicht gelingt, den sich überstürzenden Ge-

danken eine so durchsichtig klare Form zu geben, wie er

wünschte. Er ist unglücklich über seinen stammelnden

Vortrag und fürchtet» nicht den beabsichtigten Eindruck

hervorzurufen und das heißerMfante Ziel zu verfehlen. Doch
gerade seine Befangenheit flößt Ludwig, der mit demselben

Obel zu kämpfen hat, herzliches Vertrauen ein. Eine Art

geheimer Wahlverwandtschaft scheint den König seinem

Minister näherzubringen, und jener lauscht willig den

Worten des andern.

Über den nähern Verlauf des Zwiegesprächs im Schlosse

zu Compiigne sind wir leider nicht so eingehend, wie wir

wünschten, unterrichtet Indes hat Turgot sogleich nach

dem Schluß der Audienz einen längeren Brief an Lud-
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wig XVI. gerichtet, in dem er an die Hauptpunkte des

Programms, auf die der Monarch sich eben verpflichtet

hatte, noch einmal erinnert. Dieses Schreiben zeigt deut-

lich, wie wenig Tuigot den Vorwurf seiner Gegner, er sei

ein Doktrinär und unklarer Schwänner gewesen, eigentlich

verdient hat So sehr unser obiger Vefgleich mit der

Posaszene auch Dir die allgemeine Seelenstimmung der beiden

Teilnehmer an der Unterredung zutreffen mag, so wenig

würde er für die Kennzeichnung des von Turgot entwickelten

Programms taugen. Denn in seiner einfachen, ja man
möchte sagen beinahe nüchternen Art erinnert es in nichts

an die bochfliegenden Reformpläne der Fhysiokraten; kaum
könnte man ihm entnehmen, daß der Vei&sser auf dem
Boden der Lehre Quesnays steht. Mit klarem Blicke hatte

Turgot erkannt, daß die Zeit noch nicht gekommen sei,

wo er die hauptsächlichen Forderungen seiner politischen

Freunde verwirklichen durfte. Fehlte es doch dazu zu-

nächst an den unumgänglich notwendigen Vorbedingungen.

Sollte die Reform gelingen, so mußte sich der Staat vor

allem in geordneten Finanzveriiältnissen befinden. Tufgots

Programm gipfelt daher m der Forderung eines festge-

grUndeten Staatshanshalts, in dem sich Einnahmen und
Ausgaben das Gleichgewicht halten.

In schroffem Gegensatz zu der Venvaltung seines Vor-

gängers, des Abbe Terray, stellt Turgot drei Grundsätze

auf: der König soll sich verpflichten, keinen Bankrott,

mag er auch noch so sotgßütig veischleieft werden, hin-

fort zuzulassen, ebensowenig wie eine Eriiöhung der Steuer-

masse oder die Aufnahme von neuen Anleihen. Die Be-

deutung des ersten Verbotes ist ohne weiteres einleuchtend

:

eine Verwaltung der Staatsfinanzen, die, wie es im Laufe

der vorigen Regierung wiederholt geschehen war, in Zeiten

der Bedrängnis ohne Skrupel feierlich gegebene Ver-

sprechungen brach und die Interessen der Staatsgläubiger

in fiivoler Weise opferte, konnte auf Vertrauen nicht
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rechnen: bei ihren Finansoperationen mußte sie auf un-

überwindliche Schwierigkeiten stoßen und konnte nur zu

Wucherzinsen Geld erhalten. Das zweite Verbot, das die

Vermehrung der Auflagen ausschloß, sollte vornehmlich

den Landmann, der unter dem Druck der ungleichmäßig

verteilten Steuern schwer genug seufzte, vor einer weiteren

unbilligen Mehri>elastung schützen. Das dritte Verbot, das

die Aufnahme von neuen Anleihen verhüten wollte, beugte

mittelbar Schwierigkeiten vor, die oft g^nug zum Bankrott

oder zur Steuererhöhung gefUhrt hatten. Nach Turgots

Auffassung sollte der Staat nur dann in Friedenszeiten zu

neuen Anleihen schreiten, wenn er billig Geld erhalten und

damit ältere Schulden, die er zu einem hohen Zinsfuß auf-

genommen hatte, tilgen konnte.

Um diese drei Verbote, in denen Tuigot die Grund*

pfefler eines gesunden Finanzwesens erblickte, getreulich

zu halten, gab es nur ein Bfitt^: man mußte die Ausgaben

so verringern, daß ein jährlicher Überschuß von etwa

zwanzig Millionen gewonnen wurde, welchen man zur Ab-
' Zahlung alter Schulden verwenden wollte. Erreichte man

dieses Ziel nicht, so war der Staat in Gefahr, beim ersten

Kanonenschuß den Bankrott erklären zu müssen.

Um das bisher mangehide Gleichgewicht im Staats-

haushalt herstellen zu können, machte Tutgot dem König

eine Bedingung, wie sie voiher noch kein Finanzminister

zu stellen gewagt hatte: er verlangte, daß seine Kollegen

im Ministerium ihre Ausgabeetats unter Aufsicht des

Generalkontrolleurs stellten. Nur solche Ausgaben, die er

für unumgänglich erachtet, und die seine ausdrückliche Ge-

nehmigung erhalten hatten, sollten in die Etats der ein-

zdnen Verwaltungszweige aufgenommen werden. Über-

schreitungen durften nur im Fall der vorherigen Zustim-

mung des Finanzministers gemacht werden. Die gute

Berechtigung dieser Forderung ist für uns heute über jeden

Zwdfel erhaben. Den Zeitgenossen Turgots mochte sie
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unerhört und fiir die Selbständigkeit ihres ministeriellen

Ressorts höchst bedenklich erscheinen. Jedenfalls war sie,

abgesehen von dem wohlbegründeten finanztechnischen

Zweck, den Tiugot damit verfolgte, nur dazu geeignet,

seine Stellung zu überragendem Ansehen zu erheben.

Vid schwieriger aber als die Erfüllung dieser Bedin-

gung mußte dem Monarchen die Einschränkung des Grnaden-

Unwesens fallen, die der neue Generalkontrolleur mit aller

Entschiedenheit verlangte: >Sire, sie müssen sich g^en
Ihre Güte mit Ihrer Güte selbst waffnen und sich vor

Augen halten, woher das Geld kommt, das Sie Ihren Höf-

lingen austeilen; Sie müssen das Elend derjenigen, denen

man es zuweilen durch die strengsten ZwangsvoUstrek-

kungen zu entreißen genötigt ist, mit der Lage der Per-

sonen vergleichen, die die meisten Ansprüche an Ihre

Freigebigkeit haben, c Vor allem warnt Turgot den König,

wie seine Vorgänger Gewinnanteile an den Steuern als

Gnadengeschenke zu vergeben. Solche Vergünstigfungen

seien außerordentlich gefahrlich und mÜ^bräuchlichi vor

allem weil sie den Adel bestechlich und zu einem Be-

schützer der MifMüide machten, die sich in die Steuer-

verwaltung eingeschlichen hätten.

Turgot spricht weiterhin die Hoffnung aus, daß eine

Herabminderung der Staatseinnahmen nicht notwendig sein

würde. Drei Mittel sind es, von denen er sich eine wesent-

liche Erleichterung der bedrängten Volksklassen verspricht:

.

erstlich von der Hebung des Ackerbaus, femer von der

Unterdrückung der Mißbräuche bei der Steuererhebung und

schließlich von einer möglichst gleichmäßigen Verteilung

der Steuern. YAber,c fügt er warnend hinzu, fwenn Spar-

samkeit nicht vorausgeht, ist keine Reform möglich. Denn

jede zieht die Gefahr einer Unterbrechung in dem glatten

Gang der Staatseinnahmen nach sich. Muß ^ich doch

auf vielfaltige Störungen gefaßt machen, welche die Machen*

Schäften und das Geschrei aUer derjenigen, die an dem
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Bestände der Bfißbiäuche ein Interesse haben, hervomifen

werden.!

Vor allem soll sich die Finanzverwahung von der Vor-
' mundschaft der Geldmänner zu befreien suchen. Das kann

nur geschehen, wenn sie durch eine musterhaft ordentliche

sparsame Geschäftsführung von der Unterstützung der

Börsenleute unabhängig wird. Erreicht man dieses Ziel

nicht, so ist keine Verbesserung durchfuhrbar, weder in

der Eridchtening der Auflagen, noch in den Einrichtungen,

die sich auf die innere Regierung und Gesetzgebung be-

ziehen: »Also hauptsächlich von der Sparsamkeit hängt

das glückliche Gedeihen von Ew. Majestät Regierung ab,

die Ruhe im Innern, das Ansehen im Auslande, das Glück

der Nation und Ew. Majestät Glück. <

Daß er die Schwierigkeiten und Fährnisse, die sich

der DurchfUhnmg <fieses Programms entgegenstellen würden,

durchaus nicht unterschätzte^ sondern sehr hoch anschlug,

zeigen die Wendui^en, mit denen Tuigot die Denkschrift

schloß: »Ich habe vorausgesehen, daß k:h allein zu kämpfen

haben werde wider die Mißbräuche aller Art, wider die

Bemühungen derjenigen, die bei solchen Mißbräuchen ge-

winnen; wider die Masse der Vorurteile, die sich einer

jeden Reform entgegensetzen, und die ein so mächtiges

Mittel sind in den Händen derjenigen Leute, die ein Inter-

esse daran haben, die Unordnung zu verewigen. Ich werde

sogar wider die natürliche Güte, wider die Großmut Euer

Majestät und derjenigen Personen, die Ihnen am teuersten

sind, zu streiten haben. Ich werde gefürchtet, ja gehaßt

werden von dem größten Teil des Hofes, von allen, die

um Gnadengeschenke bettein. Mir wird man jeden ab-

schlägigen Bescheid zuschreiben; man wird mich ab einen

hartherzigen Mann abschildern, weil ich Ew. Majestät vor-

gestellt habe, daß Sie selbst diejenigen, die Ihnen lieb

smd, nicht auf Kosten des Lebensunterhalts Ihres Volkes

beretchern dürfen. c Ja, möglicherweise würden sogar
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die, fUr deren Wohl er seine Person einsetzt, sich gegen

ihn einnehmen la^en und, von den Übelwollenden verieitet,

gegen ihn Fäutd efgrdfen. Denn »dieses Volk, dem ich

mich aufopfern werde, ist so leicht zu hintergehen, daß ich

vielleicht gerade durch die Maßregeln, die ich anwenden

will, um es wider die Bedrückung zu schützen, mich bei

ihm verhaßt machen werde, c

In aller dieser Not gibt es für den pflichtbewußten

Finanzminister nur einen Rettungsanker: das königliche

Vertrauen. Versagt auch dieser einzige Halt, ao muß er

das gewagte Spid vertoren geben. »Ich werdet, prophe-

zeit er dem König, »verleumdet werden, und vielleicht mit

genügsamer Wahrscheinlichkeit, um mir das Vertrauen Ew.

Majestät zu entreißen. Ich werde nicht bedauern, einen

Platz zu verheren, auf den ich mir niemals Hoffnungen ge-

macht habe. Ich bin bereit, ihn Ew. Majestät zurückzu-

stellen, sobald ich nicht mehr hoffen darf, in demselben

Nutzen zu stiften.! Vor allem hegt er den Wunsch, daß

der Monarch der feierlichen Zusage, die er seinem Blinister

gegeben hat, stets eingfedenk bleibe. »Ew. Majestät werden

sich daran erinnern, daß ich mich im Vertrauen auf die

Heiligkeit Ihrer Versprechungen mit einer Last belade, die

vielleicht meine Kräfte übersteigt, und daß ich mich mehr

Ihnen persönlich, dem Ehrenmann, dem gerechten und

guten Menschen als dem König hingebe.€ Schließlich

mahnt er Ludwig an die spontane Geftihlsäußerung, durdi

die er seinem Minister sidi sjrmbolisch verpflichtete: »Die

ergreifende Güte, mit der Sie geruht haben, meine Hand
in der Ihrigen zu drücken, gleichsam um meine Ergeben-

heit anzunehmen, wird nie in meinem Gedächtnis ver-

löschen; sie wird meinen Mut unterhalten; sie hat auf ewig

mein persönliches Glück mit den Interessen, dem Ruhm
und dem Glück £w. Majestät verflochten.!

Die Denkschrift, die wir ihrem Hauptinhalt nach eben

wiedergegeben haben, ist fUr Turgots Staatsanschauung
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höchst charakteristisch. Den Angelpunkt seiner Bemühungen

bildet der Wunsch, das volle unerschütterliche Vertrauen

des Monarchen zu gewinnen, den Beziehungen zwischen

dem König und seinem Minister d^n Charakter eines engen

persönlichen Verhältnisses zu geben. Nur wenn er seines

Herm ganz sicher ist, wenn dieser ihm unbedingt vertraut

und felsenfest von der TreiTlichkeit seiner Absichten Uber-

zeugt ist, vermag , er in der großen Schlacht, die er den

Mißbräuchen und Privilegien liefern will, zu siegen. T>Turgot

glaubte, daß nichts zu fürchten sei mit dem Vertrauen des

Fürsten, und daß nichts Großes ohne dasselbe erreichbar

sei.« In diesen knappen Satz hat sein Freund Condorcet

die Summe von Turgots politischen Überzeugungen zu-

sammengeiaßt. Die Frage, auf die in Zukunft alles ankam,

war die, ob das persönliche Vertrauensverhältnis zwischen

Monarch und Minister sich mit der Zeit so Innig gestalten

würde, daß Turgot die ausschlaggebende Rolle im Kabinett

übemehmen konnte, um seine Reformabsichten nachdrücklich

durchzuführen.

U.

Die Tage, in denen Turgot das königliche Vertrauen

erproben durfte, sollten bald anbrechen: schon im Früh-

jahr 1775 lieferten ihm die Gegner seiner Wirtschaftspolitik

die erste heiße Schlacht, in der es sich für ihn um Sein

oder Nichtsein handelte.

Wir wissen, Turgots hauptsächlichste Sorge galt der

Landwirtschaft. Sobald er am Ruder war, entschloß er

sich daher zu einer entscheidenden Maßnahme: er stellte

die Freiheit des Getreidehandels wieder her und löste da-

dufeh- das wichtigste Erzeugnis des Landmanns aus den

Fessehl, in die es überall die örtlichen Maiktpolizeiverord-

nungen zu schlagen suchten. Turgots Edikt bedeutete

keine eigentliche Neuerung. Denn schon im Jahre 1764

waren die Schranken für den Getreidehandel gefallen. Allein

GUgau, Rcfemvcnucbc. S



66 Zweites KapiieL

Turgots Vorgänger, der AbW Terray, hatte im Jahre 1770

die Freiheit wieder aufgehoben. Dieses Hin- und Her-

schwanken zeigt, wie sehr in dieser Frage die Ansichten

geteilt waren. Auch aufgeklärte Politiker und Publizisten

hielten eine staatliche Regelung des Getreidehandeis noch

für durchaus geboten, namentlich im Interesse der unruhigen

Hauptstadt

Trotz des zu erwartenden Widerspruchs aber wurde

von Turgot im September 1774 der Beschluß des Staats-

rats, der die Getreidehandelsfreiheit im französischen Reiche

prokhunierte, öffentlich bekannt gegeben. Zunächst ließ sich

für Turgot alles gut an. Als aber nach einem mageren

Jahr die Ernte auch im folgenden sehr schlechte Aussichten

bot, hielten seine Gegner den Zeitpunkt für gekommen,

wo sie durch wohlvorbereitete Tumulte die Aufhebung

des Septemberedikts erzwingen und den Sturz des reform-

freundlichen Ministers veranlassen konnten. Denn daß es

sich nicht um spontan ausbrechende Aulstände, sondern

um ein Komplott handdte, ist heute nicht mehr zu be-

zweifeln und auch schon von gut unterrichteten Zeitge-

nossen behauptet worden.^)

') Du Ponts dahin gehende IJchaujitungen werden in vollem Maße

von Mercy bestätigt. In seinem Bericht vom iS. Mai 1775 an den Fürsten

Kaunitz (Wiener Archiv"^^ äußert er sich über die vermutlichen Anstifter

der Brottumulte folgendermaßen: Viele Verhaftete behalte man sorgfiUtig

zurück, >vennutlich in der Hoffnung, durch dieselben nach und nach auf

den wahren Ursprung zu gelangen, maflen es aufier allem ZwettU iat, dafi

die Sedie weder dordi eben wirklic&en Abgang an Getreide oder einen

«nfewOhnlieh hohen Fkds denelben, noch anflUliger Wdae, aondem

dnreh boabafte Anatifter efanlanet worden aei. Einifer Orten hat man

gedmckte kSdgUche FMente T0fgeaeigt| durch weldie der Pieb des Ge-

tieidea herabgeaetaet wvide. Anderer Orlen haben aidi mit Ehren- nnd

Ordenaxekhen gezierte Leute fttr Überbringer der dieafiOligen kOoi^icheo

WUlensmeinnng angegeben. Bei vielen, welche gefimgen worden, hat man

große Summen an Gelde gefunden; mit einem Worte ttberall äußern aich

die Spuren einea irorbedachten Komplott8.c
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Mitte April 1775 begannen die Unruhen, die man
spottweise später unter dem Namen Mehlkrieg zusammen-

gefaßt hat, mit einem Vorspiel in der Provinz. In Dijon

plünderten Bauernhaufen die Getreidespeicher. Das hatte

nur zur Folge, daß der Finanzminister um so entschiedener

den Behörden die Sorge fUr die Aufrechterhaltung des

freien Getreidehandels einschärfte. Da brachen in den

ersten Tagen des Mai Tumulte aus, die die nächste Um-
gebung von Paris und Versailles zum Schauplatz hatten

und ganz offensichtlich darauf abzielten, die Getreidezufuhr

der Hauptstadt zu unterbinden, unter der Bürgerschaft da-

durch Besorgnisse vor einer nahe bevorstehenden Hungers-

not hervorzurufen und den Hof mit Entsetzen zu erfüllen.

Hatten doch die früheren Agenten der Gesellschaft, die

unter Terray den Getreidehandel von Paris in Händen ge-

habt hatten, schon lange vorher geflissentlich das Gerücht

verbreitet, daß das System Tuigots die Pariser Hungers

sterben lassen und das Volk empören werde. Daß die Auf-

rührer in höherem Auftrage handelten, dafür hatte man

bald sichere Anzeichen. Sie wiesen gefälschte königliche

Erlasse vor, nach denen der Preis des Brotes und Getreides

herabgesetzt sein sollte; sie verteilten Geld unter die Land*

leute und forderten sie auf, sich der Vorräte zu bemächtigen;

sie zefschnttten die Komsäcke und schütteten ihren Inhalt

ins Wasser.

Wir können uns heute nicht genug darüber wundem,

daß diese ungeordneten Haufen die Hauptstadt ernstlich

beunruhigen, das Ministerium in Gefahr bringen, die Höf-

linge mit bleichem Entsetzen eifUUen, die Staatsleiter ganz

mut- und kopflos machen und schlieCUich nur durch das

Aufgebot einer ansehnlichen Truppenmacht bewältigtwerden

konnten. Geiade in diesem Moment, aber hat der Ge-

schichtsschreiber die ernste Seite des ganzen Ereignisses

zu suchen : zeigt es doch in anschaulicher Weise, wie ohn-

mächtig sich die französische Staatsregierung fühlte, daß
5*
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sie sich durch diesen Mummenschanz wiildich imponieren

und fast eine Woche in Schach halten b'eß. Schon zeit-

genössischen Beobachtern wie dem österreichischen Bot-

schafter Graf Mercy drängte sich diese Wahrnehmung auf.

W;e kam es überhaupt, daß die Bewegung nicht gleich

im Keime erstickt wurde? Antwort: Weil die Organe, die

dazu bestellt waren, den Dienst versagten. Die Pariser

Polizeibeamten waren darüber aufgebracht, daß ihnen

durch die Erklärung der Freiheit des Getretdehandeb die

Bfarktauisfcht und damit ein erklecklicher Gewinnst ent-

zogen ward. Um nun die Abschaffung des verhaßten

Edikts zu erwirken, begünstigten sie die Verschwörer ganz

offen, wo sie konnten. Sie gaben dem Minister von dem
Aufruhr zu spät Nachricht, ließen die Plünderung der

Bäckerläden ruhig zu und die Schuldigen entschlüpfen. Ja,

diese sträfliche Nachsicht erstreckte sich bis in die Kreise

der höchsten Beamtenschaft, soweit sie Gegner der Wirt-

schaftspolitik des Finanzministers waren, so daß Turgot,

um einer Wiederholung solcher Vorkommnisse ein für alle-

mal vorzubeugen, vom König die Absetzung des Polizei-

präsidenten und des Kommandanten der Stadtwache for-

dern mußte. Für den eigentlichen Anstifter des Tumults

aber hielt man einen königlichen Prinzen, den Fürsten

Conti, der ein geschworener Feind der Turgotschen Re-

formpolitik war, derm in der Nähe seines Schlosses hatte

der Aufruhr seinen Ausgang genommen. Schwerlich hätte

sich indessen seine Beteiligung an dem Komplott erweisen

lassen, und wäre es schließlich auch möglich gewesen, so

hätte der Kacherarm der königlichen Autorität nicht so

hoch zu zielen gewagt.

Vor aUem aber war die Haltung derjenigen Behörde

in diesen bew^en Tagen höchst auffiUUg, die sich als die

berufene Hüterin gesetzlicher Zustände betrachten mußte,

nämlich des Pariser Parlaments. Statt die königlichen Be-

\ hörden in der Beruhigung der Hauptstadt zu unterstützen,
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ließen seine Mitglieder ihrem Haß gegen den Finanzmini-

ster, dessen Handelspolitik sie mißbilligten, die Zügel

schießen und durch MaueianscUage einen Beschluß ver-

breiten, der den erlöschenden Aufstand aufs neue anfachen

mußte. Sie forderten hier öflfentUch, daß der König den

Wünschen der Meuterer nachkomnien und den Brotpreis

herabsetzen solle. Sie hatten sich aber in dem G^ner,
den sie dadurch treffen wollten, arg verrechnet.

Tui|fot war zur rechten Zeit nach Versailles geeilt

und hatte den König, der inmitten der ängstlich bebenden

Höflingsschar mürbe zu werden drohte, zu standhaftem

Ausharren bestimmt. Er selbst zeigte durch sein Beispiel,

wie allein mannhafte Entschlossenheit das drohende Un-

wetter beschwören konnte. In diesen Tagen übte er eine

Art Diktatur aus: von ihm empfingen die Generäle, der

Großsiegelbewahrer, der Minister des königlicben Hauses,

ja selbst der Premierminister Unterwebungen und Befehle.

Tagsüber weilte er in der Hauptstadt, um die Ausführung

seiner Anordnungen zu überwachen, in der Nacht hielt er

sich in Versailles auf, um dem Kön^ Bericht zu erstatten.

Mit dem widersetzlichen Parlament machte der Ge-

neralkontrolleur kurzen Prozeß. Den zum Aufruhr reizen-

den Anschlag ließ er herunterreißen. Am frühen Morgen

um 4 Uhr hatte jeder Parlamentsrat vor seiner Tür einen

Musketier, der ihn aufforderte, pünktlich um 8 Uhr in

Versailles sich einzufinden. Morgens lo Uhr hatte der

König bereits seinen fit de justice gehalten, in dessen

Veriauf er das Parlament zur Eintragimg einer Eiklärung

zwang, durch die ihm die Rechtsprechung bezüglich des

Aufruhrs abgenommen und den königlichen Gerichten über-

tragen wurde.

Dieses entschiedene Auftreten der Regierung wirkte

Wunder. Die Widerstandsgelüste der Opposition eriahm-

ten, den Aufrührem entsank der Mut, und die Ordnung

wurde in kürzester Zeit wiedeihergcstellt. Reichsten Lohn
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aber erntete der Mann, dessen unverzagtem Wesen die

rasche Bewältigung des Komplotts zu danken war. Gegen

Turgots Persönlichkeit und seine Politik hatten sich die

frevelhaften Machenschaften der Verschwörer gerichtet

Statt aber den Finanznainister zu schädigen oder gar zu

stürzen, bewirkten sie das Gegenteil: sie befestigten seine

Stellung. Denn in diesen Tagen der Not war das Ver-

trauen des jungen Monarchen zu seinem Minister außer-

ordentlich gewachsen Wie scharf stach doch seine kalt-

blütige und energische Haltung von der memmenhaften

Verzagtheit der nächsten Umgebung des Königs, der Hof-

Schranzen und der meisten Minister ab, die in bängBchem

Ents<;^en über den das Schloß umlagernden Pöbel Ludwig

zu schimpflicher Kapitulation hatten bestimmen wollen.

Vor allem hatte sich der leitende Minister durch seine

Feigherzigkeit sehr bloßgestellt, nicht nur gegenüber dem
König, sondern auch vor der breiten ÖfTentlichkeit. Sang

man doch in Paris recht gelungene Spottverse, in denen

man treffend sein allzu vorsichtiges Betragen kennzeidmete.

Maurepas hatte sich in den kritischen Stunden eben

durchaus als der opportunistische Höfling, der er war, ent-

hüllt. Als er das Unwetter heranziehen sah, hatte er sich

aus dem Staube gemacht. Tiirgot mochte die Sache, die

er sich eingebrockt, selbst auskosten. Gelang es ihm den

Sturm zu beschwören, so war es gut : dann waren beide

gerettet. Unterlag er aber und erhielt seine Entlassung,

so hoffte Maurepas nicht in seinen Fall verwickelt zu wer-

den: er hätte alle Verantwortung an einem etwaigen schlim-

men Ausgang auf den Generalkontrolleur abgewälzt. Um
das zu können, mied er in den entscheidenden Tagen ge-

flissentlich den König. Er wollte nicht um Rat gefragt

sein und sich in nichts mischen. Nicht in Versailles, son-

dern in Paris schlug er daher sein Hauptquartier auf. Er

Dm betont Merejr in idnen Berichten vom i8. Mai, aj. Juni,

17. Juli und 18. September 1775 tn wiederbolten Malen. (Wiener Ardüv.)
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besuchte die Oper und glaubte durch diesen Heldenmut

Beifall zu verdienen.

Dieses Betragen aber machte auf den j]UDgen Mon-

archen den allerschlecht^ten Eindruck. Was war das für

ein leitender Minister, der seinen König in der Stunde der

Gefahr schnöde im Stich ließl Während Turgots Stern im

Au&teigen begriffen war, schien der sein^ offenbar zu

nnken.

Diese Beobachtung machte in jenen Tagen der öster-

reichische Gesandte, der durch seine nahen Beziehungen

zum Hofe sehr wohl imstande war, die Lage der Ver-

hältnisse zu übersehen. Mercy berichtet unter dem 1 8. Mai

dem Fürsten Kaunitz, zu welch' Uberragendem Ansehen

sich Tuigot durch seine unerschrockene Haltung während

der Unruhen aufgeschwungen, wie der König ein unbe-

dingtes Vertrauen zu ihm gefaßt habe, so daß Maurepas*

Schicksal geradezu in seiner Hand liege. Es würde e.a

leichtes für ihn gewesen sein, den Premierminister nun-

mehr beiseite zu schieben.

Jetzt hatte für Turgot die große Stunde geschlagen,

wo er sich freie Bahn schaffen und das Gedeihen des Re-

formwerkes hätte Stehern können. Denn soweit hatte er

seine Kollegen kennen gelernt, um zu wissen, daß sie in

der überwiegenden Mehrzahl seine Absichten eher durch-

kreuzen als fördern würden. Namentlich galt das von

Maurepas, der für eine Reformpolitik großen Stils nicht zu

haben war, schon weil er die Gefahren scheute, denen sie

ihn aussetzen würde. Da aber Turgot einen neuen Kurs

steuern wollte, der ihn von der herkömmlichen äi^stlich

lavierenden Kalnnettspolitik weit entfernte, da er zum Bruch

mit dem alten Schlendrian fest entschlossen war und den

Kampf mit den Mißbräuchen aufzunehmen wünschte, so

mußte er sich nach Männern umsehen, deren fester Cha-

rakter in Zeiten der Gefahr nicht versagte, auf die er

sich wirklich verlassen konnte. Wie wenig auf Leute vom
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Schlage eines Maurepfts zu zählen war, hatte er eben

erst gesehen Et durfte nach dieser Erfahrung versichert

sein, daß ihn der alte Höfling bei dem nächsten Sturm

wiederum preisgeben würde. Für das große Werk, das

Turgot plante, war ein einheitliches Ministerium aus un-

bedingten Anhängern der Staatsreform ein unumgängliches

Etfordemis.

Allein Turgot ließ diesen einzig glücklichen Moment,

wo er sich des vollen Vertrauens des jungen Königs

rühmen durfte, ungenutzt \ erstreichen. Damit schürzte er

» recht eigentlich den Knoten zu seinem tragischen Ge-

schick. Der Mann, den er jetzt in übertriebenem Zart-

gefühl schonte, ja ausdrücklich in der Gunst des Monarchen,

die ihm sonst entschlüpft wäre, stützte, sollte ihm diesen

Dienst übel lohnen. Denn anstatt Turgots großherzige

Handlungsweise dankbar anzuerkennen, war Maurepas über

den Triumph des Nebenbuhlers erbost und eifersüchtig auf

das wachsende Vertrauen , das Ludwig jenem schenkte.

Doch vorläufig verbiß er seinen Grimm und lauerte ge-

duldig auf den Augenblick, wo er sich von dem unbe-

quemen Rivalen befreien konnte.

Bei Turgot vermissen wir hier die wahrhaft staats-

männische Ader. Seinem wenig biegsamen Quiraktcr war

es nicht leicht möglich , sich den im politischen Leben

rasch wechselnden Lagen anzupassen. In dieser Beziehung

wie überhaupt in der Herbigkeit und starren Einseitigkeit

des Wesens erinnert er an den großen preußischen Re-

former, den Freiherm vom Stein. Und ebensowen^ wie

dieser war Turgot für die Rolle eines leitenden Ministers

geschaffen. Hätte ihm als solcher ein gleichgesinnter Freund

zur Seite gestanden, der ihn ergänzt und ihm in die Hände

gearbeitet hätte, so wäre das Reformwerk vielleicht allen

>A'iderständen zum Trotz noch zum guten Ende gediehen.
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m.

In den Monaten, die dem Mehlkri^ folgten, hatte

« Turgot eine glänzende Stellung inne. Er stand hoch in

der Gunst seines Königs , und Maurepas , der das wahr-

nahm, suchte sich dem Generalkontrolleur auf alle nur

denkbare Weise gefällig zu zeigen. In jenen Tagen wurde

das Hausmimsterium frei. Diesen wichtigen Posten wollte

Turgot seinem Freunde Malesherbes, dem Präsidenten des

Pariser Steuerhoies zuwenden, weil er an ihm bei seinen

Eispamisabsiehten eine zuvei1äs«ge Stütze zu finden hofite.

Der königliche Hofhalt verschlang Jahr für Jahr ungeheure

Summen , was nicht so sehr an der verschwenderischen

Prachtliebe des Monarchen, als an der Unredlichkeit der

höheren und niederen Hofchargen lag, die in unglaublich

schamloser Weise in ihre Taschen wirtschafteten. Hier

muiSte nach Turgots Ansicht mit unnachsichtlicher Strenge

eingegriffen werden. Die Mißbräuche sollten abgestellt

und dadurch viele üffilfionen erspart werden, um zur Aus-

gldchunf^ des Fehlbetrages im Budget verwandt zu werden.

Maurepas erklärte sich mit der Kandidatur Malesherbes'

einverstanden, besonders als er wahrnahm, daß sein ärgster

Feind, der Herzog von Choiseul, der ihn zu verdrängen

hofite, diese Gelegenheit zu benutzen trachtete, um eines

seiner Geschöpfe in das Ministerium zu bringen.^) Das
soQte auf alle Fälle hintertrieben werden, war aber gar

nicht leicht, da Marie Antoinette den Freunden des Herzogs

bereits ihre Unterstützung zugesagt hatte. Maurepas und

Turgot gerieten dadurch in eine schwierige Lage. Bei dem
großen Einfluß, den die junge Königin auf ihren Gemahl

anstibte, mußte man sich hüten, es mit ihr zu verderben. .

Um BSarie Antoinette umstimmen zu lassen, wandte sich

Turgot an ihren vornehmsten Berater, den Grafen Blercy.

*) hieixD die liocbwiditise Depeiche Merqri «n Kmtnits von

i7.J«li 1775.
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Er stellte ihm vor, wie außerordentlich wichtig es für die

Interessen des Königspaarcs wäre, wenn das Hausministerium

einem Manne wie Malesherbes übertragen würde, der durch

seinen redlichen Charakter geradezu berufen sei, in diesem

verrotteten Departement Ordnung zu stiften und die zahl-

losen Mißbräuche zu beseitigen. Mercy sagte bereitwÜlig

seine Unterstützung zu. Aber auch seinem Einfluß glückte

es nicht, die junge Königin von ihrer Absicht abzubringen;

indessen erwies sich König Ludwig standhafter, als man
erwartet hatte. Er ließ sich durch den Widerspruch

seiner GemahUn nicht beirren und vollzog die Ernennung

Malesherbes'.

Noch durch einen weitem Anhänger der Reform hoffie

Turgot sich im Herbst 1775 zu verstärken. Durch den

plötzlichen Tod des Grafen Muy war das Kri^sministerium

eriedigt worden. Auch in diesem Departement ließen sich

nach Turgots Ansicht bedeutende Reformen und große

Ersparnisse machen, und er wünschte daher, es einem

Minister anvertraut zu sehen, der solchen Bestrebungen

geneigt war. In Übereinstimmung mit Maurepas und Males-

herbes traf Turgot eine höchst merkwürdige Wahl.^) Sein

Kandidat, der Graf von äaint-Germain, war ein alter Hau-

degen, der früher als aktiver Militär von den Soldaten ver-

ehrt, von seinen Vorgesetzten aber wegen seines reizbaren

und zänkischen Wesens wenig geschätzt worden war. Im

Lauf des Siebenjährigen Krieges hatte er manchen wert-

vollen Dienst geleistet, war aber eines Tages, weil er der

Meinung gewesen, daß seine Leistungen nicht nach Gebühr

gewürdigt wurden, ohne Urlaub auf und davon gegangen,

um bald darauf , in dänische Dienste einzutreten. Diese

Fahnenflucht war ihm von Ludwig XV. nie verziehen worden.

Nachdem er das Kriegshandwerk aufgegeben, lebte er in

einem kleinen elsässischen Dörfchen in tiefer Zurückgezogen-

') Über SuDt*Gemiains Ernennung sind hatiptstchlich wieder Mercy*

Dqp^Mheii vom 19. Oktober und 15. November 177s hdcbst aufacblnflrcich.
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heit und größter Einfachheit, der Gartenarbeit und frommen

Übungen hingegeben. Die Aufmerksamkeit Maurepas' und

Tufgots wurde auf ihn gelenkt, ab er eine Denkschrift

tibersandte, die sehr bmuchbare Gedanken über die Re-

oi^anisation des französischen Heeres zu enthalten schien.

Dieser Eigenbrödler war ein Mann nach dem Herzen

Turgots. Saint-Germain hatte weder Verwandte noch Freunde

bei Hofe. Daß er der Pompadour stets ein Dorn im Aup^e

gewesen, erhöhte sein Ansehen bei den Reformern. Jeden-

falls schien er ein selbständiger Charakter von erprobter

Redlichkeit zu sein, der höfischen Intriguen unzugänglich

bleiben und eneigisch durchgreifen würde, wenn es sich

darum handelte, Ordnung zu schaffen. Der König lieO sich

diesen Vorschlag gefallen, und so wurde Saint-Germain zur

größten Überraschung des Hofes und der Generalität aus

seinem Dorfe herbeigerufen, was die öflfentliche Meinung

als ein pikantes Ereignis ansah: wie ehedem der römische

Senat holten die Reformer diesen modernen Cincinnatus

vom Piluge weg.

So schien Turgot seine Stellung im Laufe des Jahres

1775 durch die Berufung von zwei aufrichtigen Freunden

der Reform erheblich verstärkt zu haben. Zu seinem

großen Leidwesen aber sollte weder Malesherbes noch

Saint-Germain die auf sie gesetzten Hoffnungen wirklich

erfüllen. Mochten auch beide von den besten Absichten

beseelt sein, Turgot fand nicht bei ihnen die tatkräftige

Unterstützung, auf die er gerechnet hatte.

Malesherbes besaß zwar einen nicht gewöhnlichen

passiven Heldenmut, den er früher als Präsident des Pariser

Steuergerichtshofes Ludwig XV. gegenüber häufig genug

bewiesen hatte, als Hausminister aber wagte er sich nur

sehr zaghaft an die ihm aufgegebene Beschneidung der

Mißbräuche. Seinem fncdliebcnden empfindsamen Charakter

widerstand es, sich durch harte Maßnahmen, die in die

Interessen vieler bei Hofe angesehener Familien tief ein-

Digm^
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griffen, eine Welt von erbitterten Feinden zuzuziehen. Zum
rücksichtslosen Reformer fühlte er sich nicht geschaffen.

Er war nicht eine so entschlossene Kampfiiatur wie sein

'"freund Tm'got. Nur ihm zuliebe hatte er mit innerem

Widerstreben die heikle Aufgabe Übernommen. Sie lastete

auf ihm wie ein drückendes Joch , von dem er sich bald

zu befreien wünschte.

Aus ganz andern Gründen versagte sich Saint-Ger-

main den Wünschen Turgots. Er erblickte in den Er-

spamisabsichten des Finanzministers den Versuch einer un-

berechtigten Einmischung in seinen eigensten Wirkungskreis.

Von Natur unverträ^ch und mißtrauisch, wandte er sich

von Turgot nach kurzer Zeit ab und schloß sich auft

engste Maurepas und den Gegnern des Generalkontrolleurs

an. Dagegen bildete er als Reformer im Vergleich zu

Malesherbes einen ausgesprochenen Gegensatz. Als rück-

sichtsloser Draufgänger stürzte er sich Hals über Kopf in

eine umfassende Armeereform. Ohne der Feindschaften

zu achten, die er dadurch sich zuzog, griff er die privi-

legierte Stellung der die Maison militaire des Monarchen

bildenden Tnippenkörper an, die er als kostspieligen und

uberflüssigen Luxus wenn nicht ganz zu beseitigen, so

doch möglichst herabzusetzen und ihrer früheren Ausnahme-

stellung zu berauben suchte. Natürlich sträubten sich die

hochadiigen Kommandeure dieser Leibregimenter aus allen

Kräften gegen die Verminderung ihrer Truppenteile. Sie

scheuten nicht davor zurüdc, dem Minister, ihrem Vor-

gesetzten, persönliche Kränkungen zuzuf^igen und ihn so-

gar zum Zweikampf herauszufordern. Ludwig XVI. stützte

wohl seinen Minister, aber doch nicht mit der nötigen

Energie; sonst hätte er zum warnenden Beispiel solche

Auflehnung viel liärter bestrafen müssen. Gesellten sich

doch die eigenen Brüder des Monarchen, die Grafen von

der Provence und von Artois, zu den Frondeuren und steiften

den WidersetzUchen den Nacken. Übrigens warfen Saint-
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Gennains Reformen zunächst«^ keine Erspamiase ab; ganx

im Gegenteil, sie verschlangen große Summen; denn die

' früheren Inhaber der eingezogenen Offizierstellen mußten

mit dem Preise, den ihre früher käuflichen Ämter gekostet

hatten, entschädigt werden. Oft waren diese Beträge so

hoch, daß der Kriegsminister in einer Zeit, wo der Staats-

^kkel erschöpft war, sie nicht aufbringen konnte und auf

die Einziehung' solcher Stellen verzichten mußte.i)

Welche Fortschritte machten indessen Turgots Reform-

arbeiten? Seine hauptsächliche Fürsorge galt der Hebung

der ackerbaulichen Tätigkeit, deren gedeihliche Entwicke-

lung durch nichts so sehr gehemmt wurde wie durch das

verderbliche Steuersystem^ Darum galt es vor allem, auf

diesem Gebiete gründlichen Wandel zu schaffen. Dürfen

wir den Angaben seines Mitarbeiters Du Pont glauben, so

hatte der Minister schon für den Oktober 1775 den ersten

großen Anlauf zur Steuerreform geplant: er gedachte die

sehr willkürlich umgelegte Auflage der beiden Zwanzigsten

durch eine Grundsteuer (Subvention territorialej zu ersetzen,

die mit Hilfe der vom König ins Leben zu rufenden Muni-

zipalitäten nach dem wahren Ertrage der Güter umgelegt

werden 'soUte.

Allein zu seinem lebhaften Bedauern vermochte Turgot

diesen Vorsatz nicht mehr im Laufe des Jahres 1775 zu

verwirklichen. Denn die Wirren des Mehlkriegs raubten

ihm sechs Wochen seiner kostbaren Zeit, so daß er mit

den Vorbereitungen nicht zum rechten Termin fertig ge^

worden wäre und sich gezwungen sah, seinen Plan zu ver-

tagen. Seine Hoffnung, im nächsten Jahr darauf zurück-

zukommen, sollte sich nicht erfüllen, da es inzwischen seinen

Gegnern gelang, ihn aus dem Amt zu bringen. Ob es

Turgot überhaupt geglückt wäre, eine so j^ewaltige Um-
wälzung wie die Einfuhrung der Selbstverwaltung und die

) Über SaiDt-Geimua als Refonner ToiB^ddie num die Arbeit von

L. llention, Le Comte de Seiat-Gennam et tet f<f»nnet, Fteis 1884.
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Neuordnung des gesamten Steuersystems unter einem

schwachen Monarchen wie Ludwig durchzusetzen,

erscheint doch recht zweifelhaft. Denn ohne Frage hätte

schon die politische Seite des Planes die Korporationen zu

schärfstem Widerstande gereizt. Ist doch nicht anzunehmen,

daß sich die Privil^erten ihre Vormachtstellung, die auf

der ständischen Gliederung und der alten Steuerver&ssung

beruhte, durch die Munizipalitäten ohne Kampf hätten

rauben lassen.

Da wegen der Unruhen im Frühjahr 1775 der rechte

Moment für die große Steuer- und Verwaltungsreform ver-

paßt war, begnügte sich Turgot zunächst mit bescheideneren

Besserungsversuchen. Es fehlt uns hier der Raum, auf

diese einzeben Maßnahmen näher einzugehen; aber auch

auf eine trockene Aufzählung derselben, die nur ermüdend

wirken wUrde, möchten wir Verzicht leisten. Heben wir

nur hervor, dafi alle Edikte Turgots einem großen Ziele

zusteuern, das von ihrem Urheber mit leidenschaftlichem

Eifer und zäher Konsequenz erstrebt wird : sie sollen zu

kräftiger Entwickelung --der nationalen Keichtumserzeugung

nach Möglichkeit beitragen. Darum wünschte er vor allem

Handel und Industrie nach und nach von allen hemmende^
Schranken zu befreien. Neben dem Getreidehandel suchte

er vornehmlich den Handel, der mit andern wichtigen

Volksnahrungsmitteln wie Fischen, Vieh und Wein getrieben

wurde, von allen lästigen Abgaben zu erlösen! Aus diesem

Grunde widmete er auch den Verkehrsstraßen und Ver-

kehrsmitteln eifrige Fürsorge, indem er wichtige Kanalbauten

anregte und namentlich das Postwesen gründlich umgestaltete.

Die neue Regie, die er im August 1775 schuf, beförderte

die Reisenden bequemer, tnlliger und schneller und warf

dazu noch für die Staatskasse einen erheblichen Übeischuß

jährlich ab. Gerade solche Reformen erwiesen auf das

schlagendste, daß man mit verhältnismäßig geringem Kraft-

aufwand die Einnahmen des Staates erhöhen konnte, wenn
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man in einzelnen Zweigen der Verwaltung die Mißstände,

die sich eingeschlichen hatten, beseitigte und heilsame

Ordnung herstellte.

Im Beginne des Jahres 1776 aber holte Turgot zu

einein entscheidenden Schlage aus: er unterbreitete dem
Pariser Parlament sechs Reformedikte, von denen nament-

lich zwei von großer Tragweite waren. Das eine forderte

die Umwandlung der Wegfronden in eine Geldleistung,

die nicht nur von den kleinen Landleuten und den Tag-

löhnem, sondern hauptsächlich von den Grundbesitzern,

und zwar sowohl von den taillepflichtigen als von den

privilegierten, erhoben werden sollte. Dabei berief Turgot

steh auf den Grundsatz sozialer Gerechtigkeit: diejenigen,

die das größte Interesse an der Herstellung und Erhaltung

guter Landstraßen hatten, sollten auch dafür Steuern ent-

richten. Das waren aber ji^ht die Tagelöhner und kleinen

Landwirte, die bisher zu den Wegfronden herangezogen

worden waren, sondern die Grundbesitzer, die für den Ver-

trieb ihrer JProdukte fast allein von den Straßen Nutzen

hatten. Das andere Reformedikt betraf die^Aufhebung der

Pariser Zünfte und wendete sich gegen die privilegierte

Stellung, welche die Meister in ihren Körperschaften im

Vergleich zu den Gesellen einnahmen. In Zukunft sollte

im Handwerk an die Stelle der zünftlerischen Gebunden-

heit ein unbeschränkter, durch keinerlei Vorschriften ein-

geengter Wettbewerb treten. Beide Edikte waren von

grundsätzlicher Wichtigkeit und bedeuteten eine soziale

Umwälzung: durch das eine wurde die Frage der adligen

Steuerprivtlegien, durch das andere die Frage der Gewerbe*

freiheit angeschnitten.

Mit leidenschaftlichem Eifer ergriff das Parlament von

Paris die Gelegenheit, um in scharfem Gegensatz zu dem
neuerungBSüchtigen Generalkontrolleur seine konservative Ge-

sinnung zu bekunden und dem König die ReformentwUrfe

Tufgots als höchst staat^ßihriiche, den Bestand der
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Monarchie erschUtterade Maßnahmen anzuzeigen. Mit aOer

Entschiedenheit verfocht es in den Vorstellungen, die es

am 4. März Ludwig XVI. überreichen ließ, die Unantast-

barkeit der Steuervorrechte und die Vorzüge der Zunft-

verfassung und weigerte sich, von den sechs Reformedikten

fünf in seine Register einzutragen.

An dem Widerspruch des Parlaments ist vor allem

interessant, daß er sich nicht allein gegen Turgots Gesetzes-

Vorschläge richtet, sondern gegen den Geist des von ihm

\ ertretcnen physiokratischen Systems überhaupt, aus dem
die Edikte hervorgegangen sind. Wenn der Pariser Ge-

richtshof sich dagegen wehrt, daß der Adel zu der Fronden-

steuer herangezogen werden sollte, so handelt es sich da-

bei nicht so sehr um die an und für sich geringe Geld-

leistung, sondern vor allem um den Makel, der darin er-

blickt wird, daß die oberen Stande in Zukunft, mit den

9sujets corv^bles et taillablesc vermischt, gleichsam in

einen Topf geworfen und dadurch angeblich ihres sozialen

Ansehens beraubt werden Es ist die Gleichmacherei, der

Zug zur ögalite, der von dem Parlament als eine der ver-

derblichsten Lehren der Ökonomisten bekämpft wird. Man
weist den König darauf hin, wie notwendig es filr das

Staatswohl sei, daß die ständischen, durch jahrhunderte-

langes Herkommen geheiligten Schranken in Frankieich

erhalten bKeben. Denn im andern Falle würde Überall

Unordnung einreißen und schließlich der Zusammenbruch

der staatlichen Gesellschaft die unausbleibliche Folge sein.

Und wenn das Parlament sich gegen die Abschaffung der

Zünfte erklärt, so nimmt es die korporative Verfassung im

allgemeinen in Schutz und behauptet ihr Daseinsrecht

gegenüber den Phy8k>kraten, von denen bekannt war, daß

nach ihren Lehrmeinungen nicht allein die Handwerker-

gilden, sondern alle Körperschaften 'schlechthin, also auch

die Parlamente, als überflüssig und dem Staatsinteressc

höchst nachteilig anzusehen seien.
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So stoßen hier zwei grundverschiedene Staatsanschau-

UDgen aufeinander, die aristokratische des Parlaments, die

an der ständisch und korporativ gegliederten Gesellschafts-

ordnung^ als der unverrückbaren Grundlage des französi-

schen Staatswesens festhalten möchte, und die demokra-

tische der Fhysiokraten, die den alten Klassen* und Privi-

legienstaat durch die Schöpfung einer einheitlichen Masse

von gleichberechtigten Staatsbürgern zu überwinden sucht.

Auch hätten die beiden Entwürfe über die Frondensteuer

und die Abschaffung der Zünfte an und für sich bei dem
• Parlament wohl kaum eifie so hochgradige £rregung her-

voigerufen, wenn die Räte diese Neuerungen nicht ab
die Vorposten eines weit umfassenderen Pkx>gramms be-

trachtet hätten. Denn hinter diesen Reformedikten des

Generalkontrolleurs sahen sie schon im Geiste einen Plan

nach dem andern auftauchen, und glückte es Turgot jetzt,

in die alte Staatsordnung Bresche zu schießen, so gab es

vielleicht auf der Bahn sozialen Umsturzes keinen Stillstand

mehr. Darum hielten sie als die gesetzlichen Hüter der

bestehenden Verhältnisse sich für berufen, den König vor

dem ihrer Meinung nach höchst bedauerlichen politischen

System seines Finanzministers eindringlich zu warnen. Es

handelte sich daher im März des Jahres 1776 um nichts

Geringeres als um die große Frage, ob der Staatsreform,

mit welcher der junge Monarch begonnen hatte, ein frühes

Ziel gesetzt, oder ob sie ungeachtet des scharfen Wider-

spruchs der Anhänger der Tradition fortgeführt werden

sollte.

IV.

Es wird gewöhnlich so dargestellt, als hätte Turgot

bei seiner Reformarbeit die ganze Nation hinter sich ge-

habt und wäre von dem Beifall der öffentlichen Meinung

umrauscht worden; nur die bösen Privilegierten hätten

wider den Stachel zu löcken gewagt und aus engher-

G lag au, Kcformversuche. 6
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ziger Selbstsucht dem trefflichen Manne ein Hindernis

nach dem andern in den Weg gelegt, bis sie ihn glücklich

zu Falle gebracht hätten. Diese Schilderung gibt aber

keineswegs die wahre Sachlage wieder. Es ist vielmehr

erst die bürgerliche Geschichtsschreibung gewesen, die

Turgot nachträglich zum Volkshelden und Vorkämpfer

des dritten Standes gestempelt hat; indem sie ihn ab einen

der ihrigen später in Anspruch nahm und im begeisterten

Hymnus feierte, hat sie ihm eigentlich unrecht angetan.

Denn Turgots Heldentum liegt gerade darin, daß er nicht

mit dem Strome schwamm, son4cm gegen die fortreißende

Gewalt der Vorurteile mit unerschrockenemi hartnackigen

Mut ankämpfte. War doch seine Wirksamkeit durchaus

nicht populär, sondern im Gegenteil in immer steigendem

Maße mißliebig, namentlich unter der Bevölkerung der

Hauptstadt, die nicht dem Reformer, sondern seinen ent-

schiedensten Gegnern, den Parlamentsräten, recht gab.^)

Nur eine kleine Minderheit, vor allem die Philosophen

mit dem Altmeister Voltaire an der Spitze, und einzelne

Vertreter des aufgeklärten Despotismus, wie König GustavIH
von Schweden, begleiteten Turgots Tätigkeit mit verstände

nisvollem Beifall. Die Mehrheit der Nation aber schüttelte

bedenklich den Kopf, wenn sie nicht zu den erklärten

Widersachern des Ministers gehörte. Um dieses Verhalten

zu begreifen, dürfen wif nicht vergessen, daß-dem größten

Teil der Turgotschen Reformvorschläge eine staatswirt*

schaftliche Anschauung zugrunde lag, deren leitende Ge-

danken der großen Menge damals noch nicht vertraut und

von allgemeiner Anerkennung noch weit entfernt waren.

Turgot aber hatte bei seinen Reformmaßnahmen nicht

nur die Hochfinanz, die Parlamente und den Hofadel gegen

') Mercy weist wiederholt in seinen Berichten an Kaunitz auf die

zunehmende Mißliebigkeit hin, die sich in der bauptstSdtiscfaeD BeTdlkerung

gegen die Reföfiner regte; ebeiMO der Kidibindler Haidy in seinem

Tigebqch (Pariser Matbml-Blblioaek, HaiideG6rifteo*AI»teiliiiig).
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sich, sondern auch alle diejenigen Kleinbürger, die an dem
Bestände der alten Wirtschafts-, Verwaltungs- und Ver-

fassungsverhältnisse irgendwie interessiert waren. Gegen

den freien Getreidehandel sträubten sich , wie wir schon

trfahrttk haben, die . zahlreichen Polizei- und Aufisichts-

beamten, die bei der Regelung des Marktverkehrs früher

ihren Fro6t gemacht hatten und jetzt darauf verzichten

mußten. Wie sehr verdroß die Aufhebung der ZUnfte

und Zunflstatuten die Handwerksmeister, die dadurch mit

einem Schlage ihrer privilegierten Stellung sich beraubt

dahen und beklommenen Herzens, geängstigt durch das

Gespenst des freien Wettbewerbes, in die Zukunft schauten.

Noch bänglicher aber war den nach vielen Tausenden

zählenden Beamten der Steuerverwaltung zumute Wur-

den alle diese Leute nicht mit dem Tage brotlos, an dem
Turgot die Verpachtung der Staatsgelalle aufhob, ein Plan,

dessen nahe bevorstehende Ausführung von den physio-

kratischen Parteigängern des Generalkontrolleurs laut ver-

kündet wurde?

Namentlich die ökonomistischen Schwarmgeister ließen

es sich angelegen sein, die Seele des Pariser Spießbürgers

mit unbehaglicher Unruhe zu erfüllen, indem sie in prahle-

rischer Schwatzhaftigkeit zumeist grundlose Gerüchte über

in der nächsten Zeit bevorstehende Reformmaßnahmen

Turgots ausbreiteten, wodurch nicht so sehr die Höflinge

und die aristokratischen Körperschaften in Aufregung ver-

setzt wurden, als vor allem die vielen kleinen Schmarotzer,

die von den Mißbräuchen bisher ihr Leben fristeten. So

war man in den kleinbüfgeriichen Kreisen der Hauptstadt

über die fortschreitende Reformarbeit des Gcneralkontrol-

leurs in nicht geringer Besorgnis. Konnte man doch am
Abend vorher nicht sagen , ob man noch am folgenden

Morgen sich im sichern Besitz seines Erwerbes befinden

wUrde, oder ob nicht irgendein Edikt des Finanzministers

die frühere Einnahmequelle versiegen machte. Mit gutem
6*
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Recht durfte also der erste Präsident des Pariser Parla-

ments sich auf die unruhige Stimmung der Hauptstadt vor

dem König berufen, als er im Namen seiner Körperschaft

die neuen Edikte des Finanzministers verwarf.

Tuigot war also keineswegs auf Rosen gebettet: er

hatte nicht allein die Hochfinanz, den Hof, die Failaniente

und die übrigen Körperschaften gegen sich, sondern auch

die öffentliche Meinung. Auf deren Bei^ hatte er sich,

als er sein Amt antrat, auch keine Hoffnung gemacht; er

hatte es ja dem jungen König ausdrücklich vorausgesagt,

daO sich wahrscheinlich auch im Volk, dem seine Re-

formen zugute kommen sollten, Unzufriedenheit regen würde.

Sei es doch zu kurzsichtig und politisch zu ungebUdet, um
die Tragweite setner Besserungsvorschläge sof^eich zu übei^

'

sehen. Viel pemlicher aber als diese Erfahrung war fiir

den Minister die Wahrnehmung, daß sich im Schöße des

Kabinetts selbst gegen die Richtung seiner Reformpolitik

emstlicher Widerspruch erhob. Er ging von dem Groß-

siegelbewahrer Mirom^il aus und knüpfte an das Edikt

über die Wegfronden an. Wie bei dem Widerstande des

Parlaments handelte es sich auch hier um die Frage der

Steuervorrecfate, die das Haupt der Justizverwaltung in

vollständiger Übereinstimmung mit den Gerichtnäten für

unantastbar erklärte.

Schon der leitende Minister Graf Maurepas hatte Turgot

davon verständigt, daß er dem Frondensteueredikt unter

keinen Umständen zustimmen würde, wenn der General-

kontrolleur auf der Heranziehung des Klerus zu dieser

Auflage bestünde.^) Hatte dodi Maurepas selbst den

heftigen Konflikt noch in gutem Gedächtnis, den sein Kol-

lege Machault steh zugezogen hatte, als er im Jahre 1749

es wagte, die geistlichen Güter der Steuer des Zwanzigsten

zu unterwerfen: nach mehrjährigem tapferen Kampfe war

>) S» Tttigot, GEnnet II, aSo Aom. 9 die m Da l^t ituunendfr

Fofloote.
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Machault der mächtigen Korporation des Klerus unter-

legen. Maurepas seinerseits verspürte nicht die geringste

Lust, mit der Geistlichkeit anzubinden und sie im Besitz

ihrer eiferBüchtig verteidigten Iminuiiität zu stören. Und
Tiirgot mußte sich dem Wunsche des leitenden Bfinisters

fügen, was er aus gnmd^ttzlichen Bedenken höchst un-

gern tat; er mochte wohl schließlich der taktischen Er-

wägung einige Berechtigung einräumen, nach der es sich

nicht empfohlen hätte, neben dem Parlamente noch mit

dem Klerus in Streit zu geraten.

Der Großsi^elbewahrer aber war mit diesem Zu-

geständnis Tuigots noch nicht zufrieden; er trat grund-

sätzlich auch für die Privilegien des Adels ein und forderte,

daß die beiden oberen Stände mit der Frondensteuer zu

verschonen seien. Es entspann sich in dieser Frage zwi-

schen Turgot und Miromenil ein höchst interessantes schrift-

liches Duell, in welchem der König den Schiedsrichter

machte. Ludwig forderte den Siegelbewahrer auf, die Ein-

wände, die er gegen das Frondenedikt auf dem Herzen

habe, zu Papier zu bringen; alsdann Übeigab er sie dem
Generalkontrolleur zur Gegenäußerung. Beide SchriibtOcke

hat dann Turgots Mitarbeiter Du Pont später der Nach-

welt überliefert; wir möchten einen Augenblick bei ihnen

verweilen, namentlich um einige für Turgots Reformpolitik

sehr bezeichnende Äußerungen hervorzuheben.

Um die adligen Steuerprivilegien zu rechtfertigen,

wandte Bürom^il die in solchen Fällen übliche Methode

an : er behauptete, diese Vorrechte hätten im Grunde wenig

zu bedeuten, da der Adel den größten Teil seiner Güter

verpachte und der Pächter vom Pachtschilling die auf dem
Boden lastenden Steuern abziehe, so daß also der Grund-

herr mittelbar dem Staate die Auflagen zahle.

Um diesen Einwand zu entkräften, zählte Turgot alle

die Vorteile auf, die der adlige Grundbesitzer im Vergleich

mit dem bürgerlichen genieße. Er wies auf das wichtige
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Vorrecht hin, nach welchem die Adligen einen Besitz bis

zum Umfang von vier Pflügen gänzlich steuerfrei bewirt-

schaften dürften, d. h. ein Gebiet, das in der Umgebung
von Paris 2<x>o Frcs. Steuern trage. Ferner brauchten die

Inhaber der Privilegien fUr ihre Forsten und Wiesen, sowie

für ihre Weinberge, Teiche und Färks» keinen Pfennig

Steuer zu entrichten. Was habe aber diese Immunität zu

bedeuten in Gegenden, die vornehmlich Winzer- oder

Weideland hätten! Da fiele das Schwergewicht der Auf-

lagen ganz den Taillepflichtigen zur Last.

Miromönil behauptete, daß die SteuerprivO^;ien dem
französischen Adel erhalten werden müßten, um seinen

kri^erischen Geist zu pflegen; denn dieser könne nur

dann im Herzen des Adels angefacht werden, wenn man
ihn vor der Masse des Volkes durch gewisse Vorrechte

auszeichne: »Man raube dem Adel seine Vorrechte, so

wird man den Volkscharakter zerstören: die Nation wird

ihren kriegerischen Geist einbüfiien, um bald die Beute der

• benachbarten Völker zu werden.«

Demgegenüber bezeichnete Turgot die Steueiprivi-

legien des Adels als ein längst verjährtes, auch von den

aufgeklärten Mitgliedern dieses Standes aufgegebenes Vor-

urteil, das die Interessen der großen Mehrheit der Nation

empfindlich verletze und daher geradezu widersinnig er-

scheinen mUsse. Glaubte der Siegelbewahrer sich auf die

angebliche Heiligkeit des Herkommens berufen zu dürfen,

. so wies der Finanzminister darauf hin, daß der Anspruch

des Adels auf Steuerfreiheit ein schweres soziales Unrecht

sei. Denn da die Ausgaben der Regierung dem Gesamt-

wohl dienten, so seien auch alle verpflichtet, dazu beizu-

tragen. Und je größere Vorteile man als Mitglied der

staatlichen Gemeinschaft genieße, um so mehr habe man
die Pflicht, sich an ihren Lasten zu beteiligen.

Nachdrücklich betonte Turgot die ökonomiscfae Seite

der Privilegienfrage. Die Steuervorrechte könnten leicht
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den wirtachaftUcfaen Aufschwung eines Volkes unterbinden,

namendich wenn die Privilegierten sehr zahlreich und im

Besitz eines großen Teils des nationalen Reichtums seien.

Wüchsen nun die Ausgaben des Staates, so würde bald

eine Steuerüberbürdung der Nichtprivilegierten die not-

wendige Folge sein; breite Schichten des Volkes würden

verarmen und der Staat dadurch in seinem Fundament

erschüttert werden. Nicht dringend genug kann Tuigot

daher den König vor einer Steuerpolitik warnen, wddie
Sc Privilegierten begünstigt. Sei doch vor allem zu be-

rücksichtigen, daß jeder Wohlhabende sich den Adclstitel

kaufen könnte , so daß man behaupten dürfe : es gebe

heute keinen reichen Mann mehr, der sich nicht sofort

den Adel zu verschaffen wisse. Die Körperschaft der

Adligen schließe daher die Körperschaft der Reichen in

«ch, und die Sache der Privilegierten sei nicht mehr die

Sache der vornehmen Familien gegenüber den Bürgerlichen,

sondern vielmehr schlechthin die Sache des Reichen gegen-

über dem Armen. Welchen Namen aber würde eine Staats-

verwaltung verdienen, die alle öffentlichen Lasten auf die

Schultern der Armen wälzen würde, um alle Reichen davon

zu befreien?

Obwohl Tufgot die Steueiireiheiten verdammt, denkt

er nicht daran, wie ein revolutionärer Heißsporn es getan

hätte, ihre Austi^ung mit Stumpf und Stiel zu fordern,

^elmehr bekennt er sich zu einer Politik besonnener staats-

männischer Mäßigung: »Weiß ich doch ebenso gut wie

jeder andere, daß man das Gute, nur soweit es erreichbar

ist, anstreben darf, und daß man, wenn man auch nicht

darauf verzichten soll, die Gebrechen einer alten Staats-

verfassung allmählich zu heüen, daran nur langsam arbeiten

darf, in dem lilaße als die öffentliche Bfeinung und der

Gang der Ereignisse Änderungen möglich machen, f Ge-

radezu unsinnig würde es nach Turgots Ansicht sein, wenn

man heute Adel und Klerus zur Zahlung der Taille zwingen
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woUte, wo eine vonirteibvoUe Auffassung diese Steuer

mit dem lylakel der Entwürdigung behaftet habe. Aber
ebenso vcrwerfBch würde «s sein, wenn man dem Add
die capitation und den Zwanzigsten erlassen würde unter

dem Vorwand, daß der Adel in früheren Zeiten überhaupt

keine Steuern bezahlt habe. Vielmehr habe man sich

ängstlich davor zu hüten, daß' man das adlige Steuer-

pfivil^ auf neue Gegenstände ausdehne. Im Gegenteil,

man müsse darauf Bedacht nehmen, es in seinen gegen-

wärtigen Grenzen zu erhalten und seine Auswüchse und

Übertreibungen einzuschränken. Kurz, es sei in dieser

Hinsicht einfach die Finanzpolitik fortzusetzen, die die

GeneralkoDtrolleure seit mehr als 80 Jahren verfolgt hätten:

habe es doch nicht einen unter ihnen gegeben, der es

nicht für seme Pflicht gehalten habe, die Steuerfreiheiten

möglichst zu beschneiden.

Das sind goldene Worte, die auch zum Herzen des

jungen Königs den Weg gefunden haben. Man ersieht

aus ihnen klar, wie wenig begründet der Vorwurf ist,

der Turgot gewöhnlich gemacht wird, er habe ohne Rück-

sicht auf die gegebenen Verhältnisse in blindem Eifer seine

Reformen überstürzen wollen. Wir sehen aber gerade hier,

wie maßvoll Turgot vorzugehen gedenkt, wie er, obwohl

er wie die Ph5rsiokraten von der Verwerflichkeit der Privi-

legien überzeugt ist, sich von den Schülern Quesnays ent-

schieden trennt; er will nicht, wie sie es von ihm erwar-

teten, die Steuerfreiheiten mit einem Federzuge beseitigen,

sondern sich vorsichtig und bescheiden mit dem vorläufig

Erreichbaren begnügen. Er ist zufrieden, wenn es ihm ge-

lingt, sich dem fernen Ideal nur um euien Schritt zu nähern

und dadurch den Staat in die Bahn des allmählichen Fort-

schritts zu lenken.

Diese gründliche Erörterung, die Turgot hier der Privi-

legienfrage widmete, bedeutete natürlich weit mehr als

eine Al^wehr der schwächlichen Einwände Mirom^ils: sie
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ttithonte dem KörAg Turgots refonnpolittsches Glaubens-

bekenntnis und bildete zugleich eine wesentliche Enveite-

' * rung des Programms, das er im August 1774 Ludwig XVI.

bei der Übernahme seines Amtes entwickelt hatte. Dort

hatte er fast ausschließlich die Notwendigkeit einer spar-

samen Finanzverwaltung betont, hier dagegen deutete er

seinem Herrn näher an, in welchen Bahnen eine gesunde

Steuerpolitik sich wi bewegert habe. För diese große Auf-

gabe suchte er den Monarchen schon hier zu gewinnen,

da er das Frondenedikt nur als Vorläufer eines umfassen-

deren Steuerreformplanes betrachtete, den er in den nächsten

Monaten vorzulegen hoffte: dadurch sollten, wie wir schon

oben gehdft haben, die beiden Zwanzigsten in eine Grund-

steuer verwandelt und diese durch die vom König zu be-

rufenden Munizipalitäten gleichmäßig verteilt werden. Wt
Hilfe der neuen Versammlungen gedachte Turgot, wie er

in den gegen den Siegelbewahrer gerichteten Bemerkungen

andeutete, in Bälde noch eine andere wichtige Aufgabe

zu erledigen: die schädlichste der indirekten Steuern, die

berüchtigte Gabelle, sollte abgeschafft und durch eine

direkte Abgabe ersetzt werden, die als Zuschlag zu der

Grundsteuer erhoben worden wäre.

Für die von Turgot ins Auge gefaßte Steuerreform

trat auch sein Freund Malesherbes mit warmem Eifer ein

in einem Gutachten, das er wahrscheinUch auf des Königs

Geheiß in der Wegfrondenfrage abfaßte.*) Er weist hier

sehr nachdrücklich auf die willkürliche Verteilung der Auf-

lagen hin und empfiehlt dem Monarchen als einzig wirk-

sames Mittel, um dieses Übel zu beseitigen, die Einführung

von Munizipalitäten. In der Beurteilung der Privilegien-

frage teilt Malesherbes durchaus Turgots Anschauungen.

Er rat Ludwig dringend, den Widerspruch des Parlaments

nicht zu beachten und das Frondenedikt durchzuführen.

Ick habe die intecenante Denkadmlt Matesherbes* den Akten des

Ftfiser Nationalarehivs entnommen und im Anhang hinten abgedruckt
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Der König befolgte diesen Rat: am 12. März 1776

be£üil er in einer Kissensitzung (lit de justice) dem Fula*

ment die Eintragung der Tuigotscfaen EdikteT Allein dies

sollte leider der letzte Triumph der Freunde der Staats-

reform sein. Denn wenige Wochen darauf trat im Mini-

sterium eine scharfe Krisis ein, infolge welcher Malesherbes

und Turgot aus dem Amte schieden und ihre G^;ner den

Widerruf des lit de justice erzielten. Wie haben wir uns

diesen plötzlichen UmscUag in der Stimmung des jungen

Monarchen zu erklären?
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Turgots Sturz.^)

L

Der Sturz des grofien Reforminmisters hat bei Zeit-

genossen und Nachlebenden von jeher starke Teilnahme

erweckt, und um das hochbedeutsamc Ereignis zu erklären,

hat man die verschiedensten Auslegungen beigebracht.

Sehen wir hier ganz ab von den romanhaften Schilde-

rungen, die der kritische Historiker <^uie weiteres in das

Reich der Fabel verweisen wird, so gibt es der Deutungs-

versuche noch genug, mit denen er sich ernstlich zu be-

fassen hat.

Gar gern wird das persönliche Moment in den Vor-

dergrund gerückt: Turgot wird als das Opfer des Hasses

seiner Feinde, vor allem der Abneigung der jungen

>) V^l. meinen Au6Mtz über Targots Sturz in der Hiatodlfi^ien Zdt«

scbrift Bd. 97, S. 473—537. der die kritischen Vorarbeiten ru un»erm

Kftpitel enthält. A. Wahls Gegenbemerkungen (Vorgeschichte der fmnzö-

sischen Revolution II, 407 ff.) machen wohl kaum eine Entgegnung er-

forderlich. Mit der Behauptung, daß meine Arbeit sich >nur gegen die

Außenwerkec seiner Darstellung (Vorgeschichte I, 252 ff.) wende, ver-

zichtet er von vornherein auf eine gründliche Erörterung meiner Dar-

legtingeu und begnügt sich, das eine und andere meiner .Argumente unter

Weglassung der wichtigsten herauszugreifen, iinci indem er so den Zu-

sammenhang zerstört, eine Widerlegung zu versuchen. Ein solches Ver-

&hren muß natorgemlO nnfiraehtbar bleiben.

Idi hatte 'ferner in dem oben angefUhiten Artikel ancebttehe Rand>

bemerknngen Lodw^ XVI. so TnrgoCa Viimti|Mliliten>Bntwuf im G^n-
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.Königin ynd der Eifersucht des leitenden Ministers hingestellt.

Wenn auch solche Bcwe^g^rUnde zweifellos'^* mitgewiikt

haben, so werden sie leicht überschätzt und oft übertrieben.

Daß die Zeitgenossen den Fall eines bedeutenden Ministers

vorwiegend aus persönlichen Anlässen herleiten, ist mensch-

lich begreiflich; der Geschichtsschreiber aber darf über

diesem Moment nicht das weit wichtigere sachliche ver-

gessen, das die tieferen Wurzeln eines großen geschicht-

lichen Ereignisses erst wahrhaft bloßlegt. Denn betrachtet

man den Sturz Turgots unter einem weiteren Gesichts-

winkel, gleichsam von höherer Warte, so wird man er-

Mtz ZU Wahl, der ohne Ai^be tod irgendwie stichhaltigen Grttnden

für echt erUirte, als FUsdiang Soohfies nadigewieMo. Wahl tritt mir

jeCst mit der Behauptung entgegen : »Die eingehende Prllfiing, die bei dem
Verrach, flberliefertes Material fBr geflUacht sa eikUren, Toigenommen sm

werden pfl^ hat G. annis^len vateriaiaen.« Darauf ist an erwideni,

dafi ich dieser eingehenden PrUfoog nicht weniger als ao Seiten mdner
Abhandlung gewidmet habe, und dafi es Wahl bisher nicht gelungen bt,

auch nur eines meiner Argimiente (die hier mdit wiederholt werden kdnnen)

an endoiften; auf mdne Hauptgründe ist er mit Iceinem Wort eingepmgai.

Man bitte wenigstens erwarten dürfen, daß Wahl die Gründe, die seiner

Meinung nach flir die Echtheit der Randbemerkungen sich geltend n*Wfihtn

lassen, uns nunmehr seinerseits in einer eingehenden Untersuchung vor«

geflibrt hätte. Fällt doch nach wohlbekannten Grundsätzen der historischen

Kritik nicht mir, sondern Wahl die Beweislast zu, da der Herausgeber der

Randbemerkiinpen, Soulavie, wie auch Wahl nicht leugnen kann, ein be-

rtichtigter Fälscher gewesen ist. Statt dessen erklärt W. : >Die positiven

Gründe für die Echtheit der Randbemerkungen, wie ich sie, freilich

knapp, zus.immengefaßt habe, scheinen mir noch immer Uberzeugend.

Näher ausfuhren will ich sie hier nicht.c Ich erinnere

nur daran, daß sich unter diesen > überzeugenden« GrUnden das

Argument befindet, daß Soulavie behauptet, die Randbemerkungen »in

Ludwigs eigner Hand gesehen und duvon seine Abschrift genommen« zu

haben. Den Leser, der sich ftlr diese Frage niher interessier^ möchte

ich auf zweifdios echte Randbemerkungen Ludwigs XVL hinweisen und

bitten, diese mit dem Machwerk SouluTies su vergleichen. Es sind Bin>

wlirfe, die Ludwig XVL gegen den Reformplan Calonnes erhebt Ich

habe sie im Natbnalardiiv au%eiunden und im Anhang ^r.4 Objectiona

et r^ponses) veröffentlicht.
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kennen, daß es sich hier um eine Staatskrisis ersten Ranges

handelt, die nicht nur über das Schicksal des großen Re-

fonners, sondern über die Zukunft der Monarchie und

Frankreichs entschieden hat.

Es gilt nun, aus der verwirrenden Fülle der einzdnen

Ursachen, wdche diese wichtige Katastrophe herbeigeführt

haben, diejenigen herauszulösen, die wirklich entscheidend

gewirkt haben, und sie gegeneinander abzuwägen. Wir

beginnen mit dem Widerstand des Pariser Parlaments gegen

Turgots Reformpolitik. Sehr häufig wird behauptet, daß

es vornehmlich die Opposition dieser mächtigen Körper-

schalt gewesen sei, die den Generalkontrolleur zu Fall

gebracht habe. Ist das richtig, oder sind wir nicht vielmehr

genötigt, diese Behauptung stark einzuschränken?

Niemand wird leugnen wollen, daß der entschiedene

Widerspruch, den das Parlament gegen Turgots Reform-

edikte erhob, bei dem großen Ansehen, das dieser höchste

Gerichtshof im politischen Leben Frankreichs genoß, von

schwerwiegender Bedeutung war. Welchen tiefen Eindruck

diese Opposition auch auf den jungen Monarchen hervor-

brachte, ersieht man daraus, daß er von den Freunden und

von den Widersachern der Edikte sich ausführliche Gut-

achten erbat, um erst nach reiflicher Überlegung sich zu-

gunsten Turgots zu entscheiden. Dann aber stellte er sich

entschlossen auf die Seite seines Ministers. Trotz des

wiederholten Widerspruchs des Fäulaments erzwang er,

wie wir schon erfahren haben, am 12. März 1776 die Ein>

tragung der Edikte im lit de justice. Und nicht allein den

Generalkontrolleur, sondern auch dessen Gesinnungsgenossen

nahm er den Anfeindungen des Gerichtshofes gegenüber

energisch in Schutz. Das bewies er bei folgendem Zwi-

schenfiül, der in derselben Zeit wie der Streit um die Edikte

sich abspielte.

Das Parlament hatte am 23. Februar, auf die Anzeige

des Prinzen Conti, der ein erbitterter Gegner der Reform-
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bestrebungen Turgots war, die Broschüre eines hohen Be-

amten des Finanzministers namens Boncerf zur Verbren-

nung durch den Henker verurteilt und ihren Verfasser zu

einem hochnotpeinlichen. Verhör vorgefordert Boncerf

war Überzei:0er Physiokrat. In seiner Broschüre, die von

den Nachteilen der Feudalrechte
,
handelte, hatte er nach-

zuweisen gesucht, wie vorteilhaft die Ablösung derselben

für die Landwirte sein würde, und daß ein solcher Akt

nicht allein den Bauern, sondern auch den Grundherren

Nutzen bringen würde. Der Ton, in dem die Schrift ge-

halten war, hatte nichts Aufretzendes, sondern glich viel-

mehr der akademischen Erörterung einer wissenschaftlichen

Frage. Trotzdem glaubte das Parlament gegen den Ur-

heber der Broschüre einschreiten zu müssen. Denn es

wollte sich nicht die Gelegenheit entgehen lassen, um wie-

derum auf die Gefahren nachdrücklich hinzuweisen, denen

das Staatswesen durch die physiokratischen Lehrmeinungen

ausgesetzt sei. Nach seiner Auffassung forderte Boncerfe

Broschüre den AngrüT auf das Privateigentum geradezu

heraus und wiegelte die Bauern wider ihre Grundherren

aufi).

Es war ofienbar, dal.s dieses Verdammungsurteil des

Parlaments sich in der Hauptsache gegen Turgots Reform-

poUtik richtete, und daß die Richter den Minister in einem

seiner vornehmsten Beamten zu treffen suchten. Am 4. März

kam Ludwig XVL den Freunden der Reform zu Hilfe: er

gebot dem Pärlament, Boncerf außer Verfolgung zu setzen«

Diesem Geheiß widersprachen die Richter. Allein der

Monarch ließ sich dadurch nicht beirren und drang mit

seinem Willen durch.

So hatte Ludwig XVI. im März ljj6 zu wiederholten

Malen und sehr entschieden Turgot gegenüber den An-

feindungen des Pariser Parlaments in Schutz genommen

*) S. Remontrances da Parlemcnt de Paris au XVIIIc si^e III,

356 ff.
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und dem Gerichtshof deutlich gezeigt, daß sein Eiiu^pruch

ihn nicht zu dner Änderung des Kurses vermögen würde.

Wie kam es aber« dsiß der König wenige Wodien spfiter

seinem früheren Verhalten zuni Trotz sich den Wünschen

des Parlaments auf einmal geneigter ^ zeigte? Daß diese

plötzliche Sinneswandlung nicht vornehmlich auf die Oppo-

sition des Gerichtshofes zurückzuführen ist, lehrt ein Blick auf

das vorsichtig zurückhaltende Betragen, das die Parlamentsräte

geiade in jenen kritischen Tagen beobachteten, wo Tuigots

Geschick sich entschied. Obwohl sie beschlossen hatten,

ihren Widerstand auch nach dem lit de justice fortzusetzen,

beeilten sie sich keineswegs damit, dem König neue Vor-

stellungen zu überreichen, sondern warteten geduldig auf

einen gelegeneren Zeitpunkt, wo sie hoffen durften, mit

ihren Wünschen durchzudringen. Sie hatten wohl bereits

erfahren, daß Tuigots Stellung als erschüttert galt, und

sagten sich als gewitzigte Politiker, daß eine unzeit^ ver-

schärfte Opposition den auf seine Autorität eifersüchtigen

Monarchen vielleicht noch zugunsten des Finanzministers

umstimmen würde. % Sie verhielten sich daher ganz still

und warteten den Ausgang der Krisis ab. Als sie endlich

nach mehreren Monaten, am 19. Mai, gegen den lit de

justice am 12. März remonstrierten, war ihr Gegner schon

gefallen. Sie waren also nunmehr sicher, daß der König

seinen Sinn mzwischen g^dert hatte und ihren erneuten

Vorstellungen gegen die Edikte mehr Gehör schenken

würde als früher. Triumphierte das Parlament auch schließ-

lich über Tur^ot, nachdem es kurz vorher ihm unterlegen

war, so wird man diesen Umschwung nicht allein und auch

nicht hauptsächlich dem beharrlichen Widerstand des Ge*

mhtshofes zuzuschreiben haben. Wenn der König endUch

dem Drängen der Farlamentsräte nachgab und der physio-

kratischen Reformpolitik entsagte, so geschah das in einem

Augenblick, wo er den vornehmsten Träger des Reform-

gedankens bereits hatte fallen lassen. Mag man immer-
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hin zugeben, daß der Widerstand des Parlaments, zumal

da er von der öffentlichen Meinung beifällig aufgenommen

wurde, wahrscheinlich nicht ohne Einfluß auf den Monarchen

geblieben ist, so hat man doch die für Ludwigs Umstim-

mung entscheidenden Gründe auf einer andern Seite zu

suchen. Wir fragen daher: wer hatte Turgot das Vertrauen

seines Königs zu rauben vermocht, in dessen Besitz er sich

so sicher wähnte gerade in den Wochen, in denen das

Parlament seine Reformpolitik angrifT?

n.

Vielen gilt Marie Antoinette als Hauptbeteiligte am
Sturze Tuigots ; inwieweit man ihr diese Schuld aufbürden

darf, das ist die Frage, über die wir uns zunächst Klar-

heit verschaffen müssen. Sie hängt auf das engste zu*

sammen mit der weit umfassenderen Frage nach dem Grade

des politischen Einflusses, den die Königin seit der Thron-

besteigung ihres Gemahls auf die Geschicke Frankreichs

ausgeübt hat. Die Geschichtsforschung hat in den letzten

dreißig Jahren der Tochter Maria Theresias geradezu die

führende politische Rolle in ihrer neuen Heimat zuschreiben

woOen, und einer der besten Kenner dieser ]^>oche ging

so weit, daß er dem Abschnitt der französischen Geschichte,

den man bisher als die Regierung Ludwigs XVI. zu be-

zeichnen pflegte, sachlicher und treffender den Titel: Le

r^gne de Marie Antoinette geben zu müssen glaubte. Den

Beweis seiner These ist uns Flanmiermont leider schuldig

geblieben: ein früher Tod hat ihn vorzeitig hinweggerafit,

und nur einige trümmerhafte Vorstudien zeugen von den

Verhältnissen des geplanten Baus, dessen Mauern vielleicht

bald ins Wanken geraten wären. Kann es doch keinem

Zweifel unterliegen, daß Flammermont den Einfluß, den

Marie Antoinette, namentlich in den ersten zwölf Jahren

der Regierung ihres Gemahls, auf die französische Politik

ausübte, zu hoch eingeschätzt hat. Jeden£db ist die Rolle,
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welche die junge Königin in Versailles gespielt hat, in der

Tat weit bescheidener gewesen, als man nach dem von

Flammennont gewählten anspruchsvollen. Titel vermuten

sollte.

AHerdings steuerten die österreiditschen Staatsmänner,

an der Spitase der Staatskanzler Fürst Kaunitz und der

Botschafter in Paris Graf Mercy-Argenteau , auf ein r^^e
de Marie Antoinette geradezu los, sobald Ludwig XVI. den

Thron bestiegen hatte. Für das Wiener Kabinett hatte sich

das Bündnis, das am i, Mai 1756 zwischen Österreich und

Frankreich abgesclüossen worden war, höchst vorteilhaft

erwiesen. Maria Theresia und Joseph n. legten daher

auf seinen Fortbestand das allergrößte Gewicht. Die Heirat

der jungen Erzherzogin mit dem Dauphin hatte die Allianz

befestigen sollen. Nach dem Hinscheiden Ludwigs XV.
kam nun alles darauf an , den jugendlichen Nachfolger,

dessen leicht bestimmbaren Charakter man kannte, mög-

lichst im Kielwasser der österreichischen Staatsinteressen

zu ^halten» Und zu diesem Zwecke hdfte der Wener Ho(
der werktätigen Beihilfe Marie Antoinettes sich bedienen

zu können. Wußte man doch, mit welcher aufrichtigen

Zuneigung Ludwig XVI. an seiner schönen und lebens-

frohen Gemahlin hing. Hauptaufgabe des österreichischen

Gesandten in Paris also war es, die König^in so geschickt

anzuleiten, daß sie eine einflußreiche politische Rolle spielte,

ja daß sie nach dem glorreichen Vorlnlde ihrer hochbe-

gabten Mutter in Frankreich tatsächlich herrschte wie

diese in den österreichischen Erblanden.

In den ersten Zeiten hatte es den Anschein, als ob

diese politischen Träume in Erfüllung gehen sollten. Mehr

und mehr aber machte Graf Mercy die betrübliche Wahrneh-

mung, daß seine hoheSchutzbefohlene eine recht ungelehrige

und gar nicht lenksame Schülerin war. Obwohl es ihr

leicht gewesen wäre, auf den schwachen Gemahl Einfluß

zu üben, gebrauchte sie dieses Machtmittel keinesw^
Glagau, Refonnvenuche. 7
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in dem Sinne Mercys. Die Fragen der hohen Politik, der

auswärtigen wie der innem, waren ihr im Grunde durchaus

gleichgültig. Denn die staatsmännische Ader ihrer großen

Mutter mangelte Marie Antoinette gänzlich, und für den

Emst des geschäftlichen Lebens war sie überhaupt nicht

geschaffen. Im Kern ihres Wesens war sät .eine hannlos

Jidtere Frohnatur, die wie eine echte lebenslustige Wienerin

in geselligen Scherzen und Vergnügungen schwelgen und

in spaßigem Zeitvertreib ihre Tage vertändehi wollte.

» Übrigens verrechnete sich die Wiener Politik auch

noch in einem andern wichtigen Punkte. Wenn Maria

Theresia und Joseph II. g^[laubt hatten, 'wie in früheren

Zeiten auf die Haltung des Kabinetts von Versailles einen

maßgebenden ^fluß auszuüben, so standen ihnen bittere

Enttäuschungen bevor. Denn Ludwig XVI. und sein

Minister des Auswärtigen Vergennes steuerten von vorn-

herein einen Kurs, der von der Politik Ludwigs XV. ziem-

lich erhebUch abwich. Zwar gedachten sie an dem öster*

reichischen Bündnis festzuhalten, wollten sich aber yon

Wien aus keineswegs ins Schlepptau nehmen lassen, son-

dern durchaus selbständige Bttchlüsse fassen. In allen

wichtigen europäischen Fragen brachten sie daher aus-

schließlich das französische Machtinteresse zur Geltung,

ohne sich um die Einflüsterungen des Wiener Hofes zu

kümmern. Ja, sie arbeiteten ganz zielbewußt, wo sie nur

konnten, dem unruhigen Ehrgeiz Josephs II. entg^^ und

durchkreuzten durch eine geschickte diplomatische Ge-

schäftsführung, die alles Lob verdient, seine verschiedenen

Tausch- und Eh>berungsprojekte. Das war eine sehr natür-

liche Reaktion gegen die allzu kaiserfreundliche Politik der

Vorjahre, die wegen ihrer eklatanten Mißerfolge im Sieben-

jährigen Krieg und in der polnischen Frage schon in den

letzten Zeiten Ludwigs XV. von angesehenen französischen

Staatsmännern und Publizisten aufe heftigste befehdet wor-

den war.
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So eifrig Mercy auch bemüht war, das fianzösiache

Kabinett im Sibne der kaiaerUchen Wünsche zu besthnmen,

er hatte nur wenig Erfolge aufzuweisen und wälzte die

Verantwortung dafür oft auf die junge Königin ab. Sehr

mit Unrecht. Denn wenn Marie Antoinette ihren Gemahl

nicht für die Vorschläge ihres Bruders Joseph zu gewinnen

vermochte, so lag das nicht an ihrem mangelnden guten

Willen, sondern an dem hartnäckigen Widerstand, den

.Xudwig nach dem Rate semer Mmister den Wünschen der

Wiener Politik entgegensetzte. Der französische König/

war vor seinem ehrgeizigen Schwag^ sehr auf der Hut
und wollte sich nicht von ihm zur Unterstützung seiner

weitausgreifenden Pläne einfangen lassen.

Auf keinem Gebiete der staatsmannischen Tätigkeit

hatte Ludwig XVI. ein so tre&icheres und selbständiges

Urteil und so gute Kenntnisse wie gerade in der auswär-

tigen Politik. * Diesen Zweig sah er als seine eigenste

Domäne an, und hier mochte er sich auch nicht von seiner

Gemahlin dreinreden lassen, selbst wenn sie in den schwe-

benden Fragen sich besser beschlagen gezeigt hätte, als

sie es ungeachtet der Einflüsterungen ihres landsmänni-

schen Ratgebers war. Mercy unterschätzte die Fähigkeiten

des Königs: Ludwig XVL war in den politischen Macht-

fragen doch unterrichteter und selbständiger, ab der öster-

reichische Botschafter annahm.

Zeigen diese Beobachtungen, wie wenig man dazu

berechtigt ist, von einem regne de Marie Antoinette zu

sprechen, so darf man auf der andern Seite nicht in den

entgegengesetzten Fehler verfallen und im schärfsten Wider-

'spiel zu Flammermont behaupten wollen, die politische

Rolle der Königin sei, bis zum Jahre 1787 wenigstens,

gleich Null gewesen. Denn eine solche Darstellung wider-

spricht gut bezeugten Tatsachen. War Marie Antoinette

auch unfähig, verwickelte politische Kombinationen folge-

richtig durchzudenken und durchzuführen, so ist damit
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nicht gesagt, daß sie wegen dieses Unvermögens in rich-

tiger Selbsterkenntnis auf Geltendmachung ihres persön*

liehen Einflusses verachtet hätte. Keineswegs war das der

Fall. Bot doch schon ihre nächste Umgebung aus dgen-

niltzigen Beweggründen alles auf, um das Machtbewußts^
und den Machtdurst der jungen Fürstin zu wecken und

zu steigern. Eben Mercy war es, der hier eine recht ver-

hängnisvolle Rolle spielte. Weil er selbst durch Vermitt-

lung der Königin auf die frannftsisrhe Staatsleitung Einfluß

zu gewinnen hofite, venäumte er nichts» was die Stellung

seiner Schutzbefohlenen in den Augen der Ifinister und

derHofkute zu überragendem Ansehen emporheben konnte.

Er redete Marie Antoinette ein, sie dürfe es nicht dulden,

daß irgendein Wechsel in den wichtigeren Staatsämtem

ohne ihre Zustimmung oder Mitwirkung vollzogen werde.

Vornehmlich rechnete er dabei auf die Besetzung des aus-

wärtigen Departements, eines Postens, der nach dem Wunsch
seines Hofes sich stets in den Händen eines Osteneich

freundlich gesonnenen Staatssekretärs befinden sollte.

Aliein auch die verschiedenen, den Hof beherrschenden

Koterien suchten durch die Königin auf die Staatsverwaltung

einzuwirken, so insbesondere der große Anhang des Herzogs

von Choiseul. Denn der frühere Premierminister Ludwigs XV.

hatte trotz der ihm wohlbekannten Abneigung des Nach-

folgers noch immer nicht die Hoflhung angegeben, eines

Tages durch die Gunst der Tochter der Maria Theresia

die Staatsleitung wieder in seine Hand zu bekommen. Zu-

nächst suchte er eine seiner Kreaturen ins Ministerium zu

bringen, obwohl er wußte, daß sein Gegner, Graf Maurepas,

seinen ganzen Einfluß aufbieten würde, um das zu ver*

hüten.

Aus Anlaß der Ernennung Malesherbes* kam es zu

heftigen Auseinandersetzungen zwischen der Königin und
Maurepas. Jene hatte sich durch Choiseul dazu bewegen

lassen, das Hausministenum für einen Anhänger des Herz<^
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zu envirken. Maurepas aber hatte von dieser Intrige Wind
bekommen und den König bereits für Malesherbes gewonnen.

Über diesen Streich war Marie Antoinette höchst aufge-

bracht Sie ließ den Premiermiiuster zu sich rufen und

veriangte kategorisch die £nieiiiiuiig des Kandidaten Choi-

seub. Ab Bfaurepas trotzdem unter Hinweis auf die vom
Könige bereits eingeleiteten Verhandlungen auf seiner

früheren Wahl beharrte, zürnte ihm die Königin emstlich.

Sobald Malesherbes von den Schwierigkeiten, die seiner

Berufung vorausgegangen, gehört hatte, wendete er sich

an Mercy als denjenigen, dessen Rat bei Marie Antoinette

das meiste galt. Er eridärte dem Gesandten, daß er den

ihm angetragenen Posten unter keinen Umständen annehmen

würde, wenn die Königin gegen seine Ernennung sei. Da
Mercy die Haltung Marie Antoinettes in diesem Fall miß-

billigte und für höchst bedenklich hielt, beschwichtigte er

die Besorgnisse Malesherbes' und machte ihm guten Mut.

Die junge Fürstin aber schmollte noch längere Zeit

allen denen, die ihr in dieser Angelegenheit en^iegen-

getreten waren, nich^ nur Bfaurepas und Tuig9t, sondern

a^ich Mercy und ihrem Gemahl Hatte dieser auch den

Anträgen seiner Gemahlin hier widerstanden, so war das

doch in so zaghaft ängstlicher Weise geschehen, daß

Marie Antoinette dadurch nur zur Fortsetzung ihres Treibens

ermutigt wurde. Ludwig war viel zu schwach, um ihr ein

für allemal und grundsätzlich solche ungehörige Ein-

mischung in die wichtigsten Staatsgeschäfte zu untersagen.

So etwas hätte er nicht gewagt. Hatte er doch eine wenig

mannhafte Furcht vor ihren Zomesausbrüchen.

III.

Wie schwerwiegend der Einfluß der Königin sein

konnte, wenn sie ihn aus irgend einer persönlichen Ver-

anlassung mit Entschiedenheit geltend machte, zeigt uns

die AfBire des Grafen Guines, die man in die engste Be-
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siehung zum Sturze Turgots gebracht hat. Sie zeigt auch,

wie rein persönlich Marie Antoinette alles auffaßte, wie sie,

höheren sachlichen Erwägungen ganz unzugänglich, durch

launische Eingriffe die ernstesten Angelegenheiten störte.

Graf Guines war französisch^ Botschafter in London.

Weder^der zweifelhafte Ruf, den er als frivoler Lebemann

genoß, noch seine geringe diplomatische Befähigung be-

rechtigten ihn dazu, auf einen so wichtigen Posten An-

spruch zu erheben. Allein er hatte am Hof von Versailles

eine große Zahl mächtiger Gönner, die Marie Antoinette

fUr ihren Freund zu interessieren wußten. Für Guines

konnte es bei der Königin keine bessere Empfehlung geben

als die Tatsache, daß der Herzog von Aiguillon sein Tod-

feind war. Denn diesen haßte und verfolgte die junge

Fürstin mit unermüdlicher Leidenschaft, wcü sie sich von

ihm als Uauphine schwer gekränkt glaubte.

Der Königin zu Gefallen hatte der Minister des Aus-

wärtigen Vergennes die Ernennung Guines' zum Botschafter

m London durchgesetzt, obwohl seine-Kollegen diese Wahl

von vornherein beanstandeten.^) Er sollte es bald zu be-

reuen haben. Denn immer deutlicher zeigte sich, daß der

Schützling der Königin für den Londoner Posten ganz un-

tauglich war. Ihm schienen die englischen Interessen mehr

am Herzen zu liegen als die seines Heimatlandes. Ja, er

scheute sich nicht, in offenbarem Widerspruch mit semen

Instruktionen zu handeln und im Gegensatz zu dem Minister,

des Auswärtigen, seinem Vorgesetzten, auf eigene Faust

Politik zu machen. Während Vergennes in dem Kampf,

der zwischen England und seinen Niederlassungen in Nord-

amerika ausgebrochen war, einer Parteinahme zugunsten

der Kolonien sich mehr und mehr geneigt zeigte, steuerte

Guines auf ein Ziel los, das in der entgegengesetzten

Richtung lag: er erörterte in seinen Depeschen an den-

*) Uwj tn Knniti, den sS. Septenbcr 1774 (Wkii«r Archiv).
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Minister den Gedanken einer französisch -englischen An-

näherung, nach welchem man dem Erbfeinde noch zur

Unterwerfung der aufsässigen Amerikaner Beihilfe leisten

sollte. Auch als ihn Vergennes durch ein ironisch ge-

haltenes Schreiben von solchen Hirngespinsten abbringen

wollte, ließ er sich nicht darin beirren. Schließlich machte

sich Guines durch einen wahren Schwabenstrdch auf seinem

Posten ganz unmöglich. Als ihn das Londoner Kabinett

befragen ließ, welche Stellung sein Hof in einem Konflikt,

der zwischen Spanien und Portugal ausgebrochen war,

nehmenwürde, gab er, ohne zu einer solchenÄußerungirgend-

wie ermächtigt zu sein, die Versicherung ab, daß Frankreich

Spanien keinen Beistand leisten würde, wenn England seiner-

seits auch nicht für Portugal Partei ergrdfe. Sobald dem
Kabinett in Madrid diese Erklärung Guines' zu Ohren ge-

kommen war, beschwerte es sich bitter über dieses wenig

bundesfreundliche Verhalten. Vergennes seinerseits konnte

dem spanischen Botschafter in Versailles beteuern, daß

Guines ohne jeden Auftrag gehandelt habe. Um aber

dem König von Spanien eine Genugtuung zu geben, mußte
der Minister den Gesandten, der sich seiner Aufgabe Uber-

haupt nicht gewachsen gezeigt hatte, wohl oder übel ab-

berufen.

So gern Vergennes den wichtigen Londoner Posten in

dieser kritischen Zeit einem fähigeren Kopf anvertraut hätte,

so betroffen war er bei dem Gedanken, daß die zahlreichen

Freunde Guines* die Königin abermab zu seinen Gunsten

in Bewegung bringen wUrden. In seiner Besorgnis suchte

er zunächst bei seinen Kollegen Deckung. Der ganze

Ministerrat war über Guines Betragen höchst aufgebracht

und verurteilte es einhellig. Da aber jedermann wußte,

daß der Gesandte gleichsam unter dem persönlichen Schutze

Marie Antoinettes stand, wagte man vorerst noch keine

endgültige Entscheidung zu treffen. Malesherbes übenahm
den heiklen Auftrag, der Königin über Guinea' Verhalten
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Vorstellungen zu machen und sie davon zu überzeugen,

daß das leichtfertige Benehmen des Grafen eine strenge

Ahndung verdient habe.^) \ Marie Antoinette erklärte dem
Minister, daß sie dem könig^cheo^ Dienste auf keinen Fall

zuwiderhandeln wolle, welche Äußerung der Iffinistenat

als stillschweigende Billigung seiner Absichten aul&ßte

und woraufhin er dem König die Abberufung des schuldig

befundenen Gesandten vorschlug. Diesem Antrag, ent-

sprach Ludwig XVI. Ende Januar 1776.

Noch l>evor aber Guines Ende Februar in Versailles

anlangte, verwandten sich seine Freunde für ihn bei der

Känigin und stellten ihn als das unschuldige Opfer der

Intriguen des Herzogs von Atguillon hin. Für den Herzog

von Choiseul und seinen Anhang bildete die Sache des

Grafen eine günstige Gelegenheit, um Marie Antoinette

gegen die Mehrzahl der Minister und namentlich gegen

den Grafen Maurepas aufzubringen. War doch dieser

leichtfertigen Gesellschaft jedes Mittel recht, wenn es nur

geeignet war, ihren eigensüchtigen Absichten zu dienen

und dem Gegner zu schaden. Kavaliere und Hofdamen

gaben der jungen Fürstin eine solche Darstellung von dem
Fall Guines, daß sie, von der Unschuld des Grafen über-

zeugt, beim König sofort heftige Vorstellungen erhob. Sie

ließ sich von ihrem Gemahl ausdrücklich versprechen, daß

er ftlr den Londoner Posten keinen andern Botschafter vor-

läufig ernennen würde, bis Guines bei Hofe erschienen

und seine Rechtfertigung wegen der ihm zur Last gelegten

Beschuldigungen vorgebracht habe.

Die Scenen, 'in denen Marie Antoinette ihren Gemahl,

Vergennes und Maurepas wegen der Entlassung Guines' zih*

*) Mcrcy an Kaunitz, den 19. Januar 1776 (Wiener Archiv). Die

weitere Entwickelung des Falles Guines beruht hauptsächlich auf Mercys

Depeschen vom 13. April und 16. Mai 1776, die ich, entgegen meiner

früher geäußerten Absicht, aus Kaummangel nicht im Anhang veröffent-

lichen kann.
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Rede stellt, haben einen geradezu lustspielhaften Beige-

schmack. Erscheint doch hier der junge König in einer

recht unköniglichen Rolle. V/ie ein Knabe, der bei einer

Missetat ertappt wird, läßt er sich von der Königin ver-

hören. Obwohl er von der Notwendi^it, Giiines den

Langpaß zu geben und von dessen Verschulden fest über-

zeugt ist, wagt er trotzdem das Ansinnen seiner Gemahlin

nicht zurückzuweisen, dem unfähigen Gesandten eine Be-

lohnung, die dieser doch nicht im mindesten verdient

hatte, zu geben. Er selbst schlägt der Königin vor, um
sie einigemiaOen zu beschwichtigen, daß er Guines den

höchsten Orden verleihen werde. Damit ist sie aber nicht

zufrieden; sie verhmgt die Efhebung ihres Schtttzfings in

den Herzogstand. Ludwig fiigt sich
;
ja, auf Geheiß seiner

hohen Gattin weicht er noch mehr zurück: er erklärt sich

dazu bereit, Guines die Verleihung der neuen Würde in

einem königlichen Handschreiben selbst anzukündigen. Auf

die ordentliche Fassung dieses Briefes legte Marie Antoi-

nette den größten Wert. Sie fordert daher den Entwurf

zu sdien und zerreißt ihn,_a]s er ihr mißfällt, vor den

Augen des Königs. Ein anderer Entwurf, den Bfaurepas

verfaßt hat, findet vor ihr ebensowenig Gnade. Nunmehr .

macht sie kurzen Prozeß: sie fordert Ludwig auf, nach

ihrem Diktat das Schreiben abzufassen. Der König ge-

horcht An der entscheidenden Stelle handelt es sidi

darum, die Verieihung der HerzogawUrde an Guines zu be-

gründen. Ludwig ist für deii Passus: »pour rendre justice

ä vos bonnes intentionsc ; Marie Antoinette aber hält diese

Ausdrucksweise für zweideutig und ändert die Phrase

folgendermaßen ab: >pour rendre justice a votre bonne

conduitec. Und der schwachmütige Gemahl wagt auch jetzt

nicht zu widersprechen, obwohl er durch diese Worte

seine Minister und sein eigenes Verhalten mittdbar tadelt.
^

Denn wenn der König in einem offenen Schrdben das

Betragen Guines' rühmte und bebhnte, so gab er ja. zu,
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daß die Anhängfer des Gesandten diesen mit Recht als

unschuldiges Opfer seiner Gegner im Ministerium hinstellten.

Wie schwer mußte diese offenbare Schwäche des

Monarchen das königliche Ansehen schädigen! Guines

machte natürUcb sofort von der Erlaubnis, das Hand-

schreiben Ludwigs XVI. bekannt za geben, den aus-

giebigsten Gebrauch. Überall im Publikum schüttelte man
. den Kopf über den in die Augen fallenden Widerspruch

in dem Benehmen des Königs, der sowohl ilm wie sein

Ministerium vor aller Welt bloßstellte.

In welchem Zusammenhange steht nun die Afiare

Guines mit Turgots Sturz?
, Sehr häufig liest man in

jüngster Zeit die Behauptung, die Königin habe sich mit

dem erlangten Triumph nicht begnügt und sei noch weiter

gegangen : sie habe noch ein weiteres Sühnopfer gefordert

und Turgots Entlassung beim Könige durchgesetzt, weil

sie ihn für einen der Anstifter der Abberufung Guines'

hielt Wie steht es mit dieser Behauptung? Ist daran

etwas Wahres?

Mercy berichtet allerdings, daß Afarie Antoinette' ge-

rade in jener Zeit den König gegen den GeneraOcontrolleur

>unablässig angereizetc habe. Sie war Turgot niemab

sonderlich gewogen, obwohl er sich redliche Mühe ge-

geben hatte , den Wünschen der Königin möglichst ent-

gegenzukommen. Aliein mehrere Male hatte er sich ge-

zwungen gesehen, ihre Absichten zu durchkreuzen, nament-

lich als es sich um die Ernennung Idalesheibes'_ handelte.

Auch im Falle Guines hatte er entschieden gegen ihren

Schützling Partei ergriffen. Da nun überhaupt seine spar-

same Verwaltung und seine Reformpläne die Hofgesellschaft

tief verstimmten, werden die zahlreichen Gegner, die der

Generalkontrolleur in diesen Kreisen hatte, kein Mittel un-

versucht gelassen haben, um den Unwillen der Königin

gegen ihn anzufachen. Mercy erzählt, daß Marie Antoinette

in den ersten Tagen des Mai 1776 so aufgebracht gegen
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Turgot gewesen sei, daß sie voi^habt habe, bei ihrem

Gemahl den Antrag zu stellen, die Erhebung Guines' zum

Herzog und die Entlassung des Finanzministers gleichzeitig

erfolgen zu lassen. Indes gelang es den Vorstellungen des

österreichischen Botschafters, sie von diesem Vorsatz schließ-

lich wieder abzubringen.

So ist es unrichtig, wenn man den. Sturz Turgots
\

einem unmittelbaren Eingreifen' der Königin zuschreibt. •

Aber ebensowenig entspricht es dem wahren Sachverhalt,

wenn man Marie Antoinette als ganz unbeteiligt an diesem

Ereignis hinstellt. Jedenfalls hat sie, soviel in ihrer Macht *

lag, auf ihren Gemahl in eineni dem Minister höchst un-

^[Unstigen Sinne eingewirlct, wie sie überhaupt ihren Un-

mut über den Geneialkontrolleür so wenig verhehlte, daß

später derjenige, der am meisten zu Turgots Fall bettrug,

nämlich Maurepas, der Königin gegenüber sich rühmen

durfte, er hoffe ihr dadurch einen guten Dienst erwiesen

zu haben. Wieviel Marie Antoinettes Meinung den leiten-
\

den Staatsmännern galt, ersieht man aus der Ansicht des

in diesem Punkte sehr urteiblahigen Mercy, nach welcher

der Premierminister vielleicht nicht gewagt hätte, gegen
" Turgot einzuschreiten, wcitan er nicht sehr wohl gewußt '

hätte, damit im Sinne der jungen Fürstin zu handeln.

Es kann also keinem Zweifel unterliegen, daß Marie

Antoinette schon in den ersten zwölfJahren der Regierung

Ludwigs XVI. recht einflußreich war. Die Minister wußten

nur zu genau, wieviel sie bei ihrem schwachen Gemahl

galt Jedermann bemühte sich daher um ihie Gunst und

fürchtete ihre Ungnade. Manchem erschien ihre Zustim-

mung wichtiger als der Beifall des Königs. Alle Reform-

minister von Turgot und Malesherbes an bis zu Lomenie

de Brienne herunter haben die junge Fürstin ihren Ab-

sichten geneigt zu machen gesucht. Eigentlich regiert

^ aber hat Marie Antoinette nicht. Denn um einen gleich-

mäßigen Einfluß in einer bestimmten Richtung auszuüben,
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dazu fehlten ihr die erfofderiichen Kenntnisse und ein auf

ein höheres Ziel gerichteter großer Wille, In der Regel

waren es nur kleinliche persönliche Beweggründe, die sie

mit rauher, ungestümer Hand in das feine Räderwerk des

Staatsorganismus greifen ließen, ohne daß sie vorher Uber

die Berechtigung äirer Einmischung ernstere Überlegungen

angestellt hätte. Weil sie sich aber ganz der Laune und

dem Zufall llberließ, so mußte ihr Einfluß fest m allen

Fällen unheilvoll wirken und von den Ministern höchst un-

bequem empfunden werden. Denn sie brachte in die Poli-

tik ein völlig unberechenbares, unruhiges Moment hinein,

woran allerdings die französischen Staatsmänner von jeher

gewöhnt waren: in dieser Hinsicht trat Marie Antoinette

in die Fußtapfen der früheren Maitressen.

IV.

Der Widerstand, den das Pariser Parlament der Re-

formpolitik Turgots entgegensetzte, und die Abneigung,

welche die Königin gegen den Generalkontrolleur empfand,

mögen dazu beigetragen haben, um seine Stellung zu er-

schüttern, keineswegs aber sind diese beiden Momente flir

semen Sturz von ausschlaggebender Bedeutung gewesen.

Viel entscheidender für Turgots Schicksal war die sich

mehr und mehr vertiefende Kluft, die seine politische An-

schauungsweise von derjenigen des leitenden Ministers

trennte. Dieser Gegensatz verschärfte sich im Laufe des

April 1776 so sehr, daß es zwischen Maurepas und Tui^ot

zu einem unverhüllten Kampf um die Macht im Ministerium

kam, in welchem der junge König notgedrungen das Amt
des Schiedsrichters übernehmen mußte. Den Zeitgenossen

und namentlich den Freunden des Finanzministers erschien

die persönliche Seite seines Konfliktes mit dem leitenden

Minister fast als die allein wesentliche. Mag immerhin ein

schlecht verhehltes Gefühl mißtrauischer Eifersucht, das

Maurepas seit dem Mehlkrieg g^^eniiber dem zu unab*
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hängigem Einfluß gelangten Kollegen peinigte, sein Vor-

haben mitbestiimnt haben, vor allein waien es doch ernste

sadiliche Bedenken, .die in ihm den Entschluß reifen ließen,

den GeneralkontroOeur zum Rttcktiitt zu zwingen. .
^

Wir haben schon früher betont, daß Maurepas ein

geradezu typischer Vertreter der hergebrachten höfi-

schen Staatskunst war, der als solcher nicht darauf aus-

ging, durch umfassende Reformen das alte Staatswesen

umzubilden, sondern sich damit b^^ügen woHte, die Mon-

archie der guten glorreichen Zeit wiedetherzustelleo. Venb-
^ scheute er auch die skandaKSseJdißr^erung, wie sie unter

dem vorigen Regime geübt worden war, so dachte er doch

nicht an einen grundsätzlichen Systemwechsel und eine

vollständige Erneuerung der Staatsverwaltung, wie sie von

den Physiokraten und den Philosophen ins Auge gefaßt

wurde. Im Gegensatz zu diesen Revolutionären war der

hochbetagte konziliante Herr eine durchaus konservativ

gerichtete Natur. Wenn er trotzdem Turgot ins Ifiiuste-

rhim berufen und damit den Neuerem ein Zugeständnis

gemacht hatte, so war das einzig und allein aus dem
Grunde geschehen, um dieser einflußreichen Gruppe von

Literaten, die fast in allen Salons der Hauptstadt herrschte,

liebenswürdiges En^^enkommen zu zeigen und sich ihre

.Sympathien zu gewinnen. Er wollte mit dem modernen

Neuerungsgeist kokettieren, ohne sich von ihm ernstlich

ergreifen oder gar unterjochen zu lassen. Nicht im min-

desten ahnte er, daß ein so unbeholfener Kollege, wie

* Turgot war, ihm gefahrlich werden, seine Person in Schatten

stellen und den vorwaltenden Einfluß im Kabinett an sich

reißen könnte. Allein als lebensgewandter Hofmann fand

er sich rasch in die veränderte Lage: er machte gute

Bfiene zum bösen Spiel und trat den RefcHinem zunächst

nicht in den Weg. SobaM er aber dieWahrnehmung machte,

daß Turgots Tätigkeit alle einflußreichen Kreise gegen sich

aufbrachte, daß die Schar seiner Gegner, die voll unruhiger
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Besorgnis jedes neue Reformedikt erwarteten, mit jedem

Tage wuchs, daß sich zu ihr die höchsten Würdenträger

bd Hofe und die Prinzen von Geblüt, ja selbst die Brüder

des Königs gesellten und den GeneralkonttoUeur einen

'staatsgeiahirfichen Neuerer schalten, der sidi nicht scheue,

an den Grundfesten der alteh Reichsverfassung zu rühren,

da war für Maurepas der lang ersehnte Augenblick herbei-

gekommen, wo er sich von dem unbequemen Kollegen

lossagen konnte, indem er sich dadurch gleichzeitig öffent-

lichen Dank envarb.

Schonjius Selbsterhaltungstrieb glaubte Maurepas mög-

lichst rechtzeitig seine Hand von dem unbeliebten General-

kontrolleur abziehen zu müssen. Sorgföltig hatte er auf

die Zeichen der Zeit gemerkt, die ihm den nahen Fall

Turgots ankündeten. Von dem Sturm, der sich gegen

diesen von allen Seiten erhob, durfte er sich nicht über-

raschen lassen. Nahm er doch wahr, daß die Parteigänger

des Herzogs von Choiseul seit geraumer Zeit mit Hoch-

druck den Freunden der Reform entgegenarbeiteten und

steh, auf Marie Antoinettes Gunst gestützt, auf das

Ministerium Hoffnung machten. Um ihnen den Rang ab-

zulaufen, kritisierte und bespöttelte auch Maurepas Turgots

Edikte und ließ deutlich durchblicken, wie unzufrieden er

mit der Reformpolitik des Generalkontrolleurs sei und wie

er nur auf eine Gelegenheit warte, um sie energisch zu

durchkreuzen.

Eine solche Gelegenheit soQte 'sich dem leitenden

Minister bald bieten, und er säumte nicht, sie sofort zu er-

greifen und sich dadurch die einflußreichen Mitglieder der

Hofgesellschaft aufs tiefste zu verpflichte. Es handelte

sich um die wichtige Frage, ob man zu der von Turgot

gleich bei Übernahme des Finanzministeriums angeregten

Reforin der Mißverwaltung, die im königlichen Haushalte

^herrschte, schreiten, oder ob man die dort tiefeingewurzelten

Übelstände fortbestehen lassen sollte. Das war eine An-
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gelegenheit, die mit den physiokratischen Doktrinen in

keinem Zusammenhange stand, aber gerade darum für die

Reforuiiahigkeit des alten R^me ein guter Prüfstein war.

Kam es doch hier nicht darauf an, sich über ein ver-

wickeltes wirtschaftspolitisches Problem, wie die Freiheit

des Getreidehandels oder die Aufhebung der Zunftver-

fassung, schlüssig zu machen, sondern es galt allein die

Frage, ob die Regierung in einem wichtigen Zweige der

königlichen Verwaltung wirklich Ordnung schaffen wollte,

und ob sie Energie und Kraft genug besaß, um dieses

schwierige Werk allen Widerständen zum Trotz glücklich zu

vollenden.

In diesem Falle wäre man auch einem Ziele bedeutend

naher gekommen, das Turgot seiner Finanzpolitik von vom- .

herein gesteckt hatte, nämlich der Herstellung des Gleich-
'

gewichts im Staatshaushalt. Ließen sich doch in keinem

Zweige der Verwaltung zweckmäßiger Ersparnisse einführen

wie im k5niglichei\.ÜQ£haltL der jährlich nicht weniger ab
^36^MilUon(eii^e|racUang. An keiner Stelle aber konnte

man die notwendigen Abstriche schwerer durchsetzen wie

gerade hier, wo die einflußreiche höfische Aristokratie noch

stets die bestehenden Mißbrauche, die ihre hauptsächlichste

Einnahmequelle bildeten, mit ihrem Leibe gedeckt und

über reformeifrige Minister 'schließlich triumphiert hatte.

Turgot selbst hatte es ja vorausgesehen und vorausgesagt,

daß gerade die Reform des königlichen Hauses für ihn die

geßihrlichste Klippe bilden wUrde.

Wie froh war er gewesen, als er im Laufe des Som-

mers des Jahres 1775 die Berufung seines Freundes Males-

herbes zum Minister des königlichen Hauses durch^^esetzt

blatte. Mit seiner Unterstützung hofl^e er, die geplante

Reform leicht ins Werk zu setzen. Aber nur ein rück-

sichtsloser, uneibitüicher Drau^änirer hätte in dem Verrot-

teten Departement gründlichen 'Wandel schaffen können^»

Daß Afalesherbes nicht aus so hartem Holze geschnitzt,

1h
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<iaß er zu nachgiebig, zu ängstlich war, um die ihm über-

tragene Rolle durchzuführen, daß Turgot sich, wie er bald

einsehen mußte, in dem Freunde getäuscht hatte, haben

wir schon früher hervoigeho()>en. Nur mit größtem Wider-

streben hatte er das dornenvolle Amt übernommen. Bald

wurde ihm die Bürde leid, und er suchte sie auf gute Art

los zu werden. Denn er fürchtete sich davor, sich mit

der ganzen einflußreichen Hofwelt zu verfeinden, wenn er

daran ging, die tief eingewurzelten Schmarotzerpflanzen

auszujäten.

Ganz mutlos aber wurde Malesherbes durch die Be*

obachtung, daß der leitende Minister von der Reform des

käniglichen Hofhälts nichts wissen wollte und sich alle

Mühe gab, die sich dahin richtenden Anstrengungen des

Generalkontrolleurs zu durchkreuzen. Maurepas' Leitspnich

lautete: Leben und leben lassen. Als vorsichtiger Höfling

wußte er nur zu gut, was es heißen wollte, wenn er bei

der ohnehin schon henschenden Unzufriedenheit die Schar

seiner Gegner noch um die Favoriten des Königspaares

vermehrte; und als unbedenkUcher Opportunist hatte er

sogleich eine sein Verhalten beschönigende Rechtfertigung

zur Hand: auch er gab vor, sich ökonomische Überzeu-

gungen gebildet zu haben, nach welchen die von Turgot

anempfohlene Sparsamkeit in den königlichen Ausgaben

eher schädlich als nutzbringend hätte wirken müssen. Im
Gegenteil, ein Hof^ der viel verbrauchte, war seiner An*

sieht nach für die Hebung von Handel und Wandel höchst

vorteilhaft, wahrend plötzliche Einschränkungen den Manu-

fakturen sehr verderblich sein konnten.

Malesherbes erfüllte sich mehr und mehr mit der

Überzeugung, daß bei der reformfeindlichen Gesinnung des

Premierministers seine und seines Freundes Anstrengungen,

eine Besserung in den bestehenden Verhältnissen herbei-

zufiihren, recht aussichtslos seien. Er entschloß sich daher

zum.Rücktritt. Tuigot aber war hartnäckiger und zäher;
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durch beharrlichen Widerstand hoffte er auch gegen Mau-

repas' Willen beim König die Reform des königlichen Hof-

•halts durchzusetzen. Alles kam bei ihm .darauf an, an

Stelle von Malesherbes eilten geeigneten Nachfoigfer zu

finden, der nicht nur gute Vorsätze hatte, sondern auch

einen furchtlosen Charakter, um das ins Auge genommene

Ziel nachdrücklich zu verfolgen. Seine Wahl fiel auf einen

alten Jugendfreund, den Abb^ de der ihm verspro-

chen hatte, daß er sich anheischig machen wollte, zum
mindesten zehn Millionen jährlich am köoiglichen Hofhalt

zu ersparen.

Allein weder Maurepas noch die Königin waren dieser

Kandidatur geneigt. Der leitende Minister wollte einem

Heißsporn wie Very einen so heiklen Posten nimmermehr

übertragen. Vielmehr empfahl er dem König einen An-

wärter, der, wie er voraussah, niemab Turgots Beifall haben

konnte, den Finanzintendanten i^elot, einen unbedeuten-

den Mann, der als gefügiges Werkzeug in Bilaurepas* Hand
sich niemals zu den Reformen im königlichen Hofhält, die

der Geoeralkontrolleur forderte, verstehen würde.

Diese Kandidatur führte den gänzlichen Zerfall Turgots

mit Maurepas herbei. Mußte. doch jener, falls Amelots

£memiung wirkUch erfolgte, an dem Gelingen der finan-

ziellen Reform, die auf Ersparnisse gestellt war, verzweifehi.

Es handelte sich für ihn um Sein oder Nichtsein, um seine

Ehre als Minister,( um die Wohlfahrt des Königs und des

Vaterlandes.. Er war daher entschlossen, alles dafür ein-

zusetzen, um einen reformfreundlichen Minister an Males-

herbes' Stelle zu bringen.- Durfte er nicht dabei auf den

Beistand des Monarchen rechnen, der ihm, als er sein Amt
übernahm, gerade in diesem Punkte seine Unterstützung

feierlich verheißen hatte?

Leider sollte Turgots Zuversicht getäuscht werden.

Denn gerade in jenen Tagen trat eine Wendung zu seinen

Ungunsten ein : das Vertrauen, das der junge König bisher

Glagau, Refonnversttche. 8
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in ihn gesetzt hatte, war, ohne daß es der Generalkontrol-

leur vielleicht ahnte, stark erschüttert worden. Wie war

das gekommen?

V.

Von vornherein hatte Turgot seiner ministeriellen Stel-

lung den Charakter eines engen persönlichen Vertrauens-

verhältnisses zum König zu geben gesucht. Denn nur In

dem Falle glaubte er ersprießlich wiricen zu können, wenn

er sich mit dem jungen Monarchen in bezug auf seine

Reformabsichten in voller herzlicherObereinstimmung wußte.

Und Ludwig XVI. seinerseits hatte vom ersten Augenblick

an aufrichtiges Zutrauen zu dem reifen Manne gefaßt,

durch dessen geraden, unerschrockenen Sinn und elirliche

Begeisterung er stark angezogen wurde. Dieses Gefühl

sympathischer Zuneigung sahen wir beim König seinen

Höhepunkt erreichen, als Turgot während der Brottumulte

inmitten der allgemeinen Verwirrung, in der die ganze

Umgebung des Monarchen den Kopf verloren hatte, mit

kaltblütigem Mut und bewunderungswürdiger Umsicht den

Aufstand im Keim erstickte. Leider war Turgot nicht der

Mann danach, um diese günstige Lage für seine hoch-

gesteckten Ziele irgendwie auszunutzen und den König zu

veranlassen, das Ministerium mit überzeugten Anhängern

der Staatsreform zu besetzen. Viehnehr schonte er In

großherzigem Edelmut den bisherigen Leiter des Kabinetts,

obwohl er sich von dessen Gesinnung nur wenig Gutes

für eine energische Förderung seiner Refomipiäne ver-

sprechen durfte. Diesen Fehler sollte er bitter zu bereuen

haben.

Denn sobald Maurepas sich wieder sicher im Sattd

fühlte, wußte er sich zwischen den König und Turgot zu

drängen und beide einander allmählich zu entfremden. Aber

trotz dieser Abkühlung war das Vertrauen des Monarchen

zu seinem GeneralkontroUeur noch im März 1776 stark ge-
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nug, daß er ihm, allerdings erst nach einigem Schwanken,

gegenüber dem Parlament semen Beistand Ueh. Welchen

Einflüssen aber haben wir den jähen Umschwung zuzu-

schreiben, der wenige Wochen sf>äter in der Stimmung

Ludwigs XVI. eintrat und zur Entlassung Turgots mit allen

Anzeichen der Ungnade führte?

Der Versuch, diese plötzliche Wandlung aliein aus den

Verhaltnissen der inneren politischen Lage zu erklären, er-

weist sich, wenn ynr unsem Mck schärfen, als unzureichend.

Auch das bitterböse Schreiben, das der Minister am 30. April

an den König richtete, ist nicht 'fUr Turgots Schicksal aus-

schlaggebend gewesen. Wurde es doch erst durch die

sehr gerechtfertigte Besorgnis veranlaßt — wir kommen
weiter unten darauf noch zurück — daß Ludwig XVI. be-

reits im Begriff sei, sich von dem Verfasser zurüclczuziehen

und seine Reformpolitik nicht mehr zu unterstützen. Nein,

die ersten sicheren Anzeichen dafUr, daß der König sich

von Turgot abwenden wollte, reichen weiter zurück. Wenn
auch nicht zu leugnen ist, daß der ungeschickte Brief des

Generalkontrollcurs Ludwig in dem Entschluß, sich von

jenem zu trennen, noch bestärkt hat, so ist durch ihn der

Stein des Unheils nicht erst ins Rollen gebracht, sondern

in seinem Falle nur beschleunigt worden.

Die tiefere Ursache des Bruchs liegt höchst wahr-

scheinlich auf einem Gebiete, wo sie bisher nur sehr wenige

gemutmaßt haben, nämhch in einer sehr tiefgehenden Mei-

nungsverschiedenheit, die sich Anfang April 1776 zwischen

Turgot und dem Minister des Auswärtigen Vergennes über

die hochwichtige Frage erhoben hatte, ob Frankreich die

Auflehnung der amerikanischen Kolonisten g^;en England

unter der Hand begünstigen sollte.^) Turgot verneinte im

') Hanptqaellc für die folgende Erörterung bildet die wichtige Akten«

pnblikation von (I. Doniol, Histoire de la participation de la Fnnce k

r^tablissement des Ktat<; Unis d'Am6rique, Paris l886 ff.; Cnmer Tuijgots

Denkschrift in den CEuvres II, 551—585.
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scharfen Gegensatz zu dem Gutachten seines Kollegen diese

Frage auf das entschiedenste, weil er um jeden Preis seinem

Vaterland ernste kriegerische Verwicklungen erspart wissen

wollte in einem Augenblick, wo es seiner Ansicht nach

keine dririL^endere Aufgabe für den Monarchen geben konnte

^
als die beharrliche Fortfuhrung der kaum begonnenen Staats-

{ reform. Ludwig XVI. aber ließ sich durch die schwer-

wiegenden Bedenken des Generalkontrolleurs nicht tiber-

zeugen und stellte sich mit den übrigen Ministem auf Ver-

gennes.' Seite. Wir werden daher den eigentlichen Ankß
der Entfremdung zwisdien dem König und Turgot nicht

so sehr auf dem Gebiete der inneren Politik zu suchen

haben, sondern vielmehr in der großen Wendung der fran-

zösischen MachtpoUtik, die sich wahrend des März und

April 1776 schon deutlich ankündigte: eben damals trat

der Krieg gegen Enghmd an der Seite der amerikanischen

Kolonien in Sicht, und dieses Ereignis wirkte nachdrück-

fich auf die Gestaltung der inneren Verhältnisse zurück.

Um es seiner hohen Bedeutung entsprechend zu würdigen,

mag uns erlaubt sein, daß wir etwas weiter ausholen und

die Gründe und Gegengründe, die von der Kriegspartei

und den Friedensfreunden geltend gemacht wurden, hier

etwas eingehender betrachten.

Neben der Staatsreform hatte der jui^[e Herrscher,

der vor kurzem erst die Regierung angetreten hatte, noch

eine wichtige Aufgabe zu lösen, eine Aufgabe, deren Be-

wältigung der öffentlichen Meinung weit dringlicher er-

schien als jede apdere, nämlich die Herstellung des poli-

tischen Ansehens seines Staates. Die Schmach des Pariser

Friedens, durch den Frankreich im Jahre 1763 seine wich-

tigsten Kolonien in Afrika, Indien und Nordamerika an

England verlor, hatte es zu einer Macht zweiten Ranges

herabgedrückt Das Kabinett von Versailles, ehedem der

Mittelpunkt des politischen Kuropas, wurde in der h^olge

beiseite geschoben und bei wichtigen Entscheidungen im
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europäischen Konzert nicht mehr befrag. Die Ostmächte

wagten es, einen wichtigen Bundesgenossen Ludwigs XV.,

den König von Polen, zu berauben, ohne sich um die Pro-

teste der französischen Regierung irgendwie zu kümmern.

Niemand empfand diese politische Ohnmacht des '

Vaterlandes schmerzlicher als der Mann, dem Ludwig XVI.

die Leitung der auswärtigen Geschäfte übertraget hatte,

Graf. Vergennes, ein geschmeidiger, behutsamer, sehr ge-

wiegter Diplomat, der unter der Maske, als sei es sein

einziges Geschäft, Frankreich den Frieden zu ej-halten,

begierig nach dem Augenblick ausspähte, wo er an dem
Erbfeind, dem hochmütigen Albion, den Schimpf des Pa-

riser Friedens rächen konnte.

Dieser Augenblick sc)iien gekommen, als der Streit,

der sich zwischen den amerikanischen Kolonien und dem
Mutterlande erhoben hatte, immer unversöhnlicher wurde

und schließlich Englands Kräfte voUkomnien in Anspruch

nahm. Allein Vergennes sah ein, daß er zunächst nicht

daran denken durfte, Frankreich in diesen Kampf unmittel-

bar eingreifen zu lassen, dä seine Finanzen zerrüttet und .

seine Marine in einem geradezu trostlosen Zustand der

Vernachlässigung war. Auch wagte er nicht gegen Eng-

land vorzugehen, ohne der Beihilfe Spaniens sicher zu sein.

Wie schwer jedoch dem Minister diese notgedrungene

Zurückhaltung wurde, wie emstlich besorgt er war, PVank-

reich könnte die außerordentlich günstige Gel^enheit, den

Erbfeind zu demütigen, verstreichen lassen, ersieht man
deutlich aus einer R^3cions betitelten I)enkschrift, die er*

Ende Dezember 1775 entwarf und wahrscheinlich Maurepas

und dem König vertraulich mitteilte. Hier tritt Vergennes

unumwunden für die Unterstützung der Amerikaner, ja für

den Krieg gegen England ein. Denn würde Frankreich

die Kolonien nicht unterstützen, so würden sie wahrschein-

lich unterliegen. Frankreichs Untätigkeit aber käme dem
Erbfeind sehr zustatten, dem Erbfeind, den man auf alle
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Weise schwächen müßte. Die Erhaltung des Friedens h$lt

Vergennes unter allen Umständen für ausgeschlossen, ob

man den Amerikanern helfen würde oder nicht. Denn

gelingt es den Amerikanern , die Unabhängigkeit zu er-

langen, so wird England sich durch die Eroberung der

französischen und spanischen Kolonien zu entschädigen

suchen, unter dem Vorwande« die Franzosen hätten den

Amerikanern Hilfe geleistet* Aber auch wenn die Eng-

länder die Aulständischen unterwerfen, wird es wahr-

scheinlich über Frankreich hergehen. So werde man auf

alle Fälle Krieg mit England haben und müsse darum

bei Zeiten rüsten, um ihn erfolgreich zu bestehen. Das

zweckmäßigste Mittel dazu würde die Herbeiführung einer

Verständigung mit den Amerikanern sein, um im Notfälle

mit ihnen gemeinsame Sache zu machen.

Diese Denkschrift enthält das kriegerische Programm des

Ministers des Auswärtigen, an dessen Verwirklichung er mit

zäher Energie in den nächsten Jahren gearbeitet hat, indem

er alle Hindernisse, die sich seinem Lieblingsgedanken in

den Weg stellten, nach und nach hinwegzuschieben oder zu

umgehen wußte. Der erste» der Vergennes entschlossen

entgegentsat und den er zu. besiegen hattOi war Turgot.

Anfang Marz 1776 übersandte Vergennes dem König

eine ausführliche Denkschrift, In der er die Haltung, die

Frankreich und Spanien im Angesicht des englisch-ameri-

kanischen Krieges zu beobachten hätten, eingehend er-

örterte. Diese Denkschrift, die den schlichten Titel Con-

std^rations führte, sollte der Monarch, falls er sie der

Beachtung würdig finde, denjenigen Ministem abschriftlich

zugehen lassen, die er zu einer gemeinsamen Beratung

über die amerikanische Frage vor sich zu bescheiden ge-

dächte, um von ihnen vorher schriftlich ihre Ansiclu zu hören.

So maßvoll Vergennes" Sprache in diesen »Erwä-

gungen« im Vergleich mit den Ausfuhrungen der R^flexions

auch auf den ersten Blick erscheint, man wird sich nicht
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darüber tauschen lassen: das Ziel, das der Minister ver*

folgte, war im wesentlichen das gleiche; er wollte den un-

schlüssig zaudernden König in den Kampf mit England

hineinreißen. Auch hier stellte er die Möglichkeit, den

Frieden zu erhalten, als im höchsten Grade ungewiß, den

Kriej^ als den wahrscheinlichsten und vorteilhaftesten Aus-

weg hin. £r schilt die »maßlose Friedensliebe , die nur

dazu angetan sei, England noch anmaßender und dreister,

als es schon sei, in seinen Forderungen zu machen. In

den lockendsten Farben malt er die Vorteile aus, die den

Königen von Frankreich und von Spanien ein kriegerischer

Entschluß bieten würde. Die Vorsehung habe den gegen-

wärtigen Zeitpunkt zur Erniedrigung Englands deutlich be-

zeichnet und es mit Blindheit geschlagen, um es um so

ficherer zu verderben. Nunmehr sei der Tag der Rache

angebrochen, wo man an diesem hochmütigen Volk für

seine früheren Frevel Vergeltung üben müsse. Jetzt dürfe

man kein Mittel versäumen, um den Amerikanern über

ihre Gegner Vorteile zu verschaffen, um schließlich, wenn

beide Teile erschöpft seien, selbst in den Kampf einzu-

greifen und einige entscheidende Schläge zu führen, die

England zu einer Macht zweiten Ranges herabdrücken und

seiner Seehertschaft berauben würden.

Allein Vergennes sieht ein, daß die verbündeten Mon-

archen zur VolllÜhrung dieses Programms noch nicht ge-

rüstet und auch zu aufrichtige Friedensfreunde sind. Trotz-

dem dürfen sie nicht die Hände in den Schoß legen. Ist

doch der Augenblick zum Handeln gekommen. Der Mini-

ster schlägt daher zwei Maßnahmen vor, die sie über die

Linie der bisher strikt eingehaltenen Neutralität hinaus-

führen soUen, einmal die geheime Unterstützung der Ameri-

kaner vornehmlich durch Geldmittel, dann die Verstärkung

und teilweise Mobilisierung der Flotte.

Am 12. März 1776 sandte Vergennes auf Geheiß Lud-

wigs XVI. seinen Kollegen Maurepas, Sartine, St. Germain
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und Turgot je eine Abschrift der Consid^rations mit dem
Ersuchen, sobald als irgend* möglich — denn der König

von Spanien warte auf die Entschließungen seines Bundes-

genossen — dem König ihr Gutachten zuzustellen.

Des Kriefjsministers und des Marineministers war Ver-

gennes sicher. St. Germain pflichtete schon am 15. März

in einer kurzen Note dem Inhalt der Considerations bei.

Ähnlich wird Sartines Antwort gelautet haben. Sie ist uns

nicht überliefert, wir wissen aber, daß er ein aufrichtiger

Anhänger der Politik Vergennes* war.

Sehr viel kam auf die Meinung des Leiters des Ka-

binetts an. Maurepas pflichtete in den wesentlichen Punkten

den Ausführungen Vergennes' bei. Auch er betonte, daß

es noch niemals eine so günstige politische Lage wie die

gegenwärtige gegeben habe, wo namentlich die gedrückte

finanzielle Verfassung Englands zu einem Angriff einlade.

Seien doch außerdem die Verhältnisse in Europa so be-

schaffen, daß es dem Gegner nicht glücken würde, sein

beliebtes Mittel, eine Macht des Festlandes gegen Frank-

reich auszuspielen, mit Erfolg:: anzuwenden. Ja, Maurepas

würde sogar den Angriftskrieg empfehlen, wenn die fran-

zösischen Finanzen das erlauben würden« was leider nicht

der Fall sei.

Während seine Kollegen sich der Weisung Vetgennes'

gemäß mit ihren Antworten beeilten, zögerte Turgot und

ließ Woche aufWoche verstreichen. Ludwig begann schon,

wie wir von Mercy erfahren, seine Ungeduld zu äußern

und ungnädig zu werden. Endlich, nach vier Wochen, am
6. April, übergab der Finanzminister ein Schriftstück, das sich

schon durch seinen unverhältnismäßig großen^^t buch-

artigen Umfang von den kurzen Äußerungen seiner Kol-

legen unterschied. Er wollte eben die durchaus abweichende

Auffassung, die er von der Behandlung der amerikanischen

Fra'^c hatte, möglichst eingehend und uberzeugend be-

gründen.
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Während Vergennes den Krieg mit England beinahe

ftir unvermeidlich hält, erscheint Tuigot ein solches Ereignis

fast ausgeschlof^sen. Denn gelänge es England, die Kolo-

nien nach cincfii jahrelangen, höchst anstrengenden Kampfe
endlich zu unterwerfen, so würde es den Sieg teuer genug

erkaufen und sich dabei vollständig erschöpfen. An andere

Unternehmungen, wie an die Eroberung der spanischen

und französischen Besitzungen, würde es daher vorläufig

^ nicht denken können, zumal da es mit der Wiederholung

der Aufstandsversuche zu rechnen und dieser durch Unter-

haltung starker Besatzungen vorzubeugen haben würde

Aber auch im Fall des Unterliegens glaubt er, daü Eng-

land außerstande sein würde, Frankreich und Spanien zu

bekriegen, weil es seine Machtmittel im Kampf mit den

Kolonien verbraucht haben «rürde.

Hatte Vergennes vornehmlich hervorgehoben, wie über-

aus günstig es für Frankreich sein würde, die bedrängte
*

Lage des Nachbarn zur Vergeltung an ihm flir früher er-

littene Unbilden auszunutzen, so warnt Turgot auf das ein-

dringlichste vor einem Angriff auf England. Denn würde

ein solcher Überfall dem englischen Ministerium nicht viel-

leicht die höchst willkommene Gelegenheit bieten, von

seinen Fordenii^en gegenüber den Auiständischen abzu-

lassen, ihnen annehmbare Bedingungen zu gewähren und

sie zu versöhnen? Und würden anderseits die Kolonien,

die durch Bande der Blutsverwandtschaft mit dem Mutter-

lande verknüpft seien, sich nicht an die Pflichten, die ihnen

dieses Verhältnis auferlege, erinnern und dem bedrohten Eng-

land zu Hilfe eilen woUen?

Turgot glaubt also weder an die Kriegsgefiihr noch

an einen möglichen Nutzen, den Frankreich aus einem

Überfall des bedrängten Gegners ziehen würde. Er ist

vielmehr der Meiniinf;!;^, daß der König keinen bessern Ge-

brauch von der Verlegenheit des Nachbarn machen könnte,

als wenn er die Friedenszeit zur Vornahme dringender und
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umfassender Reformen im eigenen Staate verwende. Ak
die dringlichste Aufgabe erscheint ihn\ die Herstellung ge-

ordneter Finanzverhältnisse durch allmähliche Beseitigung

des jährlichen I'ehlbetrags. Überschritten doch trotz der

Ersparnisse und Verbesserungen die Ausgaben die Ein-

nahmen noch immer um 20, Millionen. Auf dem einge-

schlagenen Wege müsse man unbeirrt und standhaft weiter-

schreiten und alle Überflüssigen Ausgaben streichen. Aber

neben der Ordnung des Staatshaushaltes gebe es noch

andere bedeutende Aufgaben, wie die Herstellung des

Heeres und der Marine, die der König beim Antritt der

Regierung in einem schier unglaublich vernachlässigten Zu-

stande vorgefunden habe.

Aus dem ihn Uberall leitenden Gesichtspunkt der not-

wendigen Reformarbeit in den meisten Gebieten der Staats-

verwaltung bezeichnet Turgot einen etwaigen Krieg fiir das

größte Unheil, das Frankreich gegenwärtig treffen könnte,

da er für lange Zeit, ja vielleicht für immer, die Beseitigung

der eingerissenen Mißbräuche verhindern würde. Um seine

Kräfte mit dem Erbfeind erfolgreich messen zu können,

dazu muß der Staat erst innedich erstarken. Heute ist er

noch nicht reif zur Erfüllung einer solchen Aufgabe. »Viel-

mehr würden wir Gefahr laufen, unsere Schwäche zu ver-

ewigen, wenn wir von unsem Kiäften einen vorzeitigen

Gebrauch machen würden.«
*

Weil Frankreich triftige Gründe hat, einem Kriege

möglichst aus dem Wege zu gehen, so muß es auch in

der Wahl der Vorsichtsmaßregeln, die es vor einem nach

Turgots Ansicht nicht zu besoigenden Überfall von seilen

Englands trifft, äufkrst behutsam zu Werke gehen: man
darf den Gegner nicht durch umfassende Rüstungen stutzig

und argpvöhnisch machen; man muß sich hüten, ihn zum
Kampf herauszufordern. Darum verwirft der Finanzminister

die von Vergennes vorgeschlagenen Rüstungen als zu be-

drohlich und Aufsehen erregend. Er widerrät es, nach
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den französischen Kolonien Truppenverstärkungen und ein

Gefichwader zu senden, einmal weil diese Maßnahmen un-

geheure Kosten verursachen und den jährlichen Fehlbetrag

erhöhen, zum andern weil sie von Seiten Englands stärkere

Kiistungen und schließlich den Ausbruch des Krieges her-

vorrufen würden. Tuigot tritt wohl für eine Hebung der

Seestreitlcräfte und (Ur die Ausrüstung von zwei Geschwa-

dern in Brest und Toulon ein, schärft aber ausdrücklich

ein, daß diese Vorbereitungen möglichst unauffällig ge-

troffen werden sollten, und daß man nur dann ofTen rüsten

dürfe, wenn wirklich Gefahr im Verzuge sei.

Wie gegen die vorzeitige kostspielige Mobilisierung

der Flotte wendet sich Turgot mit Entschiedenheit gegen

den andern Vorschlag Vergennes\ der Frankreich über die

Linie der strikt eingehaltenen Neutralität hinausnihren und

vermutlich in Kriegsgefahr bringen würde, gegen die Unter-

stützung der Aufständischen mit französischem Geld. Ein

solcher Schritt, geschähe er auch noch so heimlich, würde

sich kaum verbergen lassen, und wenn er ruchbar würde,

gerechtfertigte Beschwerden der Engländer zur Folge haben.

Afan sieht leicfat ein: wie Tuigot von ganz andern

Voraussetzungen ausging als Vergennes, wie er die politische

Lage grundverschieden von dem Minister des Auswärtigen

beurteilte, so mußten auch die Maßnahmen, die er empfahl,

vollständig abweichen. Unvermittelt klafften die Wider-

sprüche zwischen den Gutachten der beiden Minister, weil

der eine, seinem Ressort entsprechend, nur für die Ent-

faltung der äußern Machtmittel des Staates Sinn zeigte und

die innem Schwierigkeiten unberücksichtigt ließ, während

wiederum der andere diese allein Im Auge behielt und

forderte,- daß die auswärtige Politik ihnen Rechnung zu

tragen, sich ihn< n unterzuordnen habe.

Daß aucli lurgot weit übers Ziel hinausschoß, lassen

die Ausführungen erkennen, die er der KolonialpoUtik über-

haupt vndmete. Er ging hier, ganz durchdrungen von
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,physiokfati8chen Anschauungen, so weit, den Wert kolonialen

Besitzes für Frankreich zu leugnen. Brächten doch die

Niederlassungen dem Staat nicht nur keinen irgendwie

nennenswerten Gewinn, sondern auch keinen wirklichen

Machtzuwachs. Viehnchr sei nian oft gezwungen gewesen,

um sie im Kriege zu behaupten, seine Streitkräfte zu teilen

und zu verzetteln. Ja, nach Turgots Ansicht wäre es am
besten, wenn Frankreich seinen Kolonien die Freiheit

schenkte und sie unter eigener Verwaltung lieGe, zumal

er den Zeitpunkt voraussieht, wo sie sich, wie jetzt die

Nordamerikaner vom Mutterlande losreißen würden.

So stellt sich uns Turgots Denkschrift als ein beredter

Protest gegen die kriegslustige Vergeltungspolitik Vergennes*

dar, als ein energischer Versuch, die erwachende nationale

Lddenschaft gegen Engtand zugunsten der Fortsetzung der

Reformarbeit im Keime zu ersticken. Mit klarem Bewußt«

sein erblickte Turgot die der Monarchie drohende Gefahr,

wenn Frankreich sich in einen kostspieligen auswärtigen

Krieg stürzte, bevor es das morsche Gebäude seiner über-

lebten Verwaltung auf neue Grundlagen gestellt und sich

dadurch sichere finanzielle Hilfsquellen verschafft hätte.

VI.

Ludwig XVI. stand im April 1776 am Scheidewege.

Welchem der beiden Minister sollte er beipflichten, dem

Generalkontrolleur, der ihn beschwor, bei dem in An<^ritf

genommenen Werk der Staatsreform auszuharren, oder dem

Minister des Auswärtigen, der ihm die lockende Aussicht

wies, die Scharte des Pariser Friedens auszuwetzen und

den Erbfeind unter Wahrnehmung einer überaus günstigen

Lage, wie sie vielleicht niemals wiederkehren würde, zu

demütigen V

Der König trat, wie schon oben angedeutet wurde,

auf die Seite Vergennes', und wenn man alles erwägt, wird

man sich über diesen Entschluß nicht wundem können.
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Denn wie lebhaft mußten auf die Einbildungskraft des

jungen Monarchen die ehrgeizigen Zukunftsträunie wirken, die

ihm Vergennes in dem nahen Triumph Frankreichs über das

hochmütigfe Albion ausmalte, und die oft wiederholte eindring-

liche Mahnuncr, den einzii^ günstigen Moment ja nicht zu ver-

säumen, wo man den Nebenbuhler für die Frankreich im •

Jahre 1763 angetane Schmach züchtigen und das tief ge-

sunkene Ansehen des bourbonischen Hauses wiederher-

stellen könnte 1 Das war auch ein Programm, das des ein-

mütigen Beifiüls aller Stände der Nation sicher war, während

,
Turgots Pläne nur von einer kleinen Minderheit, von den

Philosophen und ihrem Anhang gebilligt wurden.

Aber nicht nur Ludwigs Herzen, sondern auch seinem

Intellekt lagen Vergennes' Absichten näher. Man hat mit

Recht darauf hingewiesen 1), daß Ludwig XVI. weit mehr

Kenntnisse und ein besseres Verständnis ftlr die Erfassung

der auswärtip^en Angelegenheiten hatte als für die höchst

verwickelten Probleme der inneren Reform. Die äußere l*o-

litik hatten seine Vorfahren stets als ihr eigentliches Feld be-

trachtet. Das ging sie unmittelbar an. Handelte es sich

doch hier um die Interessen und den Ruhm ihrer Dynastie.

Diesem Familienherkommen blieb auch Ludw^XVI. treu.

Gerade die Akten, die uns über die Voiigeschichte der

Teilnahme Frankreichs an dem amerikanischen Freiheits-

kampfe unterrichten, zeigen, wie der junge König mit leb-

haftem Eifer den Verhandlungen oft bis in die Einzelheiten

folgt, und wie er einmal in der entscheidenden Stunde

den Ausschlag gibt und seine zaudernden Minister zum

Entschluß mit fortreißt.

Alle diese Momente wirkten schließlich zusammen und

trieben Ludwig auf Vergennes' Seite. Am 22. April wurde

ein Ministerrat abgehalten, der über die Haltung Frankreichs

in der amerikanischen Frage sich schlüssig machen sollte.

>) Albert Sord, L'Europe et U Rövolation franceiie I, 399.
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Zu dieser Beratung zog der König Turgot nicht hinzu,

eine Unterlassung, die schon von den Zeitgenossen als

ein sicheres Anzeichen dafUr, daß der Monarch den Finanz-

minister fallen lassen wollte, gedeutet wurde. Alle übrigen

Gutachter waren dagegen berufen worden, neben Veigennes

Maurepas, St. Germain und Sartine. Hier wurde nun ganz

im Sinne der Considdrations der Beschluß gefaßt, zwei

stattliche Geschwader in den Häfen von Toulon und Brest

unverzüglich auszurüsten. Und Anfang Mai gab der König

die bisher beobachtete Neutralität gegenüber den Ameri-

kanem auf, indem er durch Veigennes ihnen die erste ge-

heime Geldunterstützung anweisen ließ. Wenn diese beiden

Beschlüsse auch noch nicht den Krieg bedeuteten, so fühlte

man sich doch in Versailles am Vorabend des Entschei-

dungskampfes und des offenen Bündnisses mit den ameri-

kanischen Kolonien gegen England. Wie gefährdet und

unsicher dem Minister des Äußern die Fortdauer des Frie^

denszustandes hinfort erschien, wie sehr er mit der Tat-

sache des nahen Ausbruches eines Konfliktes rechnete,

ersieht man aus einem Schreiben, das er am 3. Mai 1776

an den leitenden Minister in Spanien, den Marquis Grimaldi,

richtete, \vo es heißt: »Unser Friedenszustand mit Eng-

land ist recht unsicher: er gleicht einem unter einer trü-

gerischen Aschenschicht verborgenen Feuer, dessen Aus-

bruch erfolgen kann gerade in dem Augenblick, wo beide

Teüe am wenigsten darauf geüaßt sind.€

Der Umschwung, der Ende April 1776 in der Rich-

tung der äußeren Politik vollzogen -woirde, wirkte natur-

gemäß sehr bald auch auf die innern Angelegenheiten ein.

Das sollte Turgot sofort zu spüren bekommen. Wir haben

oben erörtert, aus welchen Gründen sich zwischen dem
Generalkontrolleur und dem leitenden Minister über die

Besetzung des Hausministerpostens ein schwerer Konflikt

erhoben hatte, und wie für jenen aDes darauf ankam, einen

reformfreundlichen Mann an diesen Platz zu bringen, wollte
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er nicht an der Möglichkeit, das Gleichgewicht in den Fi-

nanzen herzustellen , überhaupt verzwdfehi. Turgot er-

wartete mit Bestimmtheit, daß der König im Einklang mit

seinem frühem Versprechen ihn' nicht in Stich lassen

würde. Wie war er aber erstaunt, als Ludwig XVI. allen

seinen Vorstellungen zum Trotz sich auf Maurepas' Seite

stellte und dadurch zeigte, daß er nicht mehr geneigt sei,

Se Reformpolitik des Finanzmihißters zu unterstützen.

Warum der König sich so entschied, können wir bei

unserm sehr lückenhaften Quelltomaterial nicht mit voller

Bestimmtheit sagen. Wir düyfen es aber wohl als höchst

wahrscheinlich ansehen, daß der Umschwung, der sich in

der Seele Ludwigs zu Turgots Ungunsten in jenen Wochen

vollzog, wenigstens mittelbar mit der amerikanischen Frage

aufs engste zusammenhing. Denn hierbei mochte in dem
Monarchen der erste emstliche Zweifel an der politischen

Urteilsfittugkeit Turgots aufgetaucht sein. Daß dieser im

Widersprach mit seinen KoUegen ungeachtet der überaus

günstigen Weltlage zur Aufrechterhaltung des Friedens um
jeden Preis geraten und die Schonung des Erbfeindes

empfohlen hatte , scheint dem Könige ebensowenig ein-

geleuchtet zu haben, wie die sehr befremdlichen kolonial-

politischen Anschauungen, die der Finanzminister in seinem

Gutachten entwickelt hatte. Jedenfalls zeigt uns die Tat-

sache, daß Ludwig Turgot zu der wichtigen Beratung, die

am 22. April im Conseil stattfand, nicht einmal hinzuzog,

zur Genüge, wie wenig erbaut er von den Ausführungen

des Generalkontrolleurs war und welchen geringen Wert

er noch auf seine Ratschläge legte. Wie leicht wird es

nunmehr Tuigots einflußreichen G^;nem, den Maurepas

und Veigennes, gefallen sein, ihn dem Könige auf

Grund verschiedener Äußerungen, die er in seiner Denk-

schrift über die amerikanische Frage niedergelegt hatte,

als weltfremden Utopisten hinzustellen, der in seiner

blinden Vorüebe zu dem physiokratischen System für
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die Wirklichkeiten der innem und äußern Politik keine

Augen habe.

Sicher darf man annehmen, daß Ludwigs Vertrauen

zu dem Generalkontrolieur durch dessen Votum gegen Ver-

gennes' kriegslustige Politik einen starken Stoß erlitten hatte.

Ist es daher zu verwundern, wenn der König nun auch an

der Zuverlässigkeit der Ratschläge zu zweifeln begann, die

ihm Turgot in den innern Angelegenheiten gegeben hatte

oder hinfort zu geben versuchte? Ein schwacher Charakter

wie Ludwig XVI. war leicht durch hartnäckigen Widerstand

mürbe zu machen. Die sich häufenden Konflikte, die

Turgots Reformen hervorriefen, hatten schon seit einiger

Zeit des Königs Energie sichtlich ermattet. Taglich sah

er sich von der sich stetig mehrenden Schar der Gegner

des Generalkontrolleurs umlagert, die ihn inständig be-

schwor, sich von diesem gei^rlichen Revolutionau* abzu-

wenden, und unablässig setzte .dem Monarchen seine nächste

Umgebung in diesem Sinne zu; bald war es die Königin,

bald seine Brüder, bald irgendein Minister, die kamen, um sich

über diese oder jene Maßnahme des Finanzministers zu be-

schweren und vor seinen weiteren Plänen zu warnen. Nur

eine willensstarke und von Turgots Reformpolitik aufrichtig

überzeugte Natur hatte alle diese Widerstände immer wieder

von sich abgeschüttelt und ihnen zum Trotz am eingeschla-

genen Kurse festgehalten, nicht aber ein so schwachmütiger

und unerfahrener Jüngling wie Ludwig XVI., der die Struk-

tur des innern Organismus seines Staatswesens kaum kannte

und folglich auch für dessen Reformbedürfnis kern tieferes

Verständnis haben konnte. In der ihn umbrandenden Sturm-

flut der verschiedenen miteinander ringenden Meinungen

schwankte er geraume Zeit hin und her, bis er sich, der

Unruhe müde, welche Turgots. Maßnahmen hervorriefen,

beim ersten Zweifel an dessen politischer Fähigkeit dem
Opportunismus seines alten Mentors Maurepas ergab und

den Reformminister als lastigen Friedensstörer fallen ließ«
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Zunächst mochte TurgQt.an eine so plötzliche Sinnes

-

änderungf des Monarchen nicht glauben. Er bestürmte ihn

daher in Briefen, in denen er die bedrängte Lage schil-

derte, in welche er durch den Widerstand seiner Getaner

geraten sei, wie er sich nur dann in seiner bedrohten

Stellung werde halten können, wenn ihm der König ent-

schieden beistehen wUrde. Seine Vorstellungen fielen nicht

auf fruchtbaren Boden. Bei einer Begebung, die Ludwig

am 28. April mit dem Generalkontrolleur hatte, behandelte

er ihn sehr ungnädig. Mit keinem Wort ging er auf den

Inhalt der Briefe ein, sondern beobachtete eisiges Schweigen

Nach dieser bittern Erfahrung beschloß Turgot noch

einen letzten äußersten Versuch zu wagen, um den jungen

Monarchen bei der Sache der Reform zu erhalten. Am
30. April richtete er an Ludwig ein ausführliches Schreiben,

das auf einen sehr gereizten Ton gestimmt war. Darin

überschüttete er den Konig mit den bittersten Vorwürfen

wegen der Gleichgültigkeit, die er seinen Ratschlägen gegen-

über an den Tag lege, und der Willfährigkeit, die er seinen

Gegnern zeige. Durchdrungen von dem hohen Wert seiner

Dienste und in schlecht verhehltem Tugendstolz, vergaß

Turgot die dem König geschuldete Ehrerbietung. In über-

legenem Tone kanzelte er ihn wie einen Schulbuben ab.

Vielleicht hoffte er, durch rückhaltlose Wahrhaftigkeit

und nachdrückliche Entschiedenheit den schwachen Willen

des schüchternenJünglings, der sich seinem Einfluß ent-

zidien wollte, noch einmal zu meistern. Das Gegenteil

der beabsichtigten Wirkung trat aber ein. Er entfremdete

sich vollständig den argwöhnischen König, der nichts mehr

fürchtete, als in die Abhängigkeit eines allmächtigen Mi-

nisters zu geraten. In diesem Mißtrauen hatte Maurepas

Ludwig noch bestärkt. Schon oft hatte jener über Turgots

despotische Neigungen sich beschwert. Jetzt schienen die

Briefe des Finanzministers, die der König Maurepas zur

Begutachtung vorlegte, augenfällig zu beweisen, wie ge-
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rechtfertigt solche Anklage war. Hatte Ludwig schon

vorher keine Neigung, nach den Wünschen des General-

kontrolleurs den Hausniinisterposten zu besetzen, so ver-

mochte ihn der gebieterische Ton, in dem Turgot die

Ernennung ^örys in seinem letzten Briefe gefordert hatte,

nicht umzustimmen.

Bald erfuhr Turgot, daß die Ernennung Amelots, der

Kreatur des Premierministers, beschlossene Sache sei. Dem'
Generalkontrolleur blieb fiuh nichts übrig, als zu gehen

und ^aurepas triuniphieren zu lassen. Nur wollte er vor

seinem Rücktritt für die Sache der Reform des königlichen

Hauses noch eine Lanze brechen. »Ich brauche nur noch

wenige Tage.c meldete er seinem Freunde, dem Abb6
V^, »um dem König den Reformplan fUr seinen Hofhalt

zu unterbreiten. Sicherlich wird er nicht angenommen
werden, und ich werde meine Freiheit fordern. c Aber zu

der Vorlegung dieses Reformplanes ließ ihn Maurepas nicht

kommen. Wahrscheinlich hatte er davon Wind erhalten

und überlegt, wie bedenklich es wäre, wenn der Generai-

kontrolleur seinen Rücktritt mit dem Widerstand, dem
seine Grspamisabsichten begegnet seien, rechtfertigen würde.

Er stellte daher dem König vor, es sei besser, den Finanz-

minister zu entlassen, als zu warten, bis er seinen Abschied

fordere. Am 12. Mai ließ Ludwig XVI. Turgot sein Porte-

feuille abnehmen.

Überblickt man den Verlauf der Krisis, die mit dem
Fall Turgots ihren Abschluß fand, so bildet das ent-

scheidende Moment in ihr das Auftauclien der amen-

kanischen Frage, f: Die lockende Aussicht, an dem Erbfeind

für bitter empfundene Demütigung bei günstiger Gelegenheit

Vergeltung zu üben und den Ruhm der französischen

Waffen wiederherzustellen, drängte bei der Mehrzahl der

Minister und schließlich bei dem jungen König jede andere

Erwägung zurück. Umsonst versuchte Turgot sich dieser

Entwickelung entgegenzustemmen, indem er darauf hinwieset
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daß durch einen Krieg das Werk der Staatsreform unter-

brochen werden würde. Eine solche Warnung vermochte

weder auf den leitenden Minister noch auf den Monarchen

ifgendwekhen Eindruck zu machen.

Graf Maurepas hatte von vornherein nur widerwillig

die Refonnmaßnahmen des Generalkontrolleurs geduldet. Je

lauter der Chorus der Anhänger der bestehenden Ver-

hältnisse gegen Turgots Neuerungen Einspruch erhob, um
so sehnlicher wünschte Maurepas die Entfernung des Finanz-

ministers. Sobald dieser die Überzeugung gewann, daß

der König den Einflüsterungen des Premierministers Gehör

gab und ihn ungeachtet früherer Zusagen in Stich ließ,

war auch er zum Rücktritt entschlossen. Sah er doch die

drei Grundpfeiler seines finanziellen Programms wanken.

Denn an eine Herstellung des Gleichgewichtes im Budget

durch Ersparnisse war nicht zu denken, wenn man eine so

dringliche Maßregel, wie die Heilung der Mißwirtschaft im

königlichen Hause war, zu hintertreiben wußte. Ebenso-

wenig durfte man auf Anleihen und n^ue Auflagen ver-

zichten, wenn man in einen kostspieligen Krieg sich be-

gab. Schon die in Aussicht genommene Mobilisierung

eines großen Teils der Flotte machte im Marinedepartement,

wie der Generalkontrolleur besorgt hatte, g^oße Mehraus-

gaben erforderlich, die nur durch Aufnahme von Anleihen

oder durch eine Erhöhung der Steuerlast gedeckt werden

konnten.

So fiel Turgot und mit ihm der Gedanke der Staats-

reform. Die konservative Richtung, die für Beibehaltung

der Mißbräuche war, triumphierte. Die Zukunft aber sollte

Turgot bald rechtfertigen. Wie er es vorausgeahnt und

vorausgesagt hatte, steuerte man in der wilden Jagd auf

den englischen Nebenbuhler blind ins Verderben hinein.

Aus dem langjährigen Kampfe, in dem man mageren Lor-

l>eer und genügen territorialen Erwerb einheimste, ging -

Frankreich mit einer ungeheuren Schuldenlast hervor, die

9*
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die Berufung der Notabein und den Ausbruch der Revo-

lution zur Folge hatte.

Im April 1776, als Vergennes über Turgot siegte, ist

' über Ftankreichs Schicksal recht eigentlich das Los ge-

worfen worden. Der Absolutismus erkannte die Misston

Turgots nicht an und zeigte damit, daß er für die dringendste

Forderung des Tages, die in der Schöpfung einer geord-

neten Staatsverwaltung gipfelte, kein Verständnis hatte.

Vielmehr hei er in die alten Fehler zurück, indem er, unbe-

kümmert um die innem Schäden, dem Hang zur Macht-

politik und verschwenderischen frachtfiebe wieder iröote.

Er hatte also nicht die iCraft, die ihm die Ph3rsiokfaten

und Turgot zuschrieben, sich den modernen Bedürfnissen

anzupassen und zu reformieren. Nur eine gewaltsame Re-

volution sollte dem Gedanken der Staatsreform zum Siege

verhelfen.
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Neckers Reformpolitik.

I.

Mit der Sache der physiokratiscfaen Staatsrefonn schien

es nach dem Sturze Turgots endgültig vorbei zu sein. In \

scharfer Reaktion wandte sich die Regierung gegen die

Ökonomisten und ihre revolutionären Lehren. Das Parla-

ment dagegen triumphierte: die beiden hauptsächlichen

Edikte des gefallenen GeneralkontroUeurs, denen der Wider-

stand des Gerichtshofes vornehmlich gegolten hatte, wurden

aufgehoben. In der Einleitung c^r königlichen Eridärung,

die das Frondengesetz abschaffte, berief sich Ludwig XVI.

ausdrücklich auf die Vorstellungen des Parlaments, die ihm

über die Mängel der einzuführenden Wec^esteuer die Augen

geöffnet hätten. Und bei der Wiederherstellung der Pariser

Zünfte nahm man einige Verbesserungen vor, welche die

Pariamentsräte empfohlen hatten. Die Fhystokraten aber

wurden wie eine geschlagene Armiee zersprengt: ihre

wöchentlichen Zusammenkttnfte wurden verboten. Die Zen-

soren erhielten von der Regierung strenge Vorschrift, nichts

mehr zum Druck zuzulassen, was auf Turgot und dessen

Grundsätze sich beziehe.^) Kurz^ man zerbrach feierlich

*) S. den von A, Oockeo (G«ic]iichte der NatioflialOkoiHnBie I, 472 f.)

mitgeteUten Brief Da Fonts an den Grafen von SdieSer vom 8. Sep-

tember 1779.
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die Götzen, die man früher angebetet hatte, und tat alles,

um die Inhaber der Privilegien, die sich durch die Physio-

kraten bedroht gefühlt hatten, zu beruhigen und davon zu

Uberzeugen, daß das rote Gespenst der revolutionären Re*

form auf Nimmerwiedersehen aus dem Schoß des Mini-

Stenums verbannt sei.

Vor allem sorgte Maurepas dafür, daß die Nachfolger

Malesherbes' und Turgots nicht in den Verdacht der Neue-

rungssucht kommen konnten. In frivolem Spott sagte er

von dem Hausminister Amelot : »Man wird mir wenigstens

nicht den Vorwurf machen können, daß ich ihn wegen

seines Geistes erwählt habe.c Zum GeneralkontioUeur aber

erkor er in dem Intendantetv Gugny einen genußfrohen

Lebemann, der so recht das Gegenbild des sittenstrengen

geistvollen Vorgängers war und unter dessen grundsatzloser

Verwaltung, die alte Mißwirtschaft im Finanzministerium

wieder einriß.

Allein Maurepas mußte bald erkennen, daß ein so

wichtiger Posten wie die Generalkontrolle nicht von einem

unfähigen Kopf versehen werden konnte. Dazu waren die

Zeitläufte zu ernst. Del wachsende jährliche Fehlbetrag

im Budget und der drohende Krie^^ mit England erfor-

derten einen tüchtigen Finanzmann, dessen Name schon

den maßgebenden Börsenkreisen Vertrauen einflößte.

Qugny starb im Oktober 1776 gerade zui- rechten Zeit,

als Maurepas schon Necker zu seinem Nachfolger aus-

ersehen hatte.

Das war eine Aufsehen erregende Ernennung ! Ein

Fremdling und Ketzer, ein Laie, der nicht wie seine Vor-

gänger in die französische Verwaltung eingeweiht war, sollte

hinfort mit der Leitung der französischen Staatsfinanzen

betraut werden. Allerdings mußte Necker es sich gefallen

lassen, daß ein Strohmann statt seiner den Titel General-

kontrolleur fiihrte, während er sich mit der bescheidenen

Bezeichnung eines Schatzdirektors zu begnügen hatte.
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Widersprach es doch dem Herkommen, daß der aller-

christlichste König einen Protestanten zu seinem. Minister

machte. Immerhin war es für das alte Regime ein kühner

Schritt, daß man der Tradition zuwider einem früheren

Bankier die staatliche Finanzverwaltung Übertrug.

Bei dieser merkwürdigen Wahl leitete Maurepas vor

allem ein Wunsch: er brauchte an der Spitze der Gcneral-

kontrolie einen Finanzkünstler, der ihm in die leeren Kassen *•

Geld zauberte und durch den guten Klang seines Namens

die Staatsgläubiger beruhigte. Daß Necker gleich Turgot

nach der Pdme des Staatsreformers greifen würde, ahnte

er nicht im mindestenV Ja, er durfte das fiir ausgeschlossen

halten. Hatte sich doch Necker als ein sehr entschiedener

Gegner der Ökonomisten literarisch wiederholt betätigt

und ihren radikalen Anschauungen seine maßvolle Gesinnung

en^^rengesetzt. Eben deswegen dachte Maurepas, Tuigot

noch nachträglich durch die Ernennung seines alten Wider-

sachers einen Possen zu spielen: »Maurepas hat sich,« wie

Mcrcy uns berichtet,^) »nicht enthalten können, verschiedenen

Personen mit merklicher innerlicher Zufriedenheit zu be-

merken, daß Turgot bei Vernehmung der Auswahl Neckers

sehr sauer ausgesehen haben werde. Daß der alte Fuchs

seinen Mann nicht durchschaute, sollte die Zukunft lehren.

Denn es zeigte sich bald, daß Necker keineswegs gesonnen

war, sich mit der Rolle zu begnügen, die ihm Maurepas

zugewiesen hatte: er wollte nicht nur den Staatssäckel

füllen, sondern sich auch als Reformer betätigen, freilich

in einem ganz andern Sinn und in anderer Richtung als

Tuigot

In scharfem Gegensatz zu den physiokratischen Lehr-

meinungen, welche in leidenschaftlichem Radikalismus die

alte Staatsordnung verdammten, um an ihre Stelle ein

vollständig neues Gebäude zu setzen, steUte sich Necker

•) Mercy an Kaunttz,.deD 15. November 1776 (Wiener Archiv).
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::iit beiden Füßen auf den Boden der bestehenden Ver-

hältnisse. Seiiier Ansicht nach kam es nicht darauf an,

den Ofgantsmus der französischen Verwateung oder Ver-

fassung umzustürzen, sondern ihn vielmehr durch geschickt

angebrachte Reformen auszubessern und wiederum leistungs-

fähig zu machen. Er war daher weit entfernt davon, die

Daseinsberechtigung der Korporationen in Frage zu stellen

und ihre Privilegien zu belcämpfen, wie er auch nicht an

den Grundlagen der helgebrachten Steuerverfoasung zu

rühren wagte. Und während die Ökonomisten in der

mangelnden Einheitlichkeit das Hauptübd des alten Staats-

wesens erblickten, erklärte Necker es für eitel Torheit,

wenn man ein so verwickeltes Gebilde wie die französische

Reichsverwaltung nach einförmigen, allgemeinen Grund-

sätzen zurechtschneiden wollte. Statt wie die Jünger

Quesnays ein System und abstrakte Prinzipien au&ustelien

und im luftigen Reiche der Phantasie eine Neuschöpiung

zu planen, sei es Aufgabe eines besonnenen Staatsmannes,

sich den gegebenen Verhältnissen anzupassen und nur er-

reichbare Ziele zu verfolgen. Mit vielem Glück polemisierte

er gegen die Übertreibungen der physiokratischen Schule

wie gegen den impot unique und die Absichti den schranken-

losen Freihandel einzurichten.

Diese maßvolle Sprache sowie Neckers behutsames,

nach Möglichkeit jede Härte vermeidendes Vorgehen er-

weckte Vertrauen. Seine dem Anschein nach durchaus

konservative Gesinnung schien namentlich den Privilegierten

dafür zu bürgen, daß sie voa einem solchen Reformer

keine unangenehmen Überraschungen wie den Verlust

i^r Vorrechte zu besorgen hätten. Auch suchte der

Sphatzdirektor die Mißbräucfae dort auf, wo sie nach der

Ansicht der oberen Stände vornehmlich in Blttte standen,

nämlich im Schöße der absolutistischen Staatsverwaltung.

Wie oft hatten die Parlamente die Rücksichtslosigkeit der

fiskalischen Beamten gerügt, wie häufig über die verschwen-
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derische Finanzvcrwaltung, namentlich über den üppigen

Hofhält und das Gnadentinwesen, Beschwerde geführt; wie

scharf hatten sie das Willkürregiment der subalternen Pro-

vinztalbeamten gegeißelt! Mit Necker schien nun ein

Minister ans Ruder gekommen zu sein, der gerade auf

diese Mißstände sein Augenmerk richten wollte.

Die politischen Ziele, die Necker verfolgte, waren

grundverschieden von denen Turgots. Diesem waren die

Traditionen des französischen Beamtentums in Fleisch und

Blut übelgegangen, und er suchte in ihrem Sinne fortzu-

wirken; d. h. er wollte den Einfluß der Korporationen

überall weiter zurückdrängen, die ständischen Gegensatze

möglichst ausgleichen und die Macht der Krone noch er-

höhen. Dagegen war Necker als Fremdling mit der fran-

zösischen Staatsverwaltung nur wenig vertraut, und so

fleißig er auch ihren verwickelten Bau studierte, so drang

er doch in ihren Geist nicht recht ein. Dem Sohne der

freien Stadtrepublik Genf blieb das Wesen des absolutisti-

schen Staats, den er nicht liebte, gänzlich fremd. Freilich

wagte er kaum, solche Empfindungen zu äuf.^crn ; vielmehr

gab er sich stets den Anschein, als sei es ihm nur darum

zu tun, die königliche Autorität zu wahren. Völlig fem

aber lag ihm der physiokratische Gedanke, den Absolutis-

mus noch weiter zu verstärken und die Gewalt des Mon-

arehen auf Kosten der Stände auszudehnen.

Im Gegenteil, Necker neigte sich mehr und mehr

'i'endenzen zu, die darauf ausgingen, das ständische Ele-

ment im französischen Staatsleben wiederum zur Geltung

zu bringen und den in der alten Verfassung schlummernden

Dualismus zu regerem Leben zu erwecken. Denn je tiefer

' er sich in die Frage versenkte, aus welchen Gründen die

Ausrottung der im französischen Finanzwesen herrschenden

Mißbräuche fast unmöglich schien, um so mehr drängte

sich ihm die Überzcuf^ung auf, daß der Absolutismus wohl

niemals dazu imstande sein würde, sich aus eigener Kraft
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durch eine Art Selbstbesinnung auf die ihm obliegenden,

Pflichten, wie die Physiokraten hofiten, zu refonnieren.

Wie sollte man ihm aber helfen?

Neckers Blicke hingen voll Bewunderung an dem
freien England. Wenige Monate vor seiner Ernennung

hatte er das Nachbarland bereist und dort wahrgenommen,

daß die eigentliche Hauptstütze des großartigen englischen

Kreditsystems die parlamentarischen Einrichtungen bildeten.

Er hatte dann die streng geordneten Finanzverhältnisse

Englands mit den französischen verglichen, die starke Über-

legenheit jener festgestellt und war dabei zu der Erkenntnis

gekommen, daß ein gesicherter und blilhender Finanzzustand

eigentlich nur in einem konstitutionellen Staate möglich

sei, wo die Regierung über die Verwaltung der öffent-

lichen Einnahmen der Volksvertretung genaue Rechenschaft

abzulegen habe.

Natürlich durfte Necker nicht daran denken, das eng-

lische Vorbild zur Nacheiferung in Frankreich zu empfehlen.

So sehr er sich aber auch zunächst hütete, seine Vorliebe

für die englischen Staatseinrichtungen zu verraten, so ist

doch nicht zu leugnen, daß diese Sympathie sehr bald

einen deutlich bemerkbaren Einfluß auf den Cliarakter

seiner Reformpolitik ausgeübt hat. Ohne daß Necker es

sich wohl selbst von vornherein offen eingestand, arbeitete

er immer mehr darauf hin, iür die mangelnden konstitu-

tionellen Kautden in Frankreich wenigstens einen schwachen

Ersatz zu schaffen. Einen solchen hoffte er in der Ein-

richtung von Provinzialverwaltungen und in der VeröflTent-

lichung des staatlichen Budgets zu finden. Bei diesen

Institutionen kam es ihm vor allem darauf an, das franzö-

sische Volk zu lebhafterer Teilnahme an den Staatsange-

legenheiten anzufeuern. Wünschte er doch namentlich die

Finanzverwaltung möglichst unter die KontroUe der öffent-

lichen Meinung zu stellen, um an ihr zur Beseitigung der

argen Mißbräuche eine hilfreiche Stütze zu finden.
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*
. Niemand hat so schonungslos wie Necker das Grund-

übel, an dem der altersschwache Absolutismus in Frank-

reich litt, vor den Blicken der ganzen Welt bloßgestellt,

indem er das dem Hofe von jeher mangelnde Veiantwort-

lichkeitBgefUhl als die letzte Ursache der herxschenden

Bfißwirtschaft ausgab. Genüge doch, sagt Necker, nur ein

Federstrich des Monarchen, um die staatlichen Kassen zur

Einstellung der Zahlungen zu veranlassen oder den Zinsfuß

der Staatspapiere willkürhch herabzusetzen. Selbst die

Parlamente brauchten von solchen Verfugungen, die nichts

anders als den Staatsbankrott«bedeuteten, keine Notiz zu

nehmen. Ja, wie oft hätten diese Gerichtshöfe schweigend

zugesehen, wenn die Regierung Finanzoperationen vorge-

nommen hätte, welche die Staatsgläubiger empfindlich

schädigten. Wie dürfe man also zu einer so willkürlichen

Schatzverwaltung überhaupt Vertrauen fassen, wo man
nicht wisse, ob nicht der König oder seine Minister,

wenn es ihnen passe, Dir gut fanden, sich über die

eingegangenen Verpflichtungen eines Tages hinw^u-
setzen und feierliche Versprechungen leichten Mutes zu

brechen! Wie könnte sieh unter solchen Verhältnissen

überhaupt ein gesundes staatliches Kreditsystem ent-

wickeln ? Böte denn selbst ein rechtschaffener Monarch

und ein gewissenhafter Finanzminister eine auf die Dauer

genügende Bürgschaft?

Das war sicherlich eine Fragestellung, die in das Herz

der absolutistischen Staatsverfassung zielte. Ohne daß

Necker eine konstitutionelle Forderung ausdrücklich zu for-

mulieren wagte, war der Sinn seiner Betrachtungen doch

jedermann einleuchtend ; man konnte ihn in deutlicher

Schrift ^wischen den Zeilen lesen ; er lautete : nur Ver-

fiissungseinrichtungen, welche die Machtbefugnis des abso*

luten Herrschers einschränken, * sind geeignet, den Staats-

gläubiger vor willkUrUcher Beraubung seitens der Regierung

wirksam zu schützen.
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Ein Reformer, der wie Necker von der Unverbesser-

lichkeit der absolutistischen Staatsverwaltung so innig über-

zeucht war, mußte schließlich in eine Bahn einlenken, die

derjenigen völlig entgegengesetzt war, welche Turgot und

die Ph\'siokraten beschritten liatten. Während diese die

Korporationen als lästige Gegengewichte der l<öniglichen

Gewalt empfanden und daher zu beseitigen trachteten, er-

blickte Necker in ihnen sehr willkommene Helfer bei dem
schwierigen Werke der Staatsreform. Gerade von einer

Wiederbelebung des ständischen Einflusses erwartete er

fiir die Wiedergeburt des französischen Staatswesens den

schönsten Erfolg. Nach seiner Absicht sollten daher Adel

und Klerus, die im Laufe der letzten Jahrhunderte dem
politischen Leben mehr und mehr entfremdet worden waren,

zur Mitwirkung an den staatlichen Aufgaben, wenn auch

in einem sehr beschränkten Umfange, wieder herangezogen

werden.

Wie sehr schmeichelte ein solcher Plan lange ge-

hegten Wünschen der beiden oberen Stande ! Man begreift

daher den sich mehr und mehr steigernden Beifall, der

Neckers Reformpolitik gerade in diesen Kreisen gezollt

wurde, je mehr sie inne wurden, daß der Schatzdirektor

im schär&ten Gegensatz zu den Begünstigem des Despo-

tismus auf physiokratischer Seite das Problem der Wieder-

geburt Frankreichs in ihrem Sinne zu lösen suchte. Frag- .

lieh war freilich, ob die Krone und ihre Ratgeber den

F^remdling noch lange in ihrer Mitte dulden würden, so-

bald sie gewahrten, daß seine ReformmaÜregeln die Macht-

stellung des Königtums emstlich zu gefährden drohten.

IL

Wir haben im vorigen Abschnitt den allgemeinen

Charakter tlcr Neckerschen Reformpolitik kurz skizziert und

wenden uns nunmehr ihren hauptsächlichen Ergebnissen

zu. Man püegt heute in schroffem Gegensatz zu dem
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günstigen Urteil der Zeitgenossen Neckers den positiven

Ertrag seiner Reformarbeit sehr niedrig anzuschlagen. Das

ist ein Urteil, dem man im allgemeinen zustimmen wird;

aber unbillif^ wäre es, wollte man die Schuld an diesem

geringen FCrfolg lediglich dem Schatzdirektor aufbürden.

Darf man doch nicht vergessen, daß seine Tätigkeit von vorn-

herein stark eingeengt wurde von höchst widerwärt^en

Verhältnissen und darum nicht zu freier Entfaltung kommen
konnte.

Das bedeutendste Hemmnis bildete die Teilnahme

Frankreichs an dem l^cfreiungskanipf der nordamerikanischen

Siedelungen. Kriegszeiten sind zur Vornahme umfassender

Reformen an der innem Staatsverwaltung naturgemäß un-

gee^et, ganz besonders aber wenn es sich um denjenigen

Zweig handdt, der die gesamten Einnahmen aufzubringen

hat, um die Finanz- und Steuerverwaltung. Denn wie leicht

hätte eine durchgreifende Umbildung in der Erhebungsform

der Auflagen einen nicht im voraus zu berechnenden

größeren Einnahmeausfall im Gefolge haben können, und

in welcher Weise hatte der Finanzminister für die Deckung

desselben sorgen soUen, wo ihm schon das Defizit, das

durch die Aufwendungen für die Flottenrüstungen reifend

schnell anwuchs, die größten Schwierigkeiten verursachte?

Turgot hatte eben ganz richtig prophezeit, als er für den

"Fall des Krieges das alimalüiche Stocken der Reformarbeit

voraussagte.

Nicht weniger hemmend wie die auswärtige Lage

wirkte auf Neckers Tätigkeit die reformfeindliche Stimmung

ein, die sich seit Turgots Fall der einflußreichen Kreise

der Nation und namentlich des Hofes und des Ministerium^^

bemächtigt hatte. Gerade die angesehensten Mitglieder

des Kabinetts Maurepas, Vergennes und Miromcnil waren

entschiedene Gegner des Gedankens der Staatsreform.

Der Premierminister gedachte mit Unbehagen der unruhe-

vollen Stunden, die ihm Turgots Edikte bereitet hatten.
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Um keinen Preis wäre jetzt seine Billigung für eine Reform-

arbeit in größerem Stil zu erhalten gewesen. Necker hat

später mit vollem Recht auf den starken passiven Wider-

stand hinweisen dürfen, der seinen Refonnbestrebungen

von Maurepas entgegengesetzt wiirde,^) Nur seinen wieder-

hohen Vorstellungen gluckte es bisweilen, den alten Höfling

seinen Projekten günstig zu stimmen, meist allerdings ohne

ihn von der Notwendigkeit der geplanten Maßnahme wirk-

lich zu überzeugen. Denn wenn Maurepas schließlich nach-

gab, so pflegte er sein Jawort als einen persönlichen Huld-

beweis zu betrachten, der den Finanzminister fUr die Be-

schafiung neuer Geldmittel belohnen sollte. Neckers Lage

glich also in vieler Beziehung derjenigen Tuigots; ja sie

war noch unsicherer, da er unter seinen Kollegen völlig

vereinsamt war und nicht einmal Zutritt zu den Sitzungen

des Staatsrates hatte. Auch er fühlte täglich das Damokles-

schwert der Entlassung über seinem Haupte schweben,

eine GeÜBihr, die mehr und mehr wuchs, da seine Erspar-

nisabsichten das Mißfallen sehr einflußreicher Herren er-

regten, deren AVttnschen er im Interesse des Staatssäckels

sich versagte.

Berücksichtigt man die vielen Schwierigkeiten, die

Necker in seiner Reformtätigkeit zu überwinden hatte, so

wird man mit unbilligen Vorwürfen zurückhalten und nicht

einen idealen Maßstab an sein Werk l^en wollen. Das
Unzureichende, Bruchstückhafte, das seiner Arbeit anhing,

hat er selbst oft genug bitter empfunden, und wenn er

manchmal seine weise Selbstbeherrschung bezüglich des

begrenzten Umfangs seiner Reformvorschläge rühmt, so hat

man den Eindruck, daß er aus der Not eine Tugend macht.

JedenfoUs konnte in jenen Tagen nur ein so behutsamer

und bescheidener Reformer, wie Necker war, das schwache

Flämmlein des Reformgedankens in der französischen

*) Sur radministration de M. Necker (1791) S. 14 ff.
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Staatsverwaltung vor gänzlichem Veriöschen bewahren. In

dem Moment, wo er das Feuerlein zu hellem Auflodern

anzublasen suchte, sollte auch seine Stunde geschlagen

haben.

Im folgenden wollen wir, ohne die mancherlei kleinen

Teilreformen Neckers zu berücksichtigen, nur in Kürze

die Gipfel seiner Tätigkeit •berühren, um uns von ihrem

Charakter ein möglichst anschauliches Bild zu machen.

Auch seine hauptsächlichste Arbeit galt den Mißständen,

die im Steuerwesen herrschten. Im Grunde beurteilte

Necker die Schäden desselben ähnlich wie die Physiokraten;

aber in der Taktik unterschied er sich sehr wesentlich von

ihnen. Während die Anhänger Quesnays der Meinung

waren, daß die mannigfaltigen -Fdvil^en, welche Korpo-

rationen und einzelne bezüglich der Auflagen genossen,

eine einheitliche Behandlung der Steuerpolitik erschwerten,

ja unmöglich machten und schon aus diesem Grunde ihre

Abschaffung verlangten, stellte Necker sich auf den ent-

gegengesetzten Standpunkt: aus dem zähen und erfolg-

reichen Widerstand, den die Inhaber der Steuerprivilegien

bisher allen Gesetzen entg^^gestellt hatten, die aus all-

gemeinen Gesichtspunkten eine Auflage regeln und jede

Ausnahme von vornherein ausschließen wollten, zog er

die Lehre, daß ein französischer Finanzminister auf die

Anwendung allgemeiner Grundsätze, wenigstens in betreff

der direkten Steuern, verzichten müsse, weil sie sich noch

stets als undurchführbar erwiesen hätten. £r durfte sich

dabei auf Beispiele der jüngsten Vergangenheit berufen,

wo die Regierung mit großem Pomp ein allgemeines Re-

formgesetz angekündigt, dessen Durchführung aber gegen-

über dem entschiedenen Widerstande der bevorrechteten

Stände schließlich aufgegeben hatte.

Eine Steuerpolitik, die infolge dieser Erfahrung vor

den Inhabern der Privilegien die Waffen streckte, konnte

naturgemäß einen höhem Flug nicht nehmen und das
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Grundübel, an dem die französische Steuerverfassung krankte,

nämlich die ungerechte Verteilung der Lasten, nicht aus-

rotten. Necker hielt es Bir geratener, die Lösung dieser

brennenden Frage auf unbestimmte Zeit %u vertagen. Er

tröstete sich mit der Hofihungr, daß die nach und nach

einzurichtenden Provinzialversammlungen die Aufgabe in

die Hand nehmen und mit besserm Erfolge als die Zentral-

vcrwaltun«^ vorwärts bringen würden.

Necker unterließ also jeden Angriff auf die Steuer-

privilegien und war vielmehr darauf bedacht, die Au.^

wüchse fiskalischer Willkür, die der Pariser Steuerhof oft

genug an der königlichen Verwaltung gerügt hattet« mög-

lichst einzudämmen. Durch mehrere zweckentsprechende

Gesetze suchte er hier Abhilfe zu schaffen.

Li diesem Sinne erließ Ludwig XVI. Anfang No-

vember 1777 auf Neckers Antrag einen Staatsratsbeschluß,

durch den die Erhebung des Zwanzigsten neu geregelt

wurde. Im November 1771 hatte der Generalkontrolleur

Terray eine Durchsicht der Steuerrollen des Vingtitoe an-

geordnet, allerdings entgegen einem Versprechen, das die

Krone einige Jahre vorher dem Parlament gemacht hatte,

wonach die Steuerrollen unverändert bleiben sollten. Auf

die Fortsetzung der Revision zu verzichten, wie der Pa-

riser Steuerhof forderte, konnte Necker mit Recht sich

nicht entschließen. Denn die Nachprüfung der Steuer-

roUen hatte eine sehr wesentliche Erhöhung des Steuer-

ertrages ergeben, der, wo sie durchgeführt wurde, fast um
die Hälfte gestiegen war. Auch wäre es ungerecht ge-

wesen, in dieser Revision einzuhalten, wo eine große An
zahl von Steuerzahlern infolge derselben zu erhöhten Lei-

') Vgl. hierzu die interessante Sammlunj^ der Vorstellungen des

Pariser Steuerhofes : Memoires pour serrir h l'histoire du droit public de

la France en matieres d'inipots ou Recueil de ce qui s'est passe de plus

interessant ä la Cour des Aides depuis 1756 jusqu'au mois de Juin 1775,

Brüssel 1779.
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stungen herangezogen worden war. Wie schwerfallig der

Verwaltungsapparat des alten Regime arbeitete, ersieht

man aus einer Mitteilung Calonnes an die Notabelnversamin-

lung, nach der bis zum Jahre 1782, also zehn Jahre nach

der Anordnung der Revision von 22500 Gemeinden erst

4900 durchgesehen waren.

'

Necker entschloß sich dazu, einen Mittelweg zu be-

schreiten. £r beharrte zwar auf der Fortsetzung der Re-

vision, setzte aber einige einschränkende Regeln fest, die

die Steuerzahler vor etwaigen Übeigriffen der Beamten

lind vor fiskalischen Bedriickui^en sichern sollten. Es
wurde bestimmt, daß hinfort die Verifikationen, wo sie ein-

mal stattgehabt hätten, nicht vor Ablauf von zwanzig Jahren

wieder erneuert werden dürften, ferner daß sie, wo sie

vorgenommen würden, sich nicht auf einzelne Steuerzahler,

sondern auf die Gesamtheit des Kirchspiels zu erstrecken

hätten. Durch diese Maßnahmen wurde Schikanen vor-

gebeugt, welche die fiskalischen Beamten bisweilen an ein-

zelnen Steuerpflichtigen verübt hatten.

Auch erleichterte Necker denjenigen , die sich durch

die Feststellungen des Fiskus geschädigt glaubten, die

Möglichkeit, Einspruch zu erheben. Sie durften, was ihnen

bisher verwehrt war, Einsicht nehmen in die Steuerrollen,

die sie betrafen, und ihre Anträge auf Herabsetzung des

Steuerbetrages drei angesehenen, von der Gemeinde zu

diesem Zwecke erwählten Grundbesitzern zur Begutachtung

unterbreiten. Necker rühmt diesen Einrichtungen nach,

daß sie einen sehr wesentlichen Rückgang der Reklama-

tionen zur Folge gehabt hätten.^)

Ahnlich wie beim Zwanzigsten verfuhr Necker bei der

Taille. Er ließ auch hier das Wesen dieser außerordent-

lich drückenden Steuer unverändert, suchte aber doch ihre

Härten einigermaßen dadurch zu mildem, daß er dem

I) s. Administration det (inincBi de k Fnnce I, 346.

Clagau, Rcfbmvenvche.
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rücksichtslos fortschreitenden Fiskahsmus einen wirksamen

Riegel vorschob Bisher hatte es im Belieben des könig-

lichen Staatsrats gestanden, die Taille nach dem jeweiligen

Bedürfnis durch einen einfachen Beschluß zu erhöhen, und

so war diese ungleichmäßig verteilte Steuer von Jahrzehnt

zu Jahrzehnt angewachsen, wovon vor allem der kleine

Landwirt aufs schwerste betroffen wurde. Auf Neckers

Antrag knüpfte der König eine Erhöhun;^ der Taille in

Zukunft an die vorher einzuholende Zustimm unp^ des Par-

laments. Nicht durch einen bloßen Staatsratsbeschluß,

.sondern nur durch ein von dem höchsten Gerichtshof ein-

zutragendes Edikt durfte in Zukunft der Betrag der Steuer

empoigeschraubt werden.

Diese königliche Erklärung vom 13. Februar 1780

rief nicht nur in den Kreisen der Steuerzahler, sondern

; uch bei den bevoi rechteten Ständen hohe Befriedigung

hervor. Entsprach sie doch Wünschen, die namentlich

von den Parlamenten in den letzten Jahren häufig genug

jg^eäußert worden waren. Denn wie oft schon hatten diese

darüber Beschwerde geführt, daß die Krone ganz wiU-

kürlich, im Widerspruch mit ihnen oder ohne sie über-

haupt zu befragen, neue Steuern eingeführt oder Erhö-

hungen der schon bestehenden vorgenommen hatte. Durfte

man der königlichen Erklärung Glauben schenken, so ver-

zichtete der Monarch fUr die Zukunft auf diesss ungesetz-

liche Verfahren, indem er die Finanzedikte überhaupt der

Zustimmung des Parlaments zu unterbreiten versprach.

Alles das zeigt, daß Necker auf den Betfall der Ma-

gistratur hohen Wert legte und seine Finanzpolitik nach

ihren Wünschen einzurichten suchte. Vor allem empfahl

er sich dadurch sowohl dem Parlament wie der öffentlichen

Meinung, daß er bei jeder Gelegenheit, namentlich den

Höflingen gegenüber, den sparsamen Haushalter herauskehrte ^

und die Gewinne der Hochfinanz nach Möglichkeit beschnitt.

Im Januar 1780 bot sich Ihm eine willkommene Gd^(en-
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'

hat dazu, als der Vertrag abgelaufen war, den die General-

steuerpächter auf die Dauer von sechs Jahren mit der

Krone abzuschließen pflegten. Da setzte Necker die Zahl

der Steuerpächter von 60 auf 40 herab und schränkte na-

mentlich die ihnen zufließenden Überschüsse erheblich ein,

wodurch sich die Einnahmen der Staatskasse nicht un-

wesentlich erhöhten.

Auch die im königlichen Hofhalt herrschenden Miß-

st.iiule suchte Necker, wenn nicht gänzlich zu beseitigen,

so doch zu vermindern. Freilich ging er hier mit äuLserster

Behutsamkeit zu Werke, um auf diesem schlüpfrigen Boden

nicht wie '•sein kühner Vorgänger zu straucheln. Als er

im Dezember 1776 sich zu einem Eingriff entschloß, be-

gnügte er sich zunächst damit, in das unklare und unordent-

liche Rechnungswesen einen geregelten Gang zu bringen.

So sorgte er z. B. dafür, daß die Lieferanten sofort bar

bezahlt wurden und hinfort nicht mehr für ihr langes

Warten durch unmäßige Aufschläge sich entschädigen

durften. F'erner drang er auf Einschränkung der kost-

spieligen Reisen des Königs und nicht zuletzt auf eine

sparsamere Gewährung von Gnadengeschenken und Pen-

sionen. Erst in den Jahren 1779 und 1780 schritt er zu

einer Unterdrückung zahlreicher überflüssiger Hofämter;

aber sehr bezeichnend sind die engen Grenzen, in denen

er sich bei der Ausmerzung hielt: seine Reform richtete

sich nur gegen die Inhaber subalterner Küchen- und Diener-

stellen, wohlweislich aber verschonte sie gerade die obem
Hofchargen; nicht etwa aus Kleinmut oder übertriebener

Vorsaht, sondern weil er sich von Ludwig XVI. und von

Maurepas im Stich gelassen sah, als er die Einziehung

mehrerer großer Hofämter aus Ersparnisrücksichten for-

derte

1) Necker beklagte sich wiederholt bei Merqr Uber deo Widentuid,

den Mearepes seinen ErqMumispUaen leiste. Mer^ an Kannits, den

19. September 1778 und den 16. August 17B0 (Wiener Archiv).
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Gnmdsätzltch wichtiger aber ab alle diese Reformen

und Reformanläufe war der Versuch Neckers, dem Orga-

nismus der französischen Staatsverwaltung einen neuen Be-

standteil einzufügen und dadurch den Charakter des alten

Regime recht wesentlich zu verändern.

III.

Im Mai 1778 überrdcbte Necker Ludwig XVI. eine

längere Denkschrift, in welcher er die EinfÜhrungf von Pro-

vinzialverwaltungen empfahl. Auf den ersten Blick hat es

den Anschein, als hätte der Schatzdirektor damit den

Munizipalitätcnplan Turgots verwirklichen wollen ; sollten

doch den Versammlungen Neckers die gleichen Aufgaben

übertragen werden wie den Munizipalitäten, nämlich neben

der Sorge für den Wegebau und die Armenpflege haupt-

sächlich die Verteilung und Erhebung der Steuern. Sieht

man aber schärfer zu, so bemerkt man, daß Necker bei

der Gestaltung der Selbstverwaltung sich von ganz andern

Grundsätzen hat leiten lassen als die Physiokraten, und daß

sein großer Vorgänger zu dem unmutigen Ausruf berech-

tigt war, die Provinzialveisammlungen des Genfers glichen

seinen Munizipalitäten so wenig wie eine Windmühle dem
Monde.

Diese Verschiedenheit in der Erfassung des Munizipali-

tätenproblems ergab sich naturgemäß aus den q:egensätz-
#

liehen politischen Anschauungen der beiden Staatsmänner,

auf die wir schon oben hingewiesen haben. Wenn Turi^ot

weitere Kreise des Volkes zur politischen Mitarbeit hatte

berufen wollen, so gedachte er dadurch die Macht der

Krone oder ihrer ausführenden Organe nicht im mindesten

zu schwächen. Ganz im Gegenteil, er hoffte auf diesem

W^e das königliche Ansehen zu heben und den lockeren

Zusammenhang der Staatsverwaltung zu verstärken. Wie
fem lag ihm die Absicht, durch Einführung der Munizipali-

täten etwa die politischen Ansprüche des Adels zu er-
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muntern i Das Wiederaufleben irgendwelcher aristokrati-

scher Strebungen sollte vielmehr gerade durch die neue,

den alten Landständen scharf widersprechende Gestaltung

der Selbstverwaltungsorgane möglichst verhindert werden;

wesentlich aus diesem Grunde wurde von der herkömm-

lichen ständischen Gliederung abgesehen und die Versamm-

lungen aus Grundbesitzern schlechthin gebildet, gleichgültig,

welchem Stande sie angehörten.

Necker dagegen lehnte sich bei seiner Schöpfung in

entschiedenem Gegensatz zu den Plänen der Physiokraten,

die ihm wohl nicht unbekannt geblieben waren, sehr eng

an das Vorbild der Pays d l^tats an. wobei er sich aller-

dings dem König gegenüber ausdrücklich dafür verbürgte,

daß seine Provinzialverwaltungen der Regierung stets ge-

horchen und sich nicht durch das Beispiel der Landstände

zum Widerstand gegen die Krone verftOiren lassen würden.

Trotzdem ist nicht zu leugnen, daß Neckers Versammlungen

in vieler Beziehung denjenigen ähneln, die FMlon im

Jahre 171 1 bei Aufstellung seines Verwaltungsplanes im

ganzen Reich hatte einführen wollen. Der Erzbischof von

Cambrai und später der Marquis Mirabeau, der bekannte

Verfasser des Ami des hommes, hatten die Einrichtungen

der Ständeversammlung des Languedoc ab mustergültig

empfohlen. Diesen Anregungen folgend 1) formte Necker

seine Provinzialverwaltungen, so daß sie wie in jener Land-

schaft zwar in drei Stände zerfielen, die Zahl der Mit-

glieder des dritten Standes aber derjenigen von Adel und

Klerus gleich war; auch stimmte man nicht nach Kurien,

sondern nach Köpfen ab. Das alte feudale Schema war

allerdings beibehalten, immerhin jedoch nicht unwesentlich

gemildert worden. Dem Klerus mußte es schmeichelhaft

I) Ii. Ripert (Le Marquis de Mirabeau, ses thöories politiques et

6conomiques, Paris 1901, These) fuhrt S. 438 t den Nachweis, daß Neckers

Denkschrift Uber die Provinzialverwaltungen sich bisweilert wörtlich an

ItfinbeM« bekannte Bioschttre ttber die Provinzialversammlaogen anlehnt.
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sein, daß der Protestant Necker den Vorsitz in den Vcr-

sammiungen, übrigens auch dem Vorbilde des Languedoc

entsprechend, einem Bischof Ubertragen wissen wollte.

Während wir oben- sahen, wie ängstlich die Physio-

kraten sich hüteten, das zentralistische Prinzip der könig-

lichen VerwaltunfT durch die Munizipalitäten zvi untergraben,

ging Necker dagegen im Einklang mit seiner politischen

Denkweise von vornherein von einem dualistischen Grund-

gedanken aus. Nicht so sehr auf eine Ergänzung, sondern

vielmehr auf eine Zeriegung der Regierungsgewalt kam es

ihm an: der hauptsächliche Vertreter derselben in der

Provinz, der Intendant, sollte in seiner Allmacht geschwächt

und ein Teil seiner wichtigsten Befugnisse den neugebil-

deten Verwaltungen übertragen werden. Wir wissen nicht

genau, in welcher Weise Turgot das Verhältnis zwischen

Intendanten und Munizipalitäten geregelt hätte, da der uns

vorliegende Entwurf Du Ponts an dieser Stelle eine klaf-

fende Lücke aufweist Sicherlich aber darf man behaupten,

daß Turgot nicht in das harte Verdammungsurteil einge-

stimmt hätte, das sein Nachfolger über die Tätigkeit der

Intendanten fällte.

Die herbe Kritik, die Necker an der Willkürherrschaft

der Intendanten und ihrer Unterbeamten, der Subdele-

gierten, übte, war ja keineswegs neu; sie war geradezu

herkömmlich in den Kreisen des Landadels, der mit einem

Gemisch von Haß und Verachtung auf diese Werkzeuge *

des Despotismus herabsah, die allmählich den Einfluß der

eingesessenen vornehmen F'amilien ganz vernichtet hatten.

Und so oft der Adel die Herstellung seiner alten Macht-

stellung angestrebt hatte, war von ihm die Abschaffung der

Intendanten gefordert worden. Bei der junkerlichen Fronde

also durfte Necker auf dankbare Zustimmung rechnen, als

er sich anheischig machte, die Befugnisse der Pk'ovinzial-

beamten einzuschränken. Denn dieses Ziel hatte er bei

der Einrichtung der Selbstverwaltung vornehmlich ins Auge

Digitized by Google

_ . s.



Neckers KeformpoUtik.

gefaßt: sie sollte hinfort ein wirksames Gec^enc^ewicht gegen-

über der Willkür der Intendanten bilden und diese im

Zaum halten und überwachen. JJem Landadel sollte da-

durch ein nicht unerheblicher Einfluß auf die Leitung der

öffentlichen Angelegenheiten wenigstens im Bereich seiner

Provinz zurückgegeben werden. Die Teilnahme an den

Verhandlungen in den vorn Köni<^e ins Leben gerufenen

Verwaltuni^en sollte — so wolllc es Necker — ihn pulitisch

schulen und nach und nach auch zur Lösung höherer

politischer Autjgaben geschickt machen. Der Schatzdirektor

mochte dabei an das Vorbild des englischen Adels denken,

dessen hohes Ansehen sich ja vorwiegend auf seine her-

vorragenden Leistungen in der heimatlichen Selbstverwal-

tung gründete.

Das Mißtrauen, das Necker tlen Intendanten ents^ei^en-

brachte, sowie das von ihm euipfohlene Gegengift hätten

wohl niemals den Beifall eines so überzeugten Anhängers

des Absolutismus, wie Tui^t war, gefunden. Hatte er

doch selbst diesem Amt lange Zeit rühmlich vorgestanden

und manchen hochgeschätzten Kollegen kennen gelernt,

der sich, wie er, redlich um das Wohl der ihm anvertrauten

Provinz bemühte. Nicht in der Allmacht und Willkür der

Intendanten erblickte er den Mangel der Institution, sondern

in der ihnen fehlenden Unterstützung, deren sie zur Be>

wältigung so umfassender Aufgaben wie der Steuerreform

dringend bedurft hätten. Darum hätte er die Bdachtbefugnis

dieser Beamten nicht gemindert und ihnen die Munizipali-

täten wahrscheinlich streng untergeordnet.

Dagegen ließ Necker sich von dem Bestreben leiten,

seinen Provinzialvervvaltungen eine möglichst unabhängige

Stellung gegenüber dem Intendanten zu sichern. Nament-

lich. dieXommission interm^diaire, ein ständiger Ausschuß

der Provinzialverwaltung, war sehr einflußreich. Er hatte

darüber zu wachen, daß die Beschlüsse der Versammlungen

durchgeführt wurden und durfte wie diese, unmittelbar über
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den Kopf des Intendanten hinweg, mit dem Minister ver-

kehren. Bald gewöhnten sich die Bewohner der Provinz

daran, sich vornehmlich an diesen ^Ausschuß um Rat und

mit Bittgesuchen und Beschwerden* zu wenden. Kein Wun-
der also, wenn «ch der Intendant durch diese neue Be-

hörde in den Schatten gedrängt fühlte und es zu Reibungen

und Kompetenzkonflikten zwischen den beiden Organen

der Provinzialverwaltung kam.^)

Es hat gewiß nicht in Neckeis Absicht gelegen, die

absolutistische Staatsverwaltung planmäßig durch die Ein-

führung der Provinzialversammlungen zu zersetzen oder zu

lähmen. Aber em gewisser Antagonismus zwischen dem
Intendanten und der neuen Institution war doch von ihm

gleichsam als notwendiges Lebensprinzip vorausgesetzt

worden; die beiden Organe sollten sich zum mindesten

das Gleichgewicht halten, wobei zweifellos die Selbstverwal-

tung die vornehmste Sympathie des MinisterB genoß. Es

*) Im Pariser Nationalarchive (H. 1600/1601) befindet sich eine

interessante Korrespondenz., die zum Teil von dem Intendanten der g6n6-

ralit^ de Montauban (Haute Guyenne) M. de Trimond, zum Teil von dem
- Vorritienden der Pftmnzialversammliing, dem Bischof von Rodez, Seignelay

de Colbert, ait dem GenenUwntrolleur geführt wird. Ans ihr eniefal

man deullidi, wieviele Schwierigkeiten namentlich in den Beiiehnngen

«wischen dem Intendanten nnd der oommission intetmMlaire entstanden

sind. Der Intendant Idi^ darflber, daß sich der Avsschnß nngdiOriger^

weise in die Angdccmh^^ seiner Verwaltung einmlKhe« deren Ent-

sdieidnng ihm allein seiner Meinung nach snstefae. In einem Briefe des

Intendanten vom 5. September 1784. an den GeneralicontroUear heiOc es:

\Vons n*aves paa d*idte dn travaÜ p6nible et d^gontant • dont je ada

accabI6 ici ; tout y est diffieüe et d^goutant par rapport i cietle Oommission;

les moindres objets pr^sentent des difficnlt6s de comp^tence. On peat

m'assimiler a quelqu'un qui aurait an procis intenninable en r^lement

de joger.« Vgl. auch L^once de Lavei^e, Les assembl6es prorinciales

sous Louis XVI, Paris 1S64, S. 84 ff. I.avergne ist aber im Irrtum,

wenn er glaubt, daß die Beziehungen zwischen Intendant und Provinzial-

versammlung gerade im Jahre 1784 im Vergleich mit den früheren Jahren

in vollster Harmonie verlaufen seien (S. qO, Die oben angeführten Akten,

die Lavergne nicht gekannt hat, beweisen das GcgenteiL
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hat fast den Anschein, als hätte Necker, da er sein koa-

stitutioaelles Ideal im Mittelpunkt der Reicfasverwaltung

nicht verwirklichen konnte, nunmehr in den Provinzen parla-

mentarische Organismen dnftlhren wollen, um wenigstens

dort den Despotismus in Schranken zu halten. Auch könnte

man aus der Begünstigung, die er den feudalen Elementen

angedeihen ließ, vielleicht den Schluß ziehen, daß er diesen

die Lösung der Reformaufgaben eher zutraute als der

Krone.' Übersah er dabei aber nicht, wie bedenklich es sein

mochte, die allzeit frondelustige Aristokratie durch zu weit-

gehende Zugeständnisse erstaricen zu lassen? War nicht

zu befürciiLcn, daß die Edelleute die Provinzialverwaltungen

etwa dazu mißbrauchten, um auf die Krone in Zeiten der

Bedrängnis einen Druck auszuüben und sie zur Wieder-

herstellung der ständischen Freiheiten und namentlich der

Generalstände zu zwingen?

IV.

In den Reihen der hohen französischen Beamtenschaft

wurde man sehr bald auf die Gefahren aufmerksam, die

dem absolutistischen Staatsgedanken von einer weiteren

Verbreitung der neuen Ptovinzialverwaitungen drohten.

Necker hatte sich zunächst mit einem sehr bescheidenen

Anfang b^Ugt: in den Jahren 1778 und 1779 hatte er

in den Provinzen Bern und Haute Guyenne die Selbst-

verwaltung eingeführt. Als er im März des Jahres 1780

in einer dritten Provinz, im Bourbonnais, fortfahren wollte,

stieß er hier bei dem Intendanten auf entschiedenen Wider-

stand, den er wohl zu überwinden vermocht hätte, wenn -

nicht vor allem im Schöße des Staatsrats sich entschlossene

und einflußreiche Gegner der Neuerung eifrig geregt

hätten.

Über die näheren Umstände dieses höchst spannenden

Konfliktes sind wir leider nur ungenügend unterrichtet.

Immerhin tritt uns aus der bnichstückhaften Überlieferung
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der sachliche Kern der Meinungsverschiedenheiten, die sich

im Staatsrat über den Wert und die politische Tragweite

der Neckerschen Provinzialverwaltungen erhoben hatten,

in voller Klarheit entg^en.

Im Anschluß an den Erlaß, durch den Ende März

1780 die Einrichtung einer dritten Provinzialverwaltung im

Bourbonnais genehmigt wurde, setzte ein MitgUed des

Staatsrats — wir erfahren seinen Namen nicht — eine

längere Denkschrift auf. in welcher die Frage erörtert wurde,

ob es zweckmäßig sei, die* Selbstverwaltung in der von

Necker vorgeschlagenen Form noch in andern Landschaften

einzuführen.^) Schon in der Einleitung deutet der Ver*

fasser an, daß er einen Mittelweg einschlagen möchte, auf

dem sich einerseits die früheren Mißslände, die zu der

Einführung der Provinzialverwaltungen den Anlaß gegeben -

hätten, vermeiden lassen würden, anderseits aber auch die

Gefahren, die die neue Einrichtung für die unumschränkte

Königsherrschaft in sich berge.

Diese Gefahren würden sich freilich erst dann zeigen,

^venn die Provinzialverwaltungen über das ganze Reich

hin verbreitet sein wurden. In diesem Fall aber würde

man bald erfahren, was für einen machtvollen Organismus

man geschaffen habe. Denn zweifellos würden diese Ver-

waltungen, da sie in allen* Landschaften auf einhettUcher

Grundlage sich aufbauten, allmählich miteinander Fühlung

gewinnen und in dem BcwuLstscin , daß sie die gleichen

Interessen zu vertreten hätten, ein reges Gemeingefühl ent-

wickeln. Wahrscheinlich würden sie viel einflußreicher

werden als die Pays d'J^tats jemals gewesen seien, da

') Die Dcnkschrilt befindet sich im l'ariscr Nalioiialarchiv (K 680

Nr. I bis) unter dem Titel >Memoirc siir radniinisiration provinciaIe<. Sie

ist an Xecker selbst gerichtet und für die Kenntnis der Zustände, die in

der Verwaltung des alten Regime herrschten, außerordentlich lehrreich.

Ich bedaure lebhaft, daß ich sie aus Raummangel nicht in den Anhang

aufnehmen durfte.
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diese bei ihrer geringen Verbreitung und verschiedenartigen

Verfessung notwendig vereinzelt bleiben müßten. Es würde

daher schier unmöglich sein, die neuen Provinzialverwal-

tungen, faUs sie unbequem würden und sich gegenüber

der Krone Obergriffe erlaubten, etwa wie ehedem die

Landstände wieder aufzuheben.

Man sollte sich nicht, warnt der Verfasser, über die

von ihnen drohende Gefahr hinwegtäuschen lassen durch

den Umstand, daß die Verwaltungen nicht das Steuerr

bewüligungsrecht hätten. Das sei nur ein nebensächliches

Moment; weit wichtiger aber sei es, daß sie den wesent-

lichsten Verwaltungszweig, das direkte Steuerwesen, in ihren

Händen hätten, daß alle fiskalischen Beamten von ihnen

abhinj^en, daß sie nicht nur die Auflagen zu verteilen und

zu erheben , sondern auch über die Gnadenbewillif^^ungen

und tüUsgelder jeder Art zu verfügen hätten, ohne jemals

bei einer dieser Operationen der Mitwirkung des Inten-

danten zu bedürfen. Könnten die Verwaltungen nicht

einmal in Zeiten der Bedrängnis sich ihres Übergewichts

bewußt werden und sich der Krone gegenüber weigern,

die Steuern einzutreiben, unter dem Vorgeben, daß sie zu

drückend seien r

Ja, diese Provinziaiverwaitungen würden vieUeicht mit

der Zeit sogar mächtiger werden als die früheren General-

stände. Dei&i würden sie sich erst befestigt haben und jede

etnaielne ihren Sachwalter (S}mdikus) nach Paris senden, so

brauchten sie nur einen Schritt weiterzugehen, indem sie

sich zu einer Vereinigung in der Hauptstadt zusammen-

schlössen, und der Nationalrat wäre fertig. Wie überlegen

aber würde diese neue Institution den Generalständen da-

durch sein, daß sie einen wichtigen Teil der Verwaltung

in jeder Provinz unter sich hätte 1 Ein solche Zwiespältig-

keit der Regierung^ewalt aber wäre gerade im gegen-

wärtigen Zeitpunkte äußerst bedenklich, wo eine Zersplitte-

rung der Kräfte im Innern die politische Machtentfaltung
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Frankreichs gegenüber den erstarkten benachbarten Groß-

mächten hemmen kömite.

Wir übergehen die weiteren Argumente, die der Staats-

rat gegen die Neckerschen Provinzialveraammlungen ins

Feld fühlt Der Grundgedanke, der seine Ausführungen

beherrscht, ist durchaus einleuchtend: die neue Einrichtung,

wie sie der Finanzminister aufgebaut hat, widerspricht

seiner Meinung nach durchaus dem Geiste der absolu-

tistischen Verfassung. Denn statt die Krone in den Re-

gierungsgeschäften zu unterstützen, würde sie voraussieht,

lieh sie lähmen und ihrer MachtfUlle berauben. Dabei ist

der Verfasser der Denkschrift kemeswegs ein verblendeter

Reaktionär. Vielmehr erkennt auch er die dringende Re-

formbedürftigkeit der Provinzialverwaltung an und ist der

Ansicht, daß ein Zwischenglied zwischen den Intendanten

und den Elinwohnem der Provinzen notwendig geschaffen

werden müsse, nur sollte es so geartet sein, daß es weder

dem Ansehen des Monarchen noch seiner Beamten irgend-

welchen Eintrag tun könnte. Um aber diese Grundbedin-

gung zu erfüllen, müßte es sich in den Organismus des

absolutistischen Staatswesens geschmeidig einfügen lassen,

ohne im mindesten dessen Räderwerk zu stören oder gar

zu zerbrechen. Necker sollte daher auf seine Provinzial-

verwaltungen verzichten und dafür dem Intendanten einen

frei gewählten Verwaltungsausschuß an die Seite setzen,

dem der Beamte alle wicht^n Maßnahmen vorzul^en

hätte, um darüber seinen Rat einzuholen. Dieser Ausschuß

dürfe aber nicht dazu berechtigt sein, in die Verwaltung

selbsttätig einzugreifen oder gar die Ausführung der Be-

fehle des Intendanten zu hindern.

Der Inhalt dieser Denkschrift, der so entschieden an

Neckers Einrichtungen Kritik übte, wird sicherlich seinen

Beifall nicht gefunden haben. Lief er doch dem politischen

Grundgedanken, von dem sein Werk beherrscht wurde,

schnurstracks zuwider. Der Finanzminister war eben von
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der Überzeugung durchdrungen, daß die Provinzialver*

waltung nur dann leistungsfähig sein würde, wenn sie dem
Intendanten gegenüber sich eines reichlichen Maßes von

Selbständigkeit erfreuen und an den Aufgaben der

Regierung tätigen Anteil nehmen, wenn sie also im

eigentlichen Sinn des Wortes Selbstverwaltung sein wUrde.

In seinen Augen hätte ein beratender Ausschuß wie

er in der Denkschrift voi^eschlagen ¥rurde, nur ein

Schattendasein geführt: hätte er doch nimmermehr dem
Intendanten und seinen Beamten das Gleichgewicht halten

können.

Allein sein zähes Festhalten an der von ihm gefun-

denen Form der Provinzialverwaltung sollte Necker nicht

frommen. Im Schöße des Ministeriums und des Staats-

rates scheinen seine G^[ner mehr und mehr die Oberhand

gewonnen zu haben; zu diesen gesellte sich bald auch

der Widerstand der Parlamente, die durch die Provinzial-

verwaltunc^cn ihren politischen Einfluß zu verlieren fürch-

teten und deshalb ihrer weiteren Verbreitung sich entgegen-

stemmten. Wir werden unten sehen, daß die empfindliche

Niederlage, die Necker in der Frage der Reform der Pro-

vinzialverwaltung eriitt, wahrschemHch seinen Rücktritt be-

sdileunigte.

Besonders aber nach seiner Verabschiedung setzte die

Reaktion t^Cfren die von Necker eingeschkigene Richtung

sich mit aller Entschiedenheit durch. Da wagte sich der

Widerspruch gegen eine Ausdehnung seiner Verwaltungen

auf andere Provinzen unverhüllter als früher hervor. Weil

diese Dinge aufs innigste mit dem eben erörterten Thema
zusammenhängen, sei es uns erlaubt, sie gleich hier an-

zubringen, obwohl sie in eine spätere Zeit gehören.

Auch in diesem Falle sind wir auf eine sehr fragmen-

tarische Überlieferung angewiesen. Vermutlich kurze Zeit

nach Neckers Rücktritt ward ein interessantes schriftliches

Zwi^espiäch zwischen einem Gegner und einem Anhänger
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seiner Provinzialverwaltungen im Staatsrat gepflogen. 1)

Wähfend der Freund des Schatzdirektors darauf anträgt,

daß der Nachfolger Neckers in dessen Sinn die b^onnene
Einrichtung weiter ausbauen sollte, vertritt der andere eine

entgegengesetzte Auffassung, die er etwa in folgender

Weise begründet. Er erinnert daran, daß die Krone ihr

Dichten und Trachten stets darauf gerichtet habe, gerade

die Steuerverwaltung als den wichtigsten Zweig des Re-

gieningsoi^anismus in den Händen ihrer eigenen Beamten

zu behalten. \^e dUrfe man also den Provinzialverwal-

tungen die Ausübung eines so bedeutsamen Regals an-

vertrauen, ohne das königliche Ansehen erheblich zu min-

dern? Ebenso energisch spricht er sich gegen die von

Necker befürwortete Verdoppelung des dritten Standes aus;

sei sie doch nur geeignet, das seit Alters her bestehende

Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Standen zu

stören. Die schwersten Besorgnisse aber ruft bei ihm die

Gefahr hervor, die in einer Verstärkung des MachtgefUhls

der adligen Fronde für das Königtum liegen könnte. Denn

gerade das Landjunkertum würde in der Bildung der neuen

Provinzialverwaltung einen bequemen Hebel erblicken, um
seinen früheren politischen Einfluß wiederherzustellen.

Für diese Behauptung weiß der Beamte einen schla-

genden Beleg beizubringen. Er erinnert an das Verhalten

eines Marquis von Rochedragon in jüngster Zeit, der seinen

Standesgenossen in der Landschaft Marche es verwiesen

habe, gegen ihre Vereinigung^ mit der Landschaft Bour-

bonnais zu einer Provinzialversammlung zu protestieren,

und zwar mit der bezeichneten Bemerkung: man möge
doch die Regierung vorläufig ruhig gewähren lassen und

sie nicht durch unzeitgemäßen Widerspruch von der

Schöpfung einer Provinzialversammlung abbringen, möge
diese beschaffen sein wie sie wolle. Denn zunächst handle

') Das in Krage kommende Schriftstück befindet sich im Pariser

NatioDalarchiv (H. i6oo) unter der Aufschrift »Reflexions«.
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es sich darum, daß der Adel seinen ehemaligen Einfluß,

den er eingebüßt habe
,

uiederp^ewinne. Habe man aber

einmal festen Boden unter den Füßen gewonnen, so würde

sich schon eine passende Gelegenheit finden, um die neuen

Oi]ganisationen den Wünschen der Aristokratie entsprechend

umzuformen.

Solche Er&hrungen, (khrt der Wdersacher Neckers

fort, mahnten zu äußerster Vorsicht, und es würde daher

nicht geraten sein, die Neckerschen Verwaltungen auf an-

dere Provinzen auszudehnen, so lange man nicht ihre Vor-

teile oder Nachteile genügend erprobt habe. Würde man
sich doch sonst der Gefahr aussetzen, daßjdie Provinzial-

Versammlungen sich zum Widerstand gegen die Krone zu-

aammensdiktaen und die RoUe de? ei^liachen Untethaoses

ZU spielen suchten.

Die Haltung der französischen Regierung in der

Neckers Entlassung folijenden Zeit lehrt uns, daß diese

und ähnliche Warnungen auf fruchtbaren Boden fielen. Am
29. Juli 1781 wurde ein Beschluß des Staatsrates erlassen,

durch den die Wirksamkeit der Provinzialverwaltung des

Bc^bonnais auf unbestimmte Zeit vert^ wurde, mit der

Begründung, daß dem Könige »verschiedene Umstände

noch nicht erlaubt hätten, sich über die Vollmachten ihrer

Mitglieder oder die Form ihrer Versammlungen schlüssig

zu machen.«^) Dieses Dekret kam einer Aufhebung des

im vorigen Jahre gefaßten Beschlusses gleich : das Mini-

sterium verzichtete damit auf die Einrichtung cdner dritten

Ph>vinzialverwaltung. Allerdings gewahrte der Staatsrats-

beschluß vom Juli 1781 dem Bourbonnais eine kleine Ent-

schädigung , aber nur zum Scheine. Denn selbst diese

Verheißung wurde nachher nicht eingelöst. Immerhin ist

es interessant, bei ihr ein wenig zu verweilen, da sie für

die veränderte Richtung, die die Regierung nunmehr ein-

geschlagen hatte, höchst charakteristisch ist.

*) S. Necker, CEmriet III, 396 ff.
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Um die Einwohner der Provinz Bourbonnais, heißt es

in dem Dekret vom Juli 1 78 1 , nicht der früher in Aus-

sicht gestellten Wohltat zu berauben, die in der Errichtung

einer Provinzialverwaltung für sie gelegen hätte, wollte der

König die Provinzialversammiung ermächtigen, Syndici zu

ernennen, die der Veranlagung der Steuern beiwohnen

durften, und zwar sollten ihrer neun gewählt werden, wo-

von je drei jedem der Stande angehören würden. Ist es

schon bemerkenswert, daß in diesem Falle die von Necker

vorgenommene Verdoppelung des dritten Standes unter-

bleibt, so ist vor allem die hinzugefügte Weisung bezeich-

nend, nicht nach Köpfen, sondern' nach Ständen in der

Versammlung der Syndici abzustimmen.

Merkwürdig ist die Kritik, die Necker später an dieser

Verordnung übte.i) Er macht mit vollem Recht darauf

aufmerksam, wie bedeutungslos und nichtig die Rolle dieser

Syndici gewesen wäre, namentlich deswegen, weil sie sich

gar nicht über die Steuerkraft der einzelnen Gemeinden

hätten unterrichten können. Denn solche Kenntnisse seien

nur dann zu erwerben, wenn man während des ganzen

Jahres in engster Fühlui^ mit der Verwaltung lebe, wie

das bei 'den Mitgliedern des aus dem Schöße der Fro-

vinzialverwaltung gewählten Ausschusses der Fall gewesen

wäre. Jene Syndici aber könnten sich niemals eine selb-

ständige Meinung bilden, da ihnen dazu die nötigen Unter-

lagen fehlten; infolgedessen würden sie sich von dem er-

fahreneren Intendanten unteijochen lassen und zu einer

durchaus passiven RoUe verurteilt sein. Sie würden also

für das Wohl ihrer Provinz nicht im nundesten ersprießlich

wirken können und daher besser gar nicht berufen werden,

was, wie schon oben angedeutet wurde, in der Tat von

der Regierung überhaupt unterlassen wurde.

Selbst die beiden Provinzialverwaltungen von Bern und

Haute-Guyenne, die man, weil sie nun einmal Bestand ge-

*) VgL oben S. IS9 Amaerkniig i a. a. O.
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Wonnen hatten, nicht wieder aufzuheben wa^i^te, sollten unter

dem widrigen Winde zu leiden haben, der gegen Neckers

Einrichtungen im Staatsrate wehte. Man hatte hier die

Überzeugung gewonnen, daß die Verwaltungen, und ins-

besondere die Commission interm^diaire einen übermäch-

tigen Einfhiß sich angemaßt hätten und zwar auf Kosten

der Intendanten, die von ihnen ganz in den Schatten ge-

drängt worden seien. Daher wurden im September 1782

und im August 1783 für die beiden Versammlungen neue

Geschäftsordnungen erlassen, die das Ansehen der Inten*

danten wiederhersteUen sollten 1). Diese R^lements wirkten

aber so unheilvoll, daß die Wirksamkeit der Verwaltungen

sehr erheblich gestört wurde. Calonne, der den Provinzial-

Versammlungen günstiger gesinnt war als seine Amtsvor-

gänger^), hob sie daher wieder auf und ersetzte sie im

März und Juni des Jahres 1785 durch neue Verordnungen,

die zwischen denen Neckers und denen seiner Nachfolger

die Mitte hielten, indem sie den Ansprüchen sowohl der

Verwaltungen wie der Intendanten Gerechtigkeit wider--

fahren ließen*).

) Diese Rcglementt befinden sieb im Netionalarchiv (H. 1600/01)1

*) Das entgegenkommende Verhalten, das ihnen der Generalkontiol*

lenr bezeigte, wird von den Syndid der FrovinsialTersamnihuig von Hanta

Gnyenne in ihrem Beridite vom 17. November 1784 ttber die Tltigkeit

des Anssehusies dankbar anerkannt: »M. de Cakmoe s'est prCt6 avec nn

empressement digne dn t&Ie qne vons Ini oonnaiases ponr le bi«» public,

k lever tous les obstacles qoi pouvaient embarrasser la marche de votre

commission intermödiaire et nuire k l'action qui lui est n6cessaire ponr

faire le bien; il a doond tor toates les dispositions de votre reglement

dont on anrait pu se servir pour alterer votre Constitution, les decisions

les plus sati'ifaisantes.c Proc^s-verbal des s6ances de l'assemblöe provin-

ciale de Haute Guyenne 1784, Bibüotb^ue Nationale, Lk'' Nr. 24,

S. 13 u. 21.

') Über diese Entwickelung unterrichtet uns ein Schreiben, das sich

im Nationalarchiv in den Akten Uber die Provinzial Verwaltungen (H. 1600/01)

findet (Verfasser und Datum unbekannt): ». . . Depuis l'etablissement des

administrations provinciales da Berry et de Haute Guyenne, les reglements

Glagau, Kcfomivcrsuchc. ü
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V.

Der entschiedene Wideistand, dem Neckers Absicht,

seine Provinaalverwaltungen auszudehnen, begegnete, läßt

erkennen, daß seine Stellung bereits im Laufe des Jahres

1780 erschüttert war; allein der Finanzdirektor wiegte sich

damals noch in der Hoffnung, daß es seiner Beharrlich-

keit schließlich gelingen würde, die Schwierigkeiten zu

überwinden, die sich seiner Refonnpolitik entgegentUrmten.

Schmeichelte er sich doch ' mit dem Gedanken, daß er

namentlich wegen seiner finanziellen Leistungen der Krone

•unentbehrlich sei, zumal in diesen kriegerischen Zeitläuften,

wo der Kampf gegen England Unsummen verschlang, die

selbst ein so gewiegter und angesehener Finanzmann, wie

er war, nur mit äußerster Mühe auftreiben konnte. Um
nun den wankenden Kredit und seine eigene Stellung zu

festigen, tat Necker im Februar 17S1 einen außerordent-

lichen Schritt, durch den er sich mit der in Frankreich

herkömmlichen Verwaltungspraxis in scharfen Widerspruch •

setzte: er veröffentlichte einen Rechenschaftsbericht, in dem
er über den Zustand der französischen Staatsfuianzen ein-

gehende Auskunft gab.

In einem Staatswesen, wo man bisher das Geheiomis

des Budgets ängstlich gehütet hatte, bedeutete diese Maß-

nahme eine revolutionäre Neuerung, die von um so grö-

ßerer Tragweite war, als sie nach Neckers Ankündigung

det 8 septembre 1783 et 33 aoüt 1783 qai antient eo ponr objet de

dooner plus d'inflaence k MM. les intendants «vatent tettement confinida

lei ponvoin qne oes adminittrations ^taient entiirement d^oompoa^ qoand

M. de Calonoe est panrenn an miaistto.

Maie deux autres reglenenta des 10 man et 6 Join 1785 ont r6tabli

Tordre et retnpli l'objet du goavernement, en modifiant ces Etablissements,

nab Sans leur rien oter de leor activitE; et M. le controleur gön6ral sait

qne les röglements qui ont occastonnö nn travail considörable, exige beai;-

conp de Conferences, satisfait les administrntions provinciales et maintena

l'influence de M. M. les intendaots, ont ^te pröpares et rödiges sous sea

jeux par M. de Vergennes.c
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ZU einer ständigen Einrichtung werden sollte. Auch sie

entsprang, wie die Schöpfung der Provinzialverwaltungen,

dem Leitgedanken der Reformpolitik des Schatzdirektors,

nach weichem die absolutistische Staatsverwaltung durch

Institutionen gestützt werden sollte, die sie in engere Füh-

lung mit den einflußreicheren VoUc^hichten brachten, um
ihr dadurch mehr Stetigkeit und einen besseren Halt wie

bisher gegenüber despotischer Laune oder ministeridler

Willkür zu geben. Wie die Verwaltung der Intendanten

der Aufsicht von Provinzialversammlungen unterstellt wurde,

so sollte auch die Leitung der Staatsfinanzen das Licht

der Öffentlichkeit nicht zu scheuen brauchen. Fast hatte

es den Anschein, als handelte es sich bereits um eine

Vorstufe in der Entwickelung Frankreichs zum parlamen-

tarischen Verfassungsstaat, zumal da Neckef sich ausdrück-

lich auf England als das leuchtende Vorbild berief.

Wenn der König und sein Premierminister Maurepas,

den man sicherlich nicht neuerungssüchtig schelten darf,

eine so außerordentliche, allgemeines Aufsehen erregende

Maßnahme, wie die Drucklegung des Neckerschen Compte
rendu guthießen, so geschah das höchst wahrscheinlich aus

dem Grunde, daß der Finanzminister diesen Schritt als ein

vorzügliches Auskunftsmittel empfohlen hatte, wodurch man
in die leeren Staatskassen wieder reichlich Geld zaubern

konnte. Denn bekanntlich entwarf Necker in seinem Be-

richt ein glänzendes Bild von dem angeblich blühenden

Zustande, in den die französischen Finanzen dank seiner Be-

mühungen gekommen seien.' Hätte man seinen Angaben

Glauben schenken dürfen, so wäre es ihm nicht nur ge-

lungen, das große jährliche Defizit zu tilgen und die un-

geheuren Ausgaben, die der amerikanische Befreiungskrieg

verursachte, zu decken, sondern noch Überschüsse zu er-

zielen. Voll stolzer Genugtuung wies er auf dieses über-

raschende Ergebnis mit den Worten hin : »Ich wage gewiß

mcht zuviel, wenn ich Euer Majestät die Versicherung ab-

II*
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gebe, daß es gewiß in Europa keinen Souveiän gibt, der

ein ähnliches Verhältnis zwischen seinen Einnahmen und

seinen gewöhnlichen Ausgaben vorlegen könnte, und na-

mentlich fehlt viel daran, daß der Finanzstand Englands

in dieser Hinsicht den Vergleich aushalten könnte.«

Daß diese rosenfarbene Darstellung der Wirklichkeit

keines£sdls entsprach, daß das Defizit nicht nur nicht be-

seitigt, sondern sogar infolge der hohen Kriegsanleihen

noch bedeutend gewachsen war, ist heute eine sicher fest-

stehende Tatsache. Man weiß, daß Necker das vermeint-

liche Gleichgewicht zwischen den Einnahmen und Aus-

gaben lediglich durch einen vielleicht von ihm für erlaubt

gehaltenen Kunstgriff erzielte: er legte nämlich seinem

Bericht nicht das Budget eines bestimmten Jahres zugrunde,

sondern das nur in der Idee, aber nicht in der Wirklich-

keit bestehende Budget eines sog. Normaljahres, d. h.

eines Friedensjahres, in welchem das Gleichgewicht zwi-

^schen Einnahmen und Ausgaben nicht durch die Kriegs-

lasten verschoben wurde. So brachte er die hohen Zins-

summen, welche die durch gewaltige Anleihen in den

letzten Jahren angeschwollene Staatsschuld jährlich ver-

schlang, Uberhaupt nicht in Anrechnung.

Dieses Gaukelspiel, durch das Necker sich selbst und

seine Zeitgenossen über die wahre Lage der französischen

Finanzen hinwegtäuschte, sollte sich in der Fol^^c als höchst

verhängnisvoll erweisen. Denn jedermann durchdrang sich

bei der Lektüre des Rechenschaftsberichtes mit der festen

Überzeugung, daß infolge der glücklichen Operationen und

der sparsamen Verwaltui^ des Schatzdirektors der Finanz-

zustand ein geradezu glänzender geworden sei. Als dann

wenige Jahre später ein so leichtfertiger Genenükontrolleur

wie Calonne den Irrtum Neckers aufzudecken und das

Trugbild, das sein Vorgänger geschaffen hatte, zu zerstören

suchte, fand er bei den Notabein und in der öffentlichen

Meinung keinen Glauben. Man vertraute vielmehr den
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Behauptungen des untadligen Necker« der die Richtigkeit

von OJonnes Angaben entschieden bestritt und dessen

verschwenderischer Wirtschaft allein das Verschulden an

dem Ursprunt^ des riesenhaften Fehlbetrags zuschob.

Heute dagegen urteilt man über Neckers Finanzpolitik

.außerordentlich abfallig. Man ist gründlich mit ihm ins

Gericht gegangen und liat dabei offienbar über die Schnur

gehauta, was ja stets zu geschehen pflegt, wenn es gilt,

einer historischen PerBönltchkeit den Ruhmeskranz zu zer-

pflücken, den ihr eine Schar kritikloser Bewunderer un-

verdienterweise aufs Haupt gedrückt hat. Soviel steht aber

sicherlich fest, der Finanzdirektor durfte nicht den Anspruch

erheben, daß seine Verwaltung in finanztechnischer Be-

ziehung eine neue Ära eingeleitet, und daß er den fran-

zösischen Staatshaushalt auf neue sichere Grundlagen ge»

stellt habe. Im Gegenteil, er ist viehnehr in den aus-

getretenen Pfaden seiner Vorgänger gewandelt, und seine

Anleihen sind keine Wunderwerke, sondern recht teuer

und unzweckmäßig gewesen. Und da er in keiner Weise

durch Erschließung neuer ergiebiger Einnahmequellen für

die Deckung derselben sorgte, weil er sich bei der un-

gerechten Verteilung der Auflagen vor einer weiteren Er-

höhung der Steuern aus Rücksicht auf das beklagenswerte

Los des kleinen Landwirts scheute, so mußte das Defizit

weiterwachsen und die l^ge der französischen Staatsfinanzen

immer trostloser werden.

Wurde doch Necker selbst in den letzten Monaten

seines Ministeriums oft genug von dem Gefühl gepeinigt,

daß es um den königlichen Schatz sehr schlimm stünde,

und daß der Kredit des Staates unter der immer wuchtiger

drückenden Last der Anleihen schließlich zusammenbrechen

müßte, wenn nicht in Balde der kostspielige Krieg aufhören

würde. Er bangte um den Augenblick , wo auch sein

Kredit erschöpft und der Bankrott unvermeidlich sein

würde. Dieser Gewissenswurm lauerte hinter der glänzenden
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Außenseite, die sein Rechenschaftsbericht dem hann-

losen Beschauer bot. Immer fester fiihlte Necker sich von

der Sorge um die nächste Zukunft umklammert Darum
lag er den Ministem, und namentlich dem Leiter der

auswärtigen Geschäfte, dem Grafen Vergennes. fast tag-

lich iTiit dem Gesuch um baldigen Friedensschluß in den

Ohren.^j

Und in seinem Rechenschaftsbericht machte er öffent-

lich Propaganda Air die unabweisbare Notwendigkeit eines

raschen Friedensschlusses. Wie Turgot im April 1776 in

seiner der amerikanischen Frage gewidmeten Denkschrift,

wies Necker hier auf die großen und höchst dringenden

Aufgaben hin, die der Staat auf dem Gebiet der inneren

Reformpolitik zu lösen habe, vor allem auf die Notwendig-

keit einer gründlichen Verbesserung des Steuer- und Finanz-

wesens, die während des herrschenden Kriegszustandes

unmöglich vorgenommen werden könnte. Er deutete an,

daß er schon seit längerer Zeit eine Reihe von Reform-

projekten bereit halte, welche die Vereinheitlichung der

Gabelle, eine bessere Verteilung der Taille, die Aufhebung

der Binnenzölle und die Vereinfachung des staatlichen

Rechnungswesens beträfen. »Die Ausführung dieser glück-

verheißenden Pläne wäre sehr leicht gewesen, wenn so viele

Ersparnisse und Verbesserungen nicht durch die unver-

meidlichen Kriegsausgaben verschlungen worden wären;

das ist stets und in jedem Augenblick meine trübe Be-

trachtung. Es gibt keine Eroberung , kein Bündnis , das

Eurer Majestät soviel wert sein könnte wie die Vorteile, die

Sie eines Tages aus der Entwickelung Ihrer eigenen Kräfte

werden ziehen können. Der Aufschwung des Ackerbaus

und der Industrie durch die gute Verteilung der Steuern*

sowie der Aufechwung des Kredits durch die verständige

Verwaltung der Finanzen, das ist alles, was der Macht

*) Mercy ao Kaunitz, den ai. Januar 1781, Wiener Archiv.
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eines Königreiches fehlt, das 24 AfiUionen Seelen und zwei

Milliarden bares Geld enthält.«

Diese Worte bedeuteten eine unverblümte Absage an

die krieg^erische Politik, und es gewann fast den Anschein,

als suchte der Schatzdirektor den baldigen Friedensschluß

zu erzwingen, um die Staatsreform fortfuhren zu können.

Dieses ungeduld^e Drängen Neckers zum Frieden verdroß

T<bgennes höchlichst/ Er beschwerte sich darüber bei

Mercy eines Tages, wobei er die Beteuerung aussprach,

daß auch er den Frieden herbeisehne, ihn aber nicht um
jeden Preis, sondern nur unter ehrenvollen Bedingungen

abschließen dürfe. Auch drückte er dem Botschafter den

Argwohn aus, daß der Generaldirektor ihm wenig gewogen

sei und gegen ihn arbeite. Über Neckers Leistungen

äußerte er sich sehr geringschätzig: seine Finanzoperationen

wolle er nicht anfechten, aber in allen übrigen Teilen der

Verwaltung sei er kurzsichtig und unwissend.1) Wenn ein

sonst so zurückhaltender und vorsichtiger Mann wie Ver-

gennes sich so rücksichtslos offen und absprechend über

die Talente des Schatzdirektors einem fremden Gesandten

gegenüber äußerte, so war das ein sicheres Anzeichen da-

für, daß man auf seine Dienste nicht m^ grofkn Wert
legte. Und auch Maurepas dachte über Necker nicht

günstiger wie Vergennes.' "So waren die beiden einfluß-

reichsten Mitglieder des Kabinetts seine Gegner. Sie lauerten

nur auf den Augenblick, wo sie den unbequemen Reform-

politiker mit guter Art los werden konnten. Eine solche

Gelegenheit sollte sich ihnen bald bieten.

VI.

Die I^ge Neckers im Anfang des Jahres 178 1 ghch

in mancher Beziehung derjenigen Turgots vor seinem Sturz.

Wiederum fUhlte sich der hauptsächliche Träger des Ge-

') Mercy an Kannits, den ai.Jamiar 1781.
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dankens der Staatsreform im Kabinett mit seinen Anschau-

ungen vereinsamt und sah sich von seinen Kollegen ange-

feindet. Auch diesmal spielten die auswärtigen Angelegen-

heiten eine bedeutsame Rolle. Wie ehedem Tuiigot so

zeigte sich auch Necker als ein erklärter Gegner der

kriegerischen Verwickelung. Für Vergennes* Machtpolitik

hatte er noch weniger Sinn wie einst der physiokratisch

angehauchte Generalkontrolleur. Wäre es nach seinem

Wunsche gegangen, so hätte der König unverzüglich mit

England Frieden schließen müssen, um sich sofort an die

Ausführung der dringendsten Reformaufgaben zu begeben.

Wie Turgot wurde auch Necker von sdnen Kollegen revo-

lutionärer Neuenmgssucht geziehen. Die Maurepas, Ver-

gennes und Mirom^il hielten seine Reformpolitik ftir höchst

bedenklich und ftir den Fortbestand des Absolutismus sehr

bedrohlich.

Im Laufe des April 1781 machte Necker selbst mehr

und mehr die Wahrnehmung, daß seine Stellung erschüttert

sei. Es waren mehrere Vorfälle eingetreten, die ihm viel

Verdruß bereiteten. JDie Glaubwürdigkeit seines Rechen-

schaftsberichtes wurde schon damab in Pamphleten viel-

fach angefochten. Namentlich in einem Falle hätte er ge-

wünscht, daß man den Urheber einer solchen Broschüre,

den man sehr wohl kannte — es handelte sich um den

Schatzmeister des Grafen Artois — zur Rechenschaft ge-

zogen hätte. Graf Maurepas ließ jedoch den Gegnern des

Generaldirektors kein Haar krümmen. Im Gegenteil, er

schien sie heimlich zu begünstigen und weidete sich heim-

lich mit unverhohlener Schadenfreude an der Empfindlich-

kctt Neckers. Er selbst spottete boshaft über den Compte

rendu und nannte ihn ein Märchen, wie er einst, als Turgots

Stellung unsicher wurde, über dessen Edikte gespottet

hatte.

Grroße Verlegenheit verursachte damals dem Finanz-

direktor ein grober Vertrauensbnich, den ein Beamter des
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Giafen von der Provence sich ihm gegenüber hatte zu-

schulden kommen lassen. Auf den Wunsch von Monsieur

hatte Necker dem Prinzen früher einmal seine Denkschrift

über die Provinzialverwaltungen zur Kenntnisnahme mitge-

teilt, bei welcher Gelegenheit ein Angestellter des Grafen

heimlich eine Abschrift angefert^ hatte, die er vervid-

fidtigte und in den ersten Monaten des Jahres 1781 hinter

dem Rücken des Ver£users mehreren BAitgliedern des

Päriser Parlaments zugehen ließ, in keiner andern Absicht,

als um den Schatzdirektor mit dem angesehenen Gerichtshof

zu verfeinden. Hatte doch Necker in jener Denkschrift

dem Könige gegenüber im tiefsten Vertrauen den Eigennutz

und die Herrschsucht der Parlamente scharf getadelt und

seine Provinzialverwaltungen als höchst wirksame Gegen-

gewichte gegen die frondelustigen übermütigen Richter ge-

priesen. Dieser scharfe Ausfall mußte natürlich die Be-

ziehungen zwischen den Parlamenten und dem Finanz-

direktor, die bisher recht freundliche gewesen waren,

empfindhch stören und zu gegenseitiger Entfremdung führen.

Ob der Unfnedenstifter bei der Preisgabe der Denkschrift

in höherem Aufbage handelte, ist nicht mit Sicherhett

festzustellen, aber als höchst wahrscheinlich anzunehmen.

Necker ersah aus diesem VorfaU deutUch, wie emsig seine

Gegner auf seinen Sturz hinarbeiteten.

Diese mannigfachen Verdrießlichkeiten nahm der Schatz-

direktor sich sehr zu Herzen. Es erschien ihm mehr und

mehr als zweifelhaft, ob er unter solchen Umständen auf

seinem schwierigen Posten noch länger verbleiben soUte.

Lieber woQte er rechtzeitig und freiwillig aus dem Spiele

scheiden, als vielleicht in einiger 2>it zum Rücktritt sich

zwingen lassen. Er entschloß sich daher im Mai 1781

dazu, dem Könige die Vertrauensfrage zu stellen, wahr-

scheinlich in der geheimen Hoffnung, daß man ihn nicht

gehen lassen, sondern um jeden Preis zu halten suchen

würde. Bevor er sich aber an den Monarchen selbst
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wendete, wünschte er den leitenden Minister zu sondieren,

um seine eigentliche Gesinnung zu erforschen.*)

Er begab sich daher zu Maurepas und trug ihm eine

längere Denkschrift vor, die für den König bestimmt war,

über deren Inhalt er aber vorher die Meinung des Pre-

mierministers hören wollte, um zu erfahren , ob dieser (ge-

neigt sei, die von ihm gestellten Anträge zu unterstützen.

In längerem Vortrage führte er aus, wie es ihm unmöglich

sei, nach dem heftigen Stoß, den sein Ansehen durch die

letzten Ereignisse erlitten hätte — er spielte damit auf die

Angriffe an, die sein Rechenschaft^>ericht erfisihren hatte

— sein Amt fernerhin mit gutem Nutzen zu verwalten,

es sei denn, daß der Koni^^ durch ein deutliches öffent-

liches Merkmal seiner Gunst den gesunkenen Kredit seines

Finanzministers wieder heben würde. Necker machte

mehrere Vorschläge, die diesem Zwecke dienen sollten,

wie z. B. seine Aufnahme in den engeren königlichen Rat,

das sogT Conseil d*En Haut. Maurepas aber lehnte dieses

Ersuchen kurz und bündig ab mit dem Hinweis auf das

angebliche öffentliche Vorurteil, das sich gegen eine solche

Bevorzugung eines Protestanten erklären würde. Mit kühlem

Emst befragte er Necker, ob er auf seiner Forderung un-

abänderUch beharren würde. Dieser en^gnete bescheiden,

daß ihm auch jedes andere Mittel recht sein würde, wenn
es nur geeignet sei, sein Ansehen wiederherzustdlen.')

*) Für Necken Rflclctritt üad besonders interessant die beiden De-

peschen Mereys an Kannits vom ai. April und 31. Mai 1781. (Wiener

Archiv.)

*) Necker nannte deaa Pr«niemiinister andi als ein geeignetes Mittel^

sein Ansehen wiederiiennstdlen, die endgültige Binfithrnng einer dritten

Provintialverwaltang im Boorbonnais, wo der Intendant nnd das Fsriser

Fariament, zu dessen Sprengel jene Landschaft gehörte, die on dem
Finanxminbter geplante Einrichtung durch ihren entschiedenen Widerstand

bisher verhindert hatten. Maurepas aber war nicht geneigt, Neckers

Wunsch zu erfüllen und die Widerstrebenden zum Gehorsam zu zwingen,

woraus man ersieht, daß der König sowohl wie der leitende Minister eine
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Maurepas heuchelte zunächst eine entgegenkommende Hal>

tung und nannte einige Gunstbeweise, die der König

Necker vielleicbt gewähren könnte wie z. B. die sog.

Grandes Entrees bei Hofe. Zugleich aber zeigte er durch

dfe beigefügte Kritik, in der er die Bedeutung dieses Vor-

zugs möglichst herabsetzte» daß eine solche Auszeichnung

nicht den von Necker gewiinsj^hten Erfolg haben würde.

Kurz, Necker mußte aus der ganzen Haltung des Premiers

entnehmen, daß dieser seinen Anträgen sehr wenig wohl-

wollend gegenüberstand, daß Maurepas, anstatt ihm seinen

Beistand zu verheißen, vielmehr in seiner überlegenen

spöttischen Art zu verstehen gab, wie wenig Wert er auf

die Dienste des Finanzministers legte.

Trotzdem wagte Necker noch beim Köniq^ einen Ver-

such, der indes gänzlich fehlschlug. Der Minister ersah

aus der Aufiiahme, die seine Anträge fanden, daß Lud-

wig XVI. ebenso wie MauMpas seinen Abgang wünschten.

Er sandte daher noch am gleichen Abend sein Entlassungrs-

gesuch ab, und am 20. Mai wurde ihm der schlichte Ab-

schied bewilligt, ohne das geringste Zeichen des Bedauerns

oder der Erkenntlichkeit, also in Ungnaden.

Necker hat später sein Verhalten 'in dieser Frage

nachträglich bedauert und die Vermutung ausgesprochen,

daß er wohl noch lange Jahre im Amte geblieben wäre,

wenn er damals weniger Empfindlichkeit gezeigt und ge-

duldig und kaltblütig über die Angriffe seiner Gegner hin-

weggesehen hätte. Diesem Urteil würde man zustimmen

können, wenn den Finanzdirektor nur unbedeutende Diffe-

renzen von seinen KoUegen getrennt und nicht vielmehr

ein tiefgreifender G^ensatz sich herausgebildet hätte in

derjenigen Angel^renheit, die Necker als die wichtigste

Mreitere Ausdebnung der Pkovinzialverwaltungen ftlr bedenklich hielten.

Vgl. auch die Bemerkungen, welche Calonne in seinen im Anhang (Nr. 4
und Nr. s) abf^cdruckten Denkschriften macht besttgUch der Mängel, die

den Neckerachen Provinsialverwaltnngen nnhafteten.
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erscheinen mußte, Jn der Frage der Fortführung der Staats-

reform. Mochte es auch unklug sein, wenn er durch das

geforderte Vertrauensvotum seinen Widersachern eine Hand-

habe zu seinem Sturz bot, so konnte Necker doch aus

der Beg^ierde, mit welcher Maurepas nach dieser Handhabe

i^rifT, deutlich ersehen , wie der Premierminister nur auf

einen schicklichen Vorwand lauerte, um den Schatzdirektor

aus dem Kabinett zu entfernen. Es wäre jenem ein leichtes

gewesen, Necker durch einen kleinen Gunstbeweis zu be-

ruhigen und von seinen Rücktrittsgedanken wieder abzu-

bringen; Maurepas aber schien es darauf abgesehen zu

haben, den seinen Beistand naclisuchenden Kollegen durch

versteckten Hohn und gleichgültige Kälte zu kränken.

Aus dieser Haltung des Premiers zog Necker damals

den folgerichtigen Schluß, daß man seiner überdrüssig sei

und auf sein RUcktrittsgesuch warte. Und wie beim Sturze

Turgots, so erscheinen auch bei der Entlassung des zweiten

Reformministers dem Hbtoriker die sachlichen Momente^

die dieses Ereignis herbeiführten, weit interessanter und

erheblicher als die persönlichen Begleitumstände, die von

den Zeitgenossen hier wie dort geflissentlich in den Vorder-

grund gerückt wurden. Wie Turgots Freunde vornehmlich

der Eifersucht Maurepas' die Hauptschuld an der Katastrophe

des Generalkontrolleurs
.
zuschrieben, so machten auch

Neckers Bewunderer die mißgünstige Gesinnung des leiten-

den Ministers für den Rücktritt des Schatzdirektors verant-

wortlich. Allein auch hier sind weniger die persönlichen

Gefühle des <rreisen Mentors Ludwigs XVI. ausschlatjgebend

gewesen als die' Uberzeugung, die sich mehr und mehr

der einflußreichen Staatsmänner in der Umgebung des Königs

bemächtigte, daß es höchst bedenklich sein würde, in der

von Necker eingeschhigenen Reformpolitik fortzufiihren.

Wir' haben ja erfahren, welch' gewichtigen Zweifeln

der Wunsch des Schatzdirektors, die Einrichtung seiner

Provinzialverwaltungen auch andern Landschaften zugute
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kommen zu lassen, im Schöße des Staatsrates begegnete.

Schließlich vennochte Necker nicht den Widerstand zu

überwinden, den ihm einer seiner Untergebenen, der Inten-

dant der Generalität von Moulins, entgegenzusetzen wagte.

Zeigt schon dieses merkwürdige Beispiel offenen Ungehor-

sams, den sich ein Beamter gegenüber den Anordnungen

seines Vorgesetzten erlauben durfte, wie schwach Neckers

Rückhalt im Ministerium war, so wandte man sich gleich

nach seinem Abschiec|, wie wir oben sahen, in entschiedener

Ungunst von seiner Schöpfung ab: es wurde nicht nur

keine weitere Provinzialverwaltung eingerichtet, sondern

auch die beiden vorhandenen durch scharfe Reglements

in der Ausübung ihrer Tätigkeit sehr eingeschränkt. Und
wie die Neckerschen Munizipalitäten in Mißkredit gerieten,

80^ dachte a9Gh die Regierung nicht daran, das in dem
Compte rendu in Aussicht gesteUte Versprechen der öffent-

lichen Rechenschaftsablegung über den Stand der könig-

lichen Finanzen einzulösen. Ludwig XVI. ließ also die

beiden wichtigsten Institutionen verfallen, die für die Re-

formpolitik Neckers charakteristisch sind, weil er mit seinen

Beratern die Befürchtung hegte, daß diese Einrichtungen

auf den Absolutismus zerlösend wirken könnten.

So endeten die beiden Versuche, das alte.Staatswesen

durch zweckmäßige Reformen zu verjüngen, mit einem

vollständigen Fiasko. Während Turgots Programm den alt-

ständischen Geist gegen sich aufrief, erregte Neckers Re-

formpolitik in der hohen Beamtenschaft ernste Besorgnisse,

weil sie die Machtbestrebungen des frondelustigen Adels

zu begünstigen und den in der Verfassung schlummernden

Dualismus wiederzubeleben schien.
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Der grofse Reformplan Calonnes.^)

I.

Seit dem Rücktritt Neckers war die Frage der Staats-

feform von der Tagesordnung der französischen Regierung

verschwunden, und es dauerte über ein Lustrum, ehe sie

sich wieder zum Wort meldete.

Das geschah im Augfust des Jahres 1786. Da aber brach

die Reformströmung wie ein Sturzbach mit naturwüchsiger

*) Die handschriftlichen Quellen, die über die Vorgeschichte und den

Verlanf der NotabelnversammluDg von 1 787 Auskunft geben, sind in Paris

an venchiedeneD SteUen Terstrent: der Hanpttefl niht im Nationilaidiiv,

wiehtife Eigloningeii befinden sich in der NationalbiblioÜiek und im

Archiv des Ministeriuns der auswirttgen Angdegenheilen. Den Obeibück

Uber einen erheblicheo Teil dieses Qnellemnaterials, soweit es im Nathmal-

archir Hegt, hatte von meinen VoigSngem nur der Utesle, nimlidi Leopold

Ranke (Ober die Versammlung der 6ans0sischen Notabdn im Jahre

17S7, Simtliche Werke Bd. Xn, 338—374, nierst verSlTentlicht im Jahre

. 1846 in Schmidts Zeitschrift Air Geschichte). Dagegen haben Ch^rest

(La chtite de fanden regime, Parts 1884), A. Wahl (Die Notabelnver-

aammlnng von 1787, Freiburg 1899, und Vorgeschichte der französisdien

Revolution, Freiburg 1905 und 1907) und G. Susane (La tactique finan«

eiere de Calonne, I'ariscr Doktor-Dissertation, 1901) nur einen verschwin-

dend kleinen Bruchteil des handschriftlichen Stoffs benutzt. In einem

eigentümlichen Irrtum befindet sich Wahl. Obwohl es ihm unbegreitlicher-

weise trotz der gedruckten und handschriftlichen Aktenverzeichnisse, die im

Nationalarchiv jedem Benutzer zugänglich sind, nicht gelungen ist, auch
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Gewalt hervor und überschwemmte das alte Staatswesen mit

seinen zerstörenden Fluten. Der Generalkontrolleur Calonne

war es, der ihr freie Bahn machte. Was weder den beredten

Vorstellungen Turgots noch den salbungsvollen Mahnungen

Neckers gelungen war, das glückte diesem vielgewandten

Hofmann: er wußte das matte Herz des Königs fiir den

nur eines der Dokumente wieder aufzufinden, auf die sich Ranke in seiner

Darstellung stutzt, glaubt er mit dem ihm zur Verfügung stehciulen ge-

druckten QueUenmaterial den Meister zu schlagen. Nun hat Ranke aller-

dings die gedruckten >Observationi des Notablesc (Versailles 1787, 2 Bde.,

696 Sehen, beOinfig gesagt, eine bodnrichtige Quelle, die in Deotschbad

rar in «nvoUttlDdigen, 333 Selten mnfitteenden Exemplaren vertreten «1

sein scheint) nidit benntst; dafiSr hat ihm aber das handschriftliche, im

Nationalaichiv befindliche Original-ProtokoU der Obaervations sor Verflignng

gestanden, nnd ein Veigleleh dessdben mit dem Druck lehrt, daß es vott-

stindlger als dieser ist. Anfieidem hat Ranke das handsehriftlicfae Original*

Protokoll der allgemeinen Vefsammlnngen herangeaogen, dessen aaillichen

Abdruck (PR>oto>veibal de TassembMe des notables^ tenoe k Versailles,

en rannte 1787, Psris, Imprimerie royale, 1788, Bibl. Nat Paris Le"
Nr. 19) Wahl ebenfalls nicht kennt. Der Auszug daraus, der erst im Ein>

leitangsband des Moniteur und später in den Archives pariementaires

wiedergegeben wurde, ist außerordentlich lückenhaft, wie schon von Ranke

(a. a. O S. 353 Anm. i u. S 356) ausdrücklich bemerkt wurde; namentlich

sind die Denkschriften Calonnes an entscheidenden Stellen in ganz unzu-

lässiger Weise verstümmelt worden. Man sieht aus diesem Tatbestand,

daß nicht Wahl, sondern Ranke über eine bei weitem bessere Quellen-

kenntnis verfügt, zumal wo er außer den Original- Protokollen noch andere

wertvolle Quellen wie die Denkschriften Calonnes an den König (^s. An-

hang) und die Briefe des Großsiegelbewahrers Mirom^nil benutzt hat. Bei

meinen Nachfarsdini^en im Nattonalareiiiv stieO ich noch anf einige hot^

Interessante Doknmente, die sich unter fidschor Anftchrift anerkannt in

fremde Kartons verirrt hatten. Ich habe de als QveUenschriften ersten

Ranges sn^^eich mit den von Ranke angeflihrten Denkschriften Calonnes

in den Anbang angenommen. Anf die in der Nationalbibliothdc nnd im

Archiv des Ministerinms des Answirt^en .liefindUchen Archivalien komme

ich nnten noch snrttck. Fflr solche, welche die im Natbnalarehiv befind-

lichen Akten ttber die Notabelnversamnilang einsehen wollen, bemerke ich,

daß sie unter der Signatur K 676—678 in einigen Kartons vereinigt sind.

Die beiden Originalprotokolle dagegen befinden sich in der Serie Assem-

bldes nationales C 1—5.
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Reform^edanken zu cntziiodcn und Ludwip^ XVI. auf einen

umfassenden Plan zu verpflichten, der die Staatsverwaltung

auf neue Grundlagen stellen sollte und die größten Wir-

kungen nach sich 20g. Denn die unmittelbare Folge dieses

Wagnisses war der Ausbruch der immer weitere .Kreise

ziehenden gewaltigen Staatskrists» die zwei Jahre später in

die Revolution ausmündete.

Das liistorische Urteil über Calonnes Charakter lautet

nahezu einmütig: er gilt als ein Charlatan schlimmster Sorte,

als leichtfertiger, gewissenloser Gaukler, der erst im Augen-

blick der höchsten Bedrängnis, in die der Staat durdi seine
* verschwenderische Finanzwirtschaft geraten war, mit flinker

Hand aus den Ideen Turgots und Neckers ein Reform-

proL^ramm zusammenstöppelte, mit dem einzigen Hinter-

gedanken, auf diesem Wege Geld in die leeren königlichen

Kassen zu bringen. Selbst Ranke, der sonst so milde

richtet, ist dieser Auflassung beigetreten.^) Nur einige

Stimmen haben sich in jüngster Zeit zu Calonnes Gunsten
' erhoben und sein Andenken wiederherzustellen gesudit;

aber solche »Rettungen« schießen gewöhnlich über das

Ziel hinaus.^) So auch im vorliegenden Fall. Dürften wir

I) Die yeratunmhmg der Notabeln S. 344. AUeidingt scheint er

tpKter seine Aoffiusiing nicht unerheblich abgeschwicht tn haben. Vgl.

Rankes UrqMrnng und B^nn der Rerolutionskri^e, Leipzig 1875, S. 35,

woesheük: >Ein geschickter nnd energischer Minister Calonne

tiante sich so, die Reformen, mit denen er snr HersteUnng des Gleidi*

gewichts in den Finansen nmging, dttrchsoftduen, ohne doch die Formen

der bisherigen Verfassung von Grund aus tn verindem.«

') Vgl. die oben angeführten Arbeit von Susane und Wahl. Dieser

ist der Meinung (Notabelnversammlung von 1787 S. 2), er sei »in vielen

und gerade den alle^rwichtigsten Punkten < Uber Ranke hinausgekonunen.

Daß Wahls Arbeiten in der Quellen Benutzung gegenüber Ranke nicht

einen Fortschritt, sondern einen Rückschritt bedeuten, habe ich oben ^vgl.

S. 174 Anmerkung i) gezeigt. Dasselbe gilt von seiner Darstellung, wi-.*

schon W. Struck in einem lehrreichen Aufsatz, Die Notabelnversammlunjr

von 1787 Jlistonschc Viei teljahrsschrift Bd. VIII, 8.3620"., 1905 gczei^'t

hat. Wahls Urteil, diese Abhandlung sei im ganzen unfruchtbar, kann
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den Anwälten der Calonneschen Staatskunst Glauben schen-

ken, so hätten wir in dem unbilligierweise Gebrandmarkten

einen gedankenreichen und kühnen Politiker zu sehen, der

vielleicht dazu berufen gewesen wäre, sein Vaterland von

dem Abgrunde der Revolution noch im letzten Augenblick

zurückzureißen, wenn sein schwacher Herr ihn nicht im

Stich gelassen hätte.

Können wir auch dieses gUnstige Urteil nicht unter-

schreiben, so ist anderseits nicht zu leugnen, daß die Ge-

säiichtsschreibung früher gar zu hart mit Calonne ins Ge-

richt gegangen ist und über seine Absichten recht einseitig

abgesprochen hat. Namentlich tut man ihm unrecht, wenn

man behauptet, er sei an seinen Reformplan ohne innere

Überzeugung herangegangen und habe nichts anderes ge-

macht, als die Ideen seiner Vorgänger gedankenlos nach-

zuäffen. Versenkt man sich ohne VorurteO in seine Ent-

würfe, so wird man ihrem Urheber die Anerkennung nicht

versagen dürfen, daß er an die Zweckmäßigkeit seiner Bes-

serungsvorschläge aufrichtig geglaubt, ja sich mit einem

gewissen Enthusiasmus für die Sache der Staatsreform ein-

gesetzt hat. Gerade die Entschiedenheit und zündende

Verve, mit der dieser Höfling die Erneuerung des alten

Staatswesens seinem Herrn als ein dringendes Gebot der

Notwendigkeit hinstellte, ist für die si^haite Kraft, die dem
Reform^edanken innewohnte, höch^ -charakteristisch. Wohl
iiber kann man Calonne vonverfen, tlaß er nicht wie ein

besonnener Staatsmann vorgini^, sondern sich wie ein

schwärmender Fanatiker an den neuen Ideen berauschte

und in den Wahn förmlich einspann, nunmehr sei der Tag

*

ich nicht filr begrOndet halten, wie denn anch Strock nenerdings in meines

Emditens flbenengendcr Weite nachgewiesen hat, daß Wahl in dem kfln«

lidi enchienenen zweiten Bande setner Voigetchichte seine frühere Dar-

Btellunf:^ von der NotabdnveCMmnÜQDg in einer großen Reihe von Punkten

nach Slnicks Ausfuhniogen wesentlich berichtigt hat Vgl. Historische

Vierteljahrsschrift, Jahrgang 1907, S. 589 ff,

Glagau, ReibnBvcntichc« 1^
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angebrochen, wo der feudale Ständestaat durch einen gut

gezielten Streich mit eioem Male in Trümroer sinken und aus

seinem Schutt aug!enblic1dich der moderne £inhett9staat er-

stehen würde. In diesem Rausche unterschätzte er die

Kräfte des Widerstandes. Calonnes Hauptfehler aber lag

darin, daß er zwar das Steuerwesen reforinieren und auf •

den gesunden Hoden einer wenn auch nur beratenden Mit-

betätigung der Bevölkerung stellen wollte, aber an die un-

gemessene Verschwendung des Hofes, die Vergeudung der.

Staatsgelder für Günstlinge und die ungesetzliche Willkür-

lichkeit in der Verwaltung des Staatsyermögpns, kurz an

die schlimmen Auswüchse des Absolutismus nicht Hand zu

legen gedachte. In diesem Sinne hatte er seit seiner Berufung

in das Amt eine höchst anst<)ßig<? Finanzverwaltung geführt,

die seinen Gegnern eine nur allzu verwundbare Blöße'' bot,

in die sie ihre tödlichen Geschosse nur zu lenken brauchten,

um dadurch nicht aUein den verhaßten Minister, sondern

auch den Absolutismus zu Fall zu bringen.

Für Calonnes Verhalten als Minister ist die Art, wie

er emporkam, entscheidend geworden: er war der ausge-

sprochene Liebling der leichtlebigen Hofgesellschaft und als •

solcher von der Herzogin von Polignac, der einflußreichen

Favoritin der Königin, mit Hilfe Vergennes' dem König

aufgedrängt worden, obwohl dieser sich anfangs gegen den

übel bdeumundeten Kandidaten gesträubt hatte. Sobald

Calonne im Sattel war, frohlockte und klatschte man am
Hofe Beifall. Die Zeiten kärglicher Sparsamkeit schienen

vorüber. Hatte man doch einen (iLncralkontrolleur sich

erkoren, der für die Bedürfnisse und Neigungen der lebens,-

lustigen Hofwelt inniges Verständnis besaß. In dieser Er-

wartung sah man sich auch nicht getäuscht. Calonne zeigte

allen, die sich an ihn wendeten, das liebenswürdigste Ent-

gegenkommen. Keine Forderung schien ihm zu hoch, keine

Bitte unerfüllbar zu sein. Stets wußte er Rat zu schaffen

oder doch wenigstens hotlnungsvoUen Trost zu spenden.
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Wie voiteOhaft stach die unermiidlicfae Berdtwilligkeit, die

«r den Wünschen der Höflinge gegenüber an den Tag
legte, von dem brüsken Betragen eines Turgot oder der

kühlen Zurückhaltung eines Necker ab. Noch niemals

hatte man in Versailles einen so scharmanten Finanzminister

gesehen.

Calonnes gewinnendes Wesen war natürlich nicht nur

die Äußerung seines Uebenswürdigien Naturells , sondern

wahrscheinlich auch der Ausfluß* versteckter politischer Be-

rechnung. Als erfahrener Hofmann wußte er den über-

ragenden Einfluß richtig einzuschätzen, den die ange-

seheneren Mitglieder der Gesellschaft unter einem schwachen

Monarchen wie Ludwig XVl. auf die Staatsregierung und

namentlich auf die Geschicke der Minister ausübten. Den
Zettgenossen, die ja stets geneigt smd, das persönliche

Moment weit über die tiefer verborgenen sachlichen Ursachen

zu stellen, erschien die Endassung Turgots und Neckers

sowohl wie der beiden unmittelbaren Vorgänger Calonnes,

Joly de Fleury und d'Ürmesson, als unmittelbare Wirkung

des Hasses, den die mächtigen Hofkreise cUesen ungefälligen

Finanzministem gewidmet hatten. Rühmten sich doch die

Höflmget insbesondere nach dem Fall der beiden Reform-

minister, ihrer Triumphe. Calonne, der noch dazu seine

Erhebung diesen Leuten dankte, zog aus dem Unglück

seiner Amtsvorganger die Lehre, daß er sich seine Gönner

warm halten müsse, wenn er auf seinem Posten bleiben wolle.

Seiner Meinung nach hatten Turgot und Necker einen

großen Fehler b^^angen, als sie ihre Reformabsichten im

Widerspruch mit der einflußreichen Hofwelt hatten durdi-

flihren wollen. Er gedachte sdne Aufgabe geschickter an-

zufassen : nicht gegen jene Kreise, sondern mit ihrer Unter-

stützung hoffte er zum Ziel zu gelangen. In dieser Berech-

nung schien er sich nicht zu täuschen. Der König war ihm

anfangs mißtrauisch entgegengekonunen. Bald zeigte er

sich dem geschmeidigen Generalkontrolleur, der sich bei
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ihm emzuscliineicheln wußte, huldvoU und gewogen. Denn

von allen Seiten beglüdcwiinschte man Ludwig XVI. zu der

WaW, die er getroffen hatte. Die Höflinge, die früher

Beschwerden auf Beschwerden p^egen Calonnes Vorgänger

vorgebracht und ihre Fähigkeiten angezweifelt hatten, rühm-

ten jetzt mit unermüdlichem Eifer das Geschick und die

hohen Geistesgaben des neuen Finanzmuüsters. So war es

nicht zu verwundem, wenn der König, der kein sdbstän-

digies Urtefl' hatte» von seiner Abneigung allmählich zurück-

kam und dem Generalkontrolleur, dessen Lob er täglich

hörte, schließHch volles Vertrauen schenkte.

Calonnes Art, sich zu geben, scheint für seine Lands-

leute etwas ungemein Anziehendes, Sympathisches gehabt

zu haben. Einer seiner Mitarbeiter, der Gehilfe und Freund

Turgots, Du Pont, nennt ihn emen ErzwäJschen.^) Und in

der Tat, sdten hat ein französisdier Mmister m solchem

Grade die Vorzüge und die Schwächen des Nationalcharak-

ters besessen. Ein vollendeter Kavalier, verfügte er nicht

nur über ein hohes Maß geselliger Talente, die seinen Um-
gang gleichgestimmten Seelen reizvoll, ja bezaubernd er-

scheinen ließen, sondern auch über ausgebreitete Kenntnisse

in der Verwaltung, die er sich in einer langen Beamten-
•

laufbahn durch fleißiges Studium der französischen Staats-

einrichtungen nach und nach angeeignet hatte. Uber die

herrschenden Mißstände sowie über die Mittel und Wege,

sie zu beseitigen, hatte er sich schon lange Gedanken ge-

macht, die er mit eindringlicher Beredsamkeit in den Salons

erörterte. In seiner lebhaften, geistreichen Art hatte Ca-

lonne unleugbar etwas Bestechendes, Glänzendes, Geniali-

sches, zugleich aber eine gewisse Oberflächlichkeit, die miß-

trauischen Beobachtern den Mangel an wirklicher Gediegen-

heit und Tiefe nur zu deutlich offenbarte. Ein hervor-

VgL dM Schreib«!! Dn Pontt an Edelshdm vom it. Juli 1787

bei ErdnuumadArffer. Politiiehe Korrespondeiis lUrl Friedricht von Baden

I, 269 ff.
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Stechender Chaiakterzug war sein leichtfertiger Eigendünkel,

der sich die mühelose Bewältigung selbst der schwierigsten

Aufgaben zutraute und selten um eine Auskunft verlegen

war, mochte auch die Sachlage noch so bedenklich sein.

Dem in der französischen .Geschichte einigermaßen

Bewanderten kommt Calonne wie ein alter Bekannter vor.

Seine Erscheinung hat etwas Typisefaes. Wie häufig be-

gegnen uns allein im Verlauf der. Revolutionszeit soldie

gleißenden Flanmacher, die dem Königspaar ihre Allheil-

mittel mit leidenschaftlicher Beredsamkeit anpreisen und

sich anheischig machen, die furchtbare Krisis augenblick-

lich zu beschwören. Mit bewunderungswürdiger Geschick-

lichkeit entwickeln sie ihr Programm, in dem sie oft treff-

sicheres Urteil und staatsmännischen Blick zeigen ; es krankt

aber meist an einem verborgenen Fehler, der rasch genug

bei seiner Ausführung zutage tritt Ein solcher Plan-

macher ist auch Calonne. I^r ist so recht der Repräsentant

einer in sich zwiespältigen • Übergangszeit : die Gegensätze,

deren unversöhnliche Schrottheit er nicht ahnt, hofft er

durch seine politischen Rechenkünste nodi ausgleichen zu

können. So möchte er die Staatsverwaltung wohl auf neue

Grundlagen stellen und mit dem modernen Ordnungsgeiste

beseden; die Reform soll aber vor den Mauern von Ver-

sailles haltmachen. Kr begeistert sich an den staatsbürger-

lichen und sozialen Gedanken, wie sie die besten Herzen
*

seiner Zeit bewegen, und hängt doch wieder mit allen

Fasern seines Wesens an dem Fiitterglanz des höfischen

Lebens, das er mit allen seuien Sünden und bösen Lüsten

in die Zukunft hinüberretten möchte. Er gefaUt sidi in

der Rolle des Volksbeglüdcers, buhlt aber hauptsächlich um
den Beifall seiner Gönner in Versailles. Die Steuerfreiheiten

des Adels und des Klerus brandmarkt er als einen nicht

länger zu duldenden Mißbrauch, während er über die skanda-

lösen am Hofe üblichen Geldvergeudungen schonend den

Mantel nachsichtiger Liebe breitet.
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An diesem innem Widerspruch sollte Calonnes Reform-

versuch scheitern; er selbst aber hielt sidi gerade wegen

seiner Bereitschaft zum Abschluß von Kompromissen im

Vergleich mit einem so unnachgiebigen Vorgänger wie

Turgot für den größeren Staatsmann. Er verwertete zwar

d^en Ideen in seinem Reformplan, rühmte aber als sein

eigenstes Hauptverdienst, daß er die physiokratischen An-

regungen den Verhältnissen geschickt anzupassen und zu

einem lebensfähigen Ganzen zu verweben wüßte. Daher

schmeichelte er sich, daß sein Projekt den Beifall der

überwiegenden Mehrheit der Nation erhalten und ungeachtet

des zu befürchtenden Widerspruchs der Parlamente ohne

Mühe durchzuführen sein würde.

n.

Wir haben zunächst zu frägen ': welchem Anlaß ver-

dankte der Reformplan Calonnes seine Entstehung? Die

Ansicht, daß C.ilonne erst im Augenblick der höchsten

finanziellen Not, also im Laufe des Jahres 1786, sich zu

Reformabsichten hätte bekehren lassen, ist, wie schon oben

berührt wurde, nicht zutreffend. Schon im November 1783

hat er seinen Plan öffentlich angekündigt, als er sein Amt
eben übernommen hatte und sich, dem Brauche gemäß, der

Pariser Rechenkammer als Generalkontrolleur vorstellte. Bei

dieser Gelegenheit richtete er an den Präsidenten der Körper-

schaft eine kurze Ansprache, in der er der Hoffnung Aus-

druck gab, *daß es ihm vergönnt sein möchte, nach Ab-

tragung der Kriegsschulden sofort an die Ausführung seines

großen Reformplanes zu gehen. Dabei deutete er schon

dessen Charakter an,VreOidi nur in den allgemeinsten Um-
rissen: der Plan sollte sich im Rahmen der monarchischen

Verfassung halten, aber womöglich alle Zweige der Staats-

verwaltung berücksichtigen, ohne irgendeinen zu erschüttern

;

er sollte die finanziellen Hilfsquellen des königlichen Schatzes

erneuern, das Gespenst des Staatsbankrotts auf immer ver*
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scheudien nnd eine Erleichterung des Steuerdruckes herbei-

fuhren, dieses namentlich durch die gleichmäßige Verteilung

und vereinfachte Erhebung der Auflagen.^)

Aus dieser feierlichen Ankündigung ersieht man, daß

Calonne sich schon beim Antritt seines Amtes als Staats-

reformer fühlte. Wenn er mit seinem Plane noch nicht

hervortrat, sondern seine Ausführung fast drei Jahre hin-

zögerte, so mag dabei der Wunsch, zunächst seine Stellung

nach jeder Richtung hin zu befestigen, mitgewirkt haben.

Daneben ist aber unzweifelhaft auch die Rücksicht auf die

finanzielle Lage ausschlaggebend gewesen. Erst mußte er

den Staatskredit wiederherzustellen suchen, der durch die

unklugen Operationen seines Vorgängers d'Ormesson aufs

bedenklichste erschüttert worden war. Hatte man aber

die hohen Kriegsschulden abgezahlt und das Vertrauen

der Staatsgläubiger zurückgewonnen, dann durfte man
sich vielleicht an einen so umfassenden Reformversuch,

wie ihn Calonne plante, wagen. Auch Turgots und

Neckers Leitgedanke war es gewesen, daß die Krone nur

unter giesunden Verhältnissen reformieren dürfe. Calonne

freilidi gianbte sich mit dem äufSem Anschein einer solchen

Gesundung begnügen zu können.

Sobald er sich über die Lage des Staatsschatzes ge-

nugsam unterrichtet hatte, mußte er erkennen, daß an die

Herstellung des Gleichgewichts im Staatshaushalt vorläufig

gar nicht zu denken sei, daß dieses Ziel vielmehr in weiter

Feme liege und mit den gewöhnUchen Mitteln überhaupt

nicht zu erreichen sei. Im ersten Augenblick erschrak er

Uber die böse Erbschaft, die ihm d'Ormesson hinterlassen

hatte. Wenn er auch auf einen hohen Fehlbetrag von vorn-

herein gefaßt sein mochte, so hatte er sich doch die herr-

schende Not nicht so schlimm, wie sie in Wirklichkeit war,

vorgestellt AUe Kassen waren leer, 500 Millionen Schulden

') Vgl die wertvolle Pnblikatioii von de Boiilide, Chembre des

comptet de Pluis, Nogent-Le-RoCion 1873,, & 7*3 ^
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ZU bezahlen und ein jährliches Defizit von 80 Millionen zu

decken 1 Von den Einnahmen des folgenden Etatsjahies

waren durch sog. Antizipationen 176 Millionen verbraucht

worden. Im ganzen fehlten über 600 Millionen itn Staats-

schätze, also weit mehr als eine Jahreseinnahme.

Ein anderer hätte bei dieser verzweifelten Lage die

Unmöglichkeit, hier auf legalem Wege Ordnung zu schaffen,

erkannt und den Auftrag in des Königs Hände zurück-

gelegt; Calonne aber ließ sich durch seine schlimme Ent-

deckung nicht einschüchtern. Er dachte nidit daran, die

Flinte ins Korn zu werfen, sondern bewahrte kaltblütige

Ruhe. Keine Miene verriet der Außenwelt, wie schlecht es

mit den königlichen Finanzen bestellt war. V'ielmehr heu-

chelte er zuversichtlichen Mut und gab sich den Anschein,

als ob alles gut stünde und die HersteUung normaler Ver^

hältnisse in Bälde sich bewerkstdligen lassen würde. Ins-

geheim aber war er davon überzeugt, daß nur außerordent-

liche Heilmittel hier helfen könnten, wie sie in seinem Re-

formprojekt enthalten sein sollten. Damit aber glaubte er

noch nicht hervorrücken zu dürfen. Hätte doch eine vor-

zeitige Bloßlegung der Wunden, aus denen das Finanz-

wesen blutete, den Staatsbankrott zur Folge haben und

das Ansehen der Krone aufs schwerste gefährden müssen.

Auch wollte er sich in seiner neuen Stdlung erst befestigen

und das Vertrauen sdnes Königs zu gewinnen suchen. War
er sich doch bewußt, daß es nicht leicht sein würde, Lud-

wig XVI. zu so durchgreifenden Reformen, wie sie sein

Minister ins Auge gefaßt hatte, zu bestimmen, namentlich

nach den Erfahrungen, die er mit Turgot und Necker ge-

macht hatte.

So kam es nach Calonnes Auffassung der Lage vor

allem darauf an, ZtSt zu gewinnen, und um Ruhe zu haben,

galt es, die Öffentlichkeit über den wahren Zustand der

könlL^lichcn r'inanzen zu täuschen und in Sicherheit zu

wiegen. Um diese Absicht zu erreichen, befolgte Calonne
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eine geradezu frivole und gewissenlose Taktik, wie sie

allerdings wohl schon mancher seiner Vorgänger angewandt

hatte: um die furchtbaren Verlegenheiten des Staatsschatzes

neugierigen Blicken zu verschleiern, gab sich der General-

kontrolleur den Anschein, als verfüge er über Geldmittel

in Hülle und Fülle. Denn eine sparsame, knidcerige Ver*

waltung hätte setner Meinung nach im Publikum Verdacht

erweckt und die Schwierigkeiten, in denen man sich be-

fand, ahnen lassen. Warf man aber scheinbar sorglos mit

vollen Händen das Geld unter die Leute, so konnte die

Börse kaum auf arg\vt)hnische Vermutungen kommen.

Calonne ging mit geradezu raffinierter Schlauheit zu

W^erke. Um die großen Anleihen, deren er dringend be-

durfte, glücklich unterzubringen, galt es fUr ihn, den wan-

kenden Kredit möglichst bald wiederherzustellen. Das

Vertrauen der Finanzleute war durch nichts so leicht zu

gewinnen, als wenn die Regierung aufrichtig bestrebt er-

schien, ihre früheren Schulden abzutragen und den von ihr

übernommenen Verpflichtungen pünktlich nachzukommen.

Zu diesem Zwecke errichtete er im August 1784 eine Amorti-

sationskasse mit einem jährlichen unveräußerlichen Fonds

von drei Millionen, der zur Schuldentilgung bestimmt wurde.

Daß diese Einrichtung nur ein Scheindasein führte und

einzig und allein dazu da war, um den Staatsgläubigem

Sand in die Augen zu streuen, liegt auf der Hand : denn

was hatte eine solche Auskunft zu bedeuten, wo der Finanz-

minister mit jedem Jahre etwa 150 Millionen von neuem

zu entleihen gezwungen war? Schließlich brach Calonne

schon nach zwei Jahren sein feierlidies Wort, diesen Fonds

unter keinen Umständen der Kasse zu entfremden

Der findige Generalkontrolleur ersann noch andere

Mittel, die ihm geeignet erschienen, das öffendiche Ver-

Gcmel, Let caniei fiaancitees de k R^lntUMi frufitiie II,

95 C; Gomd entwirft von Calonoes fioendeller Taktik eine adir ansehen*

liehe SchiUernng.
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trauen semer Verwaltung zu erobern. Im Gegensatz' zu

seinen Vorgängern trug er dafür Sorge, daß den Inhabern

von Rentenscheinen die ihnen zustehenden Zinsen pünkdidi

am Verfallstage ausgezahlt wurden. Wie peinlich gewissen-

haft der Finanzminister selbst veraltete Versprechungen zu

erfüllen gewillt schien, zeigte er, als er an 30 Millionen

Schuldverschreibimgen nachträglich einlöste, die der be-

rüchtigte Abb^ Terray im Jähre 1770 aufgehoben und auf

deren Begleichung sich niemand mehr. Hoffnung gemacht

hatte.

Das alles waren Maßnahmen, die wesentlich den Zweck

hatten, die Zuversicht des Publikums zu erhöhen und es

über die prekäre Lage der Staatsfinanzen zu täuschen.

Dieser Absicht sollten auch die Einleitungen dienen, die

den Anleiheedikten von Calonne vorausgeschickt wurden.

Hier gab er jedesmal eine rosige Darstellung von dem
angeblich blühenden Zustande der königlichen Finanzen,

nach welcher die Herstellung des Gleichgewichts im Budget

sowie die Herabsetzung der Steuerlasten in Bälde zu er-

warten wäre.

Um Geld in die leeren Staatskassen zu locken, hatte

der GeneralkontroUeur nach der von ihm selbst aufgestellten

Theorie vornehmlich die Aufgabe, den Anschein des Reich-

tums, ja des Uberflusses hervorzurufen. Die Sununen, die

er eben erhalten, gab er darum schnell wieder aus, in der

Hoffnung, je mehr er verausgabe, umsomehr anvertraut zu

bekommen. So ließ er fast in allen großen Städten des

Reiches kostspielige öffentliche Arbeiten unternehmen. In

Le Havre und La Rochelle wurden die Häfen ausgebaut,

in Lyon das Weichbild der Stadt erweitert, in Qierbourg

eme grofle Mole aufgefiihrt, die Fonds des Departements

ftir Brücken- und Wegebau erhöht. Nur nicht durch un-

zeitige Sparsamkeit den Ars^wohn hervorrufen, als sei der

Staatsschatz in Verlegenheit, so lautete der oberste Leitsatz

der finanziellen Taktik Calonnes.
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Diese Taktik, sowie der Wunsch, seine SteUung zu

befestigen und seinen Einfluß zu mehren, veranlaßten ihn

aber auch dazu, den begehrlichen Höflingen gegenüber

freigebig den Staatssäckel zu öffnen und sie nach ihrem

Belieben daraus schöpfen zu lassen, natürlich nicht aus

purer Gutmütigkeit, sondern aus kluger Beredinung. So
wußte er sich die beiden vornehmsten Prinzen von Geblüt,

' die Grafen von der Provence und von Artois, dadurch zu

verpflichten, daß er die Mittel auftrieb, um ihre nach vielen

Millionen zählenden Schulden zu begleichen. Der Königin

erwies er sich dadurch gefällig, daß er den Ankauf von

St. Cloud ermöglichte, während der König Rambouillet

erwarb. Andern großen Herren gewährte er beim Aus-

tausch ihrer Besitzungen gegen wertvolle könig^che Do-

mänen große Vergihistigungen, wobei er sich nicht scheute,

auch V^erwandte und persönliche Freunde zu bedenken.

Kurz, man konnte sich in Versailles nicht entsinnen, je von

einem so entgegenkommenden Generalkontrolleur gehört zu

haben. Welche Unsummen Calonne in dieser Weise ver-

schleuderte, hat niemals auch nur annähernd festgestellt

werden können. Den Notabein gegenüber berief er sich,

um ein Zeugnis für seine angebliche Sparsamkeit anzufahren,

auf die Tatsache, daß unter seiner Verwaltung der Pensions-

etat sich um zwei Millionen vermindert habe. Es gab aber

ein Mittel, durch das ein verschwenderischer Finanzminister

seine Geschäftsführung prüfenden Blicken entziehen konnte.

Das waren die sog. acquits de comptant, d. h; Zahlungs*

anweisungen, die der König selbst unterzeichnete, ^und die

der Kontrolle der Rechenkammem entzogen waren. Von
dieser bequemen Ausflucht machte Calonne reichlichen Ge-

brauch.

Glückte es dem erfinderischen Finanzminister auch, das

Publikum über die Lage der Staatsfinanzen im unklaren zu

erhalten, so sahen doch die scharfen Augen setner zahl-

reidien Femde durch den Schleier, in den er die Blößen
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des königlichen Schatzes hüllte. Namentlich die Parlamente

beobachteten seine zweifelhafben Operationen mit argwöh-

nischen Blicken und suchten sie nach Möglichkeit zu durch-

kreuzen. Den Anleihen des Geneialkontrolleurs setzten sie

einen immer entschiedeneren Widerstand entgegen, der im

Dezember 1785 so scharfe Formen annahm, daß Calonne

die Hoffnung aufgab, noch einmal einen ähnlichen Versuch

mit Erfolg zu wagen. ^)

Im folgenden Jahre entdeckten einige Mi^^lieder des

Färiser Färlaments, daß der Finanzminister sich ungesetz-

licher Mittel bedient hatte, um sich Geld zu verschaffen,

indem er frühere Anleihen, obwohl sie voll aufgenommen

•) Calonne stand sehr schlecht mit dem höchsten Beamten des Pariser

Parlaments, dem ersten Präsidenten d*Aligre. Diesen hatte der General-

kontroUeur an eine seKr hohe Schuldsumme (^250 cxx) Frcs.) mahnen lassen,

deren Begleichung der Präsident > vergessen* hatte. Wie unversöhnlich

d'Aligre Calonne haßte und wie bedenklich diese Feindschaft filr den

Gencralkontrollcur war. ersieht man aus einem Schreiben Miromcnils an

Ludwig XVI. >T1 ne faut pas se dissiniuler« . berichtet der Siegelbewahrer

am 5. August 1786 dem König (Arch. nat. Paris K 163 Nr. 8'*), >qu il y
a entre M. 1e premier president et M. le Controleur general une division,

qa*fl ik*est guere possible de flatter de fidre cesser. Cela serait moins

difficfle dv c6t6 de M. le Contrftlenr g^n^nd, otttre que je le ciob d'im

caractire aases fitcOe quoique trfcs vff; U reviendiait bieat6t k M. le premier

President, s'fl ciojrait que celiu^ voolnt bien aendr son administiatioD.

Mais M. le pramer pr6sident me paiatt implacaUe daos um indi^Mtitioii

ooQtre M. le contiMeor g6n6nd, et je donte qoe Ton pAt ni6nager entie

eux fine r6c(HiGUiation paifidte. La ooodiitte de M. le ^nmkr prMdeot

dana TaffiifiK de remprunt an aob de d^cembre dernier et dans edle dea

monnaies n*a qoe Irop prouv6 qu'il n'est rien moins qne dispofld en fiivenr

de M. le Contr61eur g^n^ral. . . . M. le Controleur g£n6ral sent par&ite»

ment, combien il lui sera d^nutacenx d'avoir k la t£te dn Peziemeat

nn chef toujours disposö k detsenrir ton administration; tt desire ardem-

ment la retraite de M. d'Aligre, et je ne puis le d6sapprouvcr. M. d'Aligre

est obsWe par des gens qui haissent M. de Calonne. M. de Calonne est

obsed6 par des gens (jui haissent M. d'Aligre.* Vergeblich Ijeinühte sich

Miromönil, d'Aligre zum Rücktritt von seinem einflußreichen Posten zn

bestimmen.
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waren, hervorgesucht und über den von dem Gerichtshof

zugelassenen Betrag erhöht hatte. ^) Nur das unmittelbare

Einpfreifen des Königs konnte einen Skandal verhüten, der,

wenn er ausgebrochen wäre, Calonnes Stellung unhaltbar

gemacht hätte.

Calonne fühlte schon im Anfang des Jahres 1786, daß

seine Künste zu versagen begannen und sein Kredit sich er-

schöpfte. Jetzt war es für ihn hohe Zeit, mit dem letzten

Auskunftsnuttel, seinem großen Reformplan, hervorzurüdcen.

Mitte August offenbarte er sich dem König. Er entwarf

ihm mit rückhaltlosem Freimut ein Bild der wirklichen Sach-

lage: ein von Jahr zu Jahr wach'-endcr I^'ehlbetraef im Staats-

haushalt habe den Zustand der französischen Finanzen seit

dem Regierungsantritt des Monarchen fortwährend ver-

schlechtert Die hohen Kosten, die der amerikanische Be-

freiungskrieg verursachte, hätten die Regierung zur Auf-

nahme einer hohen Schuldenlast gezwungen. Eine Ver-

*) Vgl. darüber einen sehr interessanten Brief des Siegelbewahrers

Mirom6nil an Ludwig XVI. vom 8. Dezember 1786 (Archivcs nationales

K 163 Nr. 8"). >On s'attend dans le parlement«, schreibt der Siegel«

bew.ihrer, >que M. de Calonne ne pourra pas sc dispenser de vous j)ro-

poser avant peu des rcssources de finances. I-c projet du timbre et celui

de l'infeodation des doinaux s ont transpire et l'on a [»our plan, dt saisir

la premiere occasion qui ->e presentcra, pour faire une dcnonciaiion dont

r^clat puisst- faire perdre le credit et reiiverser le ministre des finances. . . .

Le plan est de denonccr au parlement Tabus que Ton pretend quc l'on a

£üt du dernier empmnt de M. Necker, de celui de M. de Fleury, de ceax

mlntt dfi M. de Ctknane, en pMtuit des eoaCntt de rentet pour des

MNDOies coosid^rables m deli de odles qoi ^taient fix^es par le« ^dits, de

d^derer onb tons les cootnts oomme coaternnt tue esp^ de stdlionat,

de vous fiure de vivea repf^Dtetioiis et de donner per ee nx^en «ne

etteiifte estes forte tM crddit d« ministre des finances pour qu*il n'eit plus

«nenne ressonree.« Miron^nfl gibt dem König Mittel und en, wie

es möglich sein wflide, den Ansbrnch dmm Slrsndeli^ der dem königUchen

Interesse gerade im g^enulrtigen Angenblick höchst nachteilig sein würde,

noch in letzter Stunde sn verhüten. Dafl die von den Parlamentsritten

erhobene Beschuldigung nur su berechtii^'t war, deutet der Siegelbewahrer

an; es geht andi ans den spiteren Verhandlungen der Notabein hervor.
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'I 'LImehrung der Steuern »ei bei deren/ schlechter Verteilung

yiid Übermaß ausgescMossen. Die Aufnahme weiterer An-

leihen würde das EleoA verschlimmern und von selten des

Parlaments den schär&ten Widerspruch erfahren. Auch Er-

spamisse würden ein unzureichendes Hilfsmittel sein,

gebe es nur einen Ausweg, der aber den Vorzug habe,

den Monarchen für alle Zukunft von den herköminlichen

finanziellen Schwierigkeiten zu befreien und zugleich seinen

Untertanen die seit langem ersehnte Erleichterung zu gie>

währen: er bestehe in der Vornahme einer grUndlidien

Staatsreform, die seit Generationen ein dringliches Bedürfiiis

sei und mit Ungestüm von der öfTentlichen Meinung ver-

langt werde. • Denn schon vor Übernahme der General-

kontrolle habe er, der Finanzministcr, sich durch eingehende

Studien von einer wichtigen Wahrheit überzeugt, nämlich

daß die Verbesserung des Finanzwesens aufs innigste mit

dem Ganzen der staatlicben Ordnung verknüpft sei. Nui

dann könne es wirldidi gesunden, wenn man die mannig-

fachen Mängel ausmerze, mit denen die gegenwärtige Staats-
"

Verfassung behaftet sei. ICin solches heilsames Ergebnis

^
sei aber nicht auf dem Wege kleiner Teilreformen zu er-

^ - ^ zielen , sondern nur durch einen griindlichga^Urnbau des \

X ganzen Verwaltungsgebäudes nach einem<^nhdtlich^ Ptaa^^^^^

V' \ Diesen Plan 1^^ Calonne dem Kfjmige yt>r in einer

} vorläufigen Skizze, die nur die großen üiHnsse enthielt.

^ ^ j "Verglichen mit' den bescheidenen Anläufen Turgots und

Keckers, bedeutete er eine gewaltige Umwälzung in den

\ bestehenden Verhältnissen. Um seinen Vors£lilägeft---von

vornherein mehr Gewicht zu geben, wies Calonne darauf

^) Calonne selbst hat bekanntlich den Refonnentwurf, den W dem
König im Aagust 1786 vorlegte, später bekannt gegeben im An^ng xa

seiner Streitschrift gej^en Necker : R^ponse de M. de Calonne ä l'ecrit de

M. Necker, London, Januar 1788, unter dem Titel: Pröcis d'un plan

d'amöliorauon des ünances, prcsent6 au roi le 20 aoüt 1786. Im National*

archiv habe ich vergeblich nach dem Original gesucht.
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hin, daß die hier empfohlenen llaggahüxefT nicht von ihm

eist erfunden, sondern schon wiederholt und eindringlich

von den hervorragendsten französischen Verwaltungsbeamten
'

angeraten seien.

Im Vordergrund des ganzen Planes standen zwei Maß-

regeln, die sich mit dem Problem befaßten, das den Kern

der Reformbevvegung. bildete, mit der Frage, wie sich eine

gleichmäßigere Verteilung der Steuern am besten erzieleji-'^

lassen würde: statt der beiden Zwanzigsten sollte^««n€aU-

gememe Grundsteuer eingefilhrt werd^,^jdie''1^on allen Pri-

vilegierten ohne ^w^h^> -niefaTnurvoni Adel, sondern

auch vom Klerus mit getragen werden sollte. Für ihre ge-

naue Umlegung und Erhebung sollten die Munizipalitäten zu

sorgen haben, welche, abgesehen von den Pays d'fitats, die

vorläufig ihre Verfassung behalten sollten, in allen Pro-

vinzen des Reiches eingerichtet werden sollten. Wir brauchen

kaum daran zu eriiuiem, daß diese beiden Maßnahmen, die

Einfuhrung einer allgemeinen Grundsteuer und der Munizi-

palitäten, die beiden Hauptpunkte des physiokratischen Re-

forniProgramms gebildet, und daß namendich Turgot als

der geistige Urheber ihre baldige Verwirklichung ernstlich

ins Auge gefaßt hatte, aber durch seinen frühen Sturz daran

gehindert worden war. Jetzt hatte sein getreuer JFreund

und Mitarbeiter Du Pont Calonne dafür gewonnen.

. Auch die meisten andern Vorschläge des Reformplans

verdankten physiokratischen Anregungen ihren Ursprung,

wie die Verwandlung" der Wegfronden in eine Geldleistung,

die Befreiung des Getreidehandels, die Aufhebung der innern

Zollschranken, die Veräußerung der königlichen Domänen,

die Reform der Gabelle und die Abschaffung oder Ein-

schränkung einiger drückender Verbrauchssteuern. ^ Wie
hochzufHeden wäre Turgot gewesen, wenn er ganz all-

mählich diese Maßregeln hätte durchsetzen können, die

Calonne nunmehr mit einem einzigen Sprunge zu erreichen

hoffte.
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III.

Um den entschiedenen Widerspruch, der sich gegen

Calonnes Plan bald von allen Seiten erheben sollte, in seiner

ganzen Tragweite richtig würdigen zu können, kommt es

für uns nicht so sehr auf eine genaue Erläuterung" der ein-

zelnen Entwürfe an, aus denen das große Reformprojekt

sich zusammensetzte, sondern vielmehr auf seinen Total-

eindruck und die politischen Ziele, die sein Urheber damit

verfolgte.

Die Historiker wie die^Zeitgenossen pflegen es so hin-

zustellen, als sei für Calonne einzig und allein das finanzieUe

Moment maßgebend gewesen, dagegen die Reformen nur

das Mäntelchen , hinter welchem er notdürftig genu^ den

fiskalischen Zweck zu verbergen suchte, der den eigentlichen

Hebel seiner Tätigkeit bildete. Niemand wird leugnen

wollen, daß dem Minister die Herstellung der königlichen

Finanzen in erster Linie am Herzen lag, und daß Projdcte

wie die Einführung der Grundsteuer, die Ausddmufig der

Stempelsteuer und die Veräußerung der königlichen Domänen
hauptsächlich zu diesem Behufe ersonnen waren. Glückte

es ihm damit, so erzielte er nicht nur eine sehr beträcht-

liche Erhöhung der königlichen Einnahmen, wodurch die

Begleichung des Defizits ermöglicht worden wäre, sondern

wahrschemlich noch einen erheblidien Uberschuß, der viel-

leicht seinen Freunden und Gönnern in Versailles zugute

gekommen wäre.

Und doch wäre es einseitig zu glauben, Calonne hätte

sich nur von dem Wunsch leiten lassen, die Bedürfnisse

des Staatsschatzes möglichst reichlich zu befriedigen, und

den Reformeifer, den er dabei an den Tag legte, bloß ge-

heuchelt. Wer sich in die Denkschriften vertieft, die der

Minister allein für die Augen des Königs bestimmte, wird

gewahr werden, mit welcher «ndringlichen
,
überzeugenden

Wärme hier von Calonne die Notwendigkeit einer gründ-

lichen Erneuerung des alten Staatswesens verfochten wird;
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er win^ zugeben müssen, daß nur ein^aufnchti|§M>egeisterter ^ \

Anhänger d« Reformgedankens so tfeßsiäw^Vrteile über

die Gemecl^n der altständischen Veirfassung uifd die Vdf»^ 4. ^.
.

Züge des /nationalen Einheitsstaatesxfallen^ konnte. Wird

man docn bei der Lektüre dieser Denkschriften bisweilen

an den aellseherischcn Prophetenton erinnert, den Mirabeau

später in den für den Hof bestimmten Geheimnoten an-

schlug. Daß das Alte in kurzer Zeit zusammenstürzen

müsse und man unter seinen Trümmern begraben Verden

würde, wenn man nicht rechtzeitig zur Erneuerung des

Baus schreite, diese Wahrheit erschaut Calonne mit klarem

Blick und drän^rt in dieser Uberzeugung mit fast stürmischer

Leidenschaft den König auf den schlüpfrigen Pfad der

Staatsreform.

Einer für die Königin bestimmten Denkschrift^) stellt

Calomie die charakteristische Behauptung voran : »Der vom
König genehmigte Plan ist'weit mehr ein Verwaltungsplan

als ein Finanzplan ; er würde für die gute Ordnung not-

wendig sein, wenn er es nicht für die Hebung der Ein-

künfte wäre.« Mit diesem Hinweise hebt Calonne den

administrativen Grundgedanken hervor, der in allen seinen

Denkschriften wiederkehrt: er gipfelt in dem Bestreben, die

') Sie ist im Anhang dieses Baches wiedergegeben. Diese Denk-

schrift, wdche die Anftdirift: >Matib qni n<Sce»titent Vtaeicalliaa dn plu

adoptö par le roi< trägt, ist nicht, wie Wahl wül, swischen August und

Novenber 1786 aasosetaeD, sondern frtthestens Ende Desember 1786, Wie
Strock (a. a. O. S. 3S5 Anm. 3) treffend henroijgdioben hat, worde Marie

Antoinette in den Plan erst dann tiefer eingeweiht, als sich der K<tnig flir

densdben entschieden hatte. Allerdings bat sie schon hinge vwher von

den Relwmabaichten Calonnes gehört. Hat doch der Generslkontroileor

ao^eieh daran gedadit, sich des Beistandes der Königin m versicbem. Ans

diesem Grande hatte er sich schon im Angnst 1786 an den Grafen Mercy

gewendet und in einer vertraulichen Unterredung den Gesandten auf sein

Reforroprojekt hingewiesen. Dabei hatte er die Besoi^is geäußert, er

würde damit nicht zum Ziele kommen, >wenn er nicht hierbei von höheren

Orten gegen alle Kabalen auf das kräftigste unterattttst wflrde.« Mercy

an Kaunitz, den 20. August 1786, Wiener Archiv.

Glsgau, RefonnvdBttchc. 1$
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buntscheckige, von landschaftlichem Sonderungsgeist be-

herrschte Verwaltung nach einheitlichen Gesichtspunkten

umzugestalten, ctie mittelalterlichen Uberreste aus ihr auS'

zumerzen , und das Werk, das die Zentralisation begonnen

hatte, wirklid) zu voUenden. Aus einem Gemisch von Pro-

vinzen, die nach den verschiedensten Grundsätzen verwaltet

werden und einander fremd gegenüberstehen , soll ein ein-

heiüicher Organismus, der nationale Staat, gebildet werden.

Denn in dem mangelnden Zusammenhang zwischen den

verschiedenen Teilen des Reiches erblickt Calonne das

HauptUbd der bestehenden Ver&ssung. Würden doch

namentlich durch diesen Mifistand die mannigfachen Schwie-

rigkeiten bedingt, die bisher die wirtschaftlidie Entwickehing

der Monarchie gehemmt und die reichen in ihr schlum-

mernden Kräfte unterbunden hätten.

Der Minister unterwirft in diesem Sinne das alte Regime

einer vernichtenden Kritik: »Ein Königreich, das sidi aus

Pa3rs d'^tats, aus Pays d'^lection, aus Landschaften mit

Ptövinzialverwaltungien, aus Landschaften mit gieociischten

Verwaltungen zusammensetzt, ein Königreich, dessen Pro-

vinzen einander fremd sind, in dessen Innern vielfache 2^11-

schranken die Untertanen desselben Herrschers voneinander

trennen und scheiden , ein Königreich , in dem gewisse

Gegenden vollständig befreit sind von Lasten, deren ganzes

Schwergewicht dagegen die andern bedruckt, wo die reichste

Bevölkerungsklasse die geringsten Auflagen zahlt, wo die

Privilegien jedes Gleichgewicht zerstören, wo eine fest-

stehende Regel oder ein gemeinsamer Wunsch ein Ding

der Unmöglichkeit ist, ein solches Reich ist notwendiger-

weise höchst unvollkommen, von Mißbrauchen ganz durch-

setzt und so, wie es ist, unmöglich gut zu regieren.« Wie
außerordentlich. verwickelt sei, so führt der Minister weiter

aus, unter solchen Verhältnissen die allgemeine Verwaltung;

wie ungleich verteilt seien die öffentlichen Lasten; wie werde

Handel und Wandel auf Schritt und Tritt durch unzählige
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fecfaranken in der freien Betätigung aufgehalten, wie der

Ackerbau durch unerträgliche Lasten unterdrückt, wie die

Staatsfinanzen durch das Ubermaß der Erhebungskosten

und die Verkehrsstockung geschwächt.

Diesen Leitgedanken, der eine klare, einheitliche, über-

sichtliche Organisation der Verwaltung in dem französischen

Staat anstrebt, wird Calonne nicht milde, mit schlagenden

Gründen und überzeugender Beredsamkeit zu vertreten. Das
Wohl und Wehe des Reiches, seine Entwickelung zu unge-

ahnter Kraft und Blüte scheint ihm von einer möglichst zu

beschleunigenden Verwirklichung dieser Idee abzuhängen.

Er ist darauf stolz wie auf eine eigene Entdeckung und

behauptet, daß seine Vorgänger, obwohl sie die gleichen

Ziele wie er verfolgt hätten, diesem Gedanken, der über

alle Schwierigkeiten der Staatsreform huiw^[helfe, nicht ge-

nügende Aufmerksamkeit geschenkt hätten.

Als eigene Plrfindun,^ hätte Calonne diese Idee aller-

dings nicht in Anspruch nehmen dürfen. Denn sie stammte

nicht von ihm, sondern von den Physiokraten, an deren

Programm sich der Reformplan des Ministers auls engste

anlehnte. 1) Namendich die Form, die er seinen Munizi-

*

') Du Pont durfte sich bekanntlich rtthmen, die Mehrzahl der Denk»

Schriften, die Calonne den Notabein vorlegte, Ter&Ot zu haben. Calonne

ist lerner zweifellos stark angeregt worden von dem schon im ersten

Kapitel angeführten Werk von Tur^'ols Freund und Schüler Letrone, He

l'administration provinciale et de la rdforme de l'inipöt. Bei der Durch-

sicht des Tagebuchs des Pariser Buchhändlers Hardy — es befimlei sich

in der Manuskriptenabteihing der Pariser Nationalbihliothek - stieß ich

auf folgende witzige Strophe eines damals in der Hauptstadt aniiaufenden

Scherzgedichtes ttber die Notabelnversammlang

:

>Si le peuple Mt d^podlif

Par le gentil Calonne,

ITen lois pobt teerveütf

,

n a dottblonent jpSBÜ

. Le TVftm, Le Ti^oe, Le Tr6ne.«

Zo dieser Stroplie, die mter dem 9. Apiil 1787, dem BntiaaeaiigMige

Cekmiies, in das Tagebncli eiiifetiagea «nde, madit Haidj Ibigeiide An^

13*
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palitäten gab, war aus dem von Du Pont in Turgots Geiste

verfaßten Entwurf sklavisch überpommen. Das ist eine Tat-

sache, die wir sehr aufmerksam beobachten müssen, da sie ,

höchst wichtig ist für die j)olitische Tragweite , die dem
Calonneschen Plan innewohnte. Sie ist bisher in dieser

tieferen Bedeutung kaum gewürdigt worden, und doch ist

sie für das Verständnis der Haltung, die die Notabein den

Vorschlägen des Generalkontrolleurs g^enUber einnehmen

werden, von sehr wesentlichem Gewicht.

Wie Turgot war Calonne ein überzeugter Anhänger

der absolutistischen Staatsform. Als er sich davon über-

zeugt hatte, daß die Verwaltung zur glücklichen Lösung

wichtiger Aufgaben wie der Steuenmüegung der Mitwirkung

der Untertanen nicht entraten könne, kam es ihm vor

allem darauf an, diese Mitwirkung so einzurichten, daß die

unumschränkte Königsherrschaft dadurch in keiner Weise

in ihrem Ansehen geschwächt wurde.^) Er mochte nicht

in den Fehler Neckers verfallen, der seinen Provinzialver-

waltungen eine Form gegeben hatte, die das Lebensprinzip

merkang : »Letröne, auteiir 6conomiste, dans l'ouvrafje duqnel M. de

Calonne avait puis6 son plan.c Mir war schon früher die Verwandt-

schaft zwischen Letrone und Calonnes Rcformplan aufgefallen ; aus dem'

Scherzgedicht und der Bemerkung Hardys ersieht man, daß Calonnes

Gegner ihm geradezu den Vorwurf machten, er habe Letrones Arbeit aus-

geplündert, eine Behauptung, die natürlich sehr stark ttbertreibt und der

entschiedenen Einsd^ftnlrang bedarC

*) VgL die im Anhang abgedmekle DenkMlirift Giloiuiet Iber die

IVvmDZMiverMiiimliingeii. Im Gegentats so der Denkichrift, die wpübet

den NoUbdn voi^l^ wurde — diese ist voüsttndig nur im amdidien

PlrotokoU (Procte-verlMl de TassembKe de Notables, Fkris 1788), die Ab-

drfldte im Monitenr änd in den Archives pariementaires sind Anssflge, die

• seiir erhebliebe Lücken anfareisen — gebt hier Calonne ganz offen mit

der Sprache ans sich heraus nnd enthtttit seine letsten politisclien Ab>

siditen, da das SchnfkstOck nnr filr die Aogen des KOnig^ bestimmt ist

Heranzuziehen sind auch Calonnes Bemerkungen ttber die Einrichtung der

Provinzialversammlungen in der großen Denkschrift Objeetions et rfiponses.

Anch sie ist im Anhang wiedergegeben.
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der absolutistischen Verwaltung ernstlich gefährdete, indem

die Stellung des Intendanten zugunsten der frondelustigen

Aristokratie eingeengt wurde. Einen solchen Dualismus,

wie Necker Um hervorgerufen hatte, wollte Calomie auf

kernen Fall erzeugen. Die Munizipalitäten des Turgotschen

Entwurfes, der ihm von Du Pont vorgelegt wurde, schienen

ihm diesen Mißstand zu vermeiden.

So gliederte auch Calonne seine Munizipalitäten in drei

Staffeln: die unterste bildeten Kirchspielversammlungen,

die zweite Distrikts-, die oberste Provinzialversammlungen.M

Das Wichtigste jedoch war, daß Calonne den revolutionären

Schritt wagte, die Versammlungen nicht in ständische Kurien

einzuteilen, wie das Necker getan hatte, sondern sie aus

Grundbesitzern schlechthin zusammenzusetzen, ohne nach

ihrer Zugehörigkeit zu diesem oder jenem Stande zu fragen.

Damit vollzoi^ er einen offenbaren Bruch mit der politischen

Vergangenheit Frankreichs, indem er die vorherrschende

Stellung beseitigen wollte, welche die beiden obern Stände

bisher eingenommen hatten. Wie Tuigot leitete ihn dabei

das Bestreben, die Munizipalitäten nicht nach dem Vorbilde,

sondern in ausgesprochenem Gegensatz zu den Landständen

zu gestalten, damit die neuen Organisationen nicht etwa

wie jene die politischen Strebunf^en der Aristokratie be-

günstigen und sich als Werkzeuge der Fronde mißbrauchen

lassen könnten. So fühlte sich Calonne im Widerspruch

mit Necker durchaus als Fortsetzer der in der königlichen

Beamtensdiaft herrschenden Uberlieferung, nach der eine

Mitregierung der oberen Stände unter allen Umständen

auszuschließen sei. Darum betonte er auch dem Könige

gegenüber sehr nachdrücklich, daß die Munizipalitäten keinen

unmittelbaren Anteil an der Verwaltung haben dürften, wie

*) Auf die Einfuhrung der Grande Municipalitö, d. h. der Vereiiiigniig

4er Abgeofdneteo der ProvinaalTemaunlnngeB in der Bbsptttiidt, vei^

achtele Calomne voriiafig, wie des ettch Turgot nadi «iaer Angebe Cob-

dorcels (GBmves V, isi ff.) mnleliet getan bitte.
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das Neckers ProvinzialVersammlungen für sich beansprucht

hätten: denn sie seien nur dazu da, um die Re^ening mit

ihrem Rat zu unterstützen und die geforderten Aufklärungen

zu b'efem. Auch sorgte Calonne dafür, daß die neuen

Veraatnmiungen dem Intendanten nicht über den Kopf
wachsen und seine MachtsteUung gefährden konnten.^)

Wurden die Befugnisse der Munizipalitäten in dieser

Weise soro^fältig begrenzt, so konnte es nach der Ansicht

des Ministers keinem Zweifel unterliegen, daß die neue

Schöpfung der königlichen Gewalt nicht nur nicht den min-

desten Eintrag tun, sondern vielmehr sie in ihrem Bestände

befestigen würde. Denn sie würde den Monarchen in die

engste Fühlung mit seinem Volke bringen und es dem
Herrscher erst wahrhaft ermöglichen, das nationale Interesse

zugunsten der Krone und des Staates zu erwecken. »Wird

doch gerade dadurch in die Hand des Souveräns, der be-

fiehlt, das Mittel gelegt, durch das er den Willen semer

>) »Tontet let dfiiMntioiis des AssembMet iwoviacnlet tenmt eom-

mnidqiite taa. Inteiidaiits et Commimires ddpertis, qni poommt le lendre,

<|iiMid 3s le jqgeioot 4 propos, dtns ces Assenbldes poor y fidie comnllre

Ist inteotioiis d« roL Ancnne d^pense nc ponm Ctre liute «foe snr lenii

otdonmiioes; ancnae opäatioo ne seim ei^cntie sens lenr aiHorisatiini,

qn'Us ponrmit eooorder provisoiremeDt, cn sttendant qne S. M. y «it sUtii6

Elle>m£iiie sur Ic compte qm lui en sera rendu en son ConseQ.« So lieiik

es in der den Notabein unteibieiteten Denkschrift Calonnes. Dieser

wicht^e Passus findet sich aber nur in dem amtlichen Protokoll (Proces-

Tcrbid de rassemblee de Notables S. 106/107), wShrend er im Moniteor

und den Archives parlementmres dem barbarischen Kürzungsverfahren der

Herausgeber tum Opfer gefallen ist, ebenso wie die zwei Seiten, die ihm

voraufjgehen. Der Um£ang der Sireichungen nimmt mitunter einen solchen

Umfang an, daß t. B. die bedeutsame Denkschritt Nr. III: Sur le rem-

boursement des dettes du Clerge m den beiden obengenannten Quellen-

. werken auf den Alnften Teil ihres ursprtinglichen Umfanges (Proc^s-verbal

S. itS—>I23) susammengeschmolsen ist. Die meisten andero DodaehrifteD

sind um die HnAe oder ein Drittel gekflrst, so dafi die Histof^er am
tfcsem Grande nidit dringend genug vor der Benntsong dieser hBchst

vnvoOstSndigen Aossflge gewarnt werden Mnnen»
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Untertanen nach seinem eigenen Wunsche lenken kann,

indem er durch Belebung des allgemeinen Interesses die

Sonderinteressen zum Schweigen bringt.«

In diesem Sume erblickte Calonne in dem Organismus

der Munizipalitäten mit Recht das Hauptstiick sdnes Reform-

planes, von dessen Betätigung die Wiedergeburt von König-

tum und Volk in Frankreich ausgehen sollte. Der enge Bund,

der durch dieses Mittel zwischen dem Monarchen und der Na-

tion geschlossen w urde, sollte die Schwierigkeiten überw inden,

die sich bisher allen Reformversuchen entgegengesetzt hatten,

und namentlich den koiporaliyen und landschaftlichen Sonder-

gründlich bannen. Fort« mit den Privilegien, fort mit

den Ständen und all* den trennenden Schranken, die sich

zwischen den Herrscher und sein Volk zu schieben suchen f

In Zukunft darf es nur eine einheitliche, gleichberechtigte

Masse von Staatsbürgern geben, die in Gemeinschaft mit

ihrem König für das Allgemeinwohl der Nation zusammen-

wirkt. So lautete die revolutionäre Parole der Physiokraten

und ihres gelehrigen Schülers Calonne, durch welche den

obem Ständen der Krieg erklärt und der Absolutismus

auf die alles beherrschende Höhe des Cäsarentums empor-

gehoben werden sollte.

Setzte Calonne seinen Reformplan durch, so hatten die

bevorrechteten Klassen in Frankreich wahrscheinlich für

immer das Feld, verloren, das sie bisher dem vordringeaden

Absolutismus gegenüber mit großer Mühe noch behauptet

hatten. Denn durch die Grundsteuer, die in jedem Bedarfs-

fälle kautschukartig nach Bdieben erhöht werden konnte,

wurde die Krone in Zukunft fmaiiziell weit besser als früher

gestellt, so daß sie von den Bewilligungen der Körper-

schaften, der Parlamente, des Klerus und der Landstände

unabhängig geworden wäre. Und auf das don gratuit des

Klerus verzichtete C^onne gern unter der Bedingung, daß
die geistlichen Güter der Grundsteuer unterworfen würden.

Versprach er sich doch von einer genauen Einschätzung der-
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selben weit höheren Ertrag als von den bisherigen frei-

willi^n Gaben des Klerus.

Die größte lünbuße aber mußten bei der Durchführung

des Calonneschen Planes zweifellos die Parlamente erleiden,'

die bisher als die gefährlichsten Nebenbuhler der könig-

lichen Autorität gegolten hatten. Denn 'sie wären durch

die Wirksamkeit der Munizipalitäten vermutlich völlig in

den Schatten gestellt worden. Mit ihrem Haschen nach

der Volksgunst wäre es endgültig vorbei gewesen, da diese

sich den ProvinzialVersammlungen höchst wahrscheinlich zu-

gewendet hätte- In Zukunft hatte die Regierunj^ bei allen

wichti<:(>n Maßnahmen darnach zu trachten, daß sie den

Beifall der Munizipalitäten erhielten; war sie dessen sicher,

so brauchte sie die Meinung der Gerichtshöfe nicht mehr

zu kümmern.

Die hauptsächliche Sorge Calonnes bildete die Frage,

wie er ungeachtet des zu erwartenden Widerstandes der

Parlamente seinen Plan durchsetzen würde. Kr verfiel auf

einen sehr merkwürdigen Ausweg : er gedachte sein Reform*

Projekt einer vom Könige berufenen Notabelnversammlung

zu unterbreiten, auf deren Zustinunung er mit Sicherheit

rechnen zu können meinte. Dem Könige setzte er in einer

\ besonderen Denkschrift die Vorzüge auseinander, die eine

solche Versammlung vor den Generalständen habe.^ Ge-

hörigen Nachdruck legte er namentlich auf den Umstand,

daß der Souverän die Notabein selbst ernennen würde,

während die Generalstände sich aus wählbaren Vertretern

zusammensetzten. Calonne betrachtete nach den Ausfiih*

' rungen dieser Denkschrift die Notabein im wesentlichen nur

als einen erweiterten königlichen Rat, der über die vor-

gelegten Entwürfe g^tachten dürfe, ohne aber den Anspruch

zu erheben, auf die letzten Entschließungen des Monarchen

entscheidenden Einfluß zu üben. Er wollte also diese Ver-

) Obsenfmtions sor k düKreDce entre let aatenbUes des tittm-

Gtetaix et les «MembMet des Notebies dv wpamt, S. Anhaof

.
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trauensmänner der Krone lediglich als gefügige Jasager

betrachtet wissen, die sich aus ihrer blinden Ergebenheit

in den Willen des Herrschers ein Verdienst machen, seine

Vorlagen kritiklos und widerspruchslos hinnehmen uod

\ schUeßlich durch eine imposante Beifallskundgebung vor

den Augen der dankbar gesdnunten Nation gutheißen würden.

Man hat wiederholt gefiagt: wie konnte Caloone so

verblendet sein und von einer Versammlung, die sich fast

ausschließlich aus Privilegierten zusammensetzen sollte, eine

beifällige Aufnahme seiner Vorschläge erwarten, die doch

darauf hinzielten, die obern Stände und namendich die

Korporationen des letzten Restes ihres politischen Einflusses

zu berauben? Wie durfte ein besonnener Staatsmann, der

die französische Geschichte der letzten Generationen kannte,

im Ernste daran glauben, daß die Aristokratie ihr Todes-

urteil selbst unterschreiben und in sklavischem Gehorsam

den stolzen Nacken unter das harte Joch des Dcsjx^tisnuis

freiwillig beugen würde, obwohl die Parlamente und der

Klerus gerade in der jüngstea Zeit noch ihre Vorrechte mit

leidensdiaftlichem Eifer und gutem Erfolge gegenüber jedem

Veisuch, sie darin zu beeinträchtigen, gewahrt hatten? Wie
durfte Calonne namentlich unter dem Regimente eines so

schwachen Monarchen, wie Ludwig XVI. war, darauf hoffen,

mit seinen Plänen durchzudringen, während es doch den

Privilegierten noch zehn Jahre vorher geglückt war, sogar

die unbedeutende Fronden$teuer zurückzuweisen?
,

Calonne war keineswegs wegen des Schicksals seines

Planes ohne jede Besorgnis und im Grunde seines Herzens

nicht von solcher Zuversicht erfüllt, wie er sie dem König

gegenüber geflissentlich zur Schau trug, um dessen Zustim-

mung zu gewinnen. Daß er in den Schoß der Notabeln-

versammlung eine nicht unbeträchtliche Zahl von unversöhn-

lichen Gegnern, wie die Vertreter der Parlamente und des

Klerus berufen müsse, diese bittere Notwendigkeit drängte

sidi ihm wie em drückender Alp auf. Er hoffte sie aber
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I

durch ein wirksames Gegengewicht in Schranken zu halten, i

nämlich durch den Beifallssturm der öffentlichen Meinung.

Rechnete er doch mit großer Sicherheit darauf, daß sein

Plan, der so viele lange gehegte Wünsche erfüllte und ge-

radezu die Wiedergeburt des Reiches in nahe Aussicht

stellte, in den breiteren Volkssdiiditen sowohl wie in den

aufgeklärten, reformfreundlich gesinnten Kreisen des Adels

mit begeisterter Zustimmung aufgenommen werden würde.

Diese Beifallssalven sollten die Notabein den Wünschen der

Krone gefügig machen; beharrte jedoch die Versamnüung

trotzdem in unbelehrbarem Widerstande, so konnte der

König sie getrost davonjagen und, gestützt auf die öffent.

liehe Meinung, mit den MunizipaUtäten die von seinem

Finanzminister geplante Neuordnung des Reiches durch*

führen. So brauchte nach Calonnes Ansicht der König nur

den Reformplan bekannt zu geben, und alsbald war der

Bund zwischen dem Monarchen und seinem Volk geschlos-
|

sen, der Bund einer natürlichen Interessengemeinschaft, der

so stark war, daß er den Widerstand der Korporatiooen
^

wie ein schwaches Rohr brechen und endgültig über sie
j

triumphieren mußte. Calonnes spätere Taktik gegenüber

der widerspenstigen Notabelnversammlung zeigt deutlich,

daß er die Mobilmachung der öffentlichen Meinung gegen

die Privilegierten stets als höchste Karte betrachtete, die er
:

sich nicht scheute, gegen seine Feinde auszuspielen, sobald

er von ihnen seinen Reformplan und seine Stellung emstlich
|

bedroht sah.

IV.
^

Wie wurde der König für Calonnes Plan gewonnen?
j

Es war für den Minister ein schweres Stück Arbeit, den

unschlüssigen Monarchen seinem verwegenen Projekte ge-
^

neigt zu machen und die nur allzu gerechtfertigten Bedenken

und Besorgnisse Ludwigs zu zerstreuen. Dieser bedang sich

zunächst Bedenkzeit aus: bedürfe doch ein so umfassender
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und wichtiger Plan sehr reiflicher Erwägung. Calonne kam
es zunächst darauf an, daß die Verhandlungen über die

Ausführbarkeit des Planes sich ohne Einmischung einer

dritten Person zwischen dem König und ihm allein abspiel-

ten. Er wollte seinen Entwurf als Staatsgieheininis ange-

sehen wissen und fUhrte dafür einleuchtende Gründe an.

Erst wenn Ludwig den ganzen Plan gebilligt habe, sollte

dem Staatsrat davon Mitteilung gemacht werden.

Mit fein berechneter Schmeichelei erklärte Calonne, daß

das Urteil des Monarchen nicht nur über das Schicksal

seines Planes entscheiden, sondern auch des Ministers eigene

Meinung Uber den voraussichtlichen Erfolg desselben eist

feststellen würde: »Ich habe nicht die Absicht«, fahrt er

fort, »eine Schmeichelei zu sagen. Ich weiß, daß Eure

Majestät sie haßt: aber ich sage Ihnen eine Wahrheit» von

der ich aufrichtig überzeugt bin, wenn ich Sie bitte zu

glauben, daß Ihr Takt in solcher Angelegenheit sicherer

ist als der jedes andern. Das ausgezeichnete Urteil, mit

dem Eure Majestät begabt sind und Ihre Kenntnisse . . .

setzen Sie mehr als irgendeinen andern in den Stand, die

Pläne, die Urnen vorgelegt werden, von sidi selbst aus zu

begutachten und darüber zu entscheiden, ob sie den besten

Staatsverwaltungsgrundsätzen entsprechen oder nicht ^).<

Man sieht aus dieser Probe, wie geschickt der glatte

Höfling es verstand, sich in das Vertrauen seines Herrn

einzuschmeicheln und ihn ganz in seine Hand zu bekonmien,

indem er sich den Anschein gab, als wolle er viehnehr von

dem Monarchen geleitet werden. Er kannte Ludwigs vor-

nehmste Schwäche und wußte sie meisterhaft für seine

Zwecke auszunutzen. Diese Schwäche lag in des Königs

tiefem Mißtrauen, das ihn stets argwöhnen ließ, seine Mi-

nister suchten ihn unter ihren Willen zu beugen und von

') VgU die Dralctehrift Odooncs ra den König unter dem Tteel:

»Obeervntioiis mub. l'öpoqoe k finr panr Vtanicatioa da projet prtenli

Roi< im Anhang.
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sich abhängig zu machen. An dieser Klippe war schon

so mancher Vürganger Calonnes gescheitert Dieser wußte

sie gewandt zu umschiflfen, wie Maurepas und Vergennes

das verstanden hatten. Ja. Calonne gelang noch mehr: er

wußte dem unsichern Kon ig ein gewisses Maß von Selbst-

vertrauen einzuhauchen. Mercy berichtet uns, daß der Fi-

nanzminister im Lauf der monatdangien Verhandlungen

Ludwig so bestrickt habe, daß dieser sdiließlich sich selbst

viel mehr als Calqnne (Ur den Urheber des Reformplanes

zu halten schien').

Jedenfalls hatte der GeneralkontroUeur in kurzer Zeit

wenigstens soviel erreicht, daß der König für seine Vor-

schläge ein sehr lebhaftes Interesse an den Tag legte und

sie mit beharrlichem Eifer studierte. Hier und da erhob

Ludwig einen Einwand, entdeckte er eine Lücke, brachte

er eine kleine Verbesserung an. Der geschmeidige Minister

fügte sich mit größter Bereitwilligkeit den königlichen An-

ordnungen, die er als glückliche Fingerzeige begierig auf-

griff, da sie nur geeignet seien, den Wert seines Projektes

zu erhöhen.

So hatte Calonne drei volle Monate, von Mitte August

bis Mitte November des Jahres 1786, mit Ludwig alle

Teile seines großen I'lanes durchberaten. Allein zu einem

endgültigen Entschluß hatte er den König noch immer nicht

bringen können. Alle seine Beredsamkeit war bisher an

dem unschlüssigen Zaudern Ludwigs, das sich nicht Uber-

winden ließ, zu Schanden geworden. Ein Umstand na-

mentlich erschien dem Monarchen höchst bedenldidi: die

Notwendigkeit, den Reformplan durch die Notabein gut-

heißen zu lassen. I^r erinnerte sich eines früheren Vor-

gangs unter Heinrich IL, wo die Berufung der Notabein

die Versammlung der Generalstände zur Folge gehabt hatte

') Mercy mn Kaunitz, den 20. Januar 1787 (Wiener Archiv).

*) Mercy an Kanniu, den 30.Janaar 1787.
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Im vorliegenden Falle fiirchtete er einen ähnlichen Zwang,

was zeigt, daß er fUr die dem Plane innewohnenden Kon-

sequenzen ein sichereres Gefiihl hatte als wenigstens an-

scheinend seine Minister. Denn außer Calonne rieten auch

seine beiden Kollegen Vergennes und Mironicnil die Ab-

haltung der Notabelnversammlung an. Sie genossen bisher

von allen Mitgliedern des Staatsrats aliein den Vorzug, in

die Absichten des Königs eingeweiht zu sein und rühmten

ihm — wie wir unten sehen werden, vielleicht nicht ohne

hinterlistige Berechnung — die Vorschläge des Generalkon-

trolleurs.

Die Verzögerung, die die Ausführung seines Planes von

Monat zu Monat erfuhr , erschien Calonne im höchsten

Grade bedrohlich. Seiner Meinung nach hatte der König

schon vor dem Aufbruch nach Fontainebleau, d. h. Anfang

Oktober sich schlüssig machen müssen; so daß die No-

tabeln Anfang Dezember hätten zusanmientreten können.

Ludwig aber hatte seine Entscheidung von Woche zu

Woche verschoben. Selbst nach der Rückkehr aus Fon-

tainebleau, die Mitte November statthatte, war er keinen

Schritt vorwärts zu bringen. Calonne befand sich in gro-

ßen Nöten: ihm ging es wie dem in den Watten Verirrten,

der die Meeresfluten höher und höher steigen fiihlt. Er

wußte nicht, woher er noch Geldmittel bekommen sollte, da

alle seine Hüfsquellen im Lauf der letzten Zeit versiegt waren.

Schließlich bewog er den König dazu, die Einwände, die

er gegen den Reformplan noch auf dem Herzen hatte, zu

Papier zu bringen, worauf dann Calonne versuchte, die

Argurnente Ludwigs der Reihe nach zu entkräften.

Dieser Meinungsaustausch, der uns in einem umfang-

reichen bisher unbekannten Schriftstück vorlt^^t, ist seinem

ganzen Inhalt nach ftlr die beiden Persönlichkeiten, von

denen er gepflogen wurde, höchst duuakteristisch und <Ur

das Schicksal des Calonneschen Projektes zweifellos ent-

scheidend geworden. Es mag uns dalier erlaubt sein, auf
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die hauptsächlichen Einwürfe des Herrschers und ihre Wider-

legung durch den Minister hier etwas näher einzugehen^).

Die fiedenken, die der König gegen den Reformplan -

geltend macht, gehen meist ins allgemeine, wodurdi man
den Eindruck empfangt, daß Ludwig XVI. den erörterten

Fragen doch recht fem stand, weil seine Kenntnisse in der

innem Verwaltung nur mangelhafte waren. Das ganze

Projekt erscheint ihm zu weit ausgreifend zu sein und viel

zu beträchtliche Veränderungen nach sich zu ziehen. Er

fragt daher, ob es nicht zweckdienlicher wäre, bedächtiger

vorzugehen und die einzelnen Teile der Verwaltungsmaschine

einen nach dem andern auszubessern, statt sie auf einmal

auseinanderzunehmen und dabei Gefahr zu laufen, ihre

Triebfedern zu zerbrechen. Denn eine weise Regierung

müsse sich jeder Maßnahme enthalten, die Erschütterungen

hervorrufen könnte, und die Ergebnisse einer guten Ver-

waltung sollten sich wie diejenigen der Natur langsam und

stufenweise entwickeln.

Calonne antwortet darauf mit dem. Hinweis auf die

unhaltbaren Finanzverhältnisse, die ein radikales Heilmittel

erheischten. Ein jährlicher Fehlbetrag von 112 Millionen

lasse sich nicht durch die üblichen Auskünfte, wie spar-

samere Wirtschaft, Anleihen oder Steuererhöhungen be-

seitigen. Hohe Zwecke erreiche man nur durch große

Mittel. Gerade der gegenwärtige Zettpunkt sei für die

Ausfiihrung des Planes sehr günstig. Lasse man ihn aber

ungenutzt verstreichen, so setze man sich den größten Ge-

fahren aus. Im Grunde handle es sich weder um Neue-

rungen, noch um eine heftige Erschütterung, sondern nur

um Herstellung der Ordnung und Befestigung der bestehen-

den Verfassung durch Ausmerzung der Mängel, die sie zu

zerstören drohten, kurz um die Erfüllung lange gehq[ter

') Vgl. die Denkschrift: Objections et r6ponses im Anhang. Daß

die Einwurfe yon keinem andern als Ludwig XVI. stammen köanen, ergibt

sich aus dem Inhalt des Schriftstücks.
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Wünsche. iJer Kern des Planes bestünde aus drei Maß-

nahmen ; aus der Abschafifung der Privilegien, die das Volk

bedrückten, der Einführuiig der Handelsfreiheit innerhalb

der Grenzen des Reiches und einförmiger Verwaltungs-

gnmdsätze im ganzen Lande. Wie könnte eine Beratung,

die die aufgeklärtesten und angesehensten Männer der Nation

darüber pflegen würden, irgendwie die öffentliche Ruhe ge-

fährden ?

»Ist es nicht mit diesem Plan ebenso bestellt«, wirft

Ludwig mißtrauisch ein, »wie mit so vielen andern Projekten,

die stets mit den gleichen Zusicherungen sich darsteUen,

stets wunderbare Wirkungen verheißen, aber in den Augen

der verständigen Leute nur schöne Luftschlösser sind? . . .

Welche Gewähr kann man dafür bieten, daß ein so um-

fassender Plan wie der vorliegende auch glücken wird?f

In der Erwiderung auf diesen Einwand holt Calonne

weit aus. Er weist darauf hin, daß sein Plan keinesw^
phantastische Neuerungen enthalte, sondern nur praktische

Gesichtspunkte, die zu jeder Zeit und von allen Verwaltungs-

beamten als höchst wünschenswert empfohlen worden seien.

Wenn sie nicht schon früher verwirklicht seien, so liege

das im wesentlichen daran, daß man sich mit Teilreformen

• habe begnügen wollen und dabei auf Widerstand gestoßen

sei. Alle Hindemisse würden aber leicht zu überwinden

sem, wenn man, wie er, den Grundfehler des gegenwärtigen

Ver&ssungszustandes, der in der mangelnden Einheitiichkeit

der ganzen Verwaltung liege, herausgefunden habe und

nicht nur einzelne Teile, sondern die ganze Maschine nach

gleichförmigen Grundsätzen verbessern würde.

Daß sein Minister nicht den Vorwurf eines öden

Projektenmachers verdiene, dafUr müsse dem König dessen

persönliche Vefgangenhdt bürgen. Seit zwanzig Jahren sei

er in der FinanzverwalUiQg tätig and habe reiche Erfah-

rungen sammeln können. Aber noch niemals habe er ir-

gendeinen Plan eingereicht Wenn er das jetzt getan
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habe, so sei es geschehen, nadidein er sich während drei

Jahren gründlich mit allen Einzelheiten seines Ressorts ver-

traut gemacht und mit der Uberzeugung durchdrungen

habe, daß nur die Ausführung seiner Vorschläge den Staat

vor dem Unheil bewahren können, von dem er sich be-

droht sehe.

Schließlich beruft sich Calonne auf die begeisterte Zu- «

Stimmung, die sein Plan bei den beiden Kollegen Vergennes

und Mirom6iil gefunden habe, und auf die Anschauungen,

die die gewandtesten Schriftsteller und namhaftesten Ver-

waltungsbeamten wie Vauban, PäriS'Duvemey, Turgot und

Necker in früheren Zeiten vor<^etragen hätten. Allerdings

seien diese, und namentlich Necker in seinem Buche über

die Verwaltung der französischen Finanzen, achtlos an dem
springenden Punkt vorübergegangen: sie hätten ihre Blicke

auf einzehde Schäden geheftet und nicht den tieferen Zu-

sammenhang, der zwischen den verschiedenen Teflen herrsche,

entdecken können. Übrigens seien die Gedanken, die er

in seinem Plane entwickelt habe, keineswegs neu; alle

hätten vielmehr schon den Beifall der öffentlichen Meinung

gefunden: So scheine sein Plan geradezu der Gegenstand

des nationalen Wunsches zu sein. Alle Vermutungen

sprächen zu semen Gunsten, alle Überlegungen vereinigten

sich, um ihn auszuzeichnen vor den gewöhnlidien Projekten,

die kein Vertrauen verdienten.

Muß man nicht befürchten, forscht der König weiter,

daß die Ausführung des Planes den schärfsten Widerspruch

hervorrufen wird? Wird nicht die Erhebung des Klerus,

der großen Grundbesitzer und aller derjenigen, die ein In-

teresse am Widerstand haben, so große Schwierigkeiten

zur Folge haben, daß der König entweder seine feierlich .

angekündigten Absichten wird aufgeben müssen, was sein

Ansehen in ganz Europa schädigen würde, oder daß er

ewig währende Widersetzlichkeiten zu bekämpfen haben

wird, was die Ruhe seiner Regierung stören könnte?
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Auch diese Besorgnisse hält Calonne Hir ungerecht-

fertigt und übertrieben. Mag der Klerus, mag der Adel

auch darüber unzufrieden sein, daß ihre Güter der Grund-

steuer unterworfen werden sollen, so würden sie doch ihre

verjährten und allgemein verurteilten Privilegien kaum ernst-

lich zu verteidigen wagen. Sollten sie jedoch trotzdem murren,

so würde der Beifall der öffentlichen Meinung ihren Wider-

spruch ersticken. Wenn nur der Monarch fest und uner-

schütterlich auf seinem Willen beharrte, würde er solche Äuße-

rungen engherziger Selbstsucht bald zum Schweigen bringen.

Der König bezweifelt, daß eine Erhöhung seiner Ein-

künfte sich ohne eine Vermehrung der Steuern ermöglichen

lassen würde, und weist auf die anerkannte Wahrheit hin,

daß die geringste Steigerung der bestehenden Auflagen ihr

Gewicht unerträglich machen müsse.

Calonne entgegnet darauf, daß allerdings eine große

Erhöhung der königlichen Einkünfte geplant sei, um das

Defizit zu decken, daß diese Erhöhung aber nicht den

ärmeren Volksklassen zur Last fallen würde, sondern gerade

den reicheren , die bisher unverhältnismäßig wenig dem
Staate geleistet hätten. Der König würde sogar vermuüich

bald in der Lage sein, das Los der bäuerlichen Bevölke-

rung durch Steuemachlässe wesentlich zu verbessern. Wenn
sich daher gegen die finanziellen Maßnahmen des Reform-

planes Geschrei erhöbe, so würde es nur von den Privi-

legierten ausgehen, die sich nicht scheuen würden, ihr

Sonderinteresse gegen das Allgemeinwohl auszuspielen. Al-

lein, fiigt Calonne wiederum zuversichtlich hinzu, ihre.

Stimme würde übertönt werden von den Bei&llssalven der

öffentlichen Meinung, die notwendigerweise die Oberhand

gewinnen müsse, zumal wenn durch die Einrichtung der

Munizipalitäten der Monarch den Beistand des nationalen

Interesses erhalten haben würde, das gegenwärtig sich nicht

äußern könne, das aber, in Zukunft wohlgeleitet, der Re-

gierung über alle Schwierigkeiten hinweghelfen werde.

Glafftti, Refinaventtche. I4
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Werden sich jene Provinzialversammlungen , forscht

der König weiter, auch mit der monarchischen Verßissung

vereinigen lassen?' Er erinnert an die Versuche Neckers,

mit denen man dem Anschein nach nicht günstige Erfah-

rungen gemacht habe ; denn sonst hätte man seine Pro-

vinzialverwaltungen gewiü auch in andern Landschaften

eingeführt.

Calonne tritt mit großer Wärme fUr die Provinziai-

versammlungen ein. Ihren hauptsädilidisten Vorzug er-

blickt er in der Belebung des NationalgefUhls und in der

innigen Fühlung, die sie zwischen dem Monardien und

seinem Volke herstellen würden. Auch Neckers Provinzial-

verwaltungen hätten diesem Zwecke gedient. Allerdings

seien sie in der Form verfehlt und hätten bei der Aus-

,
dehnung auf andere Landschaften dem Ansehen des Mon-

archen nachteilig werden können. Aber ungeaditet dieser

Mängel, die man bei den neuen BUdungen zu vermeiden

wissen werde, hätten sich die Provinzialverwaltungen in

Berry und Haute-Guyenne sehr leistungsfähig und nützlich

erwiesen und allgemeinen Beifall mit ihrer Tätigkeit ge-

erntet. Welchen unvergleichlichen Jubel würde also die

Ankündigung hervorrufen, daß auch die übrigen Pays

d'dection dersdben Gunst wie jene beiden Provinzen teil-

haftig werden sollten 1

Wir übergehen hier einige unbedeutendere Einwürfe

des Königs, um uns zu seinen letzten Bedenken zu wenden.

Die Berufung der Notabein ist ihm sehr unbequem ; denn

sie könnte vielleicht für das königliche Ansehen gefahrlich

werden. Er fragt daher an, ob man nicht den Plan ohne

Mitwirkung einer Notabelnversammlung durchführen könnte.

Caloone jedoch hält die Berufung der angesehensten

Männer des Reiches für unumgänglich notwendig. Durch

ihre feierliche Zustimmung sollten sie dem Reformplan eine

höhere Weihe geben und namentlich den zu erwartenden

Widerspruch von selten der Parlamente, des Klerus, des

I
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Adels und einzeliier Provinzen dämpfen: sie sollten den

Volkswillen zu entschiedenem Ausdruck bringen, um ihn

allen Sonderinteressen entgegenzustellen. Daß man auf

diesem Wege unfehlbar Erfolg haben würde, dafür glaubt

Calonne dem Könige bürgen zu können.

Allein ungeachtet dieser zuversichdichen Stimmung

seines Ministers hat der Monarch gegen eine sofortige Aus-

führung des Planes noch schwere Bedenken. Er möchte

sich daher die Sache noch längere Zeit reiflich tiberlegen

und auf ein halbes oder gar ganzes Jahr vertagen. Nur

die dringendsten Operationen, soweit sie geeignet sind, die

für das nächste Jahr notwendigen Geldmittel zu beschaffen»

möchte er herauslösen.

Diesen letzten Vorschlag hält aber Calonne Air un-

durchführbar. Denn er würde semen Plan im ungiinstigsten

Lichte erscheinen lassen. Dürfe man doch die finanzteile

Seite des Projektes gar nicht betonen. Im Gegenteil, es

sei dringend notwendig, die Absicht, eine Erhöhung der

Einkünfte dadurch zu erzielen, möglichst in den Hintergrund

treten zu lassen und dagegen die Reformen, die dem ganzen

Plan einen verführerischen Anstrich gäben, in den Mittel-

punkt des Interesses zu rücken.

Eine Vertagung des Planes aber widerrät der Minister

auf das entschiedenste. Er beschwört Ludwig, ja zu be-

herzigen, daß eine solche Entscheidung im höchsten Grade

den Staat gefährden könnte. Denn dadurch würde man
alles aufs Spiel setzen. Müßte man doch bei Aufnahme

einer neuen Anleihe den wahren Beweggrund, das fort-

schreitende ungeheure Defizit, angeben; ein solches Einge-

ständnis aber'würde den Staatskredit zerstören und — der

Minister wagt die'sen- Ausgang' nur anzudeuten — den Ban-

krott nach sich ziehen. Calonne führt den König an den

Rand des Abgrundes und weist ihm dessen gähnenden

Schlund: eine Wahl gibt es für den Monarchen nicht mehr;

er darf nk:hi ferner unschlüssig zaudern, sonst ist alles ver-

14'
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loren. Kein Tag ist zu versäumen. Noch vor Ablauf des

Monats November soll Ludwig sich über die endg^tige

Fassung des Reformplans mit den Ministern Vergennes und

Miromenil, die in das Geheimnis gezogen worden waren,

auseinandersetzen, um Anfang Dezember die Berufungs-

schreiben an die Notabein abzusenden, die dann im B^^inn

des neuen Jahres zusammentreten würden.

V.

Immerhin dauerte es noch einige Wochen, bis Lud-

wig XVI. zur Ausführung des Reformplanes seine endgültige

Zustimmung gab. Unter dem Einfluß der bezaubernden

Beredsamkeit Calonnes schwanden allmählich auch seine

letzten Bedenken. Die zuversichtliche Stimmung des Mini-

sters sehten sich ihm schließlich mitzuteilen. Mehr und

mehr überzeugte er sich von dem Werte des Projektes und

sah mit ungeduldiger Spannung der Notabelnversammlung

entgegen. Wie die goldenen Äpfel der Hespehden schim-

merten die lockenden Verheißungen, die sich in wenigen

Wochen nach Calonnes Wort erfüllen sollten, vor seinen

Augen: mit einem Zauberschlag würde der König; der so

oft unter den widrigen Verhältnissen der letzten Jahre ratlos

geseufzt hatte, von allen drückenden Zukunftssorgen befreit

werden ; das Defizit würde beseitigt, die Ordnung in den

Finanzen und in der Verwaltung hergestellt werden; die

Krone einen erheblichen Machtzuwachs erfahren und hinfort

nicht mehr die Widersetzlichkeit der Parlamente und übrigen

Korporationen zu furchten haben. Aber nicht aUein der

Monarch, auch sein Volk sollte glücklich werden und dem
Herrscher als seinem Retter wie einst Heinrich IV. dankbar

zujubeln. Man mochte sich in ein Feeninarchen versetzt

glauben. Ludwig XVL wähnte sich schon im sichern Be-

sitze des herrlichen Zauberschlosses. Er konnte kaum noch

den Zeitpunkt erwarten, wo er die Welt durch die An*

kUndigung des bisher geheim gehaltenen Reformplanes über-
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raschen würde. Am Tage vorher verbrachte er eine schlaf-

lose Nacht: aus ungeduldiger Freude, wie er Calonne ge-

stand.

Wir erfahren nicht genau den Termin, an dem der

König Calonnes Plan endgültig genehmigt hat. Eine an

den Monarchen gerichtete Denkschrift des Finanzministers,

die Mitte Dezember abgefaßt ist und sich mit der Frage

der Zusammensetzung der Notabeinversammlung beschäftigt

scheint mir indes ein zuverlässiger Afarkstein für die un-

gefähre Feststellung jenes Datums zu sein. Obwohl hier

Calonne sidi nicht ausdrücklich auf die Zustimmung Lud-

wigs beruft, geht aus dem ganzen Inhalt deudich hervor,

daß die Ausführung des Reformprojektes beschlossene Sache

ist und es sich für den Minister nur noch darum handelt, sie

möglichst seinem Zwecke entsprechend zu beschleunigen.-)

Der Beifall seines Herrn hatte Calonnes Zuversicht

offenbar noch gesteigert Er verbürgte sich hier abermals fUr

den glücklichen Ausgang der Notabelnversammlung in über-

sdiweng^chen Ausdrücken, die auch den flüchtigen Schatten

jedes Zweifels aus des Königs Seele bannen sollten. Seien

doch niemals die Umstände günstiger gewesen, um den

Erfolg des Ereignisses sicherzustellen: »Die Ruhe, die

.in ganz Europa herrscht, die Hochachtung, die man allge-

mein für des Königs Tugenden hegt, wie die Natur der

geplanten Maßnahmen, die alle geredit und wohltuend sudd,

kurz alles trägt dazu bei, um die voUkonmienste Sorglosig-

keit in bezug auf das Ergebnis dieser Versammlung einzu-

flößen, mit der zufrieden zu sein Euer Majestät allen An-

laß haben werden.«

>Id6es soumises a la d^cision du roi sur la n6cessit^, l'ipoque, la

composition et la forme de l'aMembl^ de NoUbles.c Die Denkschrift ist

im Anhang wiedergegeben.

') Die feierliche .\nkündigung seines EntschUisses, eine Notabeln-

versammlung zu berufen, vollzog Ludwig XVI. erst am 29. Dezember kurz

vor dem Schluß einer Sitzung des Conseil des dep^ches.
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Spätestens am 24. Januar 1787 soll nach Calonnes

dringendem Wunsch die Notabelnversammlung eröffnet wer-

den. Denn die geringste Verzögerung würde den ganzen

Plan umstUraen und seine Ausftihrung im nächsten Jahre,

ja vielleicht fUr immer unmöglich machen. Sollte doch die

Grundsteuer, die der Finanzminister hier sehr aufrichtig die

wesentlichste der vorgeschlagenen Maßnahmen nennt, in

natura erhoben werden, was eine vorherige rechtzeitige Ab-

schätzung des voraussichtlichen Ernteertrags in allen Kirch-

spielen erforderlich mache, die Anfang April vorgenommen

werden müsse. Man dürfe also keinen Tag verlieren. Daß
die Notabein länger als vier Wochen, die ihnen Calonne

zugestdit, tagen und irgendwelche Schwierigkeiten machen

könnten, mit dieser Möglichkeit rechnet der Generalkon-

trolleur auch in dieser Denkschrift nicht. Er hat nur einen

Gegner im Auge, der ihm Hindernisse in den Weg legen

könnte: die Parlamente, die eben durch die Notabein lahm

gel^ werden sollen.

Zu seinem lebhaften Bedauern aber mußte er diesem

Gegner in die zu berufende Versanmilung Eintritt gewähren,

und leider in recht stattlicher Anzahl. Denn da es her-

kömmlich war, die Präsidenten und Generalprokuratoren

der siebzehn souveränen Höfe hinzuzuziehen und dem Pa-

riser Gerichtshof einige Vertreter mehr zu gewähren, so

nahmen die Parlamente aliein 36 oder 37 Plätze in An-

spruch. Zu dieser entschiedenen Opposition würde sich,

wie Calonne selbst voraussah, der Klerus gesellen, dem aus

diesem Grunde eine auffallend kleine Vertretung zugestanden

wurde: nur ein Dutzend Krzbischöfe und Bischöfe sollte

der König nach dem Vorschlag seines Ministers berufen.

Um diese gefährliche Gegnerschaft, die Calonne auf

50 Köpfe berechnete, wirksam in Schach zu halten, mußte

der Monarch die Versammlung in größerer Zahl berufen,

wie üblich war, so daß. die Vertreter des Adels ut^l der

bedeutendsten Städte die Mehrhdt hätten. Daß diese
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beiden Gruppen seinen Vorschulen .sidieflidi zustimmen

würden, glaubte der Generalkontrolleur annehmen zu dürfen.

Ihre Auswahl sollte aus zwei Gesichtspunkten erfolgen

:

es sollten Leute von Ansehen, die allgemeines Vertrauen

genössen, berufen werden, damit ihre Zustimmung die öf-

fentUche Meinung stark beeinflussen könnte. Dabei müßte

man allerdings darauf sehen, daß es Persooeo wären, die

dem König aufrichtig ergeben, jeder Intrigue abhold, un-

parteiisch und von patriotischer Gesinnung seien.

Um den Geist der Opposition zu bannen oder doch

von vornherein möglichst einzuschränken, wurde die Ver-

sammlung in sieben Bureaus zerlegt; in jedem derselben

soUte ein Prinz von Geblüt den Vorsitz fUhren. AUgemeine

Versammlungen sollten nur dann stattfinden, wenn die Mi-

nister den Notabein eine neue Gruppe von ICntwürfen mit-

zuteilen hatten; die Beratung über diese aber war nur im

Schoß des Bureaus zulässig.

Allein die überschwenglichen Erwartungen, die der

König und sdn Generalkontrolleur an die Berufung der

Notabein knüpften, wurden keineswegs von Calonnes Kol-

legen geteilt. Allerdings hatte sowohl Vergennes wie Miro-

mönil die Pläne des Finanzministers beim ersten Anblick

ausdrücklich gebilligt, ja sogar mit beifälligen Lobeserhe-

bungen dem König empfohlen. Diese Begeisterung war

aber entweder nicht echt, wie uns Mercy versichert^), oder

inzwischen einer vorsichtigeren und zurückhaltenderen Auf-

fassung gewichen. Der frühere Beifall der beiden Minister

muß auch verwundertes Mißtrauen erregen, wenn man sich

erinnert, daß sie sich bisher stets als entschiedene Gegner

des neuerungssüchtigen Reformeifers gezeigt hatten. Sollten

sie sich plötzlich zu entgegengesetzten Anschauungen haben

bekdiren lassen, namentlich Mirom^nil, .der, wie wir bei

.Gdegenhdt seiner Polemik gegen Turgots Frondensteuer-

*) Mercj m Kannils, den 20. Jiuraar 17S7. Wiener Arebir.
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entwurf erfiüiren haben, ein eifriger Anwalt der Privilegien

war^ Es ist also sehr wohl möglich, daß Mirom^iil nicht

der harmlose alte Mann war, als den ihn auch Ranke be-

trachtet, Sondern im Innern von vornherein die Projekte

des Finanzministers verdammte und nur diese Gesinnung

zunächst sorgfältig vor dem Könige verbarg. Mercy gibt

uns für dieses Doppelspiel eine möglicherweise richtige Be-

gründung. Nach seiner Darstellung glaubte der Grofl^iegel-

bewahrer sich in seiner Stellung von Calonne bedroht. Aus
den wachsenden Schwierigkeiten, mit denen dieser zu

kämpfen hatte, meinte er schließen zu müssen, daß der

Generalkontrolleur bei gegebener Gelegenheit freiwillig auf

seinen Platz verziditen würde, um ihn mit dem Posten des

Siegelbewahrers zu vertauschen. Schon lange hegte Miro-

m^nil diesen eifersüchtigen Verdacht und sann auf ein

Mittel, um die Pläne des vermeintlichen Nebenbuhlers, den

er bitter haßte, zu durchkreuzen. Da ihn mit Vergennes

enge Freundschaft verband, rechnete er auf dessen Beistand.

Calonnes Reformplan bot ihm die willkommene Handhabe.

Er kannte besser als der o[)timistische Finanzminister die

Stimmung der maßgebenden Kreise und sah voraus, daß

die vornehmsten Korporationen des Staates den Projekten

seines Kollegen den entschiedensten Widerstand entgegen-

setzen, ja daß sie nicht eher ruhen würden, als bis sie

den verwegenen Urheber derselben aus dem Sattel geworfen

hätten.

Wenn also Miromenil beim König die Ausführung

des Reformplanes und die Berufung der Notabein zunächst

befürwortete, so geschah das, wenn wir Mercy glauben dür-

fen, in der Voraussicht, daß Calonne dadurch unzweifelhaft

in Bälde beseitigt werden würde. Sobald aber Ludwig XV^I.

seinen lüitschluß unwiderruflich gefaßt und die einleitenden

Schritte getan hatte, begann sich Miromenil von dem ge-

fährlichen Nebenbuhler, den er bisher nur zum Schein un-

terstützt hatte, abzuwenden.



Der groOe Reformplaa Calonnes, 217

Das ersieht man deutlich aus einem Schreiben, das er

am 28. Dezember 1786 an den König richtete^). Hatte er

bisher dem Reformplan uneingeschränktes Lob gezollt, so

rückte er hier mit Zweifeln und Bedenken gegen die wich-

tigsten Vorschläge Calonnes hervor. Er gesteht dem Mon-

archen, daß er im Ministerrate, der am Tage vorher statt-

gefunden, jede Gegienbemerkung gegen die Ausführungen des

Finanzministers unterdrückt habe, um schicklicherweise in

Gegenwart des Königs Mißhelligkeiten möglichst zu ver-

meiden und dadurch den Gang der Staatsgeschäfte nicht

zu verwirren. Jetzt aber hält er es für geboten, seinen

Herrn auf einige Punkte aufmerksam zu machen, die von

den Notabein wahrscheinlich Widerspruch erfahren würden.

Vor allem kommt es ihm darauf an — und dahin geht

die leicht zu erratende Tendenz des Briefes — im voraus

von sich die Verantwortung abzuwälzen, wenn die Vor-

schläge des Finanzministers sich als nicht durchführbar er-

weisen und scheitern sollten. Miromenil tadelt daher, daß

sowohl in den Beratungen, die er im Verein mit Calonne

und Vergennes über den Reformplan gepflogen, als auch in

den Sitzungen, die durch des Königs Gegenwart ausge-

zeichnet wurden, die einzdnen Gegenstände doch nur

flüchtig und recht oberflächlich berührt, keineswegs aber

gründlich und eingehend genug erörtert worden seien. Zum
Beweis dafür zählt er eine lange Reihe von seiner Meinung

nach höchst problematischen Fragen auf, die dringlich der

Klärung bedürften, bevor man sie vor die Notabein brächte.

Mochte nun der König, durch diese Bedenken des

Großsiegelbewahrers stutzig gemacht , eine neue Unter-

suchung der einschlagigen Materien anordnen, oder mochte

er leichthin über dessen Einwürfe hinweggehen, in jedem

FaU fühlte sich Mirom^nU durch den Inhalt seines abmah-

nenden Schreibens gedeckt. Er hatte den Monarchen

•) Archires aaüoiMles, Paris, K 163 Nr. 8**.
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seiner Ansteht nadi rechtzeitig gewarnt. Wenn dieser seine

Vorstellungen in den Wind sdilug, so war das dessen

Sache.

Daß auch Vergennes Neigung hatte, die Verantwortung

für Calonnes Pläne von sich abzuwälzen, kann man der

Schlußbemerkung von^ Mirom^nils Schreiben entnehmen,

wo dieser den König bittet, dem Bffinister des Auswärtigen

den Inhalt des Briefes mitzuteilen, welche Auflbrderung

natürlich in der sicheren Erwartung geäußert wurde, daß

der Freund sich seinem Urteile anschließen und die will-

kommene Gelegenheit ergreifen würde, um von Calonne ein

merkliches Stück abzurücken und im Gegensatz zu dessen

leichtherziger Zuversicht leise mißtrauische Zweifel zu be-

kunden.

Der Reformminister war also keineswegs auf Rosen

gebettet. Mercy, der von vertraulichen Mitteilungen Ca-

lonnes erzahlt, zu denen er den Minister keineswegs er-

mutigt habe, berichtet dem Fürsten Kaunitz, daß der Finanz-

minister die hinterlistige Absicht, die Miromönil und Ver-

gennes bei ihrem Betragen leitete, sehr wohl durchschaute

und sich darüber beschwerte. Wo er sich hinwendete, be-

gegnete er in diesen Tagen arglistigem Hohn und kaum
verhehlter Schadenfreude. Daß er seinen Plan bei den

Notabein durchsetzen würde, mochte niemand glauben. Alle

seine Kollegen im Ministerium kehrten ihm den Rücken,

Vergennes und Mirom^nil, weil sie seinen Sturz voraus-

ahnten und jetzt auch betreiben halfen, die andern aus ver-

letzter Eitelkeit, weil Calonne beim König durchgesetzt

hatte, daß vor ihnen der Reformplan geheimgehalten wer-

den sollte. Ein leidenschaftlicher Gegner des Generalkon-

irolleurs, der schon lange auf seinen Fall hinarbeitete, war

BreteuU. ^) Er besaß das Vertrauen der Königin und be-
. . " «

*) Miram^nil berichtet unter dem 8. Detember 1786 Ludwig XVI.,

daß Bretenfl den Parlamentsriten, die Calonne wegen der nngeaetslicheo

Ubenchreitttng früherer Anleihen Tcrklagen wollten, Bewelsmelerial lieferte:
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etnflußte sie wahrscheinlich in einem dem Generalkontrolleur

ungünstigen Sinne. Vergeblich hatte dieser sich aufs eif-

rigste bisher um das WoUwotten Marie Antoinettes be-

müht,

Als Ludwig XVI. den Reformplan endgiltig angenom-

men hatte, verfaßte Calonne für die Königin eine kurze

Denkschrift, in der er in formgewandter Eleganz die leiten-

den Hauptgedanken des Projektes übersicbtUcb zusammen-

faßte und schließlich um Marie Antoinettes Beistand flehte.

Er durfte jedoch, wie Mercy ausdrücklich dem Fürsten

Kaunitz versicherte, auf keinen Fall hoffen, erhört zu wer-

den, da die Königin von jeher eine große Abneigung gegen

ihn hegte: »diese«, fahrt der Gesandte fort, »haben Ihre

Majestät besonders in diesen letzten Zeiten demselben un-

verhalten (nicht verhehlt), ein Umstand, wodurch er nur

um so heftiger betrofien und bestürzt geworden,c')

So hatte Calonne bei dem großen Wagnis, dem er ent-

gegenging, nur den König an seiner Seite. Eine Welt von

Feinden sah er sich gegenüber. Seine Gemiitsstimmung

schwankte in diesen Tagen in jähem Umschlag zwischen

den äußersten Polen : bald zeigte er sich begeistert und hoff-

nungsfreudig, bald schwarzseherisch und tief entmutigt.

>On m a m^me dit que M. le baron de Brcteuil fait faire actuellement par

des ^missaires qu'il a a l'Hotel de Villc des relöv^s des contrals de rente

pass^ au deÜ des somtnes portöes par les ^dits d'emprunt, pour les re-

mettre k If. d'AmdGOiut, dont quelques oonseUlen qa'U s'est attach^ par

les ctp^nmees qii*il lenr donoe, senriroDt les Tiies en fiuaant le d^iondetioQ.

Je n'ai point voel« pexler de ede 4 Mi. de Cekmne; ce senit aigrir inutUe-

ment rmiiiioslt^ qm rtgne entre hd et M. le baron de Bieteoil, hin
6elater le division dans votre Conseü et voos donner de rembams.« Arch.

nat. Fteia, K 163 Nr. 8».

Mercy meldete am 5. November dem Forsten Kannhs: ^Ci]onne

bewirbet sich swar nm die Unterrttttsnng der Königin ; Ihre Majestit aber,

^die 3in besäen nnd ihn iltr einen nnfldiigen, nnfetrenen Diener halten,

sind nicht gesinnet, ihm hSchstihren Schnts angedeihen sn lassen.« Wiener

Archiv.

*) Mercy an Kannüs, den 3o.Janaar 1787.
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Wandelten ihn bose Vorahnungen an, so ^cf\e\ er sich in

der Pose des Helden, der sich für das Wohl seines Königs

und des Vaterlandes gern aufopfert. So ruft er der

Königin in der oben erwähnten Denkschrift zu: »Übrigens

habe ich die Augen fest gesdilossen gegenüber allen Ge-

fahren, die ein großes Unternehmen stets für denjenigen

hat, der sich damit beladet. Da ich tief durchdrungen bin

von der Uberzeugung, daß das Wohl des Staates davon

abhängt, würde ich mich ohne Zaudern fiir den glücklichen

Ausgang aufopfern, würde ich mich sogar ohne Reue als

das Opfer des Versuchs erblicken, c Daß er nicht allein

seine wenig bedeutende Person bei dem Unternehmen au&

Spiel setzte, sondern auch die Geschicke des Königs und -

des alten Staates, ahnte er so wenig wie die zahlreichen

Gegner, die an seinem Sturze mithalfen.
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Calonne und die Notabein.

1.

Sicherlich war es ein hohes bedeutendes Zid, dem
Calonne mit seinem großen Reformpiane zustrebte : handelte

es sich doch um nichts Geringeres als um die Wiedergeburt

der französischen Monarchie. Die Gedanken, die in dem
Programm der physiokratischen Schule ihren schärfsten

Ausdruck gefunden hatten, sollten nunmehr verwirldkht

werden. Durch die Einführung von Munizipalitäten sollte

die Staatsverwaltung neu belebt, sollte vor allem die un-

selige SteucTverfassung, die den Armen zu£^unsten des Reichen

überbürdete und den landwirtschaftlichen Aufschwung hemmte,

von Grund aus nach gesunden Grundsätzen umgestaltet

werden. Durch die Niederbrechung der innem Zoll-

schranken und die Aufhebung oder Milderung mancher

lästigen bdirekten Abgabe hoffte man Handd und Wandel

im Innem des Reiches zu höherer Blüte zu bringen und

überhaupt durch die Schöpfung eines weiten einheitlichen

Wirtschaftsgebietes eine möglichst freie Entfaltung der pro-

duktiven Kräfte zu gewährleisten. Hinter diesen umfassen-

den Reformen verschwand fast diejenige Frage, die Calonnes

vornehmste Sorge beanspruchte und dgentUch die Keim-

zeOe seines Planes bOdete: die Gesundung des köni^chen
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Finanzwesens, die durch die Erschließung neuer Einnahme-

quellen, wie der Grundsteuer und der Stempelsteuer, sowie

der Veräußerung des Domanialbesitzes gelöst werden sollte.

Allein die Durchfuhrung dieses staatswirtschaftlichen

Programms schloß I*"olgcrungen in sich, die auch rein poli-

tisch von der größten Tragweite waren: die Reste des

feudalständischen Staates, die der vordringende königliche

Absolutismus noch nicht aufgesogen hatte, wären dadurch

bis auf wenige trümmerhafte Überbleibsel, die audi nur

kurze Zeit das Dasein gefristet hätten, verschwunden.

Schon der Grundgedanke des Calonneschen Reform-

planes, der als ideale Forderung die einheitliche gleich-

förmige Verwaltung des ganzen Reiches aufstellte, kündigte

dem ständischen Geiste, der in dem provinziellen Sonder-

leben die Wurzeln seiner Kraft erblickte, Todfeindschaft

an. Eben dieser ständische Geist hatte sich den zentrali-

sierenden Tendenzen des Absolutismus stets mit zäher

Energie entgegengestemnit und auf seine verbrieften Rechte

und Privilegien berufen. Auch dieses Mal nKichte der Re-

furmministcr vor den Pays d'Kta.ts halt, sprach aber die

bestimmte Erwartung aus, daß auch diese Landschaften

späterhin ihre Sonderstdlung aufgeben und sich wie die

Pays d'dection dem Gesamtoiganismus des Staates ein*

gliedern lassen würden, sobald sie die Vorzüge der neuen

Munizipalverfassung würdigen gelernt hätten. Diese Muni-

zipalverfassung aber beruhte ja geradezu auf der Verneinung

des ständischen Geistes: denn indem man hier auf die

Scheidung der Versanunlungen in die herkömmlichen drei

Kurien ausdrücklich verzichtete, deutete man klar an, daß

man mit dem mittelalterlichen Dreiklassenstaat energisch

zu brechen gedachte, daß man nur eine politisdi gleich-

berechtigte Masse von StaaLbbürgern hinfort anerkennen

würde.

Wie die Pays d'Etats sahen sich auch die Parlamente

durch die neuen Munizipalitäten in ihrem politischen Dasein •
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aufs ernstUchste bedroht. Unterlag es dochrkeiiiem Zweifel,

•daß die machtvolle Organisation der Selbstverwaltung niit

ihrem repräsentativen Giarakter in Zukunft die Gerichtshöfe

in Schatten stellen würde. Wie leicht würde es hinfort

dem Königtum sein, Maßnahmen im Widerspruch mit den

Gerichtshöfen durchzuführen, sobald es sich auf den Beifall

der Munizipalitäten berufen durfte.

Am schärfsten aber wendete sich die Stoßkraft des

Calonneschen Reformplanes gegen diejenige Korporation,

die mit ihrer kraftvollen Organisation die größte politische

Macht verband und gleichsam einen Staat im Staate bildete,

gegen den Klerus. Seine gewaltige Gütermasse, die einen

erheblichen Bruchteil des Grundbesitzes des Reiches aus-

machte; sollte der einzuführenden Grundsteuer unterworfen

werden. Das bedeutete aber nicht nur den Verlust des

kostbaren Steuerprivilegs, sondern auch der politischen

Macht, die der Klerus bisher besessen hatte. Denn welch

wertvolle Waffe war für ihn das Steuerbewilligungsrecht

gewesen , wenn er auf seinen Generalversammlungen mit

der Regierung über das don gratuit verhandelte und dessen

Höhe nach den Zugestandnissen einrichtete, die er als

Gegengabe emheimste. Was er bisher mit unüberwindlicher

2ähigkeit der Regierung verweigert hatte, sollte er in Zu-

kunft zulassen müssen: wie die Fays d'l^tats sollte er hin-

fort auf das Recht der eigenen Steuerverwaltung verzichten

und seine Güter von königlichen Beamten einschätzen lassen.

Wir erkennen also, welch bedeutender politischer Kern

in Calonnes Reformplan enthalten war, wie seine Durch-

führung den Tod des ständischen Prinzips, das sich in den

verschiedenen Korporationen darsteUte, und den endgültigen

Triumph des Absolutismus im französischen Staatsleben zur

Folge gehabt hätte. Es handelte sich also um eine hoch-

politische Frage, über die sich die Notabein schlüssig zu

machen hatten. Sollten sie vor dem Absolutismus alle

Schranken niederreißen und ihm ihre ständischen Privilegien
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und Freihetten zum Opfer bringen, also ihr eigenes Todes-

urteil unterzeichnen, oder sollten sie vielmehr die korporative

Selbständigkeit mit entschlossenem Eifer wahren?

Daß der Klerus, die Parlamente und die Vertreter der

Pays d'Mtats Widerstand leisten würden, sah Calonne vor-

aus. Obwohl diese Gruppen fast die Hälfte der Miti^Iieder

der Versammlung ausmachten! hoffte der Minister trotzdem,

daß di$ Mehrheit seinem Plane zustimmen würde. • Dabei

rechnete er namentlich auf die nachdrückliche Mitwirkung

von zwei Faktoren, die seiner Meinung nacli mittelbar

starken Einfluß auf die Haltung der Notabein üben mußten,

einmal auf das Ansehen und die Verehrung} die man der

sittenstrengen, von den besten Absichten geleiteten l^ersön-

lichkeit seines königlichen Herrn zollte, sodann abei*— und

auf dieses Moment sehen wir Calonne von vornherein das

größte Gewicht legen — auf die rückhaltlose Unterstützung,

die seine Vorschläge, wie er sich schmeichelte, in der

öffentlichen Meinung finden würden. Immer wiederholt er

in seinen zahlreichen Denkschriften dem König, daß alle

seine Projekte schon längst den Beifall der Nation hätten,

ja daß sie geradezu der Niederschlag der heißesten Wün-

sche des französischen Volkes seien. Wie würden daher

die Notabdn es wagen, dem klar ausgesprochenen Willen

des Königs und der Nation Trotz zu bieten, indem sie die

heilsamen Reformen, von denen nicht nur das Wohl der

Krone, sondern auch die gedeihliche Kntwickelung des

ganzen Reiches abhingen, zu Fall brächten. An solche

Verblendung war nach Ansicht des Generalkontrolleurs nicht

zu denken. Sollte aber dennoch wider aUes £rwarten eine

unbesonnene Opposition unter den Notabein Platz greifen,

so hielt der Minister ein wirksames Mittel zu ihrer Zähmung

in Bereitschaft, nämlich den Appell an die öffentliche Mei-

nung. Er hegte die zuversichtliche Hoffnung, daß diese

ihm, wenn alles auf dem Spiel stunde, zu Hilfe kommen
und sein Werk retten würde.
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Die Vonsdchen vor dem Zusammentritt der Notabela

waren Calonne keineswegs günstig. Der pomphaften An-

kündigung, nach welcher der hauptsächliche Zweck der

Versammlung der Erleichterung des Volkes gelten sollte,

schenkte niemand rechten Glauben. Vielmehr argwöhnte

man sogleich, daß finanzielle Verlegenheiten einzig und

allein die R^erung zur Berufung der Notabein genötigt

hätten, daß dagegen die Reformabsichten im wesenüichen

nur vorgeschützt seien^). Die öffentliche Meinung, auf die

Calonne so große Hoffnungen setzte, wandte sich sofort

gegen ihn
;
wegen seiner verschwenderischen V'erwaltung

stand er schon lange im übelsten Rufe,, so daß man,

namentlich in der Hauptstadt, von den Maßnahmen eines so

dunklen Ehrenmannes nichts Gutes erwartete.

Aber auch gegen die Notabein richtete sidi die öffent-

liche Stimme. Man besorgte, daß sie nicht Rückgrat genug

haben würden, um sich gegen die Zumutungen des Finanz-

ministers entschieden zu wehren, und betonte, daß sie

keineswegs Vertreter und Beauftragte der Nation, sondern

willenlose Werkzeuge des Despotismus seien. Man sprach

ihnen von vornherein das Recht ab, irgendwelche Auflagen

zu bewilligen. Der Pariser Gassenwitz erging sich in wirk-

lich geistreichen Scherzen Uber Calonne und die Notabein.

So erzählte man sich, daß an der Pforte der Generalkon-

trolle sich ein Anschlag folgenden Inhalts in diesen Tagen

befunden habe: :»£uch sei kund getan, daß der Herr Ge-

neralkontrolleur eine neue Schauspielertrappe angeworben hat,

die am Montag, den 29. dieses Monats in VersaiOes vor

dem Hofe ihre Vorstellungen eröffnen wird. Als großes

Stück wird gegeben werden : Die Aschen Vertraulichkeiten,

als kleines: Die Zustimmung wider Willen und zum Schluß

eine allegorische Ballett-Pantomime nach der Zusammen-

stellung des Herrn von Calonne unter dem Titel: Das Faß
der Danaiden.«

>) Mcrqr an Kumhi, den 20. Januar 1787.

Glaga«! Rdbmvcfinclw. IS
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Zum Leidwesen Calonnes und sehr zum Nachteil für

semt Pläne mußte die Eröffnung der Notabehiversammlung

aus Rücksicht auf seinen schlechten Gesundheitszustand und

die schwere Erkrankung des Ministers des Auswärtigen um
mehr als drei Wochen vertag^t werden. Mitte Februar

starb Vergennes. Die allgemeine Annahme, daß dieser

Todesfall für den Generalkontrolleur einen schmerzlichen

Verlust bedeutet hätte, ist wahrscheinlich unrichtig, wenn

wir den BAitteilungen glauben dürfen, die uns Mercy über

Vergennes' zweideutige Haltung gegenüber Calonne macht.

Zwdfellos aber entging dem Ftnanzminister ein Vorteil, auf

den er sehr gerechnet hatte. Er hatte die ahnungslosen

Notabein mit seinen Projekten überraschen und ihren Beifall

im Sturm sich erobern wollen, bevor sie etwas davon gehört

oder sich untereinander verständigt hätten. Infolge der

Vertagung aber hatten die MitgUeder der Versanunlung

schon gerüchtweise von den Absichten des Finanzministers

erfahren ; auch hatten sie mit dem oppositionellen Geist der

Hauptstadt Fühlung gewonnen und sich untereinander be-

reden können.

II.

Am 22. Februar 1787 wurde die Notabelnversammlung

endlich eröffnet. Der König begrüßte die Mitglieder in

einer kurzen Ansprache, in der er den Grund ihrer Be-

rufung andeutete. Er betonte, daß er nach reiflichster Uber-

legung sich zu dem Reformplan, der ihnen vorgelegt wer-

den würde, entschlossen habe. Dabei ließ er durchblicken,

daß die Tätigkeit der Notabein sich in den engsten Grenzen

zu bewegen habe. Er dachte nicht daran, ihre Zustimmung

zu den Projekten des Finanzministers einzuholen , diese

schien er als selbstverständlich zu betrachten. Nur darüber

erbat er ihren Rat^ wie die Projekte am schicklichsten aus-

geführt werden sollten.
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Nach einer schwülstigen, inhaltsarmen Rede des Groß-

siegelbewahrers, in der das Reformprogramm des Finanz-

ministers in flüchtigen Umrissen skizziert wurde, ergriff

Calonne selbst unter allgemeinef' Spannung zu längieren

Ausführungen das Wort, um die Notwendigkeit setner

Vorschläge eingehend zu b^rründen. Auf eine genaue

Analyse dieser Rede müssen wir verzichten. Heben wir

nur diejenigen Funkle hervor, die für die Taktik des Finanz-

ministers charakteristisch sind.

Gleich die einleitenden Sätze verraten uns Calonnes

hauptsächliches Bestreben: er sucht hinter dem König Dek-

kung. »Was mir in diesem Augenblick aufgetragen ist«,

hebt er an, »ehrt mich umsomehr, ab die Pläne, die ich

Ihnen im Auftrag des Königs nach ihrem innem Zusammen-

hang vorzulegen habe, ihm ganz und gar persönlich ge-

worden sind durch die ununterbrochene Aufmerksamkeit,

die Ihre Majestät jedem derselben vor seiner Annahme ge-

schenkt hat.« Sei schon dieser Umstand geeignet, bei den

Notabeln das begründetste Vertrauen zu erwecken, so würde

diese Stimmung zweifellos ihren Gipfel erreichen, wenn sie

hörten, mit welchem beharrlichen, ja rührenden Eifer der

König sich der langen und mühevollen Arbeit unterzogen

habe, die einmal die Prüfung aller Etats erforderte, aus

denen er die wirkliche Lage seiner Finanzen sich verschaffen

mußte, und sodann die Erörterung jedes der Mittel, die

nach dem Vorschlage des Ministers sich zur Herstellung

der Ordnung eigneten.

Diese Mitteilung bedeutete einen Apj>ell an die lo3ra]en

Gefühle der Notabeln. ICtwaiger Widerspruch oder gar

Widerstand von ihrer Seite, gab ihnen der Minister dadurch

zu verstehen, würde sich nicht nur gegen den Urheber des

Reformplanes, sondern gegen die geheiligte Person des

Monarchen selbst richten.

Der König wurde aber nicht nur als Bürge für die

Vortrefflichkeit der Projekte seines Finanzministers ange-

15*
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rufen: er erklärte sich auch durch dessen Mund mit der

früheren Finanzverwaltung des Generalkontrolleurs durchaus

einverstanden. Calonne scheute sich nicht, auch hier die Ver-

antwortung dem König aufzubürden. Dabei gestand er mit

geradezu zjmischer Offenheit den frivolen Grundgedanken

seiner bishengen Finanzpolitik ein, den er doch, ohne daß

Ludwig XVI. davon eine Ahnung gehabt, auf eigene FVust

durchgeführt hatte. Trotz der ungünstigen Lage des Staats-

schatzes habe er das Geld mit vollen Händen ausgegeben

;

um Kredit zu erhalten, habe er anscheinenden Uberfluß

heuchehi müssen, um die erschreckende Leere der könig-

lichen Kassen argwöhnischen Blidcen zu verschleiern und

die Kapitalisten anzulocken. Ob diese eines Bankrotteurs

würdige Haltung einem hohen Staatsbeamten geziemte und

dem königlichen Namen Ehre machte, darüber machte er

sich keinen Gedanken.

Nach seiner Meinung war ihm nicht nur der Monarch,

sondern auch das Vaterland unauslöschlichen Dank dafür

schuldig, daß er diesen Ausweg gefunden und unter solchen

Verhältnissen die schwere Bürde seines Amtes, aller Sorgen

ungeachtet, die es ihm berdtete, mit heiterer Miene ge-

tragen hatte.

Trotz dieses Eingeständnisses beansprucht Calonne, da

er nur der Not gehorcht, den Titel eines guten Haushalters,

dessen Rechnungswesen sich in tadelloser Ordnung befinde,

hütet sich aber, die Notabein zur Prüfung dieser Angaben
einzuladen. Im GegenteU, diese Prüfung stehe nicht ihnen,

sondern nur. dem König zu, der diese Arbeit auch auf sidi

genommen und dessen Händen er alle Belege überantwortet

habe. Natürlich habe der Monarch bei dem Finanzminister

alles in bester Ordnung gefunden. Er sei jetzt auf das

genaueste über den Stand der königlichen Finanzen unter-

richtet und jederzeit in der Lage, die Berechtig^ung jeder

einzelnen Ausgabe durch Einblick in die ihm ttbergebenen

Etats zu prüfen: ildi fürchte niditc, äufkrt Calonne, »daß
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die giftigste Bosheit auch nur irgendeinen Posten anführen

könnte, der nicht in ihnen gebucht wäre.«

Gerade aus diesem Seitenhieb giegen jeden Zweifler

konnte man entnehmen, wie wenig wohl dem Generalkon-

trolleur zumute war. Va besorgte offenbar, daß seine zahl-

reichen Gegner und namentlich die Vertreter der Parla-

mente die Grundsätze seiner Finaazverwaltung angreifen

würden. Er suchte daher, ihnen zuvorzukonmien und den

erwarteten giftigen Geschossen die Spitze abbibrechen.

Diese eilfertige Verteidigung und das auffällige Bemühen
des Ministers, hinter der Person des Königs Deckung zu

suchen, konnte auf die Hörer keinen günstigen Eindruck

hervorbringen. Vielmehr steigerte es den Verdacht, daß

der Generalkontrolleur sehr triftige Gründe habe, seine bis-

herige Geschäftsftihning in undurchdringliches Dunkel zu

hüUen.

Sdir zu bedauern war es, daß der schlechte Ruf Ca-

lonnes, der durch diese zweideutige Haltung gewiß nicht •

gebessert wurde, auch denjenigen seiner Ausführungen Ein-

trag tat, aus denen die Notabein reiche Belehrung hätten

schöpfen können. Verdienten doch seine Angraben über

die Herkunft des Defizits, wie wir heute wissen, vollen

Glauben. Seit Jahrhunderten gab es, wie Calonne behaui>-

tete,' im firanzösischen Staatshaushalt einen Fehlbetrag, den

man stets sehr mühsam, teilweise durch Bankrotte, teilweise

durch neue Steuern gedeckt hatte. Allein niemals war man

dazu gelangt, das Übel mit der Wurzel auszurotten. Lang-

jährige kostspielige Kriege und der luxuriöse Hofhalt hat-

ten die Finanzen sogleidi wieder aus dem ^Gleichgewicht

gebracht Als der berüchtigte Abb^ Terray gegen Ende

der Regierung Ludwigs XV. das Amt des Generalkontrolleurs

übernahm, belief sich das Defizit jährlich auf 74 Millionen.

Durch gewaltsame Mittel minderte er es zwar um 34 Millio-

nen, aber beim Regierungsantritt des jungen Monarchen

erreichte es immer noch die stattliche Höhe von 40 Millionen.
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Unter Turgots kurzfristiger Verwaltung sank es wohl um
einige Millionen, um dann aber seit der Teilnahme Frank-

reichs an dem amerikanischen Befreiungskampf sich in

wenigen Jahren mehr als zu verdoppeln. Als Calonne im

November 1783 Finanzminister wurde, belief es sich auf

80 Millionen, um dann — was der Generalkontrolleur vor-

läufig noch nicht eingestand — in den nächsten Jahren in-

folge der sich häufenden Anleihen und der schrankenlosen

Freigebigkeit des Generalkontrolleurs um weitere 60 Mil-

lionen zu wachsen.

Diese Feststellungen Calonnes,' die bei dem höchst un-

übersichtlichen und nach unsem heutigen Begriffen sehr

mangelhaft geordneten Rechnungswesen das Ergebnis viel-

monatlicher mühevollster Arbeit waren, riefen das e^rößte

Aufsehen nicht nur bei den Notabein, sondern in Frank-

reich und der ganzen Welt überhaupt hervor. Hatte man
sich doch seit dem Erscheinen von Neckers Rechenschafts-

bericht in dem Glauben giewiegt, daß die französischen

Finanzen sich in vortrefflichem Zustande befanden, eine

Annahme, die der frühere Schatzdirektor noch jüngst in

seinem Werke, das er diesem wichtigen Zweige der Ver-

waltung gewidmet, ausdrücklich bekräftigt hatte. Aber

Calonne selbst hatte in seinen Finanzedikten, um den Staats-

kredit zu befestigen und seine Anleihen beim Publikum zu

empfehlen, bis vor kurzem die Verhältnisse des königlichen

Schatzes in die glänzendste Beleuchtung gerückt. Jetzt warf

er mit einem Male die Maske ab und bekannte die Wahrheit.

Mit rücksicht.sh^seni Freimut zerstörte er die frühere Legende

und behauptete, daß Necker sich über die wahre Sachlage

vollständig getäuscht habe, daß im Jahre 178 1 der Staats-

haushalt anstatt des von ihm angegebenen Überschusses

von 10 Millionen einen Fehlbetrag von nahezu 70 Millionen

aufzuweisen hatte.

Wem sollte man nun Glauben schenken, dem gewi^ten

Genfer Finanzkünstler, der sich durch seine behutsame und
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1

äußerst sparsame Leitung der Staatsfinanzen, wie durch

seine vorsichtige Reformpditik allgemeines Zutrauen er-

worben hatte, oder seinem' Ankläger, dessen leichtsinnige

Verwaltung im übelsten Rufe stand, der noch eben die

Lauge seines Spottes über Neckers prahlerische Sparsamkeit

ergossen, im schärfsten Gegensatz dazu seine eigene weit-

herzige Finanzpolitik gerühmt hatte und, weil er kein ganz

reines Gewissen zu haben schien, einer Prttfiing seiner Ver-

waltung geflissentlich ausweichen wollte? Die Wahl konnte

kaum zweifelhaft sein. Bei der überwiegenden Mehrheit

der Notabein steigerten die Angaben, die Calonne über die

Herkunft des Fehlbetrags vorbrachte, nur das schon gegen

ihn bestehende tiefe Mißtrauen und den Wunsch, die Wahr-

heit an der Hand der Rechnungsbelege genau zu er-

gründen.

Nach den Erläuterungen über das Defizit ging Calonne

in seiner Rede auf die Hauptfrage ein; Wie sollte dieser

Fehlbetrag gedeckt werden? Die Aufnahme von neuen An-

leihen oder die Erhöhung der Steuern verwarf er, weil

diese Auskunftsmittel das Übel nur verschlimmem würden.

Ebensowenig würde eine sparsamere Finanzverwaltung, die

die Ausgaben nach Möglichkeit einzuschränken suchte, be-

friedigende Ergebnisse erzielen können. Nur einen Ausweg
gab es aus dem Labyrinth von Verlegenheiten, in denen

der Staatsschatz sich befand: Rettung lag allein in der Be-

seitigung der Mißbräuche, namentlich der Steuerprivilegien,

die man nur allzulange geduldet hatte, indem man gerade

die wohlhabenden und steuerkräftigen Elemente der Be-

völkerung von dem größten Teile der Auflagen sich hatte

befreien lassen. Das sollte in Zukunft anders werden: »Ja,

meine Herren t, ruft Calonne den Notabein zu, »eben in

den Mißbräuchen liegt ein Kapital von Reichtümern, auf

die Anspruch zu erheben der Staat ein Recht hat und die

zur Wiederherstellung der Ordnung dienen müssen. Eben

in der Verbannung der Mißbräuche liegt das einzige Mittel,
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um für alle Bedürfnisse zu sorgen. Gerade aus dem Schöße

der Unordnung soll eine ergiebige Quelle her^usspringien,

die alle Teile der Monarchie befnichtea wird.« Zwar hätten

die 'Mißbräudie einflußreiche und mächtige Fürsprecher.

Sollten sie steh aber auch aufs engste untereinander ver-

bünden, was vermöchten sie schliclilich auszurichten gegen-

über dem öffentlichen Wohl und der Staatsnotw endii^keit?

Nachdem Calonne die. hauptsächlichen Mißbräuche auf- /

geführt, hat, fragt er, wie es komme, daß sie, obwohl aufs

heftigste befehdet und schon lange von der öffentlichen

Meinung in die Acht erklärt, trotzdem allen Anstrengungen

der Verwaltungsbeamten, sie zu beseitigen, erfolgreich wider-

standen hätten. Das liege einzig und allein daran, daß

man bisher nur die Symptome der Unordnung bekämpft

habe, anstatt an die Wurzel des Übels die Axt zu legen.

Das GrundUbei erblickt Calonne in dem Mangel an dnheit-

liehen Verwaltungsgrundsätzen, welchem Mangel der König

eben durch die geplanten Reformen abhelfen wolle, die er,

gestützt auf die Ratschläge der Notabein, durchzuHihren

gedenke.

In den Sehlußw orten seiner Rede beehren zt auch Ca-

lonne ähnlich wie Ludwig XVI. die Rolle der Nptabeln auf

ein Mindestmaß: ihre Bemerkungen sollten den Monarchen

in der Ausführung seiner Absichten unterstützen ; sie sollten

von den dankbaren Empfindungen zeugen, die man einem

Herrscher schulde, der nur solche Pläne sich zu eigen

mache, die der Krleichterung seines V^olkes dienten. Die

Notabehl sollten sich glückhch schätzen, daß sie zu der

ehrenvollen Aufgabe berufen seien, an den wohltätigen

Absichten des Königs mitzuwirken und, beseelt von dem
Gefühl reinster Vaterlandsliebe, nur das Wohl der Nation

im Auge behalten, deren Blicke auf sie gerichtet seien.

Gerade diese letzten Sätze enthielten eine verblümte

Warnung an die Notabehi : sie sollten sich hüten, sich durch

ihre Standesinteressen beeinflussen zu lassen und gutwilUg
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die von ihnen geforderten Opfer darbringen, d. h. wider-

standslos ihre Steuerprivilegien preisgeben. Im andern Fall

würden sie die öflfentlidie Meinung^ gegen sich erregen.

So glänzend und gewandt Calonnes Rede in der Form
ist, so wenig ist ihr Inhalt von staatsmännischem Geiste

getragen. Die ganze Taktik des GeneraikontroUeurs be-

stand darin, daß er seinen Hörern klar zu machen suchte,

es bliebe ihnen nichts anders übrig, als die ihnen vorge-

lebten Pläne in schweigendem Gehorsam gutzuheißen. Denn
im Fall des Widerspruchs würden sie sich sowohl den

Zorn des Königs als das Mißfallen der Nation zuziehen

und den notleidenden Staat an den Rand des Abgrunds

fuhren.

Die folgenden Ereignisse soUten sogleich zeigen, wie

sehr Calonne sich in seinen Hörem getäuscht hatte. Die

Notabein ließen sich nicht durch die gebieterische Sprache

des Absolutismus einschüchtern und zu der sklavischen

Rolle gefügiger Jasager verurteilen. V^ielmehr waren sie

entschlossen, die Projekte des Finanzministers einer scharfen

Prüfung zu unterziehen und sich darin durch keinerlei Dro-

hungen stören zu lassen.

m.
Am 23. Februar unterbreitete Calonne den Notabein

die sechs Gesetzentwürfe, aus denen sich die erste Abtei-

lung seines großen Reformprojektes zusammensetzte. Am
folgenden Tage traten die einzelnen Bureaus in die Beratung

darüber ein. Die erste Denkschrift betraf die Einführung

VQ|i Munizipalitäten in den Päys.d'dection. Wir erinnern

uns, daß der GeneralkontroUeur sie nach dem Entwürfe

Turgots zugeschnitten hatte, d. h. er hatte von der her-

kömmlichen Scheidung der Versammlunf^en in drei Kurien

ausdrücklich abgesehen. Die Mitglieder sollten sich nicht

als die Vertreter irgend eines Standes fühlen, sondern

schlechthin als Gnmdbesitzer und Staatsbürger. Wie Turgot
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wünschte auch Calonne geflissentlich alles zu vermeiden,

was der neuen Organisation einen ständischen Charakter

hätte geben können, ganz im Gegensatz zu Necker, der

seine Provinzialverwaltungen nach dem Muster der Land-

stände des Languedoc gebildet hatte. Fürchtete Calonne

doch, daß sonst die königliche Macht durch die Munizi-

palitäten eine bedrohliche Einschränkung erfahren könnte.

Diese Neuerung aber war durchaus nicht nach dem
Geschmack der Notabein. Sie zeigten sidi als entschlos-

sene Vertreter des ständischen Prinzips, das sie, um einem

weiteren Vordringen des Absolutismus Einhalt zu gebieten,

nicht schwächen lassen wollten. Daher suchten sie der

Selbstverwaltung eine Form zu geben, in der ihre V^ormacht-

stellung im französischen Staatsleben nicht nur keine Ein-

buße erfahren, sondern eine nicht unerhebliche Festigung

empfangen hätte. In ihren Bemerkungen erklärten sie sich

wphl mit dem Gedanken der Einführung von Munizipali-

täten einverstanden, forderten aber verschiedene Änderungen,

die die Institution den alten Landständen annähern sollten.

Vor allem durfte nach ihrer Meinung der König die Grenzen

zwischen den Ständen nicht verwischen ; er sollte vielmehr den

beiden oberen Kurien, Adel und Geistlichkeit, einen bestimm-

ten Bruchteil der Sitze von vornherein gewährieisten. Nur

Angehörige der beiden ersten Stände sollten in den Versamm-

lungen den Vorsitz fUhren dürfen. Auch bemängelten die

Notabein das Verhältnis der Munizipalitäten zu den Inten-

danten. Ihrer Meinung nach sollte die Selbstverwaltung

ein größeres Maß von Freiheit und Selbständigkeit haben

gegenüber den königlichen Beamten. Nach den in der

Denkschrift vom Finanzminister getroffenen Bestimmungen

würden die Intendanten zu französischen Vizdcönigen er-

hoben und ihre Befugnisse, die man doch einzuschränken

wünsche, noch bedeutend erhöht^). Einzelne Notabein

>)»... De plus Ton ne pent sc dissimuler que rarnngemeiit pro-

poi6 per le memoire lendnit let intendanU des provineet Tice-rob en
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gingen so weit, daß sie für ihre Provinz die Herstellung

der aufgehobenen Landstände forderten; so veriangte der

Herzog von Qermont-Tonnerre und der erste Präsident des

Parlaments von Grenoble die Berufung der früheren Stände

des Dauphin^.

Bei der Gestaltung der Munizipalitäten kommt also die

gegensätzliche Auffassung, die die Notabein von der Re-

gierung in der Verfassungsfrage trennte, zu deutlichem Aus-

druck. Während Calonne die königliche Autorität befestigen

und die ständischen Einrichtungen allmählich ganz beseitigen

wollte, verwiesen ihm die Notabein dieses Vorgehen als

verfassungswidrig und umstürzlerisch und suchten vielmehr

durch Anlehnung an das von Necker gegebene Vorbild

die Selbstverwaltung auf ständischer Grundlage zu organi-

sieren. Jeden weiteren Fortschritt des Absolutismus, wie

er in der Tendenz von Calonnes Reformplan lag, hielten

sie fiir höchst bedenklich: In ihrem Interesse lag vielmehr

eine Schwächung der zentralistfschen Staatsverwaltung, und

in diesem Sinne betrachteten sie die Munizipalitäten als

eine Art Gegengewicht gegenüber den weitgreifenden Macht-

befugnissen der Intendanten.

Die Munizipalitätenfrage bildete nur eine Art Vorposten-

gefecht in dem Kampfe der Notabein gegen den General-

kontroUeur. Bei Gelegenheit der zweiten Denkschrift, die

der Einftihrung einer allgemeinen Grundsteuer an Stelle der

beiden Zwanzigsten gewidmet war, kam es zwischen dem
Minister und der Versammlung zu heftigen Zusammen-

stößen.

Fimice et lenr aotoritf qne Ton d^tire dimimier en angmentenit oooiid^-

nblenwot« Diese BenMrkniig entadime ich dem NteUafl det Mandulls

und Henogt von Moiiehy*No«iUes (NotioDalardiiT C, 4). Monday war

MBtl^Aed det 7. Bureaus und hat lebe Meinangtlnfienuieen, die er Im Lanfe

der Notabelnvenammlviigeo vorbmcbte, i^HuamelL In die Obtervations

worden die Äußerungen einzelner Mitglieder nnr in AnsnahmeflQlen auf-

genommen und für gewöhnlich nar die Bemerkungen veneichnet, anf die

sich schliefilich alle Mi^jUeder der einxelnen Bureaus geeinigt hatten.
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Am 28. Februar faßte das erste Bureau unter dem Vor-

sitz von Monsieur, dem Bruder des Königs, einen entschei*

dendea Beschluß. Es erklärte, nicht eher in eine Beratung

über die Grundsteuer eintreten z\i können, bevor es nicht

genau in Erfahrung gebracht habe, wie der Fehlbetrag im

Staatshaushalt entstanden sei und wie hoch er sich belaufe.

Die Notabein verlangten, daß ihnen die Etats der letzten

Jahre vorgelegt würden. Vor allem wünschten sie einen gründ-

lichen Einblick in die Entwickelung der königlichen Finanzen

seit dem Jahre 1781, d. h. seit der Veröffentlichung des

Neckerschen Rechenschaftsberichtes zu erhalten. Auch
wollten sie bestimmte Angaben hören über die Abstrei-

chungen und Ersparnisse, die Seine Majestät planen, und

über den voraussichtlichen Ertrag, welchen die Stempel-

steuer, der Zuwachs der Zolleinnahmen und die Veräußerung

der Domänen einbringen würden. Mit einem Wort, die

Notabein gedachten die Verwaltung der Finanzen einer ge-

nauen Prüfung zu unterziehen und je nach dem Ergebnis

derselben ihr Gutachten einzurichten. Die Frage war, ob

die Krone diese Untersuchung des königlichen Finanz-

zustandes zulassen oder als einen unberechtigten Ubergriff

abweisen würde.

Calonne hoffte, den drohenden Sturm durch eine halbe

Maßregel zu beschwichtigen. In einem BUlett, das er am
I. März an Monsieur richtete, erklärte er sich mit Zustim-

mung des Königs dazu bereit, den Notabcln über den Stand

der in seiner Rede berührten Finanzfrage Erläuterungen zu

geben. Zu diesem Zwecke sollte der Graf von der Provence

am folsrenden Morgen die Präsidenten und je 4 oder 5 Mit-

glieder der verschiedenen Bureaus bei sich versammeln. In

dieser Ausschußsitzung woUte der Generalkontrolleur selbst

erscheinen, um mit den Herren sich über etwaige zweifel-

hafte Punkte, die näherer Aufklärung bedürften, zu unter-

reden, auf ihre l'inwürfe zu antworten und die Belege, auf

die sich seine Berechnungen stützten, vorzuweisen.
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Calonne ergriff sofort beim Beginn der Konferenz am
2. März das Worti), um noch einmal sehr weidäufig über

die Notwendigkeit und die Vorzüge der geplanten Grund-

Steuer zu sprechen. Er versicherte, daß der König den

Landwirt nicht überlasten wolle; der Mehrertrag der neuen

Auflage im Vergkicfa mit den früheren beiden Zwanzigsten

würde nicht auf Kosten der Bauern, sondern der Privile-

gierten, namentlich des Klerus, erzielt werden.

Der Erzbischof von Aix wandte sich gegen die un-

begrenzte Dauer der Grundsteuer und wies darauf hin, daß

'1 Die fole^endc Erzählung von den Vorgängen in der hochwichtigen

Ausschuüsit/.uiig vom 2. März 1787, die Uber Calonnes Schicksal als Nünister

nach Rankes treffender Bemerkung enischicden hat, stutzt sicli auf zwei

ProtokoDe. Das dne (Compte rendu par M. de U Tour, de cc qui s'est

|Maa6 k k coofifiKnce teniie dies Monsieiur frire da Roi, le a man 1787)

beisdet lich in d«n Akten, wekhe die Flwiaer NationtlbibHothek ttber die

Nombdnverwimmlwng von 1787 anfbewshrt (Le** Mr. 7). Es ist schon

wiederlKdt benvtst worden« Des andere ist meines Wissens nodi unbe-

kannt, aber sehr wertvoll, weil es das erste sdir Ifldcenhafte FrotoltoU in

wesentlichen Pnnkten erglnst Jenes swdte PkotokoU entstammt denAof-

sdchnnngen, wdche dner der TeQndimer der Notabdnversammlwng naA

der Anssduflsitsnng, der ItAn^^he Fkitor in Straflbvig, Conmd Alexander

G^Snud, sidi gemacht hat. Diese Anfitdchnnngen sind heute im Archiv

des Ministeriums des Auswärtigen in Paris (France, 1402) mit andern

Briefen, Protokollbruchsttlcken, Denkschriften usw., die sich anf die No-

tabelnversammlung bezieben (vgL auch Bd. 1400, 1401, 1403). Gerards

Notizen sind auch sonst sehr unterrichtend, sowdt sie sich auf die Ver*

handlungen beziehen, die im Schöße des ersten Bureaus gepflogen wurden,

vor allem weil diese Aufzeichnungen zeigen, wie scharf hier die Meinungen

nufeinandergeplatzt sind, und wie entschieden die refonnfreundlichen und

opferwilligen Mitglieder, ohne dabei sich auf Calonnes Seite zu stellen,

die reaktionären Heißsporne, die auf keines ihrer Privilegien Verzicht

leisten wollten — sie befanden sich namentlich in den Reihen des Klerus —
bekämpft haben. Leider gibt Gerard die Erörterungen, denen er oft ge-

nug mit der Feder nicht hat folgen können, sehr bruchstUckhaft wieder;

immeihin aber gewinnt man aus seinen Notizen ein anschaulicheres Bild,

als es nns die Observations sn geben vermögen, die ans ja gar sdten

etwas von den MefarangsvencMedenhdten inneriialb der Bnreans vertaten.

Digitized by Google



Sechttet Kapitel.

dagegen die Zwanzigsten bestimmten Teiminen unterworfen

seien. Es sei gegen die Natur der Steuer und den Geist

der Nation, eine immerwährende Steuer festzusetzen. Man
mii^se \ iclmehr die Summe, die man brauche, nennen, um sie

dann umzulegen. Außerdem stellte er die zweifellos hinfaUige,

aber von seinen Standesgenossen gern und häufig vertretene

Behauptung auf, daß der Klerus mehr Steuern zahle als die

übrigen Bürger, eine Auflassung, die auch sein Amtsbruder,

der Erzbischof von Narbonne, mit Eifer verfocht.

Als dann der Gcneralkontrollcur darauf hinwies, wie

dringend notwendig es sei, dem Staat, der sonst vor einer

Katastrophe, dem Bankrott, stehen würde, zu helfen durch

prompte Bewilligung der geplanten Grundsteuer, erklärten sich

die Mitglieder der Konferenz einmütig zu allen Opfern bereit

Nur stellten sie die Bedingung, daß die Regierung nicht an

I den hergebrachten Formen rühre, also namentlidi dem
Klerus und den Pays d lüats ihre Steuerverfassung lasse.

Sie machten geltend, daß die Provinzialversammlungen im

Verein mit den Intendanten schon für die gleichmäßige und

gerechte Verteilung der neuen Auflage Sorge tragen würden.

Dieses Zugeständnis aber erklärte der Generalkontrolleur

nicht machen zu können. Um die Steuerkraft der einzelnen

Provinzen genau kennen zu lernen, müsse man die Auflage

nach einheitlichen Grundsätzen umlegen und erliebcn, welche

Behauptung die Notabein entschieden bestritten. Dagegen

stellte Calonne ihnen in Aussicht, daß der König, sobald

die Grundsteuer richtig verteilt und die Beschwerden der

Geschädigten untersucht und abgestellt sein würden, nach

einigen Jahren den einzelnen Landschaften Abonnements be-

willigen und die selbständige Aufbringung ihres Anteils

übertragen würde.

Als Calonne auf eine Anfrage nach der Höhe der auf-

zubringenden Grundsteuer die Summe von etwa loo bis

104 Millionen, also einen Mehrertrag von 50 Mülionen im

Vergleich mit den früheren beiden Zwanzigsten, angegeben
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hatte, kam man auf den Kernpunkt der Angele^^enheit zu

sprechen, auf die Frage nach der Herkunft des Defizits.

Hier stellten die Xotabeln mit KnLsrhiedcnheit an den

Finanzminister die Forderung, ihnen reinen Wein einzu-

schenken und vor allem den offenbaren Widerspruch zwischen

Neckers Rechenschaftsbericht und der Höhe des von seinem

Nachfolger behaupteten Fehlbetrags aufzuklären. Man gab

Calonne zu bedenken, daß er das größte Interesse daran

habe, die Wahrheit seiner Aufstellungen einleuchtend zu er-

weisen, damit alle Mitglieder der V^ersammluntj imstande

seien, das Publikum aus seinem früheren Irrtum zu reißen

und über den wirklichen Sachverhalt zu unterrichten. Sie

verlangten daher, daß der Generalkontrolleur entweder den

Notabdn oder einem aus ihrer Mitte erwählten Ausschuß

^die Belege flir alle Angaben unterbreite, die er in seiner

Rede gemacht habe, worauf Calonne erwiderte, daß es nicht

in seiner Macht stehe, dieser Forderung zu entsprechen,

und sich darauf berief, daß der König und mehrere seiner

Minister alle Etats mit der größten Sorgfalt geprüft hätten.

Er könne versichern, daß dies^ Etats von ihm mit der

peinlichsten Genaui|^t angefertigt seien, und daß er die

Einzdheiten, in die er eingegangen sei, nur mit ausdrück-

licher Ermächtigung des Königs vorgebracht habe. Wer
würde also wagen, seine Angaben anzuzweifeln und sich

damit über den Monarchen selbst zum Richter aufwerfen

wollen

Durch diese letzte Bemerkung aber waren die Notabein

^nicht einzuschüchtern. Sie wiesen darauf hm, daß auch der

König eben nach den Angaben Calonnes geirrt habe, als

er Neckers Rechenschaftsbericht gebilligt und dem Finanz-

direktor die Druckerlaubnis erteilt habe. Sei es nicht mög-

lich, daß er auch diesmal ein Opfer der Täuschung ge-

worden sei? Das war der Schluß, den die Notabel n zwar

nicht auszusprechen wagten, aber doch durch ihren Zweifel

erkennbar genug andeuteten.
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Der Finanzminister legte ihnen schließlich eine Reihe
von Etats vor, aus denen er die Irrigkeit von Neckers

Rechenschaftsbericht zu erweisen ' suchte. Diese Belege ge-

inigtcn aber tlen MitL^licdcrn der Konferenz nicht. Der

Prinz von l^eauvau äußerte allgemeine Zweifel an den V^er-

sicherungen Caionnes und forderte nachdrücklich die Er-

nennung eines ^Ausschusses, der die Aufgabe haben soUte,

auf Grund der Beweisakten Neckers und Caionnes einander

widersprechende Berechnungen zu prüfen. In dieser Notlage

sprang der Graf von Artois seinem Schützling Calonne bei

und richtete an den Fürsten von Heauvau die Gegenfrage,

ob denn Necker bei der Veröffentlichung seines Rechen-

schaftsberichtes die Beweisstücke vorgebracht und ihm, dem
Fürsten, gezeigt habe. Mit dieser Replik endete vorläufig

die erregte Debatte. Calonne bemeikte noch, es sei jetzt

nicht an der Zeit, sich mit dieser Frage zu beschäftigen

oder die Versicherungen in Zweifel zu ziehen, zu denen ihn

der König nach eingehendster Kenntnisnahme der Sachlage

ermächtigt habe.

£s war vorauszusehen, daß die Notabein von dem Er*

gebnis der Konferenz kemesw^ befriede sein würden. In

den Bureaus zitterte die durch die Debatten mit dem Finanz-

minister hervorgerufene Erregung am folgenden Tage deut-

lich nach. Eines der Mitglieder des ersten Bureaus^) berichtet

uns in seinen Aufzeichnungen, wie am Morgen des 3. März

der Fürst von Beauvau mit leidenschaftlichem Eifer ein

kontradiktorisches Erweisverfahren bezüglich der beiden

Rechenschaftsberichte Neckers und Caionnes forderte. Der

Herzog du Chatelet erklärte, daß die geplante Grundsteuer

den Ruin des Ackerbaus herbeiführen würde. Ahnlich

äußerte sich der Pariser Parlamentspräsident d'Ormesson.

Graf Brienne geißelte die verschwenderische Finanzverwal-

tung der Regierung: solange sie nicht haushälterisch wirt-

>) Der kSniglidie Fkftor Gte^; vgl. die vorige Anmerlrang.
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Schafte, werde sie nicht das Vertrauen der Nation sich er-

werben können. Statt die Ausgaben nach dem Verhältnis

ihrer Einnahmen einzurichten, habe sie bisher umgekehrt

die Einnahmen hinaufgeschraubt, um ilire Ausgaben zu

decken; wozu du Chätelet die Bemerkung machte, daß die

angeblichen Ersparnisse der Fmanzverwaltung eitel Blend*

werk gewesen seien und sich im Gegenteil täglich in allen

Zweigen der Staatsverwaltung die mißbräuchlichen Aus^^^aben

gesteigert hatten. Man müsse überhaupt zu erfahren suchen,

ob der vom Generalkontrolleur angegebene Fehlbetrag nicht

noch viel höher sei.

Man sieht aus diesen Äußerungen, wie wenig es Calonne

geglückt war, durch seine Aussprache mit den Teilnehmern

der Konferenz das Vertrauen der Notabein zu gewinnen

und sie dem Vorschla<^c der Grundsteuer geneigter zu

machen. Im Gegenteil, die Mitglieder der Versammlung ver-

harrten in der entschiedensten Opposition. Sie verwarfen

nicht nur die von dem Minister geplante Erhebungsform

der Grundsteuer in Natur als kostspiel% und gesunden

volkswirtschaftlichen Grundsätzen widersprediend, sondern

erklärten kurz und bündig, daß sie erst dann über die Auf-

lage beraten würden, wenn sie sich von ihrer Notwendigkeit

überzeugt hätten. Zu einem sicheren Urteil aber könnten

sie nur durch eine genaue Prüfung der staatlichen Finanzen

gelangen; sie wiederholten also die am 28. Februar aufge-

stellte Forderung, daß der Generalkontrolleur ihnen die Be-

Jege Air die in seiner Rede aufgestellten Berechnungen vor-

legen sollte.

An dieser Haltung änderte ein Schreiben, das Calonne

im Auftrag des Königs am $. März an die einzelnen Bureaus

richtete 1), nicht das mindeste. Hier gab man den Notabein

") Das Schreiben ist in den Notabeinakten der Nationalbibliothek

enthalten. Vgl. oben S. 237 Anm. i. Dort findet sich auch eine Dcnk-

•chrifl Calonnes an die Notabein unter dem Titel: »Supplement d'instruc-

tion en ce qui concerne Timpot territoriale, worin der Minister ihnen ver-

Glagau, Kcfonnvenuche. '6
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kund, daß sie steh nur mit der Frage zu beschäftigen hätten,

welche Form für die Grundsteuer zu wählen sei, ob die vom
Minister vorgeschlagene Erhebung des Zehnten vom Roh-

ertrag des Landmanns oder eine Auflage in barem Gelde

den Vorzug verdiene. Dagegen hätten sie nicht über die

Notwendigkeit der Grundsteuer zu beraten; denn diese sei

genugsam festgestdlt durch die Angaben, die der Finanz-

minister über die Höhe des Fehlbetrags gemacht habe.

Diesem Verweise schenkten die Bureaus keine Beachtung: sie

vertagten vielmehr die Beratung über die Grundsteuer bis

zu dem Zeitpunkt, wo sie über die wahren Bedürfnisse des

Staates sich volle Klarheit hätten verschaffen können, um
dann auf Grund dieser Erkenntnis Höhe und Dauer der

neuen Auflage zu bemessen.

IV.

Der entschiedene Widerstand, den die Notabein der

Einfuhrung der Grundsteuer entgegensetzten, wird gar häufig

lediglich auf unreine Beweggründe zurückgefiihrt: man pflegt

zu sagen, den Privilegierten, aus denen die Versammlung^

fast ausschlic(31ich sich zusammensetzte, sei es vor allem

darauf angekommen, ihre Steuervorrechte zu retton. Wenn
sie auch bei der i3eratung über die Grundsteuer ausdrück-

lich erklärt hätten, sie sollte von allen Ständen ausnahmslos

und gleichmäßig getragen werden, so sei auf diese Äußerung

wenig zu geben; sei sie doch nur als ein taktisches Manöver

zu betrachten, durch das die Notabein dem Vorwurf der

PZigensucht zu entgehen suchten. Denn anderseits hätten

sie alles aufgeboten, um die Steuervorlage ungeachtet des

ständlich zu machen sucht, daß sie die Grundsteuer überhaupt aidit ta

bewilligen hfttten. Die Frage, ob sie notwendig sei oder nicht, habe der

König schon ein für allennl in bejahendem Sinne entschieden. So bliebe

den Notehdn anr die Angabe, Aber üuen Erhebnogsmodue n ratschlagen.

Diese Denkschrid ging den Bnieans gleidiseitig mit dem oben angefUiiien

Schreiben des Minialers so.
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dringenden Geldbedürfnisses der Regierung zum Scheitern

zu bringen und dadurch den bedrohlichen Angriff, der gegen

ihre Immunität von Calonne gerichtet wurde, abzuschlagen.

Diese Beweisführung wird durch die Tatsachen nicht

bestätigt; sie deutet in die Quellen künstlich einen fremden

Sinn hinein. Mit wenigen Ausnahmen stimmen die Zeit-

genossen in dem Urteil überein, daß der Widerstand gegen

Calonnes Steuerprojekte vornehmlich auf das Bestreben der

Notabein zurückzuführen ist, durch die vorläufige Verweige-

rung der Auflage sich lünblick in die königlichen Finanzen

zu verschaffen und die Verwaltung des übeil^eleumundeten

Generalkontrolleurs einer genauen Prüfung zu unterziehen.

Calonne allerdings suchte, wie wir noch erfahren werden,

den Widerstand, den die Notabein seinen Reformprojekten

entgegensetzten, lediglich aus unlauteren selbstsüchtigen

Motiven zu erklären, um seine Gegner in der Öffentlichkeit

bloßzustellen und mürbe zu machen, was ihm indes nicht

glücken sollte.

An der BeieitwiUigkeit der großen Mehrheit der Nota*

bdn, der vorgeschlagenen Grundsteuer, falls sie sich ab
notwendig erweisen würde, ihre Besitzungen zu unterwerfen,

wird man schwerlich zweifeln dürfen. Allein man hat sich

zu hüten, aus ihrer bedingten Zustimmung zu weitgehende

Folgerungen zu ziehen und es so darzustellen, als hätten

die oberen Stände bei dieser Gelegenheit ein für allemal auf

ihre Immunität verzichtet und den Grundsatz der Gleichheit

aller Staatsbürger vor der Steuer* rückhaldos anerkannt.

Von diesem schönen Ziele war man damals noch himmel-

weit entfernt*), wenn auch die Erklärung der Notabein, sie

*) Die Regierung selbst steuerte keineswegs auf dieses Ziel los. Das

ersieht man daraus, daß sie für die Bewilligung der (Grundsteuer den Adel

von der allerdings wenig bedeutenden capitation befreien wollte, cm de-

schenk, welches die Notabcln aus politischer Klugheit ablehnten; dali sie

ferner, im Gegensatx tu Targots früherem Vorschlage, die oberen Stände

niete stt der neuen Frandenttener lienniaxiehen wagte; diete Stener

«fivde ab Znachlag zur Taille erlioben.

I6»
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Air die gleichmäßige und gerechte Verteilung der

Grundsteuer auf alle Bevölkerungsklassen, immerhin einen

nicht unbedeutenden Schritt auf dieser Bahn bezeichnet.

Man darf die Notabelnvcrsammlung überhaupt nicht

als eine gleichgesinnte, einheitliche Masse ansehen. Ver-

einigte sie doch in sich Gruppen der verschiedensten poli-

tischen Färbung, Männer wie den Marquis Lafayette und

den Herzog von Larochefoucauld, die entschieden liberal

gesinnt waren und sich in Bälde der äußersten Linken der

Nationalversammlung zugesellen werden, auf der andern

Seite ebenso entschlossene Verfechter des alten Stände- und

Privilegienstaates, die ihren Platz auf der äußersten Rechten

der Konstituante eüinehmen werden. Weder in den poli-

tisdien Fragen nodi in der Frage der Steuervorredite

herrschte unter den Notabdn damals eine einmütige Auf-

fiissung. Am wenigsten Neigung zum Verzicht auf die

Immunität finden wir bei den Vertretern des Klerus, dem

es ja bisher stets gelungen war, alle Angriffe der Regierung

auf seine Vergünstigungen siegreich abzuschlagen. Die zähe

Engherzigkeit, mit der er auf seine Steuerpnvü^[iea pochte,

zog ihm von Seiten der Notabein, die in der Mdirhdt

großmütiger dachten und im Fall der Not zu Geldoprem

bereit waren, entschiedenen Tadel zu, so daß er hier, wo
er in der Minderheit wtir, seine Ansprüche nicht so ent-

schlossen zu wahren wagte wie späterhin im Frühjahre 1788

auf der Generalversammlung des Klerus.^)

Der königliche Prätor Gerard notierte sich unter dem 5. März 1787

gelegentlich der Verhandlunj^en, die im ersten Bureau tlber die Grundsteuer

geführt wurden, folgende interessante Auseinandersetzung: Der Bischof
von Nevers >applaudit au clcrge <i avoir conservö les privileges, tan-

diique la Nobleise les a perdus. M. le duc du ChAtelet r^pond qae

tom le« habiuuBts de k Ftanee tont dtojreae et dohrent «n remiilir les

devoift et payer let impAcs. J'ai ajoat6 que le clergö CO devait de plus

fortt qne les entres citoyenti poisqu'ils 00t les honneaiSi les riehesses et

poiat de fiunflle k poonroir.c Unter deas 15. Mai beriditet uns Gdraid,

daO sieh die Melirlifit seines Bnreans ins Gefeosats sn den in seinem SchoBe
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• Einig waren die Notabein im Frühling 1787 allerdings

in der Auflassung der politischen Hauptfrage: sie gedachten

auf keinen Fall dem Absolutismus weitere Fortschritte zu

gestatten und verteidigten dem Finanzminister gegenüber

mit aller Energie die Reste der ständischen Freiheit, die

sein Reformplan ihnen zu entreißen drohte, und insofern ist

es gewiß richtig, daß sie in erster Linie ihre eigenen Inter-

essen vertraten. Wir sahen schon, wie sie bei der Organi-

sation der Selbstverwaltung die Aufhebung der ständischen

Unterschiede verwarfen und darauf Bedacht nahmen, den

oberen Ständen einen bestimmten Bruchteil der Plätze in

den Munizipalitäten und das ausschließliche Recht, den Vor-

sitz zu fuhren, zu sichern. Und wenn sie bei der Beratung

über die Grundsteuer auch auf die Geltendmachung ihrer

Vorrechte verzichteten, so bedangen sie sich dabei aus-

drücklich aus, daß dadurch den Körperschaften wie dem
Klerus und den Päys d'^tats das Redit, die neue Auflage

sitzenden Vertretern des Klerus energisch gegen die Absicht des Königs

ausgesprochen habe, die Schulden des Klerus auf die Nation zu über-

nehmen. >Le duc de la Rochefnucauld . . . dit que c'cst une injustice

d'en charger Tl^tat. L'archev£(juc de Narbonne pretend qu'il Ics a

contract^s pour Ic bten de l'I^tat, et c'est a lui a payor. ... II dit cjue le

clerge ne doit rien; que c'est de sa pure volonte. .. c'est un don gratuii.c

Demgegenttber fordert G^rard rom König, >de ne pas cbarger le peuple

de l'neqnittemeiit des doos gratuiu qne le derg^ In! e wooM et qui

n'Cuient que la juste oontrilratioii qa'il doh kVttMt pour la ponesrion de

et digoit^ et de MS biens et pour la proteclkNi qne le gouTeniement Id

«cooide comne an rette de ms snjetk« Die Mehrheit der Notabein ist

der Amidit, defl dem Klenw swer das Redit, die Steaem sdbst amra-

t^n vad sa ethebea, gdsssen weiden soUe, daß aber die GeutUchkeit

ebemo wie die andern StaatsbOifer im richtigen Veihiltnis so ihfem Ver-

mSgen sa den Anflogen des Stsates beisatmgen habe. Ja, man geht so

weit sa behaapcen, dafi sieh der Klerus sa Unrecht der Zahinng der

capitation entzogen habe, »qne le Cleig6 paraftwdt devoir £tre sonmis k

la capitation dans la m^me proportlon qne les antres sajeu du roi, et

n'avoir point de titres valables qni Ten exemptissent.« Obsenrations des

Notables & 479. vgl S. 495 f.
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selbst umzulegen und zu erheben, nicht im mindesten ge-

kürzt würde. In diesem Recht aber erblickten sie doch

nicht nur ein wertvolles Mittel, ihre eigenen Interessen zu

vertreten, sondern zugleich eine Art Freiheitswehr gegenüber

dem Despotismus: würden auch diese letzten Schranken

hinweggeräumt werden, so hatte es ihrer Meinung nach

keine Möglichkeit des Widerstandes mehr gegeben. So er-

klärten sie sich auch gegen den unbegrenzten Charakter,

den Calonne in seinem Entwürfe der Grundsteuer hatte

geben wollen. Fürchteten sie doch, daß der König' ganz

unabhängig von den Parlamenten geworden wäre, wenn er

eine Steuer ohne Rücksicht auf eine bestimmte Dauer oder

Höhe hätte erheben dürfen. Dann hatte sich über Frank-

reich ein schrankenloser Absolutismus ausgedehnt. Wie

hätten aber die Notabcln in einer Zeit, wo namenüich in-

folge der Teünahme Frankreichs am amerikanischen Frei-

heitskampfe die konstitutionellen Ideen in der Bevölkerung

reißende Fortschritte gemacht hatten, eine solche Entwidce-

lung begünstigen dürfen, zumal bei der offenkundigen Miß-

wirtschaft, die doch vielmehr eine scharfe Finanzkontrolle

imbedingt erforderlich erscheinen ließ.

So bietet die Haltung der Notabein im Frühjahr 1787

ein merkwürdiges Schauspiel: gegenüber dem Generalkon-

trolleur, der außer den Steuervorrechten des Adds und des

Klerus auch die ' Reste der korporativen Steuerverfassung

möglichst einzuschränken trachtet und damit eine durch-

greifende, von modernen Gedanken getragene Reform der

Verwaltung anstrebt, verteidigen die Notabein mit zäher

Energie die Bruchstücke einer überlebten Organisation, die

in naher Zukunft gänzlich zusammenbrechen sollte. Sie tun

es, obwohl auch in ihren Kreisen sich gegen diesen Kon-

servatismus ernste Bedenken erheben, vornehmlich aus dem
Grunde, weil sie nur so gegenüber dem rücksichtslos

vorwärts drängenden Absolutismus die ständische Freiheit

wahren zu können glauben. Und so lange sie den Fort-
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schritt des allgemeui verhaßten Despotismus durch ihren

Widerstand aufhalten, .jubelt ihnen auch die öffentliche

Meinung zu. Erst wenn die unumschränkte Monarchie

unter den wuchtigen Schlägen, die die Notabein, die Parla-

mente und die übrigen Korporationen im Laufe der fol-

genden Zeit gegen sie Aihren, krafUos zusammenbrechen

und der dritte Stand sich nunmehr gegen die Vorherrschaft

der privilegierten Klassen eriieben wird, alsdann wird sich

der nationale Unwille gegen die Steuerverfassung des Klerus

und der Pays d'6tats wenden und sie g^z im Sinne

Machaults, der Physiokraten und Calonnes als einen nicht

länger zu duldenden Mißbrauch brandm.irken. Alsdann

wird man sich wiederum daran erinnern, daß diese Steuer-

verfassung bisher nur dazu diente, in höchst unbilliger Weise

die einflußreicheren Elemente auf Kosten der ärmeren bei

der Umlegung der Auflagen zu begünstigen.

Allein im Frühling 1787 begrüßten alle Schichten der

Bevölkerung und insbesondere die Pariser mit lautem h'roh-

locken das energische Vorgehen der Notabein gegen eine

Regierung, von der man die Uberzeugung hatte, daß sie

den Reformeifec nur vorschützte, um sich unter diesem

Deckmantel reichliche Geldmittel zu verschaffen, die nur

dazu dienen sollten, den durch eine liederliche Finanzver-

waltung entstandenen Fehlbetrag zu decken und die ge-

wissenlosen Verschwendungen in dem gleichen Stile wie

bisher zu ermöglichen. Daß die Notabein gegen diese

Mißwirtschaft kräftig ankämpften und den leichtfertigen

Finanzminister zur Rechenschaft zogen, dafür wußte man
ihnen aufrichtigen Dank. Hatte man doch eine so mann-

hafte und entschlossene Haltung von ihnen gar nicht er-

wartet und vielmehr besorgt, sie würden sich den Wünschen

des Hufes gefiigiiJ^ zeigen.

Die Notabein zeigten überhaupt viel mehr politisches

Geschick und Kenntnisse in Verwaltungsangelegenheiten,

als man ihnen zugetraut hatte. Den Vorschlägen Calonnes
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gegenüber befolgten sie eine sehr wirkungsvolle Taktik.

Während sie diejenigen Entwürfe, die einen fiskalischen

Zweck verfolgten oder ihre ständischen Freiheiten zu kürzen

drohten, zurückstellten, stark einschränkten oder ablehnten,

begrüßten sie dagegen mit freudiger Zustimmung soldie

Projekte, die die Befreiung der ländlichen Arbeit und des

Handels ins Auge faßten. So zollten sie dem Vorschlage

des Ministers, der die Freiheit des Getreidehandels prokla-

mierte, in gleicher Weise Beifall, wie sie die Ablösung der

Wegfronden durch eine Zuschlagsteuer zur TaiUe guthießen.

Ebenso stimmten sie von ganzem Herzen der Aufhebung

der Innern Zollschranken zu, wobei sie allerdings die Ein>

wände, welche die östlichen Provinzen des Reiches, Elsaß,

Lothringen und die drei Bistümer (Metz, Toul, Verdun)

gegen diese Maßnahme erhoben, eingehender Berücksichti-

gung empfahlen. Auch die Denkschriften, in denen eine

Milderung oder gänzUche Beseitigung einer Reihe von Durch-

gangszöUen und Auflagen, denen wichtige Handels- und

Industrieartikel unterworfen waren, begründet wurde, fanden

eine dankbare Aufnahme.

Ja, in ihrem lebhaften Reformeifer suchten sie sogar

die Vorschläge des GeneralkontroUeurs zu übertrumpfen.

Calonnes Projekt, das die Verbesserung der verrufenen Ga-

belle betraf, erschien ihnen bei weitem nicht durchgreifend

genug, weil es die meisten Mängel der Salzsteuer bestehen

ließ. Der Bruder des Königs, der Graf von der Provence, der

den Vorsitz im ersten Bureau führte, entwarf selbst einen

Reformplan, durch welchen er die empfindlichsten Schäden

dieser drückenden Auflage aus der Welt zu schaffen hoffte.

Dadurch sollte »die Teufelsmaschine der Gabelle«, wie sich

Monsieur ausdrückte, als Verbrauchssteuer gänzlich aufge-

hoben und durch eine direkte Abgabe ersetzt werden, deren

Höhe sich nach der Summe zu richten hatte, die jeder

früher für das von ihm den Speichern entnommene Quantum

Salz bezahlte. Ob dieser Vorschlag wirklich durchführbar
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gewesen wäre, ist freiUch redit zweifelhaft. Jedenfalls

krankte er an dem gleichen Gebrechen, wie das IVojekt

des Ministers, der ebensowenig wie die Notabeln die ein-

heitliche Regelung des Salzpreises für das ^anze Reich zu

erstreben wagte, sondern aus Rücksicht auf die Privilegien

einzelner Provinzen, die von der Gabelle befreit waren, die

nngdieuren Verschiedenheiten der Gabelle bestehen ließ.

Das alte Staatswesen fUhlte sich eben nicht stark genug,

um hier den Grundsatz der Uniformität, den man eben

feierlich proklamiert hatte, sofort- wirklich durchzuführen*).

Eine solche Umwälzung hätte nur der in einer National-

versammlung vertretene Volkswille fertig bringen können.

Die Bureaus aber schlössen sich fast alle dem Vorschlage des

Grafen von der Provence an. War es ihnen doch höchst

S3nnpathisch, daß ein königlicher Prinz sich an die Spitze

der Opposition setzte und einen der vornehmsten Entwürfe

des verhaßten Finanzministers zu Fall brachte.

') Aus den Denkschriften, in denen Calonne Ludwig XVI. seinen

ReforxnpUn empfohlen hatte (vgl. >Objections et r^pontesc und »Id^
aoumises etc.c), geht hervor, daß Calonne nrsprflnglich wie Necker eine

einheitliche Regelung des Salzpreiset ins Auge gefaßt hatte. Tn den

>Id6es souniises« spricht er von der »suppression de la gabellc et sa con-

Version en un droit uniforme ä la vente du scl.c Nachher aber sind Ca-

lonne Bedenken aufgestiegen; er mußte sich wohl sagen, daß eine Provinz

wie die Hreiagne, die von der Gabelle befreit war, mit aller Entschieden-

heit sich gegen die neue Salzsteuer gewehrt haben wilrde. Am 23. Februar,

an welchem Tage der Generalkontrolleur den Notabeln einen kurzen Über-

blick Uber die einzelnen Teile seines Rcformplans gab, kündigte er die in

Aussicht genommene Verbesserung der Gabelle recht kleinlaut folgender-

maßen an: >Lc deroier Memoire expotera nne Operation Sur la Gabdle,

en raiMm de laqndle le pfix da Sei de Gabelle teiait dininni avtant qne

CS drooaituices le pernettentc Pioc^VeftMd S.331 1 —- Zn vergleiclien

itt anch die Entgegnung Calonnes anf die AnaiteUiingen der Notabeln an

Miiiein Refomiiiojekt: ilnstnctioii en inteiprtetion dn Mteoire rar la

Gabeile.c Sie ist nicht in die Obserrations anfgenomnen, findet sich

aber handschriftlich vor in den Notabdnakten der Pariaer Nationalbibliothek.

(Le" Nr. 7.)
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V.

Der Gegensatz, der sich zwischen Calonne und den

Notabein vom Tage der Eröfihung der Versammlung an

erhoben hatte, war auch in den folgenden Wochen nicht

ausgeglichen worden. Im Gegenteil, er hatte eher an

Schärfe zugenommen , wie ein Vorfall beweist, der sich

Mitte März ereignete. Am 12. März überreichte der Ge-

neralkontrolleur den Notabein die zweite Abteilung seiner

Reformentwürfe und hielt bei diesem Anlaß eine Ansprache,

in der er im Namen des Königs den Mitgliedern der Ver-

sammlung für die freundliche und verständnisvolle Aufnahme

daiikic, die sie seinen Reformvorschlagen bereitet hätten.

Mit Genugtuung habe der Monarch wahrgenommen, daß

ihre Anschauungen im allgemeinen sich mit seinen Grund-

sätzen deckten und ihre Einwände, die ja hauptsächlich

formaler Art seien, den wesentlichen Punkten des Zieles,

das Seine Majestät sich gesteckt habe, nicht entgegen-

stünden.

Diese gleißncrischc Sprache mußte die Notabein über-

raschen und nach einiger Überlegung mit ernster Sorge

erfüllen. Dachte Calonne etwa daran, mit verbindlichem

Lächeln über ihren Widerstand hinwegzugleiten und unter

Berufung auf den angeblichen Beifall, den seine Pläne in

der Versammlung gefunden, sie unverändert durchzusetzen?

Solcher listigen Taktik besdilossen die Notabein den Weg
zu verlegen. Jedes ihrer Bureaus faßte eine Verwahrung ab,

in der man erklärte, daß die Kinwände der Notabein, weit

entfernt nur formaler Art zu sein, vielmehr sehr wesentliche

Punkte betroffen hätten. Einzelne Bureaus wiederholten sogar

die hauptsächlichen Ausstellungen, die sie gegen die Ent-

würfe des Generalkontrolleurs erhoben hatten und wiesen

namentlich darauf hin, daß sie der vorgeschlagenen Grund-

steuer keineswegs zugestimmt, sondern jede eingehendere Be-

"

ratung derselben von der Prüfung der Finanzlage abhangig

gemacht hätten. Sie baten den König, ihren Einspruch
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gegen die Ausfiihmngen Calonnes vom 12. März dem Pro-

tokoll dieser Sitzung anzufUgen, welchem Ersuchen von der

Krone entsprochen wurde.

Der I^inanzminister mochte den Vögeln, die er fangen

wollte, noch so süß pfeifen, sie ließen sich nicht in die

von ihm ausgestellten Netze locken. Nach dieser Erkenntnis

entschloß sich der Vielgewandte dazu, seine Taktik zu

ändern: er dachte sie einzuschüchtern, indem er einen

Sturm der öffendichen Meinung gegen sie heraufzubeschwören

suchte.

Die Denkschriften des Ministers waren bisher nur den

Notabein mitgeteilt und noch nicht veröffentlicht worden.

In den letzten Tagen des März übergab sie Calonpe dem
Drude und schickte ihnen ein Vorwort voraus, das einer

der bekanntesten Färiser Anwälte in seinem Auftrag ver-

faßt hatte. In diesem Vorwort wurde das Verhalten der

Notabein gegenüber den Reformvorschlägen der Regierung

einer scharfen Kritik unterworfen. Der Minister stellte

es so hin, als setzte die Versammlung seinen Plänen,

die vornehmlich dem Wohl des Volkes und des Staates

gälten, aus lediglich eigensüchtigen Beweggründen böswil-

ligen Widerstand entgegen. Er beteuerte, daß die Befürch-

tung, die Grundsteuer könnte eine höhere Belastung des

Volkes zur Folge haben, durchaus ungerechtfertigt sei;

wurde diese Auflage auch den doppelten Ertrag der frü-

heren beiden Zwanzigsten einbringen, so würde der Mehr-

ertrag nicht auf Kosten der ärmeren Klassen, sondern allein

der Privilegierten erzielt werden, die ihre Schuldigkeit bisher

nicht getan hätten: »Man wird mehr zahlen 1 Zweifellos:

aber wer? Nur diejenigen, die nicht genug zahlten; sie

werden zahlen, was sie einem gerechten Verhältnis zufolge

schuldig sind, und niemand wird überlastet werden. —
Privilegien werden geopfert werden! Gewiß: denn die Ge-

rechtigkeit will es, das Bedürfnis erfordert es. Sollte man
etwa lieber die Nicht-Privilegierten, das Volk, in noch
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höherem Maße überlasten?— Diese Forderung w ird aber laute

Proteste hervorrufen! Darauf war man allerdings gefaßt.

Wie könnte man auch für das Allgemeinwohl wirken, ohne

einige Sonderinteressen zu kränken? Hat man je reformiert,

ohne daß es dabei Beschwerden gegeben hätte?«

Die Tendenz dieser Sätze war durchsichtig genug: Ca-

lonne erhob gegen das Betragen der Notabcln öffentlich

Beschwerde. Er appellierte an die Nation und wünschte,

daß sie ihre Entrüstung über die angebliche engherzige In-

teressenpolitik der Privilegierten äußerte und sie dadurch

zur Vernunft, zu nachgiebigem Eingehen auf die heilsamen

Reformpläne des Königs brächte. Calonne gab seiner Be-

schwerde die weiteste Verbreitung. I'> ließ das Vonvort»

losgelöst von den Denkschriften, in den Straßen der Haupt-

stadt als Broschüre verteilen und in großen Massen zur

Kundgebung von den Kanzeln den Landpfarrem zusenden.

Allein die von dem Finanzminister erhoffte Wirkung

blieb völlig aus. Weder in Paris noch in den Provinzen

regte sich*s zugunsten des übel berüchtigten Generalkontrol-

leurs. Den Anklagen, die er gegen die Notabein erhob,

schenkte man keinen Glauben. Wußte man diesen doch

Dank dafür, daß sie einem Calonne opponierten und seine

Vergehungen aufzudecken strebten.

Mit Recht entrüstet über die Verdächtigungen, die ein

königlicher Minister gegen sie unter dem Publikum auszu-

streuen wagte, waren die Notabein. Gegen diese unehrliche

Kampfesweise erhoben sie sofort beim König energischen

Protest. Sie beschwerten sich darüber, daß Calonne zwi-

schen den verschiedenen Ständen des Reiches Zwietracht

zu säen suche, indem er in seiner Flugschrift es so dar-

stelle, als seien die Interessen des Volkes denjenigen der

beiden obem Stände vollständig entgegengesetzt und wür-

den diesen geopfert. Sie wiesen darauf hin, daß sie die

meisten Reformvorschläge des Monarchen in dankbarer Er-

kenntlichkeit aufgenommen, nach Kräften unterstützt und
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sich zu namhaften Opfern bereit erklärt hätten. Allerdings

hätten sie den Wunsch ausgesprochen , daß den obern

Ständen in den Provinzialversammlungen und bei der Steuer-

erhebung ihr Vorrang und ihre herkömmlichen Rechte ge-

wahrt blieben. Auch hätten sie die Form, in der die

Grundsteuer erhoben werden sollte, geUdelt und vor der

Zustimmung zu dieser Auflage genaue Euisicht in die

Fffianzverhältnisse verlangt, ein Umstand, den der General-

kontroUeur in seiner Broschüre dem Volke wohlweislich

verschwiegen habe. Diese Ausstellungen an seinem Re-

formplan berechtigten aber den Finanzminister nicht dazu,

gegen die Notabein den gehässigen Vorwurf eines bös-

willigen Widerstandes zu schleudern.

Calonnes Vorstoß gegen die von ihm berufene Ver-

sammlung war vollständig mißglückt Da die Öffentliche

Meinung sich nicht auf seine Seite stellte, sondern vielmehr

über die entschlossene Haltung der Notabein frohlockte, war

die Absicht, die er durch die Veröffentlichung seiner Streit-

schrift offenbar hatte erreichen wollen, unausführbar ge-

worden. Mit der ihm eigenen Zuveisichtlichkeit nämlich

hatte er den durdischlagenden Erfolg seiner Broschüre er-

wartet und nur mit zwei Möglichkeiten gerechnet : entweder

fugten sich in Zukunft die Notabein den Wünschen des

Hofes unter dem Drucke der öffentlichen Meinung, oder

ihre Versammlung wurde vom König unter allgemeiner Zu-

stinunung des Volkes aufgelöst Da aber der Entriistungs-

sturm« den Calonne gegen seine Widersacher hatte ent-

fachen wollen, ausgeblieben war, durfte der Minister nkht

daran denken, sich der unbequemen Versammlung, deren

Ansehen mit jedem Tage wuchs, in der nächsten Zeit zu

entledigen. Er mußte sich vielmehr klar machen, daß er

das Spiel für seine Person vollständig verloren hatte. War
doch nach seiner Kriegserklärung an ein erspriei^ches Zu-

sammenwirken zwischen ihm und den schwer gekränkten

Notabebi nicht mehr im Ernste zu denken. Hatten diese
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schon vorher dem Minister, wo sie nur konnten, mißtrau-

ische Abneigung gezdgt, wieviel mehr war zu erwarten,

daß sie nach dem schnöden Angriff, den Calonne gegen

ihre Khre gerichtet hatte, kein Mittel unversucht lassen

würden, um ihren Gegner aus dem Sattel zu heben.

So geschah es in der Tat. Die Mitglieder der Ver-

sammlung, die aus Rücksicht auf den König es bisher ver-

mieden hatte, in offenen Kon6ikt mit dem Generalkontrol-

leur zu geraten, griffen nunmehr seine verschwenderische

Finanzverwaltung schonungslos an. Der junge General La
l^iyetle schleuderte gegen Calonne den ersten Stein, indem

er behauptete, daß der Minister zuungunsten der Krone

königliche Domänen gegen minderwertige Güter einiger

'

Freunde umgetauscht habe. Andere erhoben gegen Ca-

lonne den sehr begründeten Vorwurf, er habe an der Börse

Millionen geopfert, um den Kurs der Staatspapiere künstUdi

hoch zu halten. Die Anklagen häuften sich: war es doch

nicht schwer, diesem Minister, der mit kecker Offenheit in

seiner ersten Rede selbst das Geheimnis seiner finanziellen

Taktik enthüllt hatte, V^erschwendungen, ja Vergeudungen

aller Art nachzusagen.^)

Obwohl aber Calonnes Stellung mit jedem Tage un-

haltbarer wurde, zögerte Ludwig XVI. immer noch, sich

von dem Minister, den er lieb gewonnen, von dessen

schmeichlerischer Liebenswürdigkeit er sich vollständig hatte

umgarnen lassen, endgültig zu trennen. Vergeblich suchte

der Großsiegelbewahrer den König davon zu überzeugen,

daß er den gekränkten Notabein Genugtuung geben und

den Finanzminister, der sich schwer an ihnen veigangen

habe, entlassen müsse.^

*) Merejs Depeidien vom 93. Min and 7. Aprit 1787. Wiener

ArebW.

*) Für die Voi]ginge, die zur Endmnng Mnom^Qs und bald* danuif

euch Caloonet fthrten, ist die inlieltretelie Depesche Mercyi an Kannlu

vom 17. Apfftt 1787 (Wiener Archiv) su vergleichen.
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Wir haben ja früher er&hren, wie wenig hold der alte

Mirom^il Caloi(ine war» wie er in ihm einen unbequemen

Nebenbuhler erblickte, dessen er sich bei günstiger Gelegen-

heit zu entledigen hoffte. Der scharfe Widerspruch, den

die Notabein gegen die wichtigsten Gesetzentwürfe Calonnes

erhoben, konnte ihm also nur willkommen sein, und er tat,

was in seinen Kräften stand, um das Feuer giegen seinen

Kollegen zu schüren. Obwohl königUcher Minister, warf

er sich zum heimlichen Haupt der parlamentarischen Oppo-

sition auf. Jeden Abend sollen sidi bei ihm die Vertreter

der einzelnen Parlamente versammelt und darüber beraten

haben, welche Taktik gegen Calonnes Pläne zu befolgen

sei. V^on dieser Rolle Miromönils war Calonne unterrichtet.

Wahrscheinlich aber hatte er nicht sogleich sichere Beweise

für das hinterlistige Betragen des Großsiegelbewahrers sich

verschaffen können, um sie dem König vorzulegen.

Einige interessante Schreiben, die Miromönil während

der Notabelnversainnilung an Ludwig XVI. richtete, sind

auf uns gekommen.^) Hier kann man zwischen den Zeilen

lesen, wie eifrig ihr Verfasser auf den Sturz des General-

kontrolleurs hinarbeitete. Mit Entschiedenheit steUte er sich

auf die Seite der Notabein und glaubte sie gegenüber dem
Generalkontrolleur in Schutz nehmen zu soUen. Stimmten

doch ihre Einwürfe gegen Calonnes Projekte zum Teil

überein mit den Randglossen, die er, der Siegelbewahrer,

schon Ende Dezember gemacht habe. Noch eindringlicher

vertrat Miromenil die Sache der Notabein bei dem König,

als die SteUung des Finanzministers Anfang April nach

dem fehlgeschlagenen Angriff auf die Notabein ak stark

erschüttert gelten konnte. Da suchte der Siegelbewahrer

seinem strauchelnden Nebenbuhler den Gnadenstoß zu ver-

setzen. In einem Brief an den König ging er die Bemer-

kungen der Reibe nach durch, die die Versammlung zu der

*) Es sind dM die Schreiben Mirom^nils vom 14. MIrz, 4. n. 5. April

17S7. Natioiiftlaiduv K* 163 Nr. 8.
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ersten Gruppe der Denkschriften gemacht hatte. Er findet

sie alle sehr erwägenswert und keinesfalls so geartet, daß

der König damit unzufrieden zu sein brauchte. Und in

einem zweiten Schreiben geht Miromenil offen zum Angriff

auf Calonne über.

Er teilt zunädist Ludwig em Billett des früheren General-

kontrolleurs Joly de Fleury mit, in dem dieser die Behaup-

tung aufstellte, daß es weder beim Antritt noch beim Ende
seiner Finanzverwaltung im königlichen Schatz einen Fehl-

betrag, wie Calonne versichere, gegeben habe. Auf Grund

dieser Aussage fordert nun Miromenil den Monarchen auf,

er sollte die Berechnungen des jetzigen Finanzministers von

einem Ausschuß von Staatsräten und höheren Schatzbeamten

genau auf ihr6 Zuverlässigkeit hin prüfen lassen. Denn

weder Vergennes noch er, der Siegelbewahrer, seien dazu

wirklich imstande gewesen, weil es ihnen an der dazu not-

wendigen Geschäftskenntnis gemangelt habe. Schließlich

äußert Miromenil noch die ernstesten Bedenken über das

Betragen und die Absichten Caionnes gegenüber den Nota-

beln. Nach einer Unterredui^ zu urteilen, die er jüngst

mit dem Finanzminister gepflogen habe, trage dieser sich

mit dem Gedanken, die Versammlung in nächster Zeit auf-

zulösen, ohne etwas zu entscheiden, ja ohne ihr die Xat

zu geben, dem Könige ihre letzten Bemerkungen zu unter-

breiten: »Ich sehe, daß er Ew. Majestät aufzubringen sucht

gegen die Bischöfe, gegen den Adel, gegen die Parlamente,

gegen Ihre ^ünister. Er richtet eine Art Appell ans Volk«

der geÜUirliche Folgen nach sich ziehen kann. Kurz, ich

sdie Folgen voraus, die mich fUr Ihr Glück und fiir die

Zukunft Ihrer Regierung besorgt machen.«

Diese Mahnungen hatten nun keineswegs den Erfolg,

den Miromenil sich von ihnen versprach; vielmehr trugen

sie wahrscheinlich dazu bei. seine eigene Stellung zu er-

schüttern. Denn schon längere Zeit lag Calonne dem König

mit Klagen über das hinterlistige Betragen des Siegd-
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bewahrers in den Ohren, wie dieser insgeheim alle seine

Pläne zu durchkreuzen suche und sich gegen ihn mit seinen

schlimmsten Gegnern, den Parlamenten, verbündet habe.

Schließlich scheint es dem Finanzminister gelungen zu sein,

den Monarchen von der Begründung seiner Beschwerden

über den Großsiegelbewahrer zu überzeugen. Bestätigte

doch dem König auch Mirom^ils Korrespondenz, in der

dieser sich geradezu zum Wortführer der Opposition auf-

warf, die hohe Wahrscheinlichkeit der Anschuldigungen

Calonnes. So zögerte Ludwig XVI. nicht länger, seinen

inständigen Bitten zu wUlfahren und ihn von seinem schlimm-

sten Feinde zu befreien: am 8. April, einem Sonntag, erhielt

der Großaegelbewahrer seine Entlassung. Sein Amtsnach-

folger wurde auf Calonnes Wunsch ein Mitglied der Nota-

belnversammlung, der Parlamentspräsident Lamoig'non.

Wie kam es nun, daß der Finanzminister knapp vier-

undzwanzig Stunden nach diesem Triumph ebenfalls den

Abschied erhielt? Die Gründe Air diesen plötzlichen völlig

unerwarteten Umschwung werden sich bei dem Stande

unserer Quellen ja wohl schwerlich ganz aufklären lassen.

Mercy, der von allen Zeugen der bestunterrichtete und ver-

läßlichste ist, sagt ausdrücklich, daß der König, als er den

Siegelbewahrer davonjagte, nicht im mindesten daran ge-

dacht habe, bereits am folgenden Tage dem Generalkontrol-

leur das gleiche Schicksal zu bereiten. Für die unvermittelte

Sinneswandlung des Monarchen filhrt der Gesandte drei

Gründe an: Ersdich habe Ludwig XVI. bald darauf Calonnes

»unendliche Geldversplitterungen einzusehen angefangen«

;

zweitens sei er zu der Überzeugung gekommen, daß bei der

fortdauernden und mit jedem Tage »zunehmenden Wider-

setzlichkeit der sämtlichen Notabeln« solange besagter Finanz-

minister im Platze bleiben würde, unmöglich etwas Gedeih-

liches auszurichten wäre« ; drittens habe die vollständige Er-

schöpfung des Kredits, die gänzliche Unmöglichkeit, Geld

in die leeren königlichen Kassen zu bekommen, solange

Glagau, Kcfonnvcnuche. 1?
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ein so berüchtigter Verschwender wie Calonne am Ruder

war, den König gezwungen» sich von seinem Minister zu

trennen.

Wir erfahren nicht, wer Ludwig XVI. von der Unzu-

lässigkeit eines längeren Verbleibens Calunnes im Ministerium

so plötzlich überzeugt hat, ob die Königin, die den leicht-

sinnigen Minister schon lange mit regem Mißtrauen betrach-

tete, ihren Gemahl in diesem Sinne beiaten hat Jedenfalls

hatte sie Anfang April mit klarem Blick erkannt, daß der

König nur noch zwischen zwei Möglichkeiten zu wählen

hatte : er mußte entweder die Notabein oder den General-

kontrolleur entlassen. Da aber die iXuflösung der Ver-

sammlung zweifellos den Staatsbankrott, ja vielleicht den

Ausbruch von Aufständen und Unruhen befurchten ließ, so

blieb Ludwig nichts anderes übrig, als Calonne zu verab-

sdueden. Er tat das in der merkwürdigsten Weise. Mit

einer bei seinem schwachen Charakter sonst ungewöhnlichen

Zähigkeit hatte er bisher allen Anfeindungen zum Trotz

seinen Günstling, wie er es ihm verheißen hatte, gehalten

und aus allen Kräften unterstützt. Auch jetzt noch sah er

in ihm nur das unschuldige Opfer der Wut der Notabein

und suchte ihm die bittere PiUe nach Möglichkeit zu ver-

süßen, indem er ihn, wie Mercy ausdrücklich hervorhebt,

»auf eine sehr gütige und von allem Anschem einer Un-

gnade entfernte Art« entließ. Ja, er nahm noch weiterhin

seine Dienste in Anspruch und bat ihn, seinem Amtsnach-

folger über die vierte Gruppe von Denkschriften die nötigen

Aufklärungen zu geben, damit er sie vor den Notabcln in

Calonnes Sinn vertreten könnte. Denn an der Durchführung

des Reformplanes, von dessen hohem Werte der König tief

durchdrungen war, gedachte er entschieden festzuhalten.

Die gnädige Art, in der Calonne verabschiedet wurde,

und die Wahl seines Nachfolgers riefen sofort unter den

Notabein und in der Bevölkerung überhaupt die größte Be-

unruhigung hervor. Man glaubte aus diesen Anzeichen
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entnehmen zu müssen, daß Ludwig sich nur zum Schein

von seinem Günstlinc^ getrennt habe, daß er ihn nach dem

Schluß der Versammlung wieder ins Ministerium zurück-

berufen würde. War doch sein Nachfolger, der Staatsrat

Fourqueux, so hochbetagt und hinfällig, daß er unmöglich

die Bürde des Amtes im Ernste hätte auf sich nehmen

können. Man hielt ihn vielmehr nur flir einen Strohmann,

hinter dessen Rücken CaJonne nach wie vor die Fäden der

Verwaltung lenken sollte.

In diesem Argwohn wurde die öffentliche Meinung

noch durch das scharfe Vorgehen des Königs gegen Necker

bestärkt. Dieser hatte fast gleichzeitig mit Calonnes Ent-

lassung eine Rechtfertigungsschrift erscheinen lassen, in der

er gegen die AngriflTe auf seinen Rechenschaftsbericht sich

verwahrte und das V^orhandensein eines Defizits unter seiner

Verwaltung leugnete. Trotz königlichen Verbots hatte

Neckef diese Broschüre im Druck verbreiten lassen, worüber

Ludwig XVI. so aufgebracht war, daß er ungeachtet der

Vorstellungen semer Gemahlin den- früheren Generaldirektor

aus der Hauptstadt verbannte. Als den Anstifter dieser

unpopulären Maßregel sah man allgemein Calonne an, der

in dieser Weise an dem Gegner, den er nicht widerlegen

konnte, habe Rache nehmen wollen.

Diese Gerüchte, die nach Mercys Versicherung durch-

aus unbegründet waren, hatten für den Hof die nachteiligsten

Folgen. Die Besorgnis, daß Calonne wieder die General-

kontrolle übernehmen könnte, hielt die Kapitalisten von der

Börse zurück, und unter solchen Umständen konnten natür-

lich die königlichen Kassen sich nicht wieder füllen. So

sah sich Ludwig, um diesen Gerüchten entgegenzuwirken,

auf Rat seiner Minister dazu gezwungen, Calonne auf eines

seiner Landgüter in der Nähe von Metz zu verbannen, und

seinen Nachfolger Fourqueux, um für den Emst seiner Er-

nennung zu bürgen, zum Mitglied des Conseil d'En Haut

zu berufen.
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Dem aufgebrachten Publikum aber genügte die Ent-

fernung Calonnes vom Hofe noch nicht: es verlangte, daß

der Exminister in Anklagezustand versetzt und seine Finanz-

verwaltung aufs genaueste untersucht würde, damit man

den Umfang seiner Verschwendungen feststellen und ihn

und seine Helfershelfer streng bestrafen könnte. Immer
höher türmte sidi vor den Augen der erregten Phantasie

seiner Feinde Calonnes Schuldregister: den frivolen Hof-

mann, der allerdings vielleicht ein paar Dutzend Millionen

verschleudert haben mochte, schuf die lünbildungskraft zum

gierigen Moloch um, der in seinen unergründlichen Schlund

hundert und aber hundert Millionen gesenkt hatte, die

nunmehr spurlos verschwunden waren. Der Parteigeist sah

in ihm hinfort den alleinigen Urheber des Defizits» während

der Wunderglaube 'an Neckers Finanzgenie auf der andern

Seite ins ungemessene stieg.
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Siebentes Kapitel.

Die Notabein und das Defizit.

I.

Den Notabein, welche die Volksmeinung anfangs mit

beißendem Spott als gefügige Hofschnmzen begrüßt hatte,

war es nach wenigen Wochen gelungen, durch die uner-

schrockene Kritik, die sie an Calonnes Steuerprojekten übten,

sich allgemeine Achtung zu erwerben. Ihrem entschiedenen

Widerstande war schließlich der verhaßte Generalkontrol-

leur zum Opfer gefallen, as\ Ereignis, das den Beifall aller

Schichten der Bevölkerung gefunden hatte. Je nachdrttck*

lieber die Versammlung auf die Notwendigkeit einer ein-

gehenden Prüfung der Finanzlage gedrungen, je beharrlicher

sie die Bewilligung irgendwelcher neuer Steuern vor der

Untersuchung der Herkunft des Defizits abgelehnt hatte,

um so mächtiger war sie geworden. Sie aufzulösen, wie

Calonne im Unmut über sein ungeratenes Kind dem Könige

empfohlen haben soll, wäre ein schwerer politischer Miß-

griff gewesen: ein solcher Streich hätte zweifellos den

Staatsbankrott und gefährliche Unruhen zur Folge gehabt.

Dieser Einsicht hatte sich Ludwig XVI. nicht verschließen

können und daher der mächtig erstarkten Versammlung

seinen Günstling schweren Herzens geopfert.

Damit war aber die Reihe der Zugeständnisse, welche

die Krone den Notabein machen mußte, nur eröffnet. In
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der Hoffnung, ihre Zustimmung zu den Auflagen zu ge-

winnen, deren. Ertrag das Defizit decken sollte, efklärte

sich der König dazu bereit, der Versammlung den von ihr

so dringlich gewünschten Einblick in die Finanzlage zu ge-

währen. Am 23. April 1787 eröfihete Ludwig selbst die

fünfte alli^emeine Sitzung der Notabelnversammlung mit

einer Ansprache, in der er diese Absicht kundgab. Die

Rede kommt einer vollständigen Kapitulation vor der Oppo-

sition gleich. Allen Wünschen, welche die Notabein in

ihren Bemerkungen niedergelegt hatten, soll, wie der Mon-

arch verheißt, Rechnung getragen werden.

Die Provinzialversammlungen sollen ihrem Vorschlag

gemäß gestaltet werden, d. h. die alte ständisclie Scheidung

beibehalten und den beiden obern Ständen die bevorzugte

Stellung gewahrt werden. In der Frage der Schulden-

tilgung des Klerus will der Köm'g die Vorstellungen der

Generalversammlung dieser Korporation anhören, bevor er

sich entscheidet. Die Gabelle wird, wenn irgend möglich,

abgeschafft werden. Von der geplanten Veräußerung der

Domänen, welche die Notabeln als den Staatsgrundgesetzen

zuwiderlaufend abgelehnt hatten, will der König Abstand

nehmen und vielmehr versuchen, durch bessere Bewirt-

schaftung ihre Erträgnisse zu erhöhen. Vor allem ver-

spricht er, durch Ordnung und Sparsamkeit die Au^ben
möglichst einzuschränken, um dadurch die neuen Steuern,

die leider zur Deckung des jährlichen Fehlbetrags erforder-

lich sein werden, auf das geringste Maß herabzudrücken.

Als Lohn für alle diese Zugeständnisse erhofft der Monarch

die Zustimmung der Versanmilung zu der Stempelsteuer

und der Grnindsteuer, die^ wie er ausdrücklich bemerkt,

so beschaffen sind, daß sie die ärmeren Klassen der Be-

völkerung verschonen und nur den Wohlhabenderen zur

Last fallen werden. Damit aber die Notabeln sich von

dem Vorhandensein des Defizits und von der Notwendig-

keit der in Vorschlag gebrachten Auflagen überzeugen



Die Nolabdn vad das Dduit 26$

können« wird der König den einzelnen Bureaus die Eimiahnie-

und Ausgaberegister zugehen lassen.

So beifällig diese Erklärungen aufgenommen wurden,

so genügten sie doch noch nicht, um das stark erschütterte

Vertrauen der Finanzwelt herzustellen. Nach wie vor sank

der Kurs der königlichen Fäpiere, und das Gespenst des

Staatsbankrotts rückte in imnier * bedrohlichere Nähe. Von
schwerer Sorge gepeinigt, beg^b sich Ludwig tilglich zu

seiner Gemahlin, um ihr sein kummervolles Herz auszu-

schütten*). Unter heißen Tränen beschwor er sie, ihm

einen heilsamen Rat zu gek^en. Marie Antoinette war um
emen solchen nicht verl^en. Sie erkannte, worauf es vor

aUem ankam: der Kön% mußte eine hervorragende Per«

sönlichkeit ins Ministerium berufen, um dieser die Leitw^
des Finanzwesens anzuvertrauen. Denn nimmermehr konn-

ten die Notabein und das Publikum zu Fourqueux, dem
hochbetagten und gebrechlichen Inhaber der Generalkon-

troUe, der noch dazu als ein Geschöpf Calonnes angesehen

wurde, Vertrauen fassen und glauben, daß er imstande

sein würde, die durchgreifenden Reformen mit starker Hand
durchzufilhren, die das königliche Finanzwesen erheischte.

Schon seit längerer Zeit hielt die Königin einen Kan-

didaten bereit, der ihr in huheni Maße geeignet erschien,

um durch sein staatsmännisches Geschick eine glückliche

Lösung der herrschenden Krisis herbeizuführen; es war

der Erzbischof von Toulouse, Lom^e de Brienne, der noch

eben einer der HauptfÜhrer im Feldzug g^^en Calonne ge-

wesen war. Der ehrgeizige RirchenfÜrst galt seit mehr
als zwanzig Jahren als zukunftsreicher Ministerkandidat.

Allein vom Herzog von Choiseul an hatten fast alle Minister,

') HaupKjuellc für das Folgende ist die hochwichtige Depesche Mcrcys

an Kaunitz, den 19. Mai 1787, Wiener Archiv. Vgl. auch den ausführ-

Bbheii Britt Um PonU ao den Bmod Edetoheim vom 11. Juli 1787 bei

EidauumidMer, Politisclie Komspondeiu lUil Friedrichs von Baden 1»

969 ff.
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weil sie von emem so gefährlichen Nebenbuhler wie

Brienne in Schatten gestellt zu werden fürchteten, ihm

entgegengearbeitet. Nur sein großherziger Jugendfreund

Turgot hatte sich eifrig bemüht, den Prälaten, von dessen

Talenten er eine hohe Meinung hatte, dem jungen Könige

aufs wärmste zu empfehlen^). Aber seine Anstrengungen

wurden nicht von Erfolg gekrönt, da Maurepas und Ver-

gennes Ludwig XVI. gegen Bdenne einzunehmen wußten.

Der zweideutige Charakter des Erzbischofe bot seinen Geg-

nern so manche Handhabe. Brienne war eine reichbegabte,

aber frivole Natur. Die geistliche Laufbahn hatte er der

militärischen vorgezogen, weil sie ihm günstigere Gelegen-

heit zu raschem Emporkommen zu bieten schien, nicht

aus innerem Beruf. Darum hatte er dem jungem Bruder

das Erstgeburtsrecht abgcj^ten. Seine Erwartungen er-

füllten sich: achon im 36. Lebensjahre hatte er es bis ziim

Erzbischof gebracht. Aber weder seine ungebundene

Lebensführung, noch seine irreligiösen Anschaungen ver-

trugen sich mit dem hohen geistlichen Amt, das er be-

kleidete. Er galt als Lebemann und Fre^eist: Als seine

Freunde für ihn bei Ludwig XVL um den Posten des

Erzbischofs von Paris warben, soll der König sie scherzend

mit den Worten abgewiesen haben: »Noch ist es not-

wendig, daß der Erzbischof von Paris an Gott gbubt.t

Wenn Ikicnne den Philosophen, mit denen er früh

Fühlung gesucht hatte, zu gefallen wünschte, so trug er

doch als zielbewußter Politiker auch dafUr Sorge, daß sein

Betragen seinen Standesgenossen nicht mißfallen konnte.

Büt Feuereifer verfocht er auf den Generalversaromlungen

des Klerus die Interessen seiner Korporation. Obwohl es

seiner innersten Überzeugung zuwiderlief, plädierte er für

die strengere Handhabung der Zensur gegenüber religions-

feindlichen Schriften und für schärfere Anwendung der

*) VgL Mercjr «n KAoniti, den 18. Mai 1775, 'Wiener Archiv.
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Strafgesetze gegen die Refonoierten. So zögerte er nicht,

einen Auszug aus Voltaires Essai sur les mceurs, der ftir

Schulzwecke bestimmt war, zu verdammen. Als der

Patriarch von Femey sich darüber bei Brienncs Freund

d'Alembert aufs höchste verwundert beschwerte, gab

dieser die bezeichnende Auskunft, daß der Erzbischof

sich leider nicht offen zu seinen freien Grundsätzen be-

kennen dürfe.

Einen ausgezeichneten Ruf hatte sich Hrienne durch

die geschickte Verwaltung seiner Diözese erworben. Hier

brachte er den modernen wirtschaftlichen Anschauungen

seine Huldigung dar, indem er, von großen ökonomischen

Gesichtspunkten geleitet, für die freie Entwickelung des

Verkehrs durch Anlegung von Kanälen und Landstraßen

tätig war und sich durch großartige Einrichtungen sozialer

Fürsorge wie Kranken- und Arbeitshäuser und Erziehungs-

anstalten hervortat. Auch verstand es der ehrgeizige Prälat

überall von sich reden zu machen, so daß Kaiser Joseph 11.

bei seiner Reise nach Paris in Toulouse bei dem berühmten

Kirchenfiirsten halt machte und entzUckt von dieser Be-

kanntschaft, ihn aufs wärmste seiner Schwester als einen

Mann von hervorragenden staatsmännischen Fähigkeiten

empfahl.

Daher erschien der Königin im Frühjahr 1787 Brienne

als der vom Schicksal berufene Retter der Krone. Der

König jedoch, der ungeachtet seiner sehr beschränkten

Menschenkenntnis manchmal eine feine Witterung hatte,

fühlte sich von dem zweifelhaften Charakter des Erzbischofs

stark abgestoßen. Er wollte daher von dem Eintritt Briennes

in das Kabinett nichts hören. Aber Marie Anloinettc ließ

nicht locker, und Ludwig XVI., der seit der großen Ent-

täuschung« die ihm Calonne eben bereitet hatte, in seinem

Urteil sehr unsicher geworden war, unterlag schließlich dem
in der Folge immer mehr erstarkenden Einfluß seiner Ge-

mahlin. Zunächst sollte Brienne nur als Bünister ohne
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Portefeuille im Staatsrat Platz erhalten, damit def Monarch

ihn gelegentUdi, wo er es für gut finden sollte, zu Rat

ziehen könnte. Unter dem Eindruck der sich mit jedem

Tage verschärfenden Staatskrisis drang aber die Könii^in

darauf, daß dem Erzbischof von vornherein im Conseil die

leitende Stellung übertragen würde. Als Erbe Maurepas'

und Vergennes' sollte er zum Chef des köo^;lichen Finanz-

rates ernannt werden; als Gehilfe sollte ihmjhlecker beige-

geben werden. Mit dieser Ordnung wäre auch Brienne durch-

aus einverstanden gewesen. Denn bei der verzweifelten Lage

des Staatsschatzes konnte es ihm nur sehr erwünscht sein,

wenn ein Mann von so ausgebreiteter Geschäftskenntnis

wie Necker, der das allgemeine Vertrauen der Finanzweit

und des Publikums genoß, an seifie Seite trat; noch dazu

in einem Augenbliclc, wo alles daraufankam, den gesunkenen

Kredit möglichst schnell zu heben und die leeren königlichdi

Kassen wieder zu füllen.

Zur Berufung des früheren Finanzdirektors aber war

Ludwig durch keine Vorstellungen zu bewegen. Denn für

Necker empfand er noch weniger Sympathien als fiir

Brienne. In diesem Gefühle der Abneigung war er nament-

lich von Vetgennes und Calonne bestärkt worden, die den

König wiederholt vor dem eitlen Bankier als einem gefahr-

lichen, beifallslüsterncn Neuerer gewarnt hatten, der immer

bereit sein würde, die Interessen der Krone seiner Ruhm-

sucht zu opfern, zumal da er als Fremdling den verwickelten

Orgamsmus der französischen Staatsverwaltung nicht richtig

zu handhaben und seinen Grundbedingungen entsprechend

fortzubilden wisse. Tief gekränkt hatte den Monardien,

wie wir schon oben gesehen haben, die Veröflfentlichung

von Neckers Rechtfertigungsschrift. Wie durfte Ludwig

überhaupt, ohne mit sich in den auffallendsten Widerspruch

zu geraten, den Mann, den er eben aus seiner Nähe ver-

bannt hatte, durch die Berufung in sein Ministerium aus*

zeichnen?
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Als Brienne am 50. April um die Übernahme des ihm

zugedachten Amtes vom König ersucht wurde, bat er sich

vierundzwanzig Stunden Bedenkzeit aus, um nach dieser

kurzen Anstandsfrist am i. Mai sich freudig bereit zu er-

klären. Sobald dann von der Wahl eines Generalkontro -

leurs die Rede war, schlug Brienne als weitaus geeignetsten

Kandidaten Necker vor, stieß aber beim König auf so ent-

schiedenen Widerspruch, daß er nicht länger in ihn zu

dringen wagte. Wenige Tage später ernannte Ludwig im

Einverständnis mit dem Erzbischof den Intendanten der

Generalität Rouen Villedeuil, auch einen Teilnehmer der

Notabehlversammlung, zum Finanzminister. Auf ISriennes

Feingefühl wirft es ein ungünstiges Licht, wenn wir hören,

daß er sich, obwohl er als Inhaber vieler fetter Pfründen

Uber sehr große Einnahmen verfllgte, von Ludwig XVI.
- noch ein Jahresgehalt von 120000 Pres, ausbedang, in einer

Zeit, wo seinem eigenen oft geäul^erten Ermessen nach

die Staatskasse jede überflüssige Ausgabe vermeiden und

sich der sparsamsten Verwaltung zu befleißigen hatte. Wie

durfte ein Staatsmann, der ein so schlechtes Beispiel gab,

von den andern Höflingen ernste Opfer verlangen?

^ II-

:Die Ernennung Briennes zum leitenden Minister brachte
|

zunächst den erhofllen günstigen Eindruck hervor. All-

gemein faßte man wieder Zutrauen zu der königlichen

Staatsverwaltung und erwartete, daß mit dem neuen Mann '

'

ein neuer Geist der Ordnung einziehen würde. Mit jedem

Tage hob sich der Kurs der königlichen Papiere an der
' Börse. Die mit Zustimmung der Notabeb eröfihete Staats- <

anleihe fand reißenden Abgang. \ Die Hauptfrage aber war,

• was der neue Minister bei seinen früheren Genossen, den
' Notabeln, ausrichten, ob er sie zur Bewilligung der zur

Deckung des Defizits erforderlichen Steuern vermögen

würde oder nicht.
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Die Notabeln vertieften sich mit Eifer in das Studium

der ihnen vorgelegten Etats in der Hoffnung, sich hier über

die Herkunft und die Ursachen des Defizits Aufldäning zu

verschaffen. Wie sehr aber sahen sie sich In dieser Er-

wartung^ betroj^en ! Statt ins helle Licht wurden sie in

noch ärgere Dunkelheit als vorher geführt. In dem Wirr-

warr von Zahlen, die oft einander widersprachen, konnten

sie sich nicht zurechtfinden. In dieser Not wandten sie

sich an die Beamten des Finanzministeriums, um sich von

ihnen belehren zu lassen. Aber die Auskünfte, die ihnen

hier bereitwillig erteilt wurden, waren sehr wenig zufrieden-

stellend. Eis ergab sich vielmehr die betrlibcmle Tatsache,

daß in dem furchtbaren Labyrinth der Finanzverwaltung

niemand Bescheid wußte Die einzelnen Schatzbeaniten

kannten wohl das kleine ihnen zugewiesene Ressort, hatten

aber Uber das Ganze keinen Überblick. Hatte es doch

Calonne selbst angestrengte langdauemde Aibeit gekostet,

sich in dem unübersichtlichen Bau der Generalkontrolle

einigermaßen zurechtzutasten, als er das Defizit festzustellen

suchte. Unter seiner Aufsicht waren dann die Etats, die

den Notabein jetzt vorlagen, gearbeitet worden. Er allein

also wäre imstande gewesen, über die in ihnen aufgeführten

Posten Auskunft zu geben, während seine Amtsnachfolger

Fourqueux, Lom^nie de Buienne und Villedeuil unerfahrene

Neulinge waren.

*) In seinen Aafiwklinttngen (vgl. oben S. 337 Anmerknng 1} hat

der FMtor Gittatd tum 38. April 1787 sidi folgende dimkteriilisclie

Notisen genadit: »U est övident qne let 4tMt» remis pour 1787 foanniQent

d'inexactitiidet et de fantes. Depois 1776 U y e 100 mOlions d'nagmen*

Caiion de rerenoi. I^a T^riBeation dans let bvreanx dn Coatrftle g^nCnd

nnprit de M. Daapliin, antoraete calcnlant, n*a paa procord des ^dairicsse*

ments satisfiuaants. ... n y a de tons c6t6B de rincertitnde sur les reve-

nns, sor les fönds r^els, snr les chaiges, svr les retrancbements, iea amtf-

ttofadons, les ^oonomies et enowe plus snr ce qa*tt neos sera pennis de

proposer des moyens et des retrancbements. c
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Die Notabein hätten gern die Verwaltung Calonnes an

derjenigen Neckers gemessen , die ihnen von vornherein

als mustergültig und nachahmungswürdig galt. Sie ver-

glichen daher Calonnes Aufstellungen mit dem Neckerschen

Rechenschaftsbericht und rügten, daß seit dem Jahre 1781

die Höhe der einzelnen Etatsposten sich erheblich gestei-

. gert habe. Wie wenig es ihnen aber glückte, In die Ent-

wickelung der Finanzen wirklich einzudringen, davon zeugt

die häufig wiederkehrende Behauptung, daß der Fehlbetrag

im Budget erst infolge der verschwenderischen Wirtschaft

Calonnes aufgetreten sei, während heute unter den Ken-

nern der französischen Finanzgeschichte in dem Punkte ein-

hellige Obereinstimmung herrscht, daß der Ursprung des

Defizits sehr viel weiter zurückreicht, und daß die von Ca-

lonne aufgestellten Berechnungen in der Hauptsache richtig,

Neckers Angaben dagegen vollständig irrig sind.

Schlimm war es, daß die Regierung gar nicht in der

Lage war, über die Finanzverhältnisse, wie sie in der Tat

waren, einiges Licht zu verbreiten und in dem Konflikt,

der «ch zwischen Necker und Calonne erhoben hatte, ent-

schieden Stellung zu nehmen. So konnte zum Schaden

des königlichen Ansehens, das in diesen Tagen ungeheure

Einbuße erlitt, unwidersprochen von den Notabein behauptet

werden, Calonne hätte in den drei Jahren seines Ministeriums

Hunderte von Millionen verschleudert, während der brave

Necker trotz der großen Kosten, die der amerikanische

Krieg verursachte, keinen Pfennig neue Steuern aus-

geschrieben und dabei nicht nur keinen Fehlbetrag, son-

dern sogar Überschüsse erzielt habe. Unkenntnis und po-

litische Leidenschaft wirkten schließlich in innigem Verein

zusammen, um statt der wahren Sachlage ein gänzlich

übertriebenes Zerrbild von der Entwickelung der franzö-

sischen Finanzen in den letzten Jahren zu gestalten.

Diese pessimistische Beurteilung der königlichen Ver-

waltung stimmte natürlich die Notabein den neuen Stcuer-
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fordemngen der Regierung gegenüber nicht milder. Viel-

mehr hielten die einzelnen Bureaus der Versammlung nicht

für ihre Hauptaufgabe, für die Deckung des Defizits zu

'sorgen, sondern vor allem Vorkehrungen zu treflfen, daß

ähnliche traurige Erfahrungen sich nicht wiederholen könn-

ten. Zunächst drangen sie auf äußerste Sparsamkeit. Sie

gingen die einzelnen Posten des Staatshaushalts der Reihe

nach durch und nahmen, wo es irgend möglich schien, er-

hebliche Abstriche vor.

Das erste Bureau bezifferte die Summe der jährlichen

Ersparnisse auf 45 Millionen und überließ es dem Könige,

außerdem die Ausgaben des königlichen Hauses und der

Hofhaltung der Prinzen von Geblüt entsprechend herab-

zusetzen. Die andern Bureaus drangen noch entschiedener

auf möglichste Einschränkung des höfischen Luxus, den

sie unter nur zu berechtigten Ausdrücken des Tadels für

ein öffentliches Unglück und die Hauptquelle der herr-

schenden Mißwirtschaft erklärten. Man wies den Monarchen

auf das ungeheure Heer zumeist überflüssiger Hofbeamten

hin, deren Privilegien nur dazu dienten, die Steueriast der

schon arg bedrückten Untertanen noch zu erhöhen, auf

die Unsummen, die alljährlich fttr die königliche Küche,

für die Stallungen, Garderobe und die Bauten verschwendet

würden. Man stellte einige Grundsätze auf, durch deren

genaue Beobachtung den eingerissenen Mißständen ein

Riegel vorgeschoben und eine bessere Ordnung beigestellt

werden soUte. Im Bureau des Prinzen Conti erinnerte man
den König mit leisem Spott an das Wort, das Calonne in

der Eröffiiungsrede in bezug auf die Steuerprivilegien des

Adels und des Klerus gebraucht hatte, indem er in der

Ausrottung dieser Mißbräuche eine Reichtumsquelle für

den Staat hatte erblicken wollen. Hieran anknüpfend baten

die Notabein den Monarchen zu erwägen, ob die Miß-

bräuche, die sein Finanzminister ihm angegeben, wirklich

in erster Linie zu nennen gewesen wären, oder ob es nicht
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wdt scfalimmere, die leichter zu beseitigen wären, in der

unmittelbaren Nähe des Thrones gebe, wo die kostspieligsten

Geldvergeudungen und Unterschleife geradezu an der Tages-

ordnung seien und die hauptsächlichste Ursache der gegen-

wärtigen Finanzkrisis bildeten.^)

Um die unruhigen Wogen zu glätten, entschloß sich

Ludwig XVI. zur Ankündigung eines neuen Opfers. In

der Rede, die er der Versammlung am 23. April gehalten,

hatte er die Summe der in Zukunft anzuordnenden Ab-

striche auf 1 5 Millionen beziffert. Aber unter dem Eindruck

d^ scharfen Kritik, weiche die Notabein an den ihnen

vorgel^;t€n Etats geübt hatten, eridärte er sich nunmehr

dazu bereit, die Ersparnisse auf den ansehnlichen Betrag

von 40 Millionen zu erhöhen und wenn irgend möglich

noch weiter zu steigern. Zugleich mit dieser Ankündigung

berief er auf den 9. Mai eine Ausschußsitzung, in der in

Gegenwart des fihcfs des Finanzrates Brienne und des

GeneralkontroUeurs Villedeuil über die Steuervorlagen der

Regierung eine Aussprache stattfinden sollte. Denn nichts

erschien den neuen Ministem mit Recht so dringend wie

') Im Nationalarchiv (K 883 Nr. 9) stieß ich auf eine umfängliche

Denkschrift, die den Titel >R6flexions sur les finnnces< fuhrt und zweifellos

durch die Beratungen der Notabein Uber das Defitit Ende April 1787

herroiTgerufen wurde. Es handelt sich um Ratschläge, welche eines der

Bureaus der Regierung über die Mittel gibt, durch die inskünftif^ der Rück-

kehr der finanziellen Unordnung am wirksamsten vorgebeugt werden

könnte ; sie sind in die Observations, vermutlich wegen ihres schonungs-

losen Freimuts, nicht aufgenommen worden. Da heißt es u.a.: >C'est ici

le lieu de faire remarquer qu'on doit regarder comme le vor rongeur de

la tortune publique les profusions habituelles de la cour et du gouveme-

ment, qui s'accroissenl toujours en raison de l'augmentation des revenus

et des impots.c Ans dieser Tatsache kamen dann die Notabeln zu der

SdilofifelgeraDg: »DiaoB»>Ie cvte eonfiance: tl on te porte k ftire toutet

les r^üMnnet dornt chtqae blanche de d^iente de VtiMt tat tnaceplible, oa

pefviendn k iuibUt Im bahnce entre k reoette et la d^penae aana re>

coofir k de noiiTeatuc hnpAls.«
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die glückliche Lösung der Frage, in welcher Weise der

Fehlbetrag gedeckt werden könnte.

Der Erzbischof von Toulouse wies im Eingang^ einer

längeren Ansprache die Mitj^lieder der Konferenz auf die

Notwendigkeit hin, möglichst bald für die Beseitigung des

Defizits zu sorgen. Denu erst in diesem Falle werde das

Vertrauen wiederkehren» werde der Staatskredit und die

Ruhe im Innern des Reiches sowie das Ansehen der Re-

gierung gegenüber dem Auslande wiederhergestellt werden.

' Nach dieser Mahnung ehtwickdte der Minister die Vor-

schläge, die er zur Deckung des Fehlbetrags zu machen

hatte. Im wesentlichen griff er auf Calonnes Steuerprojekte

zurück, die er nach Möglichkeit den von den Notabdn
geäußerten Wünschen anzupassen suchte.

Zunächst gestand er mit großer Freimütigkeit ein, daß

die Höhe des Fehlbetrags auch von der Regierung nicht

genau festgestellt werden könnte. Die Notabein hätten ihn

in den verschiedenen Bureaus verschieden beziffert, die

einen auf 135, andere auf 145, andere wiederum auf 153

Millionen. Welche dieser Schätzungen der Wirklichkeit

am nächsten komme, lasse sich heute noch nicht sagen.

Wahrscheinlich sei es, da^ die Bewertung des Mankos auf

140 Millionen das Richtige treffen würde. Unmöglich sei

es nun, dem Volke eine Zusatzsteuer in dieser Höhe zu-

zumuten. Man müsse vielmehr durch eine Verbindung

verschiedener Hilfsmittel den Schaden zu heilen suchen,

nämlich einmal durch Ersparnisse, die der König auf

40 Millionen, wenn auch mit größter Mühe, 'ZU bringen

hoffe, sodann durch Anleihen in der Höhe von jährlich

50 Millionen und schließlich durch 50 Millionen neuer

Steuern.

Um nun das Schwergewicht dieser Auflage abzu-

schwächen, habe der König sich entschlossen, sie so zu

zerlegen, daß eine Grundsteuer von 25 Millionen und zwei

indirekte Steuern, d. h. die schon von Calonne ^xigmgtt
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erweiterte Stempdsteuer und eine Wolinungssteuer, beide

im Gesamtbetrage von 25 Millionen erhoben würden. Die

Grundsteuer sei gedacht als Zusatzsteuer zu den beiden

Zwanzigsten, die bisher 55 Millionen gebracht und hinfort,

hauptsächlich durch die Aufhebung der Steuerfreiheiten

und Abonnements, auf 80 Millionen anwachsen würden.

Damit nun die Untertanen die Gewähr hätten, daß die

Staatseinkünfte und namentlich die neuen Steuern ihrer

eigentlichen Bestimmung niemals entfremdet werden würden,

sei der König geneigt, alljährlich die Einnahme- und Aus-

gaber^ister zu veröffentlichen.

Wie nahmen die anwesenden Notabein Briennes Vor-

schläge auf? Sie suchten zunächst den Minister zu be-

stimmen, die Höhe des Fehlbetrags niedriger zu bemessen,

da ja zu erwarten sei, daß er schon in den nächsten Jahren

wahrscheinlich um 10— 15 Millionen durch die Abtragung

eines Bruchteils der Staatsschulden und die Absetzung

einiger einmaliger Ausgaben sinken würde. Allein Bhenne

erklärte eine Verringerung der von ihm angesetzten Summe
lür untunlich, zeigte sich aber bereit, etwaige Überschüsse

zur Verminderung oder Beseitigung anderer Steuern wie

der Gabelle zu verwenden.

Den Notabein kam es vor allem darauf an, die Höhe
der Auflagen genau zu begrenzen und deren willkürlicher

Ausdehnung nach Möglichkeit vorzubeugen. Darum gaben

sie der unbeweglichen Repartitionssteuer den Vorzug vor

der kautschukartig dehnbaren Quotitätssteuer. Sie ver-

langten, daß eine Auflage weder ihrem Ertrage noch ihrer

Dauer nach unbegrenzt sein dürfe, daß sie nur solange

währe wie das Bedürfnis, dem sie ursprünglich dienen

sollte. Eine Steuerform dagegen, die im Verhältnis mit

dem Vermögen der Steuerpflichtigen sich fortschreitend

hebe, lehnten sie grundsätzlich als verfassungswidrig ab.

Die Steuer sollte eben den wahrhaften Bedttrfiiissen des

Staates aufe engste angepaßt werden und durchaus keine

GUgma, RdbfBvcimclM. l8
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Überschüsse abwerfen, die etwa sonst von einem gewissen-

losen Finanzminister verschwendet werden würden.

Indem die Notabein diese Leitsätze aufstettten, gingen

sie den Veifechtern des Absolutismus scharf zu Lobe, die

behaupteten, daß es in dem Belieben des Monarchen stehe,

soviel Steuern zu erheben, wie ihm gut scheine. Diese

Ansicht hatte noch vor wenigen Wochen Graf Artois mit

Entschiedenheit zu vertreten gewagt in der Konferenz vom
2. März, als die Notabein Calonnes Gnmdsteuerentwurf be-

kämpften.^) Damals hatte der königliche Prinz zu seiner

nicht geringen Überraschung die unliebsame Wahrnehmung
machen müssen, daß alle Anwesenden sich auf die Seite

des Erzbischofs von Narbonne stellten, als er Artois' An-

spruch energisch zurückwies. Die Notabein bewegten sich

in Bahnen, die sie folgerichtig zu konstitutionelien Grund-

sätzen hatten fUhren müssen. Weil sie sich aber nicht als

Beauftragte der Nation fühlen durften, sondern nur ab Rat-

geber der Krone, so blieben sie unschlüssig zaudernd auf

halbem Wege stehen.

Indem Brienne im Gegensatz zu seinem Vorgänger

Calonne den Ertrag der Grundsteuer fest begrenzte, kam
er den Wünschen der Notabein bereitwillig entg^;en. Auch
die Organisation der Provinzialversammlungen, über die er

in der Konferenz einige Mitteilungen machte, entspradi

den Ansichten, die die Bureaus früher gegenüber dem Ent-

wurf der Regierung kundgegeben hatten. Die Organe der

Selbstverwaltung sollten nach dem Vorbilde der Trovinzial-

Verwaltungen von Berry und Haute-Guyenne eingerichtet

werden. Vor allem beruhigte der Erzbischof die Notabehi

über emen sehr wichtigen Punkt. Man fragte ihn, ob die

Zusammensetzung der Versammlungen nicht dem Tiers-

Etat das Übergewicht über die beiden oberen Stände geben

würde. Darauf äußerte der Minister : einige Bureaus hätten

S. Conespondance diplomatique du baron de Ötael-Holätem S. 43 f.
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die Forderung aufgestellt, daß tnan dem Tiers-Etat zwei

Drittel der Plätze in der Provinzialversammlung geben sollte;

aber selbst in diesem Fall würden Adel und Klerus nicht

etwa auf ein Drittel der Plätze eingeschränkt, sondern wahr-

scheinlich zum mindesten die Hälfte erhalten, da die Abge-

ordneten der Städte in den meisten Fällen aus den beiden
' oberen Ständen gewählt werden würden. Wenn man also,

wie die Regierung beabsichtige, dem Tiers-Etat von vorn-

herein nur die Hälfte der Sitze in den Versammlungen

übertrüge, so würden die Abgeordneten der Städte, die

sich zum Adel und Klerus gesellen würden, diesen

Ständen zweifellos das Übergewicht über den Tiers-Etat

verschafien.^)

Man sieht aus dieser Erörterung deutlich, daß es

den Privilegierten nicht nur auf die Bekämpfung des

Absolutismus, sondern ebensosehr darauf ankam, sich die

Vormachtstellung, die sie im alten Staate eingenommen

hatten j auf keinen Fall rauben zu lassen, sondern sie

womöglich noc^ zu verstärken. Hier kündigt sich also

schon deutlich der Konflikt an, den die beiden obem
Stande nach dem Zusammenbruch des Absolutismus durch

ihre engherzige Haltung gegenüber dem dritten Stande

heraufbeschwören sollten. Reges Klassenbewußtsein und

mangelnde politische Erfahrung verblendeten sie so sehr,

daß sie die SpoUen ihres Triumphes für sich aUein zu be*

halten und den mittdalterlichen Ständestaat wiederherzu-

Stetten hoflten.

Trotz der großen Zugeständnisse, welche die Krone

den Notabein seit dem Falle Calonnes gemacht hatte, zeigte

sich also die Versammlung ihren Wünschen wenig gefügig.

Bereits am Schluß der Konferenz kündigten einige Mitglieder

des Ausschusses die Absicht an, zunächst noch nicht in

die Beratung der Steuervoriagen einzutreten, sondern erst

*) Dieie interessante Ansfiilining findet sich in den Otieervations S. 550.
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Uber die Vorsichtsmaßregeln, die einer Wiederholung des

Defizits vorbeugen sollten, eingehende Erörterungen anzu-

stellen und von dem König eine feierliche Versicherung zu

fordern, die der Versammlung erlaube, auf die genaue Be-

obachtung dieser Vorsichtsmaßregeln zu rechnen. Und so

geschah es in der Tat. Die einzelnen Bureaus beschäftigten

sich, bevor sie die Steuervoilagen der R^erung Uberhaupt

berücksichtigten, sehr eingehend mit den zahlreichen Miß-

bräuchen, die sich seit undenklichen Zeiten in die könig-

liche Finanzverwaltung ein^^eschlichcn hatten, und mit der

Frage, wie sie am besten zu beseitigen seien.

«

m.

Nicht ohne einen Schein von Recht hat man den No-

tabeln diese hartnäckige Fortsetzung der Opposition gegen-

über der Krone zum Vorwurf gemacht und sie aus un-

lauteren Motiven wie Machtdurst» Popularitätssucht und

eigennütziger Verteidigung der eigenen Privilegien zu er-

klären gesucht Es soll auch nicht in Abrede gesteUt

werden, daß derartige Gründe (Ür manches der Ifitglieder

bewußt oder unbewußt mitbestimmend gewesen seht mögen.

Würdigt man aber unbefangen das ganze Vorgehen der

Versammlung, erwägt man, daß sich ihrem einmütigen

Verhalten Männer der allerverschiedensten Anschauungen

und Parteihchtungen anschlössen, so kann man sich der

Oberzeugung nicht verBchließen/ daß jene selbstsüchtigen

Absichten nicht der ausschk^gebende Faktor gewesen sind,

sondern daß das Verhalten der Versammlung vorwiegend

durch ernste patriotische Erwägungen gerechtfertigt er-

scheint, die selbst wieder in der langdauernden und höchst

verwerflichen finanziellen Mißwirtschaft des Hofes und der

Minister ihren tieferen Grund hatten.

Je mehr sich die Notabeki in die Finanzverhältnisse

versenkten, um so deutlicher wurde ihnen eine Wahrheit»
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nämlich daß die traurige Lage des Staatsschatzes nicht

allein das Ergebnis der Verschwendungen Gdonnes sei,

sondern hauptsächlich den seit langer Zeit eingewurzelten

zahlreichen MiObräuchen In der Verwaltung entspringe.^)

Sollte also eine Wiederholung des Defizits und der Gefahr

des Staatsbankrotts vermieden werden, so durfte man sich

nicht mit einem Ministerwechsel begnügen: man mußte

vielmehr, wie Necker das noch jüngst in seinem Werke
Uber die französische Finanzverwattung empfohlen, darnach

trachten, daß die konstitutiven Gebrechen in der Staats-

verwaltung, deren Fortbestand eine Rückkehr des alten

Übels nur zu wahrscheinlich machte, ausgemerzt und durch

gründliche Reformen ein für allemal Wandel geschaffen

würde. Von diesem Bestreben wurden gerade die besten

und hervorragendsten MitgUeder der Notabeinversammlung

geleitet, als sie die Schäden der königlichen Finanzverwal-

tung einer scharfen Kritik unterzogen und vom König die

feierliche Versicherung forderten, daß er hier umfassende

Reformen vornehmen und ihren Bestand durch sichere

Bürgschaften gewährleisten wollte.

Die Mißstände, welche die Notabein zu rügen hatten,

gewähren uns ein trübes Bild von der Rückständigkeit und

Verderbtheit des französischen Finanzwesens. Der unüber-

sichtliche und mangelhaft geordnete Zustand der Rechnungs-

führung begünstigte von vornherein Unredlichkeiten und

Eigenmächtigkeiten der Beamten. Vor allem fehlte es an

einer pünktlichen und ordnungsmäßigen Prüfung der Ver-

^) Vgl. die Änfieraag det En]Msclio£i voa Aix Boisgelin (ObiernttioDS

S. 5S3): >Le T^table d^dt n'eit pM cdvi qm ceste nn monent pur le

oonconn des efibrU du soavenin et det peaples; c*eit celni qni se

reprodttit par des abns dang le «ecret de radminittration. . .

.

Ce n'est pas teidement per des retranchemeiiU et per des impontboe,

c'eet par det r^^ements, que Too remWe au d^rdret; et le lemMe
det graadt manx ett bien oioint d'en r^parer let dommagei qne d'en ttrir

la Boiiirce.c
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Wendung der staatlichen Gelder. Wohl gab es im Reiche

eine Reihe von Rechenkammem, doch waren ihre Befug-

nisse außerordentlich beschränkt; auch wurden ihnen die

Rechnungen sehr spät vorgelegt, so daß im Jahre 1787

die Notabein feststellten, daß der Rechenkammer von Paris

die Belege des königlichen Schatzes nur bis zum Jahre 1773

zur Prüfung zugegangen waren und ein Zwischenraum von

14 Jahren zwischen der Verausgabung der Gelder und ihrer

Kontrolle zu verstreichen pflegte.

Der schlimmste Übelstand aber war, daß ein erheb-

licher Teil der jährlichen Ausgaben der Aufsicht der Rechen-

kammem geflissentHch entzogen wurde. Es handelte sich

dabei um Ausgaben, die der König oder der General-

kontrolleur direkt anordneten mittels sog. acquits de

comptant, und zwar ohne Angabe von Gründen, ohne jeden

ordnungsmäßigen Beleg, oft sogar auf bloßen Blanketts.

Wozu die auf solche Weise angewiesenen Gelder schließlich

verwendet worden waren, darüber wußten die KontroUbehör-

den nichts zu sagen. Und es waren oft recht erkleckliche

Summen, die auf diesem Wege spurlos verschwanden: die

Notabeln klagen dem Könige, daß im Jahre 17 12 an 64 Mil-

lionen, im folgenden Jahre an 82, im Jahre 1785 gar an

128 Millionen auf diesem Wege verausgabt wurden, so daß

ein Sechstel bis ein Viertel des jährlichen Budgets sich in

rätselhaftem Dunkel verlor. Daß es steh bei einem so un-

geheuren Posten nicht oder doch nur zu einem kleinen

Teile um Geheimausgaben im Dienste der auswärtigen

Politik handeln konnte, war von vornherein klar und der

Verdacht der Notabehi, namentlich bei so skrupellosen

Fmanzministem wie dem Abb6 Terray und Calonne, nur

zu berechtigt, daß das Geld, wenigstens teilweise, für Zwecke

verwendet worden sei, zu denen man sich nicht offen zu

bekennen wagte, vielleicht für Günstlinge des Königs oder

des Generalkontrolleurs, die keinen berechtigten Anspruch

auf solche Freigebigkeiten hätten geltend machen können.
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Ein anderer Mißstand, Über den die Notabein Be-

schwerde führten, ergab sich unmittelbar aus der mangeln-

den Beaufsichtigung, die sich gewissenlose Beamte zunutze

machten: die Kassierer und Schatzmeister scheuten sich

manchmal nicht, mit den ihrer Obhut anvertrauten Staat-

liehen Geldern auf eigene Faust zu spekulieren ; so kam es

häufig genug vor, daß sie große Kapitalien im Börsenspiel

verloren und schließlich Bankrott machten. Der Staat

büßte nicht nur sein Geld ein, sondern zeigte sich noch

den Schuldigen gegenüber schwach, indem er sie nicht

dem Richter überlieferte. Gegen diese unangebrachte Milde

wandten sich die Notabein und verlangten, daß die Un-

redlichen auf das strengste zu bestrafen seien, um durch

solch* abschreckendes Beispiel die sich häufenden Falle

nach Möglichkeit zu vermindern.

Scharfe Rügen richtete die Versammlung gegen die

Mißbräuche, die sich namentlich unter Calonnes Verwaltung

im Anleihewesen eingenistet hatten. Dieser Minister hatte

ja, wie so mancher seiner Vorgänger, wenn er sich in

Verlegenheit befand, das Geld heigenommen, wo er es

bekommen konnte, und Anleihen gemacht, ohne für ihre

Deckung oder ihre spätere Tilgung irgendwie Sorge zu

tragen. Auch hatte er oft versäumt, die gesetzlich vor-

geschriebene Genehmigung der Parlamente für die Auf-

nahme von Summen nachzusuchen, oder er hatte den in

den Edikten festgelegten Betrag in willkürlicher, ungesetz-

mäßiger Weise überschritten, ein Verfahren, das den staat-

lichen Kredit unterwühlen mußte.

Eine Art verschleierter Anleihe stellte auch die plötz-

liche Schöpfung überflüssiger Ämter vor, die keinem wahren

Bedürfnis dienten, sondern ihre Entstehung allein der Ab-

sicht des bedrängten Finanzministers verdankten, durch

ihren Verkauf sich Geldmittel zu verschaffen. Um Lieb-

haber anzulocken, verband man mit diesen käuflichen

Ämtern die Eihebung von Sportehi oder die Befreiung von
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Steuern, wie der Taille oder der Gabelle. Wie oft hatten

dnsichtige Finanzmiiiister diese Notprodukte ihrer Vor-

gänger aii%ehoben und gegen die ihnen anhaftenden Miß-

hräucfae geeifert! Vergeblich. Vielleicht schon der un-

mittelbare Nachfolger, der in der Wahl der Mittel un-

bedenklicher als sein Vorganger war, stellte die eben

abgeschafften Ämter wieder her, um durch diese nie ver-

siegende Quelle seine leeren Kassen zu füllen.

Es ist uns hier nicht möglich, alle die Übelstände auf-

zuführen, welche die Notabein an der Icdniglichen Finanz-

verwaltung zu rügen hatten.

Indem die Versammlung die mannigfaltigen Mißbrauche

in stattlicher Reihe aufzählte und unter Hinweis auf die

gegenwärtige Staatskrisis ihre verhängnisvolle Wirkung klar

nachwies, erwarb sie sich das Verdienst, die tiefen Schäden

der königlichen Verwaltung in ihrem ganzen unheilvollen

Umfang aufgedeckt und dadurch alle Einsichtigen mit der

Überzeugung durchdrungen zu haben, daß es im alten

Schlendrian nimmermehr weitergehen konnte.

Die Frage war nun: wie sollte man wirksame Abhilfe

schaffen ? Die Notabein versprachen sich von der Einfiibrung

zweier Institutionen besten Erfolg, von der Einrichtung eines

obersten Finanzrates und der jährlichen öffentlichen Rechen-

legung, wie sie Necker schon im Jahre 178 1 dem Könige

dringend ans Herz gelegt hatte.

Im ersten Bureau halte der den Vorsitz führende Prinz

selbst, der Graf von der Provence, der sich vor wenigen Wo-

chen schon an der Erörterung über die Reform der Gabelle

werktätig beteiligt hatte, einen Entwurf vorgelegt, nach

welchem ^der Finanzrat^zu gestalten und mit umfassenden

Befugnissen auszurüsten war. Die neue Behörde sollte

außer den bdden obersten Finanzbeamten des Reiches,

Brienne und Villedeuil, sich nur aus fünf Personen zusammen-

setzen. Diese sollten vom König aus den verschiedenen

Ständen nach seinem Belieben gewählt werden, allerdings
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unter der Voraussetzung, daß die Erkorenen hochangese-

hene und unabhängige Leute seien, die keinen Posten in

der Verwaltung einnehmen dürften und bereit seien, die

ihnen anvertraute Würde als Ehrenamt zu betrachten.

Scheide in Zukunft einer aus, so sollte der Finanzrat drei

Ersatzmann LT \ orsclilagen, aus denen der Monarch den ihm

genehmen Kandidaten wählen würde.

Die Aufgaben des Finanzrates sollten sich auf alle

möglichen Gebiete erstrecken und seiner Aufsicht und

Begutachtung das Finanzwesen des ganzen Reiches unter-

liegen. Nicht nur die Prüfung^ und Bestätigujig der Rech-

nungen sämtlicher königlicher Kassen hatte er zu vollziehen,

sondern sich auch um die Aufstellung des Staatshaushalts

für das nächste Jahr eingehend zu kümmern. Keine Finanz-

operation von irgendwelcher Bedeutung sollte hinfort ohne

seine ausdrückliche Genehmigung vofgenommen, keine

Pension, kein Gnadengeschenk, keine Anleihe ohne sein

Wissen vom König vergeben werden. Im Fall einer not-

wendigen Etatsüberschreitung hatten sich die Minister vor-

her an ihn zu wenden und sein Placet nachzusuchen. Hat

der Finanzrat die Jahresrechnung nachgeprüft und beglau-

bigt, so war sie der ÖfTentHchkeit im Druck zu übergeben.

Um der mißbräuchlichen Verleihung von Pensionen und

Gnadengeschenken einen wifksamen Riegel vorzuschieben,

sollten diese Vergünstigungen in Zukunft mit den Namen
der ausgezeichneten Personen in dem Rechenschaftsbericht

bekannt gegeben werden.

Diese Vorschläge hatte das erste Bureau am 5. Mai

dem Könige unterbreiten lassen^). Am 14. Mai erhielt es

in einem Schreiben des Monarchen die Antwort auf seine

Vorstellungen. Ludwig versprach darin, alle Winke, die

ihm die Notabein zur Verhütung der Wiederkehr des De-

fizits gegeben hatten, zu befolgen und das königliche Rech-

nungswesen zu reorganisieren.

*j IHt andern BnreMis iofierten rieh in ihnltcher Weise.
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»Die gegenwärtige Epoche«, hieß es verheißungsvoll

am Schlüsse des Schreibens, »wird den Beginn einer neuen

Ordnung einleiten, die ich zu meinem Ruhme und zum
Glück meiner Untertanen streng durchführen werde, c Die

Errichtung eines Finanzausschusses und die Veröffentlichung

der Einnahme- und Ausgaberegister stellte der König zwar

in Aussicht, machte aber dabei Vorbehalte, die bei den

Notabein die Befürchtung hervorriefen, als wollte er nicht

emstlich darauf eingehen und sie mit vagen Versprechui^n

abspeisen. Das Budget sollte nicht alljährlich, wie die Ver-

sammhing gefordert hatte, bekannt gegeben werden, son-

dern in größeren Zwischenräumen von drei zu drei Jahren.

Über die Zusammensetzung und die Aufgaben des Finanz-

ausschusses, den die Notabein als die weitaus wichtigste

Reformmaßnahme ansahen, ließ sich der Monarch nicht

näher aus: er versprach nur, ihre Vorschläge darüber in

wohlwollende Erwägung zu ziehen.

Mit diesem ausweichenden Bescheide waren alle Bureaus

sehr unzufrieden. Durch wiederholte Vorstellungen, in denen

einzelne Bureaus einen recht entschiedenen Ton anschlugen,

suchten die Notabein Ludwig XVI. davon zu überzeugen,

daß die jährliche Veröffentlichung des Budgets und die

sofortige Bildung eines Finanzausschusses in der von ihnen

beantragten Form unumgänglich notwendig sd. Noch vor

dem Schluß der Versammlung sollten daher die Namen
der Mitglieder des Ausschusses bekanntgegeben werden.

Denn erst in diesem Falle werde die Staatsverwaltung das

allgemeine Vertrauen zurückgewinnen.

Auf diese abermaligen Vorstellungen erfolgte aber von

selten der Krone keine Antwort. Als das Bureau des

Prinzen Conti durch eüie besondere Abordnung den Erz-

bischof von Toulouse um eine bestimmte Erldärung be-

züglich der Einrichtung des Finanzausschusses ersuchen

ließ, wies der Minister dieses Ansinnen mit dem Bescheid

zurück, daß der König nimmermehr von seiner einmal
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geüsißten Entschfießung abgehen wüide^). Diese Antwort

besagte deutlich, daß der Hof nicht emstlich an die Bil-

dung des Finanzausschusses in der von den Notabein vor-

geschlagenen Form dachte. Erblickte doch, wie uns Mercy

berichtet, der mißtrauische Absolutismus in dieser Institution

eine höchst bedenkliche Einrichtung, die die königliche

Macht beschränken und unter eine Art vormundachaftlicher

Beaufeichtigung seitens der Korporationen beugen würde.

Charakteristisch ist die Stellung, die der leitende Staats-

mann, Lom^nie de Brienne gcf^enüber dieser brennenden

Frage einnahm. Als Mitglied der Notabelnversammlung

hatte er sich kurz vor seiner Ernennung zum Minister mit

großer Entschiedenheit für die Notwendigkeit eines Finanz-

ausschusses ausgesprochen. Seit seiner Berufung ins Ka-

binett aber hatte er seine Anschauungen nicht unwesentlich

geändert. Zwar hielt er auch jetzt noch die Einrichtung

einer solchen Behörde für höchst nützlich, ja, er sah ein,

daß er an ihr einen wirksamen Rückhalt haben werde,

wenn es sich demnächst darum handle, die Ersparnisse,

die man den Notabeb in Aussicht gestellt hatte, gegenüber

dem zu befürchtenden Widerstande der Ressortminister und

der Höflinge vielleicht in schwerem Kampfe durchzusetzen.

Allein Brienne, der ehemalige Frondeur, war jetzt im Besitze
j

der Macht und fühlte sich als Absolutist. Er hatte die j

Besorgnis, daß ein aus Vertretern der Korporationen zu-

sammengesetzter Finanzausschuß der Krone und dem lei«

tenden Blmister späterhin unbequem werden könnte. Daher

sollte der König ihn nicht aus ständischen Mitgliedern, wie

die Notabein wünschten, zusammensetzen, sondern aus ge-

fügigen Kreaturen, denen man, wenn man ihrer Dienste

nicht mehr bedurfte, ruhig den Laufpaß geben konnte.

Die Frage, ob ein in dieser Weise gebildeter Aus-

schuß auch das nötige Ansdien haben würde, um den

*) Vgl. Mercys Depesche vom 19. Mü 1787, Wiener Archiv.
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Finanzminister wirksam zu unterstützen, wenn er bei seinen

Reformen auf zähen Widerstand stieß, scheint Brienne zwar

erkannt, aber doch nicht in ihrer vollen Bedeutung gc{-

würdigt zu haben. In Bälde sollte sie ihm naher treten.

Denn wir hören von Mercy, daß die Hofleute, als es sich

um die Durchsetzung der Ersparnisse handelte, von allen

Seiten Protest einlegten. Ebenso erhoben die Minister die

größten Schwierigkeiten.

Dem König und dem Ministerium aber mißfiel die

hartnäckige Opposition der Notabeki in steigendem Maße.

Man fand, daß sie anspruchsvoller auftraten, als die General-

stände es je gewagt hätten. Um skrh nicht länger von

ihnen Vorschriften machen zu lassen, gedachte man sie so

bald als möglich aufzulösen. Damit aber der Kredit nicht

gefährdet wurde, mußte die Regierung den Schein herz-

lichen Einvernehmens wahren, auch als die Notabein in

der Frage der Deckung des Defizits durchaus nicht den

Wünschen der Krone Rechnung trugen.

Der König und die Minister hatten erwartet, daß die

Versammlung, nachdem man geduldig ihre Kritik an den

Mißbräuchen angehört und Besserung gelobt hatte, schließ-

lich die vorgeschlagenen Steuern bewilligen würden. Dazu

war aber die überwiegende Mehrheit der Bureaus nicht zu

bringen. Da sie nicht die erwählten Vertreter der Nation

seien, erklärten sie sich in der Steuerfrage iiir unzuständ^.

Wir erinnern uns, daß Calonne bei der Berufung der No-

tabeln die Absicht verfolg^ hatte, diese Versammlung gegen

die Parlamente auszuspielen, indem er von ihr die Auf-

lagen zu erhalten hoffte, welche die Gerichtshöfe sicherlich

verweigert hätten. Wie gründlich sah sich die Regierung

in dieser Erwartung getäuscht 1 Die Notabehi hüteten sich

ängstlich, auch nur den Anschein zu erwecken, als wollten

sie sich über die Parlamente stellen. Sie bemerkten vid-

mehr ausdrücklich, daß die Erklärungen der Bureaus der

Entscheidung der Gerichtshöfe nicht vorgreifen wollten und
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daß etwaige Meinungsäußerungen, die die Mitglieder von

Parlamenten oder Landständen im Verlauf der Versammlung

in ihrer Eigenschad als Notabein gemacht hätten, weder

fUr sie noch fUr die Körperscnaften, denen sie angehörten,

in Zukunft als bindend zu erachten seien.

Einige Bureaus gingen in ihren Erklärungen sogar

soweit, daß sie die Notwendigkeit der neuen Steuern leug-

neten oder 7.um wenii^slcn für nicht genugsam erwiesen

erachteten, da selbst die Regierung ja nicht imstande sei,

die genaue Höhe des Fehlbetrages anzugeben^). Außerdem
seien die zahllosen Mißbräuche in der Finanzverwaltung,

deren Vorhandensein der König selbst zugestanden habe,

eine unerschöpfliche Reichtumsquelle, wenn man energisch

darangehe, sie zu beseitigen, so daß zu hoffen sei, daß auf

diesem Wege die im Staatsschatz vorgefundenen Lücken

ausgefüllt werden würden.

Trotz dieser unfreundlichen Haltung der Notabein

machte die R^erung gute Miene zum bösen Spiel, um
wenigstens nach außen den Anschein zu erwecken, als sei

*) Von welchem tiefen und bei der bekannten Schwiche des Königs

nur sn gerechtfertigten Mißtrauen die Notabein gegenflber der Regierung

eilldlt waren, erridit mtn mt swei A«0cnmgeBt die mdi dtn Mittdhiagen

G^iards (vgl. oben S. 237 Aanarkniig 1) «n Schloß der Tagung nrei

IwchOTfetehencn Mitgliedern des enten Bnreaot entfielen. Dtr Ersbitchof

von Narbonne Dflion besweiCdte nm 18. Mai die Not«end%kdt der von

der Krone gelbrderten Auflagen: »L'archevlqoe de Narbonne met en

donte s*il 7 ft «n d^cH; 0 fiint mettre sa d^penae de nivean avec In

veeette. Lea d^penaea aoat l'effet dea empninta et dea droonatancea et

reffet dn dte»dre. Bat'il n^ceaaaire d'aogmenter lea reveana? Lea to>'

oomiea penvent anffire et nn mciUenr ocdre. Si nona pouvona noua aona*

traire ä un impot, nous le devons; sinon, tl fiuit cboiatr le moina ondrenz

(nnU le vrai I). On nie la n6cessii6 de l'impdt. Oo ne peat pas prendre

de confiance dani les 6tats pr^nt^.« ~ Der Fürst von Beanvan drilekte

die Besorgnis ans, daß die Versammlnng nnr daso dienen aoUte* um neue

Steuern aufzulegen: »L'assembl^e n'aura senri qne ponr impoaer. Soulage-

menu promis et 000 ex6:at6s. L'asaemblte se oomprooiettFa via-it-tris de

la nation.c
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' es ihr gelungen, eine Verständigung m erzielen. Als am
25. Mai die Versammlung durch eine feteriiche Sitzung in

Gegenwart des Königs geschlossen wurde, hätte ein nicht

eingeweihter Zuschauer aus den Abschiedsreden kaum einen

Mißklang heraushören können. Im Gegenteil, er mochte

den Eindruck gewinnen, als habe die Regierung g^rün-

dete Ursache, mit den Ergebnissen der Versammlung voll-

ständig zufrieden zu sein und sich und die Nation zu diesem

Erfolge aufrichtig zu beglückwünschen. Der König lobte

den regen Arbeitseifer, mit dem die Notabein ihn in der

Durchführung der geplanten Reformen unterstützt hätten.

Der Großsicgelbewahrer rühmte die herzliche Eintracht

und rührende Opferwilligkeit der Versammlung. Der

leitende Minister pries in überschwenglichen Worten die

Ta^^g der Notabehi als unvergeßlichen Markstein in der

geschichtlichen Entwickelung Frankreichs, von welchem

man in Zukunft eine neue Epoche glanzvollen Gedeihens

der Nation herschreiben würde. Wer diese schwungvollen

Ansprachen und überströmenden Dankesäußerungen der

amtlichen Welt damals vernahm und nicht hinter die

trügerischen Kulissen blicken konnte, hätte sich in den

Glauben wiegen lassen, daß nach einem kurzen reinigenden

Ungewitter die Sonne wiederum in voller Pracht am wolken-

losen Horizont des königlichen Frankreichs strahle und der

ehrwürdige Thron der Bourbonen auf festere Grundlagen

wie nur jemals in früheren Zeiten gestellt sei. Scharfsichtige

Politiker aber erkannten .schon damals die herannahende

große Gefahr und sahen das Wetterleuchten der sich an*

kündigenden Revolution.

Der Absolutismus hatte «eh in dem Kampfe mit den

Notabein eine furchtbare, nicht zu verschleiernde Nieder-

lage zugezogen: aus tausend Wunden blutend lag er in

tiefer Ohnmacht auf der Wahlstatt. In keckem Wagemut
war er in den Kampf gezogen, geführt von einem leicht-

fertigen, ruhmredigen und gewissenlosen Minister, der in
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völliger Verkennung seines durch die eigene Mißregierung

geschwächten Ansehens es unternehmen wollte, den Privi-

l^erten ihre Steuervorrechte und ihre bevorzugte politische

Stellung zu rauben und sie durch die Macht der öffentlichen

Meinung zu solchen Opfern zu zwingen. Anstatt des er-

hofften leichten Sieges erlitt der Absolutismus eine Schlappe

nach der andern. Er war als öffentlicher Ankläger auf-

getreten und mußte nach wenigen Wochen unter dem
Beilall der ihn im Stich lassenden öffentlichen Meinung auf

der Armensünderbank Platz nehmen, um hier geduldig

und niedergeschlagen das lange Register seiner Missetaten

anzuhören und reuig Besserung zu geloben.

Wer den zweiten Band der NotabelnprotokoUe heute

aufmerksam durchnimmt und die schonungslose Kritik,

welche die Notabein an den Mißbräuchen der königlichen

Finanzverwaltung übten, ihrer hohen Bedeutung entsprechend

abwägt, der erkennt klar und deutlich, daß hier dem fran-

zösischen Absolutismus das Todesurteil gesprochen wurde.

Geht doch durch die ganzen Erörterungen, welche die No-

tabeln über das Defizit anstellen, eine bemerkenswerte,

nicht zu überhörende Note hindurch: diese wohlmeinenden

und urteÜs^igen Männer, welche die Geschichte Frank*

reichs in den letzten Generationen vor ihrem Auge vorüber-

ziehen lassen und die beklagenswerte Rolle, die die höfi-

sche Mißwirtschaft darin gespielt hat, sehr gut kennen,

sind nicht imstande, an die Möglichkeit eines heilsamen

Wandels, einer gründiu:hen Besserung zu glauben. Sie

trauen dem Kömge weder die dazu gehörige Charakter-

stärke, noch das dazu notwendige Maß politischer Einsicht

zu. Wie oft schon hatte der Absolutismus Besserung ver-

sprochen, und wie wenig hatte er solche Verheißungen ge-

halten! Waren nicht noch in jüngster Zeit heilsame Ver-

ordnungen Neckers, die behutsame Reformen in verschie-

denen Gebieten der Verwaltung einleiten sollten, unter

seinen Nachfo^era entweder unausgeführt geblieben oder
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gar wieder aufgehoben worden? Hatten nicht Finanzminister

vom Schlage eines Calonne im Namen des Königs in ihren

Erlassen die feierlichsten Verpflichtungen zur Sicherung der

Kapilalieii der Staatsgläubiger übernommen, um kurze Zeit

darauf in frivoler Weise wortbrüchig zu werden? Wer will

also den Notabein verargen, daß sie die Verheißungen des

Monarchen bezüglich der Herstellung der Ordnung von

vornherein anzweifelten und zu ihnen kern Zutrauen fassen

konnten ? Wie häufig hatte* man diese lockenden Töne ge-

hört, und wie oft hatten sie sich als leerer Schall erwiesen,!

Die einzig wirksame Maßnahme, die eine gewisse Gewähr

für die Durchführung der Reformen in der Finanzverwaltung

geboten hätte, die Einrichtung eines Finanzausschusses,

hatte der König in der von den Notabein voi^eschlagenen

wirksamen Form entschieden zurückgewiesen. Nach den

früheren schlimmen Erfahrungen besagte diese Weigerung

genug. Und die Notabein hatten eine entsprechende Ant-

wort erteilt, als sie sich weigerten, den Steuervorlagen ihre

Zustimmung zu erteilen.

Trotz aUedem, was in den letzten Monaten vorgefallen,

überblickten aber weder der Hof noch die Minister den

wirklichen Emst der Lage. Man war herzlich froh darüber,

daß man die Notabein auf ziemlich glimpfliche Art los

geworden war, und glaubte, von der nächsten Zukunft

nichts befürchten zu müssen. Wie erstaunlich sorglos man

in Versailles war, zeigt die eine charakteristische Tatsache,

daß man die Verhandlungen der Notabein getrost im Druck

veröffentlichte, ohne auch nur die Folgen eines solchen

Schrittes im entferntesten zu ahnen. Man scheute sich

also nicht, die Schandflecken, welche die Kritik der No-

tabeln in der königlichen Verwaltung enthüllt hatte, offen

zur Schau zu stellen, gänzlich unbesorgt um den nach-

teiligen Eindruck, den diese Bloßstellung überall hervor-

rufen mußte 1 Beim Anblick solcher unpolitischen Harm-

losigkeit begreift man den tiefen Sinn, der dem Ausspruch
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eines wohlunterrichteten Zeitgenossen innewohnt: »Der

König ist unterlegen, weil es ihm unmöglich erschien, zu

unterliegen, c Zu spät erst sollte der unglückliche Monarch

gewahren, welche schlimmen FrUchte ihm aus der NoCabdn-

versammlung erwuchsen und welche gewaltige Einbuße

sein königliches Ansehen erlitten hatte. Er sollte hinfort

keine ruhige Stunde mehr haben. Denn in allen Teilen

des weiten Reiches regte sich mit zunehmender Schärfe

der durch die Enthüllungen der Notabehi genährte Geist

der Kritik und des Aufruhrs. Zunächst aber erhob sich

gegen den Thron diejenige Körperschaft, welche die Re-

gierung durch die Notabelnversammlung hatte matt setzen

wollen, die Parlamente, die, schwer gereizt, keinen lebhaf-

teren Wunsch hegten, als Vergeltung zu üben und die

Krone ihre Macht fühlen zu lassen.

GUgan, Reformvanaclie. «9



Achtes Kapitel.

Der Zusammenbruch.

I.

Nach der Auflösung der Notabeln glaubten Hof und

Mimsterium, eridchtert aufatmen zu dürfen. Wie froh war

man darüber, endlich von der lästigen Vormundschaft, die

sich die Versammlung ang^emaßt hatte, befreit zu sein.

Der König und sein vornehmster Minister, der Erzbischof

von Toulouse, wähnten, nunmehr wieder in den vollen Besitz

der Regierungagewalt zurückzukehren. Hatte man doch

den Notabeln, so anspruchsvoll sie sich auch gebärdeten,

kein Utelchen der königlichen Autorität geopfert. Nicht

einmal den I^anzausschuß, als eine Art ständischer Auf-

sichtsbehörde, hatte man ihnen zugestanden. Daß man
sich in trügerischer Sicherheit wiegte und die weittragende

und tiefgreifende Bedeutung der letzten Ereignisse unter-

schätzte, sollten schon die nächsten Monate lehren.

Sdten hat eine historische Begebenheit so gewaltig

Epoche gemacht wie die Notabeinversammlung im Veriauf

der französischen Geschichte. Hier war mit einem Ruck
der Schleier zerrissen worden, der bisher das Getriebe der

königlichen Verwaltung verborgen gehalten hatte. Welch

ein trostloser Anblick hatte sich den Augen der Zuschauer

dargeboten! Denn mit rücksichtsloser Scharia hatten die
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1

Notabeln die tiefen Schäden des staatlichen Haushalts auf-

gedeckt und gerügt. Jedermann hatte aus ihrer eingehenden

Kritik den traurigen Eindruck gewinnen müssen, daß die

königlichen Einnahmen zu einem nicht geringen Teil in

der gewissenlosesten Weise vergeudet wurden und dazu

dienten, um die unergründlichen Taschen habgieriger Höf-

linge zu füllen.

Kfit welchen freudigen Hoffnungen hatte man vor drei-

zehn Jahren den Regierungsantritt des jungen Herrschers

begrüßt! Vor allem hatte man erwartet, daß er der un-

heilvollen Mißwirtschaft, die unter dem unrühmlichen Regi-

mente seines Großvaters in allen Zweigen der Verwaltung

eingerissen war, ein Ende machen und Ordnung und Spar-

samkeit ab oberste Grundregdn einer gesunden Staatawirt-

schalt zur Anerkennung bringen würde. Nun hatten die

Enthüllungen der Notabeln die herbste Enttäuschung be-

reitet, indem sie zeigten, daß statt der erhofften Besserung

das Übel nur ärger geworden war. Mochten die Absichten

des Monarchen noch so vortrefflich sein, so hatte der bis-

herige Verlauf seiner R^erui^ Idar ^erwiesen, daß er zu

schwach war, um eine so umfassende und drini^he Reform,

wie sie die Finanzverwakung erheischt hätte, wirklich durch-

zuführen. ^

Diese Überzeugung hatte sich den Notabeln aufge-

drängt, und sie hatten daher mit unverblümter Deutlichkeit

auf die Notwendigkeit hingezielt, die dem König mangelnde

Willensstärke durch die Einführung einer neuen Institution,

eben jenes Finanzausschusses, in den Oiganismus der Staats-

verwaltung zu ersetzen. Einige hatten noch weiter gehen

und, wie Lafayette, allein in der schleunigen Berufung der

Generalstände den rettenden Ausweg erblicken wollen. Aber

die Mehrheit der Versammlung war zu loyal gesinnt, um der

Krone eine tiefgreifende Verfassungsänderung zuzumuten.

H^fte doch noch mancher die Hoffnung, daß der Kirchen-

fttrst, der eben an die Spitze der Verwaltung getreten war,

19*
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heflsamoi Wandel schaffen und durch eneigische Refonnen

den drohenden Staatsbankrott abwenden würde.

Leider zeigten schon die nächsten Monate, daß Brienne

den ungeheuren Schwierigkeiten der Lage nicht entfernt

gewachsen war. Der Erzbischof mochte ein feiner, geist-

reicher Kopf sein, der mit vielem Witz und überzeugender

Beiecisamkeit Uber politische Dinge sich zu äußern wufite;

allein, bei aller Weltgewandtheit ging ihm die notwend^te
Eigenschaft eines Staatsmannes ab: ein sicherer politischer

Takt. Gleich seine ersten Schritte offenbarten diesen

Mangel in auffallender Weise.

Zunächst war es höchst verhängnisvoll, daß Brienne

die nachhaltige Wirkung, welche die jüngsten Ereignisse

in allen Schichten der Bevölkerung hervorbringen sollten,

gar nicht voraussah. We die leichtsinnige Höflingsschar,

wähnte er, mit dem Verschwinden der Notabein von der

politischen Schaubühne würde sich auch die Erregung legen,

welche die Enthüllung des Defizits und der Mißstände in

der Staatsverwaltung überall hervorgerufen hatte. Wie
gründlich er sich in dieser Beziehung verrechnete, sollte

er bald gewahr werden. Hätte er gleich bei Übernahme

seines Amts den Emst der Lage licfatig erfaßt, so würde

er die Notabein nicht so eilig verabschiedet haben, wie er^

es tat, um dem Hof zu gefallen. Vielmehr hätte er sich

gerade dieser Versammlung, in der die besonnenen Ele-

mente überwogen, bedient, um mit ihrer Hüfe den tief-

gesunkenen Staatskredit durch zweckmäßige Reformmaß-

nahmen, die er mit ihnen Vereinbart hätte, einigermaßen

wiedelherzustellen.
^

Vor aUem hätte er in dem Bestreben, der Nation eine

Bürgschaft gegen die Wiederkehr der gerügten Mißbräuche

zu bieten, aus allen Kräften die Einrichtung des von den

Notabein geforderten Finanzausschusses betreiben soUen,

schon in seinem eigenen Interesse, um bei der Durchfühmng

setner Erspamispläne an dieser Institution einen kiäftigen
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Rückhalt zu haben. Der Finanzrat aber, den Brienne durch

königliche Verfügung vom 5. Juni 1787 ins Leben rufen

ließ, entsprach keineswegs den Vorschlägen der Versamm-

lung. Denn er setzte sich, in engster Anlehnung an frühere

Vorbilder, die nicht den geringsten Nutzen gestiftet hatten,

nur aus Ministem und Staatsräten zusammen. Eben das-

jenige Element fehlte vollständig, auf das die Notabefai den

größten Wert gelegt hatten, nämlich von der Regierung

unabhängige Mitglieder, die von den vornehmsten Korpora-

tionen hätten gewählt werden sollen. So erweckte die

neue Einrichtung in der Form, wie sie geschaffen wurde,

kein Vertrauen. Brienne selbst sollte in kurzem inne werden,

welchen Nutzen er aus einer Behörde von sdbständigem

Charakter hätte ziehen können, ab er die den Notabdn
verheißenen Abstriche durchfuhren wollte. Da erfuhr er

von selten der Höflinge sowohl wie von seinen Minister-

kollegen den schärfsten Widerstand^). Wieviel leichter

hätte er diese Schwierigkeiten überwinden können, wenn

er sich auf gutachtliche Äußerungen des Finanzausschusses

hätte berufen dürfen.

Weitaus die wichtigste Angelegenheit bildete für die

Regierung die Frage, wie das Parlament die Steueredikte

aufnehmen würde, die den Notabein vorgelegt worden

waren. Wir erinnern uns, daß Calonne auf den Gedanken,

eine Notabehiversammlung zu berufen, lediglich in der Er-

wägung verfallen war, daß das Parlament weder Dir neue

Anleihen, noch für neue Auflagen zu haben sein würde.

Gestützt auf die Zustimmung der Notabein aber, hatte er

gehofft, den Widerspruch der Gerichtsbeamten mit leichter

Mühe zu überwinden. Nun hatte sich aber die Versamm-

lung gehütet, den Steuerplänen der Regierung ihre Sanktion

zu erteilen; sie hatte sich vielmehr in dieser Frage fUr un-

zuständig erklärt und die Minister vor das Forum des

*) Mercy an Knnitz, den 13. Juli 1787, Wiener Aichhr.
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F^tflaments gewiesen. Es war also zu erwarten, daß der

Pariser Gerichtshof, sobald ihm die Steueredikte vorgelegt

wurden, den entschiedensten Widerstand gegen ihre Ein-

tragung erheben und die schlimme Wirtschaft der Calonne-

schen Finanzverwaltung aufs schärfste geißeln würde. Nur

entschlossenes und umsichtiges Auftreten der Regierung

konnte vielleicht das Filament einschacfatera und das

schwierige Hindernis überwinden.

In dieser Absicht schlug der Siegelbewahrer Lamoignon

dem Könige und Brienne vor, daß man ohne Zaudern dem
Parlamente zugleich mit den Gesetzentwürfen, die die Ein-

führung der Provinzialversammlungen, der FrondeDsteuer

und der Freiheit des Getreidehandeis betrafen, die Stempel*

und die Grundsteuer vorlegen und im Fall des Wider-

sprachs ihre Eintragung im lit de justice durchsetzen sollte.

Ludwig XVI. und Brienne aber waren anderer Meinung.

Sie waren fürs Lavieren und Temporisieren, für halbe Maß-

nahmen, die bei den G^;nem sofort den Verdacht furcht-

samer Schwäche aufkommen ließen. Der Erzbischof wiegte

sich in dem GUuben, daß das Parlament steh schließlich

versöhnlich zeigen würde, wenn man ihm gegenüber behut-

sam und schonend verfahren und den Anschein, als wollte

man zu Gewaltmaßregeln schreiten, möglichst vermeiden

würde.

In dieser Berechnung legte er dem Gerichtshof die

ftlnf Gesetzentwürfe nicht gleichzeitig, sondern einzeki in

kleinen Abständen vor, wie wenn er den Pailamentsräten

Zeit lassen wollte, sich zu besmnen. Gerade dieses zag-

hafte Vorgehen aber war nur geeignet, den trotzigen Be-

amten den Nacken zu steifen. Die eigentlichen Reform-

edikte ließen sie natürlich ungerügt durchgehen, um dann

bei der Stempelsteuer ihre Bedenken mit aller Entschieden-

heit geltend zu machen.

Am 8. Juli 1787 überreichte das Parlament dem Kön^
eine Bittschrift, in der in höflicher Form um Bfitteflung
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der Einnahme- und Ausgaberegister, sowie der von der

Krone für die Zukunft geplanten Abstriche und Ersparnisse

ersucht wurde. Diese Fordening bedeutete, daß der Ge-

richtshof vor der Bewilligung einer neuen Steuer es rar

notwendig hielt, zu untersuchen, ob sie auch unumgänglich

erforderlich sei. Er bezweifelte das sogleich und erklärte,

daß er solange das Bedürfnis einer neuen Auflage für un-

glaublich halten müsse, bis er sich durch den Augenschein

von dem Umfange des Fehlbetrags überzeugt habe.

Der König lehnte das Ansinnen des Parlaments ab.

Er wies darauf hin, daß die Etats der NotabelnverBamm-

lung, in der sich Mitglieder des Parlaments befunden, vor-

gelegt seien. Eine erneute Prüfung würde nicht mehr Licht

schaffen; sie gehöre auch nicht zu den Obliegenheiten des

Parlaments. Der König schloß mit dem Gebot, daß der

Goichtshof unverzüglich die Erklärung inbetreif der Stempel-

steuer in die Register inzutragen habe.

Das Parlament aber beharrte auf seinem Standpunkt:

am 15. Juli übergab es Ludwig XVI. eine zweite Bitt-

schrift, in der es die Behauptung aufstellte, daß der Ge-

richtshof die Einsicht in die Etats mit besserem Recht

fordern dürfe, als die Notabein, da er in der Steuerfrage

eine vollgiltige Stimme abzugeben habe, wo jene nur einen

einfachen Ratschlag zu äußern hätten.

Als dcr^König dieses Ansinnen abermals ablehnte und

die Eintragung des Stempelsteueredikts anbefiüil, erhob

das Parlament nur um so entschiedener Widerspruch.

Fühlte es sich doch bei seinem Vorgehen gegen die Krone

vom Beifall der öffentlichen Meinung getragen. Es stellte

sich an die Spitze der immer tiefere Furchen ziehenden

Bewegung gegen die Mißwirtschaft des Absolutismus, von

der allmählich alle Schichten der Bevölkerung ergriffen

wurden^). Am 26. JuU überreichte es Ludwig XVI. Vor-

*) Mercy an Xanniu, den 14. Angast 17S7, Wieaer Archiv.
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steOin^en, die in da* fhuuBÖMSclieii Geschichte ^oche ge-

macht haben. Denn hier erklärte der höchste Gerichtshof

des Reichs im Verein mit den Pairs, die sich an seinen

Beratungen beteiligt hatten, dem absoluten Regiment im

Namen der Nation offen den Kri^. Hatten die Notabein

den König» ab er ihnen die neuen Auflagen voriegte, an

das Bariament gewiesen, so behauptete dieses, zur Be-

willigung der Stempelsteuer nicht befugt zu sein und gab

dem Monarchen auf, sich an die Generalstände, als die

dafür allein zuständige Instanz, zu wenden. Indem das

Parlament die Vergangenheit verleugnete, wo es häufig

genug das Steuerbewilligungsrecht praktisch ausgeübt hatte,

schützte es jetzt verfiusungsmäßige Bedenken vor, die ihm

nicht eriaubten, dem Votum der Generalstände vorzugreifen

oder gar dasselbe zu ersetzen. Der Gerichtshof verfocht

konstitutionelle Grundsätze und beschritt kühn die revo-

lutionäre Bahn. Was die Notabein im Laufe des Mai dem

Könige nur anzudeuten wagten, das rief das Parlament

Ende Juli schonungslos auf öffentlichem Markte ans: die

oft getäuschte Nation hatte das Vertrauen zur Besaerungs-

fahigkeit des Absolutismus verloren; nur von ihren Ver*

tretem wagte sie hinfort zu hoffen, daß sie die lang er-

sehnte gründliche Reform der königlichen Finanzverwaitung

durchsetzen würden.

Förmhch berauscht von dem Beifiül, den die öffent-

liche Meinung seinem entschlossenen Angriff auf den Ab-

solutismus spendete, beharrte das Parlament standhaft auf

seiner Forderung. Als Brienne dem Gerichtshof am 30. Juli

den Entwurf der Grundsteuer zugehen ließ, richteten die

Parlamentsräte aufs neue an den König die Bitte, vor der.

Ausschreibung irgend einer neuen Auflage -die General-

stände zu versammeln. Am 6. August 1787 suchte Lud-

w^ XVI. die beiden Steueredikte im lit de justice ge-

waltsam durchzudrücken, mit recht unglücklichem Erfo^.

Denn das Parlament setzte seinen Widerstand, ohne sich
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durch irgendwelche Drohungen einschüchtern zu lassen,

unbeirrt fort. Der Parlamentspräsident besaß den Freimut,

in Gegenwart des Königs die Versammlung der General-

Stände als unumgänglich notwendig hinzustellen und zu be-

haupten, daß es französischer Verfessungsgrundsatz sei,

nur solche Steuern zu erheben, welche die Nation vorher

bewilligt habe. Am folgenden Tage, am 7. August, erhob

das Parlament gegen den lit de justice Einspruch und er-

klärte die in seine Register vollzogenen Eintragungen für

nichtig und ungesetzlich.

Immer zögerte Brienne noch unschlüssig, ob er gegen

die widerspenstigen Farlamentsräte entschiedene Maßnalimen

ergreifen sollte; denn auch jetzt noch hoffte er, die Richter

würden sich eines Besseren besinnen und einlenken. Am
9. August veröffentlichte er ein Reglement, in welchem

die Ersparnisse verzeichnet waren; die der Erzbischof nach

zähem Kampf dem Hofe abgerungen hatte. Allein solche

Mittelchen verfingen nicht mehr, zumal da man nicht an

eine emstliche Durchf^ihrung der Reform glaubte. Am
10. August beschloß das Parlament, nach dem Antrage

Duports, Calonnes verschwenderische Verwaltung unter-

suchen zu lassen; drei Tage darauf wiederholte und be-

gründete es seinen Einspruch gegen die beiden Steuer-

gesetze ausfuhrlich. So blieb Brienne nichts übrig, als zu

Gewaltmafkegeln zu greifen: am 15. August wurden die

au&ässigen Räte aus der Hauptstadt nach Troyes verbannt.

n.

In den Ruf nach den Generalständen, den die Parla-

mente erhoben hatten, stimmten alle Volksklassen mit lauter

Begeisterung ein. Bei der offenbaren Schwäche der Re-

gierung und dem tief gesunkenen Ansehen der Krone

hielten scharfe Beobachter schon im Spätsommer 1787 den

Zusammenbruch des Absolutismus für unvermeidlich. Um
die R^erungsgewalt straffer im Mittelpunkt zusammen-
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zufassen, ernannte Ludwig XVI., auf den Antrieb sdpgr

Gemahlin^ am 28. August Brienne zum Premiermimster.

Allein der Erzbischof war nicht der Mann dazu, um das

überragende Ansehen, das ihm diese Rangerhöhung ver-

schalte, entschlossen auszunutzen und dadurch eine nach

allen Seiten hin gesteigerte Tatkraft zur Geltung zu bringen.

Selbst der österreichische Botschafter, der ehedem auf

Brienne sehr große Stücke gehalten hatte, begann zu em-

pfinden, daü der biegsame Charakter des Kirchenfürsten den

schwierigen Zeitläuften, die die harte rücksichtslose Faust

eines Richelieu erheischt hätten, keineswegs gewachsen

war. Denn gleich von Anfang an habe man, erzählt

Mercy^), an Brienne einen größeren Hang zu gelinden und

gütlichen Wegen als zu nachdrücklichen, emstlichen Ent-

schließungen wahrgenommen. Er wünsche, alles mittelst

des bloßen Raisonnements durchzusetzen und habe vor

allen gewalttätigen Zwangsmitteln einen Abscheu. Um
diese Charakteristik durch ein Beispiel zu bel^;en, führt

der Gesandte dem Fürsten Kaunitz eine Begebenheit an,

die sich jüngst zugetragen hatte. Brienne war eben zum
leitenden Minister ernannt worden. Darüber waren zwei

seiner Kollegen, die Minister Montmorin und Breteuil, sehr

verstimmt. Sie mochten sich dem Prälaten nicht unter-

ordnen und gaben zu verstehen, daß sie an den Rücktritt

dächten. Sobald Brienne davon hörte, gab er ihnen freund*

scfaaftUche Erklärungen und versicherte sie hoch und teuer,

daß er ganz und gar nicht Willens sei, ihrem Ansehen den

geringsten Abbruch zu tun; ja er verband sich sogar, sie

wie vorher bei dem Könige, ohne dabei gegenwärtig zu

sein, arbeiten zu lassen. An diesen ^^organg knüpft Mercy

die treffende Bemerkung: »Ein so aufÜEÜkndes Menagement

für zwei in der politischen Welt so wenig bedeutende Per-

sonen verrät in der Tat keine besondere Gemtttsstarke ab*

Mercy an Kauaitz, den 15. September 1787, Wiener Archiv.
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Seiten desjenigen, der sich fürchtet, sich als ihren Oberen

zu zeigen, c Brienne war also nur dem Namen nach lei-

tender Minister und zu schwach, um aus seiner Stellung

etwas zu machen.

Die Schwierigkeit seiner Aufgabe wurde noch erheb-

lich erhöht, ab zu den innem Wirren eine emstliche Ver-

wicklung mit dem Ausland hinzutrat. Ohne sich um den

Einspruch Frankreichs zu kümmern, hatte König Friedrich

Wilhelm II. von Preußen Mitte September 1787, im Ein-

verständnis mit England, seine Truppen in das holländische

Gebiet einrücken lassen, um seinem Schwager, dem General-

statthalter Wilhelm V. von Oranien, gegen die ihn be-

drängende Partei der Republikaner zu Hilfe zu eilen. Ob-
wohl der Minister des Auswärtigen, Montmorin, früher den

Patrioten zu wiederholten Malen französische Hilfe im

Fall eines preußischen Einbruchs zugesichert hatte, wagte

er, als er vor der Entscheidung stand, nicht einzugreifen.

Wahffscfaemlich hätte schon eine bloße Demonstration von

selten der Franzosen die preußischen Truppen vom Ein&ll

in Holland zurückgehalten. Das Kabinett von Versailles

hatte auch anfänglich die Absicht, zu diesem Zweck an

der holländischen Grenze, bei Givet, ein bewaffnetes Lager

zu errichten und drohte mit dem Plane, ohne ihn aber

auszuführen. Durch dieses unschlüssige Verhalten machte

es seine Gegner, England und Preußen, kühn; sie verstän-

digten sich rasch und fügten Frankreich eine schwere di-

plomatische Niederlage zu. Denn dieses sah sich schließlich

gezwungen, seine Verbündeten, die holländischen Patrioten,

trotz aller feierlich gegebenen Zusagen schmählich in Stich

zu lassen und büßte hinfort in dem Nachbariande allen

Einfluß ein.

Diese Demütigung, die Frankreich hinnehmen mußte,

ohne das Schwert zu ziehen, brachte das jederzeit rege

französische Nationalgefiihl in lebhafteste Wallung. Die

ohnmächtige Schwäche, welche die Regierung weiterhin in
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den Veiliandlungen mit dem englischen Nebenbuhler an

den Tag legte, erfuhr von allen Seiten heftigen Tadel:

denn daß das Kabinett von Versailles nicht allein zurück»

wich, sondern sogar sich von dem stolzen Albion am
27. Oktober 211 der ausdrücklichen Erklärung zwingen Ueß,

es habe niemab daran gedacht und wolle auch in Zukunft

nicht daran denken, den Holländern zu Hilfe zu eilen, war

nach allem, was vorgegangen war, ein gar zu beschämendes

Eingeständnis der empfangenen Niederlage, das die fran-

zösische Regierung sowohl bei den fremden Mächten wie

bei den eigenen Untertanen um den letzten Rest von An-

sehen brachte. Ein weitblickender und beherzter Premier-

minister hätte seinen König eine so schimpfliche Erklärung

niemals unterzeichnen lassen, namentlich in den Zeiten

revolutionärer Gährung, in der sich damals Frankreich be-

fand. Lieber hätte er in verzweifeltem Mut das Schwert

gezogen.

Dem rasch verzagenden Brienne aber gebrach es an

kühner Entschlußkraft und vor allem an tieferem politischen

Verständnis. Sonst hätte er skfa nicht in dem Wahne
wiegen können, daß er durch sein nachgiebiges Verhalten

in der holländischen Frage um so leichter die Ruhe im

Innern des Reiches wiederherstellen würde. Wie wenig

kannte er seine ruhmb^erigen Landsleute, die alles eher

zu verzeihen geneigt waren wie die Prei^[abe der nationalen

Ehret Infolge der allgemeinen Entrüstung, welche das

schwächliche Verhalten der Regierung gegenüber Preußen

und England auslöste, wuchs die innere Gährung, und man

forderte die Berufung der Generalstände noch dringender

als vorher. Machte man doch jetzt die finanzielle Miß-

wirtschaft der Krone nicht allein ftlr die innem Schäden

des Reiches verantwortlich, sondern auch für das Sinken

des französischen Ansehens in Europa. Man zog den

naheliegenden Schluß, daß es doch vor allem der Mangel

an Kredit gewesen sei, der das Ministerium gezwungen
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habe, vor dem anspruchsvollen Auftreten der beiden Nach-

barmächte ängstlich zurückzuweichen. Um die Wieder-

holung eines solchen schmählichen Vorkommnisses in Zu-

kunft zu verhüten, mußte das französische Volk die baldige

HeisteDung cier Finanzen wünschen, welche Au^be bei

der klar erwiesenen Unfähigkeit des Monarchen nach der

allgemein herrschenden Ansicht nur die Nation selbst lösen

könnte. Nicht mit Unrecht hat daher später Napoleon als

einen der hauptsächlichen Antriebe zur Revolution die

Niederlage Ludwigs XVI. in der holländischen Frage be-

zeichnen dürfen.

Fast zu derselben Zeit wie die PMußen in Holland

einmarschierten und dort den Einfluß Frankreichs matt

setzten, also In der Mitte des Monats September 1787,

streckte Brienne vor dem Pariser Parlament unrühmlich die

Waffen. Er nahm die beiden Edikte, betreffend die Stempel-

steuer und die Grundsteuer zurück und berief den trium-

phierenden Gerichtshof wieder in die Hauptstadt, wo er

als Sieger in dem Kampf mit der Krone mit stürmischen

Huldigungen gefeiert wurde. Was Brienne zum Lohn flir

seine Nachgiebigkeit vom Parlamente erreichte, nämlich

die Verlängerung der beiden Zwanzigsten um einige Jahre,

konnte nicht genügen, um den Premierminister aus der

finanziellen Verlegenheit herauszureißen. Mochte er auch

hotfen, durch eine strengere Handhabung der Einschätzung,

die er den Frovinzialversanmilungen anvertrauen wollte,

einen höheren Ertrag aus den Zwanzigsten zu erzielen, so

konnte diese Vermehrung wohl einige Millionen, nimmer-

mehr aber soviel einbringen, um die klaffende Lücke aus-

zufüllen, die durch den Verzicht auf die beiden, früher

für unumgänglich notwendig erklärten Steuern im Staats-

haushalt entstehen mußte. Wenn Brienne in dem Edikt,

durch das die Veriängerung der Zwanzigsten angekündigt

wurde, trotzdem der Erwartung Ausdruck gab, daß die

aus der schärferen Handhabung der Steuer erwachsende
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Eriiöhung der Ehmahmen im Verein mit den geplanten

Ersparnissen den Fehlbetrag beseitigen und das Qetch-

gewicht im Staatshaushalt wieder herstellen würde, so ver-

mochte er durch solche Beschönig^ng^künste nur ganz

Unkundigen den wahren Sachverhalt zu verhüllen. Jeder-

mann dagegen, der einen Blick hinter die Kulissen ge-

worfen hatte, wußte nur zu gut, daß es um die Lage des

Staatsschatzes nach wie vor verzweifelt stand und daß die

Regierung dem Abgrunde des Staatsbankrotts mit jedem

Tage näherrückte.

Ein trostloses Bild von der steigenden Geldverlegen-

heit des Hofes entrollen uns die aus dieser Zeit stammen-

den Berichte Mercys. »Ich weiß zuverlässige, schreibt der

Gesandte Mitte Oktober 1787, »daß die kön^liche Schatz-

kammer am Gelde über die Maßen kurz ist, auf alle Art und

Weise deren (sie!) welches aufzutreiben sucht und dennoch

hierunter bei weitem nicht auslanget. Als man neulich

vier Millionen Livres nach Brest zur Bestreitung der dor-

tigen See-Vorkehrungen (gegen England) übermachen sollte,

hat man sie nur mit größter Mühe zusammenbringen kön-

nen.! Und Mitte November berichtet Mercy dem Fürsten

Kaunitz: . »Die königliche Schatzkammer ist in solchem

Grade erschöpft, daß man sozusagen von einem Tage zum
andern nicht weiß, wic^ auch die dringendsten Ausgaben

abgestoßen werden können. Da gegen Ende des Jahres

wegen der vielen Renten, Lotterien und andern auf diesen

Zeitpunkt verBchobenen Zahlungen immer ein großer Geld-

vorrat in den königlichen Zahlämtem nötig ist, so wird die

Eröffnung eines Darlehens von 100 Millionen für unum-

gänglich nötig gehalten.«

m.
Da Brienne die Zustimmung des Pariaments zur Aus-

schreibung neuer Steuern nicht hatte eriialten körnten,

blieb ihm, um äjta großen jährlichen Fehlbetrag im Staats-
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haushält zu decken, nur das leidige Mittel umfangreicher

Anleihen übrig. Er plante daher die Aufnahme einer un«

geheuren Anleihe von 420 Millionen Francs, die in den

nächsten Jahren in einzelnen Raten von allmählich abstei-

gender Höhe erhoben werden sollte. Allein auch hierzu

bedurfte er der Mitwirkung des Parlaments, und es fragte

sich, um welchen Preis dessen Zustimmung zu erhalten

sein würde. Mercy berichtet uns^), daß etwa seit dem

7. November z^rischen Hof und Pariament über diese Frage

Unterhandlungen gepflogen wurden. Drei schwere Be-

dingungen hätten die Gerichtsbeamten den Ministern für

die Bewilligung der Anleihe gestellt: erstens das förmliche

Versprechen des Königs, unfehlbar im Jahre 1790 eme
Versammlung der Generalstände abzuhalten; zweitens die

Abschaffung der versiegelten Verhaftsbefehle (lettres de

cachet); drittens die Zusage, daß alljährlich dem Parlament

die Einnahme- und Ausgaberegister zur Prüfung vorgelegt

werden würden.

Aus den Zugeständnissen, welche das Parlament als

Lohn für die Genehmigung der Anleihe verlangte, ersehen

wir deutlich, wie stark es sich fühlte und wie es seine

Überlegenheit mit folgerichtigem Eifer ausnutzte, um den

Absolutismus immer mehr in die Enge zu treiben. Mit

der Selbstherrschaft wäre es zweifellos vorbei gewesen,

wenn Ludwig XVI. sich den vom Parlament vorgelegten

Bedingungen gefügt hätte; die Krone wäre dann zunächst

unter die Vormundschaft des Pariser Gerichtshofes geraten,

um späterhin sich dem Einfluß der Stände unterwerfen zu

müssen. Ein höchst merkwürdiges Schauspiel bieten uns

die verzweifelten Bemühungen Briennes, sich zwischen der

Charybdis des Staatsbankrotts und der Scylla des Konsti-

tutionalismus hindurchzuwinden.

Über den weiteren Ablauf der zwischen Hof und Par*

lament schwebenden Verhandlungen sind wir leider nur

>) Mcrty an KmuüU, den 14. November 1787, Wiener Archiv.
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sehr ungenügend unterrichtet. Jedenfalls scheint Brienne

mit Erfolg sich bemüht zu haben, die Forderungen des

Parlaments stark einzuschränken. Weder in die Aufhebung

der geheimen Verhaftsbefehle willigte er ein, noch erkannte

er den Anspruch an, den der Goichtshof hinsichtlich der

Prüfung der königlichen Finanzverwaltung erhoben hatte»

Freilich war er genötigt, die Berufung der Generalstände

in Aussicht zu stellen, aber er schob den Termin der Ver-

sammlung bis zum Jahre 1792 hinaus und suchte auch

£eses Versprechen noch, wie wir gleich sehen werden,

durch allerlei Klauseln und Abschwächungen mö^chst be-

deutungslos zu machen, so daß es den Anschein gewann,

als ob er es durch den König gar nicht einlösen lassen

wollte. Seine Gegner aber durchschauten ihn, und so

kam es, daß die königliche Sitzung am 19. November, die

dazu bestimmt war, den Pakt zwischen Krone und Parlament

zu besiegeln, vielmehr au& neue den innem Widerstreit

zwischen beiden Gewalten an den Tag brachte, der in der

Folge in einen erbitterten Vemichtungskampf ausarten sollte.

Das Königtum sah sich bald zum Staatsstreich, das Parla-

ment zu revolutionärer Erhebung gedrängt.

Fragen wir, wer die Hauptschuld an dem Wiederaus-

bruch des Konfliktes trug, so werden wir dafür die Re-

gierung verantwortlich machen mUssen, die nicht ganz

ehrlich verfuhr, als sie den e^entlichen Sinn der mit dem
Parlament getrofTenen Vereinbarung zu fidschen und dadurch

den Gerichtshof um die Früchte der Übereinkunft zu bringen

suchte. Für das Parlament bildete naturgemäß das Ver-

sprechen der Generalstände und der dadurch seiner Meinung

nach bedingte Übefgang zum Verfassaa8srta.te die Haupt-

Sache. Den Ministem jedoch kam es nur auf die glatte

Bewilligung der Anleihe an, die in Aussicht zu stellende Ver-

sammlung der Stähde war ihnen dagegen höchst unbequem').

>) Dm ersieht man deuüich aus einer Aoßening Marie Antoinettes

in euem Schreiben, das sie am aj, November 1787 an ihren Bruder,
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Sie bemühten sich daher, die Bedeutung des kön^chen
Versprechens möglichst einzuschränken, und betonten nach-

drücklich, daß der Monarch, auch wenn er die Stände be-

rufe, ihnen nicht das genngste Titelchen seiner Macht zu

opfern gedenke; die unumschränkte Köni^gewalt sollte also

in vollem Umfang aufrecht erhalten werden.

Diese Auffassung brachte der Großsiegelbewahrer La«

moig^n in der Fariamentssitzung vom 19. November in

G^enwart des Monarchen zu schärfstem Ausdruck. Feier-

lieh proklamierte er vor dem Parlament und den Pairs die

Grur\dsätze der absolutistischen Staatsdoktrin. Diesen Grund-

sätzen gemäß, welche bisher die Zustimmung der ganzen

Nation gefunden hätten, gehöre dem König aUein im Reich

die souveräne Gewalt, für deren Ausübung er nur Gott

Rechenschaft schuldig sei. Ebenso ruhe in der Person des

Monarchen ungeteUt und von jedem andern Einfluß unab-

hängig die Summe der gesetzgeberischen Gewalt. Aus

diesen Maximen ergebe sich als notwendige Folgerung der

Schluß, daß dem König allein das Recht zustehe, die

Generabtände zu berufen. Er allein habe darüber zu be-

finden, ob ihre Versammlung nützlich oder notwendig sei.

Um sein Reich zu verwalten, dazu bedürfe er keiner außer-

ordentlichen Vollmacht. Aus diesen Grundsätzen wiederum

ließe sich die Stellung herleiten, welche die Generalstände

dem Könige gegenüber einzunehmen hätten. Sie könnten

nichts weiter sein als eine Art erweiterter Rat, über dessen

Vorstellungen oder Beschwerden der Herrscher nach seinem

Gutdünken zu entscheiden habe.

Kaiser Joseph II., richtete: >Ce qui me hit beracoap de peine, c'est qae

le Roi a umonc^ qu'U tiendrait let ^titt gfo^nnz d'id k dnq ans. II y
a snr ce point nne fermentatioB gfeAnle, et teUe qii*oii a cm qne le Rm
devait pr^renir noe denaade directe, et qn*en preaaot let mesures et se

rendaot maltre du tempa, fl ponnait enpicher les 'iaeoDTinients de ces

aatembUes.« De la Rochelerie et Beaaconit, Lettres de' Marie Anti^ette

(Fiwii 1896) n, 109.

GUfsu, RefamvefMiebe. M>
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Erregte schon diese Beschränkung der Rolle der Gc-

netalstände den verdrielMicheii Verdacht, als wollte die Re-

gierung die Vetsammlung gar nicht berufen oder von vorn-

herein unfruchtbar machen, so waren die Fariamentsräte

und Pairs vollends empört, als Lamoignon schHeßlich der

königlichen Sitzung unerwarteterweise die Form eines lit

de justice gab: der König hörte zwar sieben lange Stunden

die Meinungsäußerungen einzelner Räte an, li^ aber keine

Abstimmung über das Anleihe-Edikt zu, sondern bebM
dessen Eintragung kraft seiner Autorität.

Da ereignete sich ein in den Annalen der französischen

Geschichte unerhörter Vorfall: ein königlicher Prinz wagte

es, dem Herrscher in offener Versammlung mit seinem

Widerspruch entgegenzutreten. Der Herzog von Orleans

unterbrach Ludwig XVI., als er eben die Eintragung des

Gesetzentwuris anordnete, mit dem Zwischenruf, daß dieser

Akt ungesetzlich sei, welchen Protest der König als unbe-

rechtigt in äußerster Verwirrung zurückwies, indem er auf

dem einmal gegebenen Befehl beharrte.

Sobald aber der Monarch die Sitzung aufgehoben

hatte, gab der Herzog von Orleans seinen Einspruch auf

Bitte des Parlaments zu Protokoll, und die Versammlung

schloß sich seinem Proteste an; sie erklärte die geschehene

Eintragung des Anleihe-Ediktes für ungesetzlich und infolge-

dessen fUr nichtig. Zwei Tage später, am 21. November,

beschied Ludwig XVI. das Parlament nach Versailles, um
aus seinen Registern den Protest herauszureißen. Vorher

hatte er den Herzog von Orleans vom Hofe verbannt und

zwei der Parlamentsräte, deren freimütige Sprache in der

königlichen Sitzung ihm mißMen hatte, gefengen setzen

lassen.

So befand sich Ende November 1787 die Krone wieder

in offenem Kampf mit dem Parlament, und man wird sagen

müssen, daß lediglich die unkluge Politik Briennes und La-

moignons diesen Zwist heraufbeschworen hatte. Durch die
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köni^che Sitzung gedachten die beiden Minister zwei Ab-
sichten zu erreichen, die sich schlechterdings damals nicht

vereinigen ließen: sie bedienten sich einerseits des Bei-

standes des Parlaments, um das Anleihe-Edikt durchzu-

führen, das die Regierung aus der finanziellen Notlage

herausreißen sollte, und scheuten sich anderseits nicht,

den Gerichtsho!^ dessen I£lfe man d>en in Anspruch nahm,

vor aller Weh zu demütigen. Denn keinen andern Zweck
verfolgte Lamoignon, als er dem Parlament eine herbe

Strafpredigt hielt, weil es den Köni^ zur Berufung der

Generalstände hätte zwingen wollen, und es für die im
Reiche herrschende Gärung verantwortlich machte. Den
heftigen Angriffen zum Trotz, die die hochmütige Beamten-

schaft in den letzten Monaten g^en die königliche Gewalt

gerichtet hatte, wollte der Siegelbewahrer die Erhabenheit

des unumschränkten Herrschers zu wirkungsvoller An-

schauung bringen. Darum entwickelte er mit scharfer

Betonung die Grundsätze eines wurzelechten Absolutismus,

darum drückte er der Krone gegenüber Parlamente und

Generalstände in den Staub hinab, darum ließ er den

König über das Anleihe-Edikt nicht zur Abstimmung
schreiten, obwohl er der Mehrheit ziemlich sicher war.

Denn seiner Ansicht nach wäre es unter der Würde des

Monarchen gewesen, wenn man in seiner Gegenwart über

ein von ihm eingebrachtes Gesetz hätte abstimmen lassen.^)

Brienne und Lamoignon bewiesen durch dieses Ver-

haken nur, daß sie den Geist der Zeit nicht begriffen, als

sie den König mit den verrosteten Waffen der absolutistischen

*) In dem oben angeführten Brief an Joseph II. erläutert Marie

Antoinette den Standpunkt ihres Gemahls and der Minister folgender-

maßen: >La pluralite des avis a ete pour l'enregistrement; mais le Roi

pröside le Parlement, comme il prcside aon Conseil, sans £tre a.sireint ä

ooncfairc k U plunditö; en consöquence, apr^s que tout le monde a donn^

son «irii^ le Roi, tu» fiiie compter le« toix, a dit: »J'ordonne l'enregistre-

ment c
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Staatsdoktrin bddeideten. War doch die Erinnerang an die

übertrid>enen Ansprüche djer unumschränkten Königsgewalt

höchst unzei^mäß gerade in jenen Tagen, wo der Despo-

tismus durch die Enthüllungen der Notabelnversammlung

soeben aufs schwerste bloßgestellt war, wo man ihm weder

die Kraft noch den ernstlichen Willen zur Abstellung der

herrschenden Mißbräuche zutraute und an ihm verzweifehe.

Gerade unter diesen Umständen hätte man sich ängstlich

davor httten sollen, der kritisch gestimmten Bevölkerung,

in der damals die revolutionären Freiheitsgedanken reißende

Fortschritte machten, die verstaubten Marionetten der ab-

solutistischen Staatslehre als willkommene Zielscheibe für

ihre übermütige Spottlust zu bieten.

Allein Brienne und Lamoignon schienen nicht zu fühlen,

wie unterwühlt. der Boden unter ihren Ffißen war, wie es

nur einer einzigen heftigen Erschütterung noch bedurfte,

um die dünn gewordene Decke zum Bersten zu bringen.

Sie waren wie mit Blindheit geschlagen und stürzten ohne

Besinnen auf der gefährlichen Bahn, die sie beschritten

hatten, weiter fort, die Krone ins jähe Verderben hinein-

reißend. Als den Hauptherd der Unruhen, von denen

Frankreich seit etn^n Monaten aufgeregt wurde, betrach-

teten die Minister die frondierenden Parlamente. Wollte

der König die Ruhe wiederherstellen, so mußte er ihrer

Ansicht nach diesen den Garaus machen ; dann würde auch

die Bevölkerung schnell zum Gehorsam zurückkehren. In

dieser irrigen Erwartung, in der sie wie ein schlechter Arzt

statt der dgentlichen Krankheit deren S3rmptome bekämpf*

ten, rieten sie Ludwig XVI. zum Staatsstreich. Nach dem
VorSilde seines Großvaters, Ludwigs XV., das einen scharf-

sichtigen Politiker nimmermehr zur Nachahmung hätte ver-

locken dürfen, sollte der König die Parlamente ihrer poli-

tischen Befugnisse berauben und auf ihre richterliche Tätig-

keit beschränken. Hatte man die aufsässigen Gerichtshöfe

nur erst zum Verstummen gebracht, dann wUrde man sich,
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iMTähnten die Minister, hinfort ungestört der Finanzreform

widmen können und diese bald zum Ziele führen. Daß
die Nation die Parlamente nach wie vor als letzte Schutz-

wehr gegen den verhaßten Despotismus betrachtete und

daher aus allen Kräften ihren Bestand zu schützen bereit

sein würde, mochten Brienne und Lamoignon wohl dunkel

ahnen. Allein es gab ihrer Meinung nach ein unfehlbares

Mittel, um die Bevölkerung mit dem Staatsstreich auszu-

söhnen: die Regierung mußte den politischen Beigeschmack,

den die Sache hatte, möglichst dadurch zu dämpfen wissen,

daß sie in den Vordeigrund des Interesses eine andere

brennende Frage rückte, die schon lange der Lösung

harrte, nämlich die dringend notwendige, lang ersehnte

Gerichtsreform. Wie ehedem Calonne versucht hatte, die

fiskalische Seite seines großen Planes hinter dem Aushänge-

schild populärer Reformmaßnahmen zu verbergen, so hofften

auch Brienne und Lamoignon, durch das Mißgeschick ihres

Voigängers nicht belehrt, auf dem Wege einer um&ssenden

Gerichtsreform ans Ziel zu gelangen.

IV.

Der Minister, der den letzten Reformversuch^) des

alten Regimes einleitete, der Großsiegelbewahrer Lamoignon,

hatte schon einmal, als er noch Präsident des Pariser Parla-

ments war, laut seine Stimme gegen einen im Gerichts-

wesen herrschenden Mißbrauch erhoben, der seiner Ansicht

nach ausgemerzt oder zum wen^sten stark eingeschränkt

werden mußte. Es handelte sich um das Obermaß der

>) Vgl. hierüber die lehrreiche Arbeit Marions, Le gardc des sceaux

Lamoignon et la riforme iudiciaire de 1788, Paris 1905. Marion weist

vor allem nach, daß der Widerstand gegen die Maiedikte doch nicht so

allgemein gewesen ist, wie man oft behauptet hat. Er kommt zu dem

Ergebnis; >L'opinion publi<]ue fut loin de se prononcer contre les 6dits

avec une unanimite et une vigueur irrcsisiiMes. Iis eurent des adversaires

implacables: ils eurent aiissi des partisans declares.«
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Gerichtssport ein, die den Prozesse führenden Parteien von

RicHtom und Anwalten auferlegt wurden.

In einer Denkschrift, die Lamoignon dem König im

Februar 1784 hatte überreichen lassen, schilderte er in

beredten Worten, wie gewinnsüchtige. Habgier die Parla-

mentsräte und ihre Unterbeamten dazu verleite, die Pro-^"*

zesse unnötig hinzuziehen und dadurch die Rechtsprechung

so kostspieUg zu gestalten, daß nur der Reiche sie in An-

spruch nehmen könnte: »Man muß es eingestehen, ein an-

sehnlicher Prozeß zerrüttet, selbst wenn er gewonnen wird,

ein großes Vermögen; ein wohlhabender Mann kann da-

durch an den Bettelstab gebracht werden, und der Arme
wagt gar nicht, eine Rechtsentscheidung zu fordern, da

seine sehr beschränkten Mittel sie ihm nicht gestatten
*

würden.« Der Denkschrift hatte Lamoignon eine Reihe

Vorschläge beigeftigt, deren Durchführung dem Übel steuern

sollte.

Höchst charakteristisch fiir das alte Regime ist die

Art, wie l^moignons Anträge an den maßgebenden Stellen

aufgenommen wurden. Der Großsiegelbewahrer Miromenil,

den wir als Gegner durchgreifender Reformbestrebungen

schon öfter kennen gelernt haben, hatte sich von vorn-

herein Lamoignons Vorschlägen wenig geneigt gezeigt. In

schroffer Weise hatte er sich geweigert, von der für den

König bestimmten Denkschrift überhaupt Kenntnis zu neh-

men, geschweige denn, sie dem Monarchen zu überreichen.

Er hatte erklärt, daß er sich erst dann mit der Sache be-

fassen würde, wenn das Parlament darüber beraten und

seine Absichten kundgegeben hätte. Man sieht aus diesem

vorsichtigen Verhalten, daß es Miromenil auf keinen FaU
' mit dem mächtigen Pariser Gerichtshof zu verderben

wünschte. Wußte er doch nur zu gut, daß die Mehrzahl

der Räte nimmermehr den Reformvorschlägen Lamoignons,

die sie eines erhebhchen Teils ihrer Einnahmen beraubt

hätten, zustimmen würde.
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Da die wichtigste Instanz, die eigentlich aus eigenem

Antrieb die Reform des Sportelunwesens in die Hand hätte

nehmen sollen, Lamoignon ihren Beistand versagte, hatte

der Präsident von vornherein wenig Aussicht, mit seinen

Anträgen durchzudringen. Zwar gdang es ihm, seine Denk-

schrift durch Vermittlung des Hausministers Breteuil an den

Monarchen zu bringen, aber dieser forderte naturgemäß

zunächst das Gutachten des Siegelbewahrers ein. Als ge-

wandter Höfling hütete sich Miromenil, dem Könige seine

wahren Absichten zu enthüllen. Er stimmte in das Lob,

das Ludwig XVL der Denkschrift zollte, vielmehr im Brust-

ton der Überzeugung ein, erklärte auch die von Lamoignon

beantragten Reformen für recht wünschenswert, hielt es

aber fUr angebracht, daß der Antragsteller skh zunächst

an das Pariser Parlament wende, damit es zu seinen Vor-

schlägen Stellung nehme. Diesem Rat gab der König

statt, und der Siegelbewahrer hatte die Angelegenheit

damit in die von ihm gewünschte Bahn geleitet. Nunmehr

konnte eres getrostder angegriffenenKörperschaft überiassen,

wie sie sich am schicklichsten aus der Afiare ziehen mochte.

Und das Parlament rechtfertigte Mirom^ls Vertrauen in

vollem Maße. Es fand den für die Krone kitzlichen Punkt

in der Sportelfrage sofort heraus ; in diesen brauchte es nur

ordentlich zu zielen, um gewonnenes Spiel zu haben.

Am 9. Mai überreichte das Pariser Parlament dem
König an Gutachten^), in dem ausgeftihrt wurde, daß die

außerordentliche Höhe der Prozeßkosten vornehmlich durch

die Abgaben verschuldet würde, welche die Krone nach

und nach auf alle Akte der Rechtsprechung gehäuft habe.

Das Parlament habe zu wiederholten Malen auf die Ubel-

stände, welche die fiskalische Ausbeutung der Justiz im

Gefolge habe, hingewiesen und den Monarchen gebeten,

auf diese dem Wohle des Volkes nachteilige Einnahme-

') S. FUmmeraMDt, Remontrances du ParlemcDt de i'aris III, 545 ff.
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qudle zu verzichten. Wetter gaben die Räte zu verstdien,

daß sie ihrerseits bereit sein würden, auf die Erhebung

von Sportein überhaupt zu verzichten, sobald die Krone
• den Richtern als Entschädigung für ihre Mühen entspre-

chende Gehälter zahlen würde.

Daß der König bei der bedrängten Lage des Staats-

schatzes nicht imstande sein würde, diese Fordeningen zu

erfüllen, wußten die schlauen Pariamentsrate nur zu genau.

Gehärten doch zur Besoldung der Justizbeamten viele WH'
lionen, eine Summe, die durch den Wegfall der Abgaben,

die der Fiskus bisher aus der Justiz zog, noch sehr be-

trächtlich erhöht worden wäre. Die Replik, die Ludwig XVI.

am 1 8. Juli an das Parlament richtete^), lautete daher ganz

so, wie sie der Gerichtshof erwartet hatte. Der König er-

klärte sich außerstande, auf die Alchen, mit denen die

Krone die Rechtsprechung belegte, bei der schlechten

Finanzlage Verzicht zu leisten. Ebensowenig könnte er

aus demselben Grunde daran denken, die Richter für die

Sportein durch Gehälter zu entschädigen. Es mußte also

alles beim alten bleiben, und die Schuld an dem Scheitern

der geplanten Reform und dem Fortbestand der Mißbtäuche

wurde von dem Parlament auf den Monarchen abgewälzt

Man hätte glauben sollen, daß Lamoignon, als er als

Siegelbewahrer im Jahre 1788 an eine umfassende Gerichts-

reform heranging, in erster Linie das Sporteinunwesen zu be-

seitigen suchen würde, um das zu vollenden, was er bei dem
Widetstreben seines VorgSn^ Mirom^na früher nicht

hatte durchsetzen können. Allein er hütete sich, auf seinen

alten Plan wieder zurückzugreifen, vermutlich weil er voraus-

sah, daß der Staat, der sich am Rande des Bankrotts be-

fand, noch weniger als im Jahre 1784 in der Lage sein

würde, auf die ihm aus der Justizverwaltung zufließenden

Einnahmen zu verzichten und die Richter flir den Wegfall

der Sportein dturh feste Gehälter zu entschäd^en.

») A. A o. m, 557 f.
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Lamoignon hielt es vielmehr für geraten, von einer

ganz andern Seite die Frage der Gerichtsreform anzugreifen.

Er suchte das Problem, eine schnellere und weniger kost-

spielige Rechtspflege herzustellen, durch eine gänzliche

Umwälzung der bestehenden Gerichtsoiganisation zu lösen.

' Das Hauptgebrechen der französischen Gerichtsver&ssung

sah er darin« daß der Schwerpunkt der Rechtspflege ganz

ausschließlich bei den Parlamenten lag, die dem großen

Umfang der an sie herantretenden Aufgaben bei dem oft

Ungeheuern Gebiet, für das sie zuständig waren, nicht ge-

wachsen waren und infolgedessen viele Prozesse verschlepp-

ten. Namentlich das Banser Parlament beherrschte einen

riesigen UmkreiSi der über ein Drittel von Frankreich um-

faßte. Die Leute aus der Auvergne mußten hier ebenso

wie die Leute aus dem Lyonnals Recht suchen. Gegen-

über den Parlamenten dagegen hatten die Untergerichte

wenig zu bedeuten, da sie nur für geringfügige Prozeß-

objekte zuständig waren.

Mit diesen Einrichtungen beschloß Lamoignon entschie-

den zu brechen. Er besorgte das so gründlich, daß er

bei seiner Reform den Schwerpunkt vollständig verrückte,

von den Parlamenten in die von ihm ins Leben gerufenen

grands bailliages, die er etwa nach Art unserer Landgerichte

als eine Art mittlerer Instanz zwischen die Parlamente und

die l^jtetgenchte (pr^sidiaux) einschob. Diese grands

bailliages, deren er 47 schuf, erhielten ausgedehnte Befug-

nisse. In der Kf^üTlnaljustiz bildeten sie hinfort oberste

Instanz für alle Angehörigen des dritten Standes, während

fiir die bevorrechteten Stände nach wie vor die Parlamente

zuständig waren. Noch wesentlicher war es aber, daß die

grands bailliages in^Zivilsachen fUr Streitobjekte bis zu

20000 Frcs. zus^dig sein sollten. Diese Grenze war so

hoch- gel^^ daß für die Farlam^ente wenig übrigblieb, da

Prozesse, deren Gegenstand höher zu bewerten war, zu den

Seltenheiten gehörten.
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Maa wird also sagen dürfen, daß die Parlamente in

dieser neuen Gerichtsverfassung eine recht bescheidene

Rolle spielten, ja geradezu kalt gestellt wurden. Ebenso

erging es der Patriinonialgeriehtsbarkeit. Sie empfing ihr

Todesurteil durch die Erlaubnis, die man den ihr Unter-

gebenen gewährte, in Zivilsachen sich sofort an die könig-

lichen Gerichte zu wenden. Auch in Kximinalfallen wurden

die Patrimonialgerichte eingeschränkt: nur dann wurde ihnen

die Rechtspflege gestattet, wenn .ihre Inhaber .fiir vorgebil-

dete Richter und sichere und gesunde Ge&ngnisse sorgten.

Da weitaus die meisten Grundherren diese Beidingungen

wegen der damit verbundenen hohen Kosten nicht erfüllen

konnten, so kam ihre Gerichtsbarkeit nicht mehr in Betracht,

was gewiß für die Rechtsuchenden kein Schade, sondern

ein Gewinn war.

Segensreich mußte auch die Unterdrückung der Aus-

nahmegerichte, der tribunaux d'exception, wirken. Denn
damit begann man die Justiz von der Verwaltung reinlich

zu scheiden. Die gerichtlichen Befugnisse, welche die Finanz-

bureaus und Steuerbehörden bisher ausgeübt hatten, wurden

der ordentlichen Gerichtsbarkeit übertragen.

Auch eine umfassende Besserung dej: Strafinechtspfl^e

hatte Lamoignon ins Auge gefaßt. Eine tiefeigreifende

Reform konnte er aber fürs erste nicht vornehmen, sondern

nur in Aussicht stellen. Er mußte sich damit begnügen,

einige das barbarische Verfahren mildernde Bestimmungen,

wie die Einschränkung der Folter, zu erlassen.

So heilsam und willkommen diese Gerichtsreform auch

sein mochte, so waren ihre Vorziige nicht so bestechend,

daß sie die Nation über das politische Ziel hinwegtäuschten,

das die Regierung damit verfolgte. Denn darüber konnte

kaum ein Zweifel bestehen: Brienne und Lamoignon kam
es bei dieser Reorganisation der Justizverwaltung doch vor

allem darauf an, die widerspenstigen Parlamente als die ge-

fährlichsten Gegner der Krone mit tödlichen Streichen m-
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treffen, damit sie hinfort nicht mehr in Finanz- und Steuer-

fiagen den Willen des Monarchen lahmlegen konnten.

Darum blieben die Minister nicht auf halbem Wege stehen

und begnüt^rten sich nicht damit, den Parlamenten einen

großen Teil ihrer richterlichen Befugnisse zu entreißen: sie

raubten den trotzigen Richtern namentlich auch ihr vor-

nehmstes Palladium, das kostbare Recht, den königlichen

Gesetzen durch feierliche Eintragung in die Register des

Gerichtshofes Gültigkeit zu verleihen. Dieses Recht über-

trugen sie einer ncugebildeten Körperschaft, einem souve-

ränen Rat, der Cour plcniere.

Die Notwendigkeit dieser Einrichtung wurde von La-

moignon geschickt durch den Hinweis auf die Übelstände

begründet, die dadurch hervoigerufen würden, daß sämt-

liche F^ulamente das Recht der Eintragung beanspruchten.

Wie häufig sei es namentlich im letzten Jahre vorgekommen,

daß einzelne Gerichtshöfe selbst allgemein als heilsam an-

erkannten Gesetzen, wie dem Edikt bezüglich der Einführung

von Provinzialversammlungen oder dem Edikt über die Frei-

heit des Getreidehandels, sich widersetzt und ihre recht-

zeitige Inkraftsetzung veihindert hätten I Der daraus sich

ergebenden Unordnung könnte der König nur dadurch

wirksam steuern, daß er die alte Cour du baronnag^ et

des pairs wiederherstelle und dieser Körperschaft allein

das Recht, seine Gesetze einzutragen, verleihe. Denn ein

großer Staat dürfe wie nur einen König so 'auch nur ein

Gesetz und eine Eintragung haben.

Die Hauptfrage aber war, aus welchen Mitgliedern

diese Cour pl^ni^re sich zusammensetzen sollte, ob aus

unabhängigen Männern oder aus gefügigen Geschöpfen der

Krone? Wurden auch die Große Kammer des Pariser

Parlaments und je ein Mitglied der Provinzparlamente hinzu-

gezogen, so überwogen doch die Teilnehmer, denen man
wegen ihrer nahen Beziehungen zum Hofe von vornherein

eine selbständige Haltung nicht zutrauen mochte, wie die
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Prinzen von Geblüt, die vornehmsten Hofchargen, eine

Reihe von hohen Militär- und SUvilbeamten. Man gewann

also den Eindruck, daß die Krone sich in dfitJCQU£-pl£oi^

ein W^zeug habe schaffen wollen, das sich ihren Wünschen
gegenüber gehorsamer zeigen würde als die trotzigen Parla-

mente, namentlich wenn es sich um die Bewilligung von

Anleihen und neuen Steuern handeln würde.^)

Als am 8. Mai 1788 die auf die Gerichtsrefonn bezüg-

lichen Edikte von Ludwig XVI. im lit de justice verkündigt

worden waren, wandte sich die öfilentlicfae Bleinung sofort

gegen die Cour pl^i^ und verschrie sie als sklavisches'

Werkzeug des Despotismus. Schien sie doch einzig zu

dem Zweck ausgesonnen zu sein, um dem Hof die Geld-

mittel zu verschaffen, die ihm das Parlament früher beharr-

lich verweigert hatte. Eben die Steuerbewilligungsfrage

hatte den Ausgangspunkt gebildet in dem Streit, der sidi

in den letzten Monaten zwischen Krone und Parlament er-

hoben hatte. Obwohl Brienne und Lamoignon sehr behut-

sam zu Werke gegangen waren und der Cour pleniere nur

das Recht vorläufiger Steuerbewilligung in .dringenden

Notfällen zugeschrieben hatten bis ^um Zusammentritt der

wiederum in Aussicht gestellten Generalstände, so schöpfte

die Bevölkerung doch Verdacht und befürchtete, daß der

geldbedürftige Hof die neue ß'nrichtung des souveränen

Rates, die deutlich genug das Kennzeichen des Absolutis-

mus trug, schliefMich dazu mißbrauchen würde, um sich,

wenn auch nicht neue Steuern, so doch eine Erhöhung der

alten Auflagen und weitere Anleihen zu verschaffen. So

trat wie bei Gelegenheit des Calonneschen Planes .das.

Moment der Staatsreform weit zurück hinter die grof^

politische Frage, auf die sich die Hauptsorge des ganzen

>) In diesem Sinne behanplete die Verwnndnng des Klerus in ihren

VcNTttdlongen gegen die Blaiediicte sm 15. Jnni 1786 besttglicli der Goar

pl^ni^: >Lft natk>n n*y voit qn'nn tribnnel de oonr, dont die cnnndinh

tottjoors U oompUusance.«
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Volkes seit den Tagen der Notabelnversammlung gerichtet

hatte, nämlich ob es den einmütigen Anstrengungen aller

Stände schließlich gelingen würde, den verhaßten Despotis-

mus zu stürzen und zur Berufung der Generalstände zu

zwingen. Für die Regierung anderseits kam es darauf an,

ob sie noch dazu imstande sein würde, den Staatsstreich,

den sie eben eingeleitet hatte, auch dem Widerstande der

ÖfientUchen Meinung zum Trotz durchzufahren.

V.

Es liegt nicht in unserer Absicht, die Volksbewegungen

hier zu schildern, welche die Veröffentlichung der Maiedikte

in einzelnen Provinzen des Reiches entfesselte.^) Wird man

doch sagen dihfen, daß diese Aufstandsversuche und Tu*

multe, so bedenklich ihr Charakter auch manchmal war,

den Absolutismus nicht eigentlich zu Fall brachten, mochten

sie ihn auch in seinen Grundfesten auf tiefste erschüttern

und die innerliche Zersetzung, in der er sich befand, bereits

deutlich offenbaren. Ja, er hatte wahrscheinlich über alle

Widerstände schließlich noch triumphiert und die Parlamente

zu Paaren getrieben, wenn er nicht durch die finanzielle

Zerrüttung in allen seinen Bewegimgen gelähmt und endlich

matt gesetzt worden wäre.

Briennes Hauptsorge bildete die Aufbringung der not-

wendigen Geldmittel, ohne die er die Regierungsmaschine

nicht in Gang erhalten und die Gerichtsreform nicht durch-

fuhren konnte. In den königlichen Kassen aber herrschte

eine beständige Ebb$, derjStaatskredit war völlig erschöpft

und die Filamente bemühten sich mit bestem Erfolge,

dem Hofe jeden Geldzufluß abzuschneiden. Den Warnungen

und Drohungen des Pariser Gerichtshofes gehorsam, wagten

auch die Mitglieder der Hochfinanz nicht, dem Premier-

Darüber hat bekanntlich Cherest, La chute de l'ancieo regime I,

504 ff. und II, I ff. ausfuhrlich gehandelt.
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minister irgendwelche Summen zu böigen. War doch zu

befürchten, daß sie im Fall des Zusammenbruchs der Re-

gierung veiloren gehen und das Parlament solche Anleihen

nicht als Staatsschulden anerkennen würde. Wo Brienne

in jenen Tagen anklopfte, erhielt er daher abschlägigen

Bescheid. Denn niemand mochte an den Bestand der

gegenwärtigen Verhältnisse glauben; man sah voraus, daß

die Färlamente über den schwachen Monarchen bald trium-

phieren würden, und betrachtete es geradezu als Ehren-

punkt, dem verhaßten Despotismus in seiner Bedrängnis

nicht beizustehen.

Der Erzbischof hegte noch die Hoffnung, daß ihm

die Korporation, der er angehörte und deren Interessen er

viele Jahre gedient hatte, der Klerus, in dieser Verlegen-

heit nicht in Stich lassen würde. ^) Wenige Tage vor dem
Staatsstreich, am 5. Mai, hatten sich auf Geheiß des Kö-

nigs die Vertreter der höheren Geistlichkeit zu einer außer-

ordentlichen Versammlung in Paris eingefunden, um über

ein den gratuit von namhafter Höhe zu beraten, dessen

glatte Bewilligung die Krone unter allen Umständen erwar-

tete. Hatte doch der Klerus solchen Forderungen bisher

fast ausnahmslos entsprochen. Im Frühjahr 1788 aber

zeigte er sich nicht geneigt, den Wünschen Ludwigs XVI.

und seiner Minister zu willfahren. Er trat vielmehr kühn

aus seiner in rein politischen Fr^en sonst beobachteten

Zurückhaltung heraus, um als Wortführer der Nation das

Verhalten der Regierung gegenüber den Parlamenten ent-

schieden zu mißbilligen und die Wiedereinsetzung der Ge-

richtshöfe in ihre früheren Rechte nachdrücklich zu ver-

langen. In diesem Sinne waren die Vorstellungen abgefaßt,

die die Geistlichkeit am 15. Juni dem König überreichte.

*) Über die Venammluiig des Klent veigleidie nun die Aibeit von

P. Mantoncliet, Les qoestions politiqnee k rnsembl^e du dicTg6 de 17S8

in der Zdttdmft La Relation frangaiie Bd. 42 (190a) S. 5 ff.
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Der Klerus begnügte sich hier aber nicht damit, die

Wiederherstellung der Barlamente zu fordern; er ging weiter

und heischte im engsten Anschluß an das Beispiel, das die

Parlamente ihm im verflossenen Jahre gegeben hatten, und

unter schärfster Verurteilung des Absolutismus die kon-

stitutionelle Staatsform. Denn allein den Generalständen

stehe es zu, Steuern zu bewilligen, und nur die regelmäßige

Berufung dieser Versammlung in kurzen Abständen würde

dazu imstande sem, die Nation vor der Wiederholung der

finanziellen Mißwirtschaft, wie sie die jüngste Vergangen-

heit zum allgemeinen Entsetzen offenbart habe, zu be-

wahren.

Gleichzeitig mit diesen Vorstellungen, die den Staats-

streich bekämpften, überreichte der ^Klerus dem König

einen entschiedenen Protest gegenüber den Versuchen, die

die Krone in letzter Zeit ontemommen hatte, um der gebt-

liehen Korporation ihre Immunität zu rauben. Wir erinnern

uns daran, daß Calonne den Klerus der allgemeinen Grund-

steuer hatte unterwerfen wollen und daß die Notabein für

den Fall der Genehmigung dieser Auflage durch die Par-

lamente die feierliche Zusage g^eben hatten, daß aUe

Stände, die Geistlichkeit eingeschlossen, gleichmäßig im

Verhältnis zu ihrem Vermögen dazu herangezogen werden

sollten. Nun hatte Brienne im September 1787 vor dem
Parlament die Waffen .strecken und die geplante Grund-

steuer fallen lassen müssen; trotzdem aber schien er die

Hoffnung nicht aufzugeben, wenn nicht sofort, so doch in

wenigen Jahren den Klerus dem Zwanzigsten zu unter-

werfen. Das schloß der Klerus aus einer Instruktion, die

im Namen des Königs an die Provinzialversammlungen ge-

richtet und in der angeordnet wurde, daß in den Steuer-

rollen auch die Güter des Klerus, zunächst allerdings nur

»zur Erinnerung« verzeichnet werden sollten, um dadurch

festzustellen, welchen Steuerbetrag diese Besitzmasse im

Vef]gleich mit den Gütern der Laien aufbringen könnte.
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Sowohl gegen Calonnes Vorstoß in der Notabeinver-

sammlung, wie gege^^Biiennes Maßnahme, die geistlichen

Güter einschätzen zu lassen, erhob der Klerus im Juni 178S

sehr entschiedenen Widerspruch, indem er sich aut semep'
von den französischen Königen zu wiederholten Malen be-

stätigten Steuerfreiheiten berief. Er beschwerte sich dar-

über, daß die königlichen Minister durch ihr Verhalten

das im Volke seit einiger Zeit ausgestreute Vorurteil be-

stärlcten, nach dem der Klerus verdächtigt würde, als ob er

nicht im Verhältnis zu seinem Vermögen Steuern zahle.

Aus den leidenschaftlichen Protesten der Geistlichkeit

ersehen wir deutlich, wie sehr diejenigen irren, die be- ^
haupten, daß der Grundsatz der Gleichheit aller Staats-

bürger vor der Steuer schon von den Notabeb zu allge-

meiner Anerkennung gebracht worden sei. Wie wen^
hatte es gefruchtet, daß die kleme Minderheit der Bischöfe,

die sich an der Notabelnversammlung beteiligt hatte, unter

dem entschiedenen Druck der Mehrheit der weltlichen Ver-

treter auf die Immunität des Klerus verzichtet hatte. Denn
diese Minderheit wurde von ihren Standesgenossen, die sich

an die Beschlüsse der Notabeki keineswegs gebunden

hielten und nicht gebunden zu halten brauchten, bald dar-

auf auf das entschiedenste desavouiert. Die Generalver-

sammlung des Klerus verteidigte gegenüber dem Könii^tum

mit zäher Energie ihre verbrieften Rechte und weigerte

sich überhaupt, über das von der Krone von ihr gefor-

derte don gratuit von acht Millionen zu beraten, bevor

Ludwig XVI. der Korporation au6 neue den unantast-

baren Besitz ihrer Immunität feierlich bestätigt habe.*)

*) Wahl glaubt freilidi and» im Angehebt der unwiderlq^ichen Tat-

Sache, daß der Klents sich im Juni 1788 seine Irnmonitit von der R^gierong

aaft neue bettStigeo liflt, ao seiner Meinwig festhalten sn kOnnen, daß

die Gebtlichkdt Ihre Steucrpriril^en schon endgflltig wihrend der No*

tabdnversammlong preisgegeben habe. Wenn der Riems jetst im Fröhfdir

'1788 anf seine Immnnitlt pochte, so habe er das, meint WaU, wm getan.
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Was riet Brienne dem Könige in dieser neuen Ver-

legenheit an? Sollte er wiederum wie im vorigen Herbst

»um dnen Druck auf eine R^emng Rnuoaben, trddie man eis deqpotiadi

enfihfite.c (Vorg^escbichte II, 233.) Daß dieser merkwürdige, von ihm

tum ersten Male gewagte DentnngsvefSDcIi nicht jedermann einleuchtend

sein durfte, scheint Wahl selbst dunkel ra fthlen; er sucht ihn daher

wahrscheinlicher sn machen dvreh die Behavptnng, daß »one swei Monate

or der Generslversammlwng tagende vorlinSge Vereinigang der Depntierten

des Klems« »den Verdcht anf die Stenerpiivil^g^ des Kien» in bflndiger

Fenn ansgeqprocben« habe (a. a. O. II, 233). Dieser angebliche Verticht

einer Vorversammlung des Klerus auf die Immnnitit wird dem kritisch ge-

richteten Historiker beim Vergleich mit der spiteren, das gerade Gegenteil

erstrebenden Haltung der Generalversammlmig Ton vornherein als eine

höchst fragwürdige Tatsache erscheinen, und rr wird danach forschen, ans

welcher Quelle sie stammt. Die Quelle, der Wahl sie entnommen hat, ist

denn auch sehr trübe; die von ihm verwertete Nachricht geht auf eine

unverbürj^te Zeitungsnotiz der Cazette de Leydc vom 19. Dezember 1788

zurück, die also den Ereignissen noch erheblich nachhinkt. Aus solcher

Quelle darf der Historiker nicht schöpfen, zumal wenn die in ihr enthaltene

Nachricht andern put gesicherten Tatsachen widerspricht. So ist jener

angebliche Verzicht einer Vorvcrsammlung des Klerus auf die Immunität

auch gar nicht zu vereinigen mit der Haltung, welche die Vertreter der

Geistlichkeit in den Ende 1787 abgehaltenen Provinzialversammlungen in

der Sienerfrage eingenommen haben. Dürfte sich doch die General-

versammlung des Kien» in ihren Vontdlnngen vrai Juni 1788 darauf

berufen, daß die Vertreter des Klerus in fest allen Frovinsialvenammlnngen

gegen jede etwaige Verletsung der Inminnitit ihrer Korpmratioa feierHehen

Protest eiiigelegt hatten (vgl. Arehivea pariementslres I, |8a)i Allein

trotsdem bdmaptet Wahl (a. a. O. II, 163), daß sieh in keiner einigen

Provinsialversammlnng g^n die Heransiehung der Kirchengtiter sum

Zwansipten Widerstand erhoben habe.

Ebensowenig entspricht die von Wshl angestellte Anseht, daß die

Privilegierten in den Provinzialversammlongen nur in wenigen verdnsdten

FlUen an den Steuerprivilegien festgehalten bitten (a. a. O. IT, 154, 166),

dem wirklichen Sachverhalt. Vielmehr findet man bei der Dorchricht der

Protokolle dieser Versammlungen, daß die Aristokratie, wo sie nicht aus*

drUcklich aus irgendeinem Anlaß ihre Vorrechte entschieden verteidigt,

den Fortbestand derselben, z. B. bei der Taille, als eine unanfechtbare,

selbstverständliche und (iaher nicht zu erörternde Tatsache betrachtet. Man

ersieht aus diesen Proben wohl zur Genüge, wie unsicher die Grundmauern

sind, auf welchen Wahl sein historisches Gebfiude errichtet hat.

Glagau« Rcibnnvenuche. ^'
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vor den Pariamenten so jetzt vor dem Klerus zurück-

weichen und in den schärfsten Widerspruch mit sich selbst

geraten? Hatte er doch damals auf die Erhebung der

Grundsteuer und der Stempelsteuer verzichtet, nachdem
er vorher häufig genug feierlich beteuert hatte, daß jene

Auflagen unentbehrlich seien, um das Gleichgewicht im
Staatshaushalt herzustellen. Vfie nachteilig mußte es dem
Ansehen des Monarchen sein, wenn er die Steuerfreiheiten

des Klerus au& neue anerkannte, die er im verflossenen

Jahre als einen nicht länger zu duldenden Mißbrauch, als

ein schreiendes Unrecht gegenüber dem übrigen Volke

durch seine Minister hatte geißeln lassen ? Brienne mochte

einsehen, wie bedenklich un4 verächtlich diese schwankende

widerspruchsvolle Haltung iür die Krone war. Er wußte
aber aus der Sackgasse der finanziellen Nöte keinen an-

dern Ausweg mehr und veranlaßte den Köni^ dazu, das

von der Geistlichkeit geforderte Opfer zu bringen. So
wurde durch einen Staatsratsbeschluß vom 5. Juli dem
Klerus seine Steuerfreiheit noch einmal vom ICorngtum, allem

was vorangegangen war, zum Trotz, bestätigt. Aliein der

fUr diese Nachgiebigkeit erwartete Lohn blieb aus. Denn
die Generalversammlung erwies sich dem Könige gegenüber

nicht dankbar; sie weigerte sich, die geforderte Summe von

8 Millionen aufzubringen und bewilligte nur i 800000 Frcs.,

also kaum den vierten Teil des von ihr erwarteten Betrages.

Diese geringe Summe reichte natUilich nicht aus, um
die finanzielle Lage der Krone zu bessern; sie bedeutete

einen Tropfen auf den heißen Stein. Brienne hatte also

nach wie vor mit der früheren Geldverlegenheit zu kämpfen

und schwor insgeheim seinen Standesgenossen, die ihn so

schnöde im Stich gelassen hatten, Rache. Er soll damals

die Drohung ausgestoßen haben: »Da Adel und Klerus

den Kön^ preisgeben, muß er sich den Kommunen in die

Arme werfen, um duich diese die beiden obem Stände

zermalmen zu lassen, c
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In der Tat gab sich Brienne unmittelbar darauf den

Anschein, als wollte er dieses Wort wahr machen. Da die

Korporationen dem Könige ihren Beistand hartnäckig ver-

sagten, blieb dem leitenden Minister nichts übrig, als die

B$Q^Qg.der Genenüstände ernstlich ins Ai^e zu fassen.

An demselben Tage, an dem er von Ludwig XVI. die

Immunität des Klerus bestätigen ließ, am 5. Juli 1788,

wurde ein königliches Ausschreiben veröffentlicht, das die

französische Bevölkerung aufforderte, Nachforschungen an-

zustellen in betreff der Berufung und Zusammensetzung der

Gencialstände, da die Regierung über die Form der Wahlen,

sowie Uber die Zahl und Beschaffenheit der Wähler und

der zu Wählenden nicht im klaren sei. Dieser vielberufene,

höchst merkwürdige Erlaß schien einen neuen Abschnitt

in der politischen Haltung des Premierministers anzukün-

digen und einen markanten Schachzug der Krone gegen-

über den aufsässigen Privilegrierten zu bedeuten. In mehreren

jeden Zweife^ ausschließenden Wendungen gab Brienne

seinen Widersachern zu verstehen, daß der Monarch ge-

sonnen sei, die Generalstände nicht mehr in der herkonun-

lichen Form zu berufen, in der die bevorrechteten Stände

über die Kommunen ihr unbedingtes Übergewicht behauptet

hätten, sondern einen neuen Modus zu wählen, durch

welchen die Stände sich gegenseitig das Gleichgewicht

halten und die Versammlung emen wahrhaft nationalen

Charakter tragen würde. Der leitende Minister scheint

in der Tat, wie er später beteuert hat^), die Absicht ge-

habt zu haben, nach dem Muster der Provinzialversamm-

lungen auch in den Generalständen die Zahl der Abgeord-

neten des dritten Standes zu verdoppeln und ohne Rück-

' In dem Memoirenfrafjment Briennes, das Soulavie in seinen M6-

moires htstoriqnes et poliüques du regne de Louis XVI (Paris 1801) Bd. VI,

337— 254 vcrötTentlicht hat. Vgl. hierzu J. Flammennonts Ausfuhrungen

in dem Artikel: >Le second ministere de Necker«, Revue historique Bd. 46

(1891), S. 10, AnmerkuDg i.
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sieht auf die ständtschen Kurien nach Köpfen abstimmea

zu lassen. —
*

* *
"

Diesen gegen ihre Vorherrschaft gerichteten Streich

suchten die Privilegierten sogleich zu parieren. Im An-
schluß an das soeben veröffentlichte Ausschreiben vom
5. Juli tiat die noch tagende Genendversammhuig des

Klerus bald in eine Beratung der von dem Ftomtermtnister

angeregten Frage ein*). Am 5. August erstattete der Abbe
Desprez einen ausführlichen Bericht »über die Formen der

Berufung) der Zusammensetzung und der Beratung der

Generabtändec, in dem er sich, wie wenige Monate später

die Parlamente imd die zweite Versammlung der Notabein,

auf den Standpunkt stdlte, daß man an den heigebrachten

mittelalterlichen Formen auch in Zukunft festzuhalten habe/

Die Generalstände sollten scharf in drei Stände ge-

schieden sein, die unter keinen Umständen gemeinsam be-

raten und nur durch Kommissare miteinander verkehren

dürften. Auch verkündigte man den Grundsatz, daß kein

Stand durch die Abstimmung der beiden andern in seinen

Entschlüssen beeinflußt werden dürfe. Hätten also die

beiden Laienstände, Adel und dritter Stand, den Klerus

einer allgemeinen Steuer unterwerfen wollen, so sollte die

Geistlichkeit dieses Voigehen unter Berufung auf jenen

Grundsatz als einen ungesetzlichen Angriff auf ihre Im-

mtmität zurückweisen. Während der Klerus der Krone

die größten politischen Opfer zumutete, gedachte er.von

seinen Privilegien auch nicht das geringste Titelchen preis-

zugeben. Man sieht daraus, wie ahnungslos diese kurz-

sichtige Aristokratie der Zukunft entgegenging: auf den

Trümmern des Absolutismus hoffte sie ungestört eine Art

Adelsherrschaft errichten zu können. In diesem Glauben

wiegte sie sich, obwohl seit dem Herbst 1787 immer be-

>) Vgl. den oben S. 318 Anm. i angefÜÜuteD Artikel von BiUntoachet

in der Revolution fnogut/e S. 30 ff.
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droblichere Anzeichen das Herannahen einer großen so-

zialen Umwälzung anktindigten^).

Inzwischen war Anfang August die Geldverlegenheit,

in der sich der leitende Minister befand, aufs höchste ge-

stiegen. Er wußte jetzt kein anderes Mittel mehr, als dem
Könige die schleunige Berufung der Generalstände auf den

I. Klai 1789 zu empfehlen. Dieser hochwichtige Akt, durch

den der Absolutismus sich selbst das Todesurteil sprach,

wurde am 8. August bekannt gemacht. Gab auch Brienne

in diesem Staatsratsbeschluß die Cour plcnicre preis, so

hielt er doch an der Fortsetzung der eingeleiteten Gerichts-

reform fest. Ja, er schmeichelte sich noch in jenen Tagen,

Uber alle seine Gegner, namentlich über die Parlamente,

zu triumphieren. Allein auch diese Hoffiiung sollte bald

zuschanden werden, als ihn der Geldmangel schließlich

dazu trieb, einige finanzielle Maßnahmen in der Mitte des

August vorzunehmen, die man allgemein als sichere Vor-

boten des Staatsbankrotts ansah: er ordnete an, daß die

königlichen Kassen einen Teil der Zahlungen in Papiergeld

machen sollten, und gab den Scheinen der Diskontokasse

Zwangskurs. Veiigeblich suchte er diese Maßregdn durch

den Hinweis auf die trostlose Lage des Staatsschatzes zu

rechtfertigen und die Schuld daran auf die Parlamente ab-

zuwälzen, die sich hartnäckig geweigert, den finanziellen

Notstand, in dem sich die Krone befand, beseitigen zu

helfen und vielmehr die königlichen Anleihen in Mißkredit

gebracht hätten.

Dieser Schritt'Briennes rief überall die emstesten Be-

sorgnisse und einen gewaltigen Entrüstungssturm hervor,

*) Vgl. den Artikel von H. Carrö, La tactique et les idöes de l'oppo-

_8ition parlementaire in der Revolution fran^se Bd. 29 (1895), S. 97 ff.,

wo gezeigt wird, wie in den letzten Monaten des Jahres 1787 die Partei

der Parlamente mehr und mehr von einer neuen in der Bildung begriffenen

Partei der Nationaux überholt wird, die sich gegen die politischen Ansprüche

der Privilegierten erhebt. Vgl. auch Carrös Artikel Uber Du Val d'Espre-

mesnil, R^olation frangaise Bd. 33 (1897), .S. 349 ff., 405 ff.
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namentlich in der Hauptstadt, in welcher die große Masse

der Staatsgläubiger lebte. Beim Anblick der reißend schneO

um sich greifenden Erregung, die, wie man fürchtete, zu

bedenklichen Tumulten führen konnte, reifte in dem Königs-

paar allmählich der Entschluß, sich von dem mißliebigen

Premierminister zu trennen und denjenigen Mann in den

Staatsrat zu berufen, den die Volksstimme schon lange als

den zuldinftigen Retter des Vaterlandes bezeichnete^ näm-

hch Necker. Allein der ehrgeizige Erzbischof IdammertV

sich noch mit hartnäckiger Zähigkeit an seinen Posten.

Trotzdem seine Politik aus einer fortlaufenden Kette von

Mißerfolgen bestanden und schließlich kläglich Fiasko ge-

macht hatte, wollte er das Spiel noch immer nicht verloren

geben. Et baute auf die Gunst seiner hohen Gönnerin, der

Königin, und hofite, es würde dieser gelingen, Nedcer zu

überreden, daß er unter dem Vorsitze des Premierministers

die Finanzverwaltung des Reiches leiten würde.

Auf diesen Vorschlag aber wollte und konnte der er-

fahrene Bankier nicht eingehen i). Denn er mußte sich

sagen, daß es ein Ding der Unmöglichkeit sein würde, den

Staatskredit wiederherzustellen, solange eine Persönlichkeit

an der Spitze des köni|[l)chen Kabinetts' stand; die sich

durch die ganze Richtung ihrer Politik allgemeinen Haß
zugezogen und durch so unglückliche Finanzoperationen,

wie sie in den letzten Tagen vorgenommen worden waren,

aufs ärgste bloßgestellt hatte.

So schmerzlich es Marie Antoinette war, ihren Günst-

ling feilen zu lassen, von dessen Staatsleitung sie iUr das

Königtum eine neue glückliche Ära erhofft hatte, sie konnte

sich den stichhaltigen Gründen nicht verschließen, die gegen

») Vgl. Arneth et Flaromerinont, Correspondance secrtte de Mercy

avec Joseph II et KauniU II, 189—213 and den oben (S. 323 Anin. i)

angeführten Artikel von FknunenBOiit in der Reme Uatorique Bd. 46, S. I ff.

Vgl. ferner die beiden wichtigen dentscben Berichte Mercys an Xamiits

vom 19. Juli md 14. Septenber 1788 (Wiener Archiv).
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ein längeres Verideiben Briennes im Amte sprachen. Von
der Königin lebhaft bedauert und vom Könige mit unver-

dienten Auszeichnungen und Ehren übethäuft, schied der

Erzbischof am 25. August von einem Posten, den er nicht

hatte ausfüllen können. Sein Rücktritt entschied auch über

das Schicksal seines vornehmsten Mitarbeiters, des Groß-

Siegelbewahrers. Als einer der Urheber des Staatsstreiches

mußte auch I^mo%non seine Entlassung geben,jeüs Necker

sî im September dazu gezwungen sah, die Parlamente

zurückzurufen und die Justizreform wieder rückgängig zu

machen.

^Am 24. September 12.SS hielten die Richter unter

rauschenden Beifallsstürmen der Pariser triumphierend ihren

Einzug in den Justizpalast. In einer längeren Rede unter-

zog der Generaladvokat Signier ^e Maiedikte dner scharfen

vernichtenden Kritik und beglückwünschte den König dazu,

daß er, sobald er seinen Irrtum eingesehen, die höchst

bedenklichen Neuerungen wieder aufgegeben habe. In ent-

schiedenem Gegensatz zu dem lebhaften Reformeifer, den

die Monarchie in der letzten 2^it an den Tag gelegt hatte,

brachte der Redner den konservativen Standpunkt des

Pariaoients zum Ausdruck: »Man kann nicht die von alters-

her ia einer Monarchie beobachteten Formen verändern,

ohne das Vertrauen des Volkes zu erschüttern, ohne die

Autorität aufs Spiel zu setzen, ohne das allgemeine Glück

und die öfifentliche Ruhe zu gefährden. Die Mißbräuche

entspringen aus dem Schoß der Neuerungen. Selbst die

vollendetste Vorsicht kann ihnen nicht vorbeugen, weil

sie sich nicht schmeicheln darf, sie vorauszusehen,c Rei-

ches Lob spendete Signier dem gefeierten Helden

des Tages, Necker, den die Korporationen in ihrem

Kampf gegen den Absolutismus mit einem gewissen

Recht als ihren geheimen Bundesgenossen betrachtet

hatten, seitdem er in semem Werk über die Verwaltung

der französischen Finanzen die Mißstände freimütig gerügt
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und zur Zeit der Notabelnversammlung gegen Calonne offen

Partei genommen hatte. Der Generaladvokat veigllch den
Genfer mit SuUy: »Man gewahrt an ihm den gleichen

Charakter, die gleiche Sittenstrenge, den gleichen Ordnungs-

und Sparsamkeitsgeist, die gleiche Vorsicht, die gleichen

Grundsätze.« Schließlich wies S^guier auf die nahe be-

vorstehende Versammlung der Generalstände hin, die die

Finanzen ordnen, den Kredit wiederherstellen und die

schlummernden Kräfte Frankreichs neubeleben werde.

Die Rede des Generaladvokaten klingt schließlich in

einen begeisterten Triumphgesang aus. S^guier zwetfdt

nicht daran, daß die französische Nation unter der Führung

des wiederhergestellten Parlaments einer schönen Zukunft

entgegengeht: >Schon stellt sich, belebt durch die Hoff-

nung, welche die neue Verwaltung (Neckers) erweckt, das

erschütterte Vertrauen wieder her, der wankende Kredit

erholt sich von seiner Bemühung ; die Handekwdt erneuert

ihre Spekulationen und nimmt ihre Tätigkeit wieder auf.

Die Wiederherstellung der Parlamente wird schließlich alle

Traurigkeit zerstreuen. Ein lauter Jubelschrei ist von der

Hauptstadt ausgegangen und wird sich bis in den äußersten

Winkel des Reiches fortpflanzen. Alle Befilrchtungen, Be-

unruhigungen und Besorgnisse, sowie aller Schrecken und
Schauder werden sich in den Ausbrüchen der allgemeinen

Freude verHeren, t

So war es den privilegierten Ständen also geiuf^;en,

den Absolutismus zu stürzen, und die fUr den Januar 1789

anberaumte Versammlung der Generalstände schien nur

dazu berufen, um den Sieg der Aristokratie zu befestigen

und die Monarchie der Vormundschaft der Korporationen

vollends zu unterwerfen. In diesem Augenblick glaubten

sich die PrivUegierten dem Ziel nahe, das sie seit langem

erstrebt hatten. Das Ideal F6n61ons, das sich in dnem
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durch Genendstände und Provinzialstände eingeengten, von

den Korporationen beherrschten Königtum darstellte, schien

nunmehr in erreichbarer Feme zu liegen. Wie rasch aber

sollte dieses Traumbild zerrinnen, als das Parlament einen

Tag nach seiner rauschenden Siegesfeier, am 25. September,

die Forderung aussprach, die Generalstände seien in der

altherkömmlichen Form zu berufen. Diesen Wunsch des

noch eben vergötterten Parlaments nahm der^dritte. Stand,

wie eme an ihn gerichtete Kriegserklärung auf und erhob

sich wie ein Mann, um in der folgenden Revolutiön den

mittelalterHchen Klassenstaat für immer in Trümmer zu

legen. Zu spät sollten die Korporationen erkennen, daß

sie durch ihren erfolgreichen Kampf gegen den Despotismus

nur der Demokratie die Wege geebnet und ihr eigenes

Verderi>en heraufbeschworen liatten.

Gerade dieser rasche Zusammenbruch ihrer eben er-

rungenen Machtstellung aber zeigt uns aufs deutiichste, auf

wie schwachem Fundament die Herrschaft der Privilegierten

von vornherein gestanden hatte. Solange sie den Despo-

tismus bekämpft, die ihm anhaftenden Mißbrauche aufge-

deckt und ihn durch hartnäclc^e Verweigerung von Steuern

und Anleihen brach gelegt hatten, jubelte ihnen das Volk

zu; sobald sie aber nach dem Sturz des Absolutismus

nur Miene machten, 'ihre selbstsüchtige Klassenpolitik fort-

zusetzen, sollten sie ihrer Ohnmacht sofort inne werden.

Darum wird man nicht behaupten können, daß die Reform-

bestrebungen der Krone sich an der Widerstandskraft der

Privilegierten notwendig hätten brechen mttesen. Wenn
dem Königtum die Opposition der Notabehi und der Par-

lamente gefährlich wurde, so hatte es sich das selbst zu-

zuschreiben, weil es seine Reformpolitik mit fiskalischen

Absichten verband und dadurch den Argwohn erregte,

als sei ihr mehr an finanziellem Gewinn als an der Be-

seitigung der Mißstände gelegen. Als dann die Notabein

die in der königlichen Finanzverwaltung herrschenden Un-
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Ordnungen ans Tageslicht zogen und die im Hofhalt üblichen

Verschwendungen enthüllten, da war nuu allgemein der

Aofflcht, daß die Reformbestrebungen nur das Aushänge-

schild bilden soUten, hinter wekhem der Absolutismus sem

Geldbedürfnis zu verbergen suchte. Alle Stände stimmtui

daher in den Ruf nach den Generalständen ein, um die

Nation in Zukunft vor der Wiederkehr solcher Mißregierung

zu bewahren.

So haben den Absolutismus nicht seine Reformbestre-

bungen zu Fall gebracht, sondern die klar .ericannte Un-

föhigkeit, eine streng geordnete, grundsätzlich, sparsame

Finanzverwaltung herzustellen. Bildete doch die Erfüllung

gerade dieser Aufgabe, wie Turgot richtig erkannte, die

unerläßliche Vorbedingung für das Gelingen der königlichen

Reformpolitik, weil diese die Macht des Königtimis erheb-

lich erhöhen sollte. Eine solche Machterweiterung hätte

aber die Nation nur einem' Monarchen gestattet, der sich

in scharfem Gegensatz zu seinen verschwenderischen Ahnen
durch die Betätigimg haushälterischen Sinnes und die Be*

gründung einer gesunden Finanz- und Steuerpolitik allge-

meines Vertrauen erwarb. Auf diese Bahn hatte Turgot

Ludwig XVI. führen wollen; allein der im französischen

Königtum seit Generationen bestehende Hai^ zu höfischer

Fkachtentfoltung und äußerem Machtstreben erwies sich

auch in Ludwig XVI. und dem leitenden Minister stärker

als der anfangs entfaltete Reformeifer; und so wurde der

günstige Zeitpunkt versäumt, wo die Krone ohne die Gefahr

ernstlicher Erschütterungen den Staatsorganismus hätte

langsam umbilden und den modernen Bedürfnissen an-

passen können.
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Nr. z.

Denkschrift des Ministers Malesherbes über die Weg-
frondensteuer. (Februar 1776.)

L'^t des conrto contient deux dispositions, la conver-

sion du tnmul corporel en tine imposition p^cuniaiie et la rd-

partttion de cette imposition sur tous les propridtaires de terres

Saas excepter la noblesse. Le roi en convertissant le tmvafl

corporel en imposition p^cuniaire s'est rendu au cri g^ntfral de

toutes les provinc es oü s'exige la corvde, ä ce cri d'autant plus

interessant (jue c't-st celui des plus pauvres et des plus mal-

heureux de ses sujets. Si le parlement critique 1' Operation meme
sous ce point de vue, s'il pretend que le travail etait encore

moins onereux que la contribution en ar^^^nt, c'est bien la

pTcuvc qu'on ne peut rien faire (jui soit approuve ; car aucune

oi>^ration de financc n a Jamais ete plus indiquee ni plus gdne-

ralement demandöe. Peut-£tre ceux de Messieurs du parlement

qui ne voient la campagne que dans les environs de Paris,

ont-ils moins senü que les autres le malheur du peuple, parce-

qa*on a tonjoors except^ la g^ndialit^ de Paris de la corvde.

Or fl est bon d'observer en passant que cette prdcaution m6me
fiut voir combien on s^tait que l'imposition ötait ondreuse,

pttisque la politique des administrateurs a toujours 6t6 d*en

doigner le spectade des habitants de la capitale, qui sont ceux

dont les cris se font le mieux entendre. Pent-6tre Teffet en

est41 aujourdliui que quelques magistrats ont rarement vu par
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eux-memes les nialheiirs (lu'cntraine la rorvce. Mais eile avait

aussi deux autres inconvenients que des magistrats devraient

sentir encore plus que les autres sujets du roi; Tun que la

corv^e etait un imp6t illegal: ni rimposition m^e, ni sa re-

partition n'^taient portees dans aucune loi, pas rndme dans un

arret du conseil imprime: l'autre est que de tous les impöts

celui-Iii est le plus arbitraire et de plus qu'il Test par sa nature

et qu'il ne peut pas ne pas TStre. Je sais que la capitation

et le vingtiime sont arbitiaires, et j'en g^mis. Mais üs penvent

cesser de Tötre, et c*est k celsL, c*est k obtenir du roi de üke
cesser Tarbitiaire de ces deux iropositions que le parlemenf

deviait diriger ses efforts. Mais pour un Service corporel qni

doit 6tre exigä avec la plus giande promptttude, dans la repar-

tition duquel il fkut consid<H«r Texigence du travail actuel, la

proximit^ des lieux, les embarras que donnent aux habitants

de la campagne leurs tiavaux joumaliers qui changent suivant

Ic pays et suivant les annees et dans les exemptions duquel il

fallt eonsiderer aussi les iiifirmites, la faiblesse personnelle de

chaque individu, je defie d'etablir des regles fixes et je detie

aussi les administrateurs les plus ennemis du despotisme de ne

pas soumettre les habitants de la campagne a la tyrannie des

subdökgudSi des inspecteurs des chemins, des syndics des par-

oisses ou autres petites puissances subalternes.

II y a une vingtaine d'ann^es que je disputai longtemps

avec feu M. de Trudaine de vive voix et par öcrit sur les

moyens d*assujettir la corv^e corporelle k des rigles certaines,

dans un temps oü il n*^tait pas question de la supprimer, ni

de la convertir en une imposition p^cuniaire, mais oü je croyais

qu'il n'toit pas impossible d'en dter l'arbitnure, et le resultat

de mes confdrences avec cet adminlstrateur si juste et si ^daire

a dtd qu'il n'y avait aucun moyen praticable.

D'ailleurs M le controleur general qui s'est toujours par-

tieulierement (x rupe de cet objet prouve par des raisons (}ui

nie paraissent denionstiatix es qu'un travail fait par des ouvriers

choisis et payes sera infmiment nioins routeux, emploiera

moins de joum^es d'hommes et par consequent sera moins

ondreux au peuple, qui en demiere analyse payc tout, qu'un

travail de corv^ables qni est toujours mal üsiit, toujours sujet
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k des r^paiations immenses et sottvent k ^tre recommenc^.

Cest ce qtte M. Turgot a appris par 88 connatssance de l'art

et par son exp^rience et ce qu'il a voulu rendre sensible dans

le preambule de l'ddit.

All reste, si M. Ic contröleur gcnc^ral s'est tromp^ dans scs

raisonnements et dans sa pratique; si je me suis trompc aussi

dans k's confc^rences (jiic j'ai eucs autrefois sur cettc matiere,

le mal ne sera quo momentan^. Je suppose pour un moment

que le cri gön^ial des provinces oü la corvee s'exige, ne soit

exdttf que paice qu*on est toujours plus frappd d'un mal qu'on

voit et qu'on sent que des inconv^nients du remdde, je suppose

que dans un an ou dans deux ans on reconnaisse que l'im-

Position a encore plus d'inconv^ents que le travail corpoiel»

U sera toujouis temps d'y levenir. Au fond il n'est point ict

question d'enrichir par des impositions le tr^sor ro^, mais

seulement de rendre le nioins on^reux qu'on pourra le travail

de la construction des chemins dont l'utilittf est aujourdliui si

sensible et si dtoontrte. On propose les moyens qu'on croit

les meiUeurs. S'ils ne l'^taient pas, on pourrait revenir aux

anciens. Louis XVI. que j'ai aujourd'hui le bonheur de con-

naitre , ne regardera jamais un impöt enrcgistre comme une

conquctc faite sur ses sujcts. II a bien renoncc a Texaction

de la rorvee que les anciens administrateurs regardaient comme
une invention si heureuse, parte (ju'elle satisfaisait a une grande

et ndcessaire d(^pense sans rien prendre sur ce ([ue le peuple

foumit en argent, en sorte qu'on pouvait cn meme temps en

exiger en argent tout ce qu'il lui etait possible de payer. Le

roi y a renonce sans aucun motif fiscal et uniquement pour le

soulagement du peuple. Si aujourd'hui le peuple en ^tait grev^»

an Iteu d'en etre soulag^, le roi ne se ferait aucune diificult^

de revenir k l'ancien Systeme. A la v^rit^ j'esp^re que cela

n'arrivera pas et que le peuple k qui le Souvenir des corvdes

sera longtemps pr^senti ne pennettra jamais que ceux qui ont

le droit de parier pour lui, redemandent cette funeste exaction.

Mais quoiqu'il en soit, il est toujours certain que le cri

universel du peuple et la tbdorie au moins tr^s plausible de

M. le contr61eur g^ntfral m^tent bien qu'on &sse l'essai d'un

ttouveau plan et les magistrats, döfenseurs des lois, doivent
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d^trer que cet essai soit iait, que ce nouveau plan soit

^tabli par une loi solennelle plus töt que par des actes parti-

culiers d'administiation toujours sujets ä des abus et toujours

illegaiix.

Venons a \a grandc et reelle objection! On craint avec

trop de raison qu'un jour l'impöt ne subsistc et que rependant

les corv^es ne soient retablies. L'exaction du travail corporel

n'avait qu'un seul avantage, mais il faut convenir qu'il avait

celui-lä. C'est qu'elle ne pouvait pas ttre diveitie comme Tar-

gent ä des empiois tout difift^rents de la destination. On pou-

vait bien par faveur faiie un chemm mauvais ou inutiie au lieu

d'un meilleur, on pouvait par ignorance fiüie de mauvaise be-

sogne qn*Ü fiülait recommencer; on pouvait par fi»te laire un
€henun trop magnifique avec la d^pense qui aurait pn sufBie

pour en faire deux plus utiles au peuple; mais au molns tout

ce qui ^tait exig^ des corv^s ^tait employ^ k des cfaemins, et

des cfaemins quelconques ont toujours une utilitd reelle, utUitd

m^me qu'il est impossible de calculer, impossible de pr^voir

dans tous ses details. On craint donc qu'un jour les sommes
imposees aujourd'hui pour la cor\'ee ne soient absorbees dans

la masse des autres impositions et que pour la construction et

i'entretien des chcmins on ne retablisse la corvee.

Cette objection a ete faite souvent, nommement par >L
de Trudaine pere et fils» et eile est appuyde par des exemples

maUieureusement trop vrais. M. le contrdleur g^n^ral ne se

Test point dissimulde et il a cherch^ ä y pourvoir, en ap-

portant par l'ddit m^me toutes les prtoutions qui lui ont paru

possibles dans la Constitution actuelle des provinces; en

ezposant dans le pr^unbule de T^dit tous les viccs de la corv^
et en tachant de les mettre dans un tel jour qu*aucun gouveme-

ment k venir ne puisse jamais rteblir une contribution si vi-

deuse; 3^ enfin en observant que si le roi voulait un jour re-

venir contre Tengagement pris aujourd'hui et r^tablir la corv^
Sans remettre rimp6t au peuple, ce ne pourratt dtre que par

un de ces actes d'autoritd absolue dont on ne peut jamais se

garanlir, et qu il lui sciait aussi aise d'ctablir alors rinq:)6t, la

corvee ayant subsistc jusque-lä, qu'il le lui sera de retablir la

corvde, quand eile aura ete detruite.
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Malgre tout cela je ne dis pas que l'objection n'ait encore

de la realitc, et j'y en ajoute unc autrc qui n'est peut etre pas

moins forte, c'est qu'un des grancLs avantages de la destruction

de la corvee serait de delivrer le peuple de l'arbitraire qui y

regne, mais qu'en ajoutant au vingtieme Timposition qu'on y

substitue, on tombe dans un autre arbitraire, puisque rien n'est

plus arbitraire que Vimposition du vingtieme teile qu'eUe est

«Stabile en France jusqu'ä präsent.

yaöhtie donc de toute mon äme aux objections du parle-

menti si c'est ä cela qu'eiles se terminent; et je pense que ce

moment-d est un moment prddeux ä saisir pour obtenir la

rdfoimation des hnpositions arbttraires, sous lesquelles g^mit le

malheureux peuple, pour obtenir que le roi rende k ce peuple

la fycvXU de vefller lui-mtoie ä ses propres int^rdts, de rtfclamer

contre les oppressions et de traduire les oppresseurs aux pieds

du tröne, facnlt^ que le despotisme des ministres et autres ad-

ministrateurs Uli a enleve depuis 150 ans. C'est alors qu'il y
aura une vraie municipalitc en France, sans que l'autorit^ royale

en souflfre le plus legere atteinte. C'est alors quo des Operations

romme celles-ci pourront etre faites, en donnant au peuple une

assurance solide des engagements cju'on prendra, parce que les

provinces pourront veiller ä l'emploi des fonds levcs pour leur

utilite directe et immediate, ce qui n'est pas possible, quant

aux fonds destinös aux d^penses de la cour et k celles des

arm^es.

Je T€pkte que le moment est pr^deux. Ce moment est

celui oü le roi sans aucune vue fiscale tut une grande opdiation

dans l'unique projet de soulager le peuple» Operation dont il

est possible et par cons^quent dont fl est juste que le peuple

ait entiire connaissance. Ce moment est cdui oü la France

a un roi qui n'a en lui aucun sentiment contiaire au bonheur

du peuple, aucun gout, aucune fantaisie dispendieuse, pas

mime le goüt des conquites, ni celui du fi»te de la cour, ces

deux passions qui ont toujours ete l'dcueil des meilleurs rois.

J'oserai ajouter que dans ce meine moment la finance a un

ministre plus citoyen que financier et ä qui ses plus grands

ennemis ne refusent pas la justice qu'il n'est anime que du desir

de £ure le bien de l'Etat.
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Je voudrais que la magistrattire, k qui je dois Hre attache i

par tant de motifiB» eut eu la gloire de saisir ce moment si

important pour donner la premiöre impulsion k des rtffonnatioiis

si ardemment d^sir^es par tous les bons citoyens. Mais si le

roi se trouvc ohlige d'user duns rette occasion de son autorite,

cc (jue je provois qui arrivera, ce sera le roi a qui je dois

etre encore plus attache cju'au parlement (\u\ en aura seul toute

la gloire; il ne regardera point rimposition niise sur les peuples

pour tenir lieu de la corvee, comnie une accjuisition faite pour

son trcsor royal. II s'occupera i ^ des nioyens de perfectionner

et rendre plus juste l imposition, ä laquelle celie-lii sera ajout^e;

aO de rendre sacr^s et stables k jamais les engagements qu'il

prend aujourd'hui avec son peuple par des arrangements aux-

quels ses successeurs devroDt se croire aiissi li^s qu'ü se le

croit lui-m^e. Dans ce travaü il consulteia son cceur et ses

propres lumiöres et ne refusera point d^emidoyer celle[s] de tous

ceux qui pounont lui donner des avis utiles. H n*est pas

cessaire d'dtre membre du paiiement et de parier dans une

assembl^e de chaxnbres pour donner k un roi qui veut le bien

les conseils d*un fidde sujet et d*un bon Fran^ais.

II nie reste enfin k discuter dans toute son ^tendue une

autre objcction qu'on dit qui sera faite par le parlement, et

que plusieurs meinhres de cette compagnie regardent meme
comme la principale et coinnie celle sur laquelle ils doivent

le plus insister. Cette ohjection est d un genre bien diflerent

de Celles ([ui viennent d'etre expost^es. J'annonce que je vais

la comhattre. Je pense que le roi ne doit jamais en laisser

admettre les principes et qu'il doit au contraire declarer sur

cet objet ses intentions dans la forme la plus authentique et

ne laisser aucun doute sur sa determination fixe et irr^vocable.

C'est cette objection faite par le parlement et dont les consä-

quences pourraient 6tre tr^s fimestes qui obligera vraisembla-

blement le roi k user de toute son autoritd.

L*impo8ition Substitute k la corvte sera impos^ sur tous

les proprittaires des terres k proportion de la valeur de leurs

fonds et en suivant les r61es du vingtieme. Ainsi la noblesse

m6me n'en sera pas exceptde. On argumente des privil&ges

de la noblesse que le roi, dit-on, n'a pas le droit d'enfreindre.
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et on prdtend que c^est la subvenion de la monaichie. Voili^

au moins les grandes maximes qui sont annonctfes dans le public.

Dans le fait le roi ne s'est d6teman€ sur cette r^partition que

d*apr^s la simple raison et la Justice exacte qui vetilent que les

d^penses soient payces par ceux qui en retirent Ic btncfice.

Or il est evident (jue les chcmins faisant rencherir les denrees,

le proprietaire des terres est celui qui y gagne, le simple jour-

nalier au contraire n'y gagne rien, je dirai plus, il y perd quel-

quefois dans le premier moment par le plus haut prix des

denrees qu'il consomme et ne se retirera de cette perte (pi'apres

(quelques annees, quand les joum^es auront augmente, en pro-

portion du prix des denrees. II serait donc injuste que ce fut

le simple jounialier qui contribudt de son travail gratuit k la

constniction et entretien des chemins, et U est juste que ce

soient les propri^taires et qu'ils y contribuent dans la pioportion

de la valeur de leuis biens qui augmenteront

On dit que les voyageurs deviaient aussi contribuer pour

la conunoditd que leur procuient de belles routes. Cette pro-

Position conduiiait k la mdthode de plusieurs autres ^tats, oü
les chemins sont entretenus par des p^ages pay^ k des bar-

ri^res. Sans discuter ce projet, dont les inconv^nients se font

sentir dans les pays, oü il est exdcutd, ce n'est point celui

dont il est question, ce n'est point \ä ce que le parlement re-

clame. Si quelque jour on voulait substituer res barrieres ä la

contrilnition des proprietaires des terres, il serait temps d'exa-

mioer la (juestion, mais il faut ä present l'ecarter.

Ce n'est donc point lä Tobjection de Messieurs du

parlement. Ce sont les Privileges de la noblesse qu'ils r€cla-

ment et le droit antique du royaume. Les nobles, a-t-on dit»

doivent aider le roi de leurs Services k la guerre et de leurs

cosseils dans la paix, mais non de leur argent J*observe

d*abord que quand ce syst&me serait adoptd dans toute son

dtendue pour les autres impositions, U ne devrait pas avoir lien

pour la corv^e. Les autres impositions sont destin€[e]s k la

dtfense de l'^tat, auquel la noblesse contribue non seulement

de son sang» mais souvent aussi de sa fortune: et on ne peut

pas en dire autant de Timposition qui suppig la corv^e. Mais

Sans s'arr^ter k cette exception, le principe que la noblesse ne

Glagau, Refonnvenuche. 3S
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doit rien payer est im Systeme g^n^ral qu'il est indispensable

de d^velopper. Je conviens que ce principe a eadstö en Fnnce
et dans toiis les pays soumis au gouvernement föodal ; et alois

il n'y avait point de troupes reglto, et le roi avah un domaine

et quelques droits fifodaux pay^s en aigent ou en denr^es qui

suffisaient k l'entretien de sa personne et de sa cour. En

France comme dans toute TEnrope le Gouvernement fioöal a

cess^, et les imp6ts ont 6t6 itMis, quand on a reconnu la

supcriorite des troupes soudoy^es et disciplindes sur des arm^es

de vassaux et d'arricre-vassaux marrhant h la suite de leur

suzerain, et siirtout (juand l invention de rartillcrie, la perfertiun

des fortitu ations, l'usage de conslruire de gros vaisscaux ont

rendii Ks i^uerres de terre et de mer aiissi dis])emlieuses

qu'elles le sont aujourd'hiii. La revolution (jue ce changement

dans la methode de faire la guerre a occasionnee dans notre

gouvernement ne s'est faite que successivement et par degres,

et tant que la nobiesse a iait la guerre ä ses frais, on lui a

donnc des exemptions. Les traites ou droits sur le transport

des marchandises du temps de Philippe le Bei, la gabelle sous

Philippe de Valois» les aides sous Jean ont ötd des impositions

sur les consommations qu*on croyait moins ä Charge au peuple

qu'un imp6t dtrect, parce que le peuple y contribue volontaiie-

menty comme si c*ötait volontairement qu'on ächzte une denr^
n^cessaire ä la vie comme le seL Ces Etablissements ont 60006

lieu ä la firaude et pour la prtfvenir aux exactions des rdgisseurs.

On a voulu que la r^gie fut fiiite avec une activittf <gale i

Celle des fraudeurs. Pour cela il a fallu y int^resser des trai-

tants qui y ont fait de gros gains. C*est ainsi que le pretendu

imp(3t volontaire ( oülc au peuple en ar^ont presque le double

de ce (}u'il rapporte au roi, indcpcndaininent des ve.vaiions et

de la perte d'hommes (jui ne sauraient s'evaluer. Au reste, je

ne fais point ici la critique des impots sur les consoniiuations.

Ce que je dis de leurs inconvenicnts est avoue de tout le

monde, et je ne prötends p.'is discuter ici le remede. Je

n'examine point, si par d'autres moyens on peut s'en passer.

Revenons k la courte relation historique qui est ntfcessaire

pour constater Tdtat de la question actuelle. Sous Charles VH
le peuple lui-m6me sentit la nöcessitE des impöts parce qu'on

Digitized by



Anhang. 539

reconnaissait alors depuis longtemps rinsuffisance du Service

de fief et parceque les nobles avaient M Obligos d'armer leurs

vassanx, en sorte que cetfee milice roturi^re et indiscipUn^e,

mais command^ par des guerrieis nobles avait depuis un si^de

tourntf ses annes et ses forces contre le dtoyen. Les troupes

discipUn^s fiirent donc alors la ressource et Tespänace du
peuple. Pour subvenir & la d^nse on cr€a non plus des droits

sur les consommations, nuus un impdt direct qu'on voulut qu*il

toumdt tout entier au profit de l'fitat, et non ä celui des r€-

gissours et des traitants. Ce fiit la taillc. La noblessc en fut

exempte, parcc (|ue Ks troupes soudoyees n'etaient pas encore

les seules et (jue la noblcsse faisait encore la guerre ä ses frais,

parceque la ddpense des troupes creees alors n'etait pas trop

forte pour (jue le tiers-etat seul piit la fournir, entin i)ar< e ijue

l'ancien corps de la nol)lesse existait encore dans toute sa

purete, circonstance importante et que j'expliquerai tout ä l'heure.

Qu'est-il arriv^ depuis? D'une part le Service des fiefsa

tout-i-fait cessd, son inutilit^ dtant enti^rement reconnue; d'autre

part les dtfpenses de la guerre ont monttf ä un excös dont on

ne pouvait pas avoir d'id^ du temps de T^tablissement de la

taille. Enfin les gens du tiers-^tat ont pu acqu6rir les droits

de la noblesse par les grftces multiplices des souveiains, par

des charges, dont quelques-unes tftaient honorables pour ceux

qui les occupaient et annoblissaient eux et leur postdrit^;

enfin par des charges purement v^nales, en sorte qu'il est

vrai qu'ä präsent en France les Privileges de la noblesse

sont devenus ceux de la richesse. Tout noble ä la vdrite n'est

pas riebe, mais tout riebe est noble, et ceux (jui ne sont pas

assez ricbes pour accju^rir unc ntjblesse transmissible a leurs

dcscendants accjuierent au moins des privileges personnels fi

eux pour en jouir pendant leur vie. Ainsi Timpöt qui aux

yeux de la raison et de la justice doit ctro paye ä proportion

de la richesse est un impdt dont au contraire on s'exempte ä

four de richesse.

Une vdrittf si Evidente a M sentie par tous les admini-

strateurs. EUe Taurait M par la nation entiire, si la nation

avait M admise ä connaitre et k discuter ses propres int^^
Des administrateurs ont agi en cons^uence en d^natuiant la
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taille et ftisant aux priviliges des infracdons indiiectes, par

exemple en faisaat payer les propri^taiies exempts sotis le nom
de leun fenniera, ensoite en fixant mfme la quantitd de terres

qo*oii pennet ä la noblesse de £uTe valoir par ses mains en

exception. La nation a r^dam^ ä la v€nt6 contre ces entre-

prises, autant que la nation peut r^lamer, tjuand eile n'est

point assembl^e; et peut-etre a-t-elle eu raison, non c}ue les

principes de l'administration nc fussent les meilleurs, mais

parce (ju'une nation rdduite au silcncc et ä rignoran( c de ses

propres affaires et qui voit successivement augiiienter les impots,

i\u'\ les voit soiivent ap})li(iues a des depenses quelle

n'approuve pas, est toujours fondee ä se plaindre des

nouvelles charges imposdes sur un ordre, quand eile ne voit

pas qu'un autre ordre en soit soulagd. (\^pendant res Opera-

tions du gouvemement qui ont chang^ la natura de la taille

ont prdvaltt et sont devenues depuis longtemps le droit coromun

da royaume.

N^anmoins ü &ut convenir que ces Operations indirectes

n*ont pas rempU tout ce qu'il y avait de bon et de juste dans

les vues du gouvemement Le noble s*est trouvd impostf sous

le nom de son fermier ou parce(|u'il exc^dait sod privil^ge

dans les terres cultiv^s en bM, et son exemption a subsist^

en entier pour les bois, pour les pres, pour d'autres softes de

bicns. On ne saurait nier que rien ne soit plus inconsequent

que cette prdference donnce ä eertains genres de culture.

Le gouvemement a fait encore sur cela quelc)ues entre-

prises depuis quelt^ues annees, mais conime c'ctait toujours pour

grever les exempts, sans qu'on vit aucun soulagement pour le

peuple, OD y a rdsistd, et jusqu'ä prdsent l'administration n'y a

pas rdttssi. Voilii en göndral l'^tat des choses quant i la taille

et aux Privileges. Cependant dans les plus grandes crises de
r^tat, on a voulu aller au v^ritable remede qui ne pouvait

£tre qu*une imposition directe sur laquelle la noblesse» c'est-

ä-dire la richesse, n'eut ancune exemption. Ce iut le principe

de retablissement de la capitation en 1695. Elle fut retir^e

apr^s la guerre suivant la parole authentique qu'en avait donnce

Louis XIV, mais r^tablie au commencement de la guerre de 1701»

et depuis cette öpoque eile a dure jusqu'ä nos jours sans inter-
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niption et saus tenne fix^ k sa dur^e. Ce n'est dcmc point

une Innovation, comme on le veut faire entendre au parle-

ment de Paris, qu*une imposition dont la noblesse ne soit pas

exempte, puis qu'il en existe une depuis le comroencement de

ce siecle. II est vrai qiie la capitation ^tait un impöt mal

conqu; qu'est ce qu'on entendait pur une imposition en argent

ä huiuclle par consequent on devait contribuer ä proportion

de sa richesse, et ä la(iuelle n^anmoins on contribuait ä raison

de sa (jualite, et coniment et d'apres quelles reglos pouvait-on

constater les qiialites des particuliers donnees pour regle dans

l'edit originaire de la capitation? Aussi cette imposition est-elle

devenue tout-ii*iait arbitraire et d^pendante de la fantaisie des

commissaires du conseil, ce qui est le plus grand vice des

hnpositions.

En 17 10 sous le minist^re raisonnable de M. Desmarets

on en cr€a une autre, dont la noblesse ne fut pas plus exempte

et qui fiit dtablie sur une base plus solide. Ce fut le dixiöme

de la valeur des biens; il cessa ä la paix; mais on se souvint

en France qua cette imposition ^tait la meilleure de toutes, si

jamais eile ctait bien r^gie, c'est-ä-dire si on obtenait une vraie

evaluation des terres, si on pouvait y introduire la justice et

en bannir l'arbitraire. Aussi au conmiencement de la guerre

suivante qui fut celle de 173.^ M. Orry commenga par cette

imposition qu'on n'avait imuginee en 17 10 <]ue comme une

derniere ressource. Ii fit la meme Operation en commcn^ant

la guerre de 17411 et a la fin de cette guerre M. de Machault

fit conserver un vingti^me pendant la paix. Le parlement r^-

clama avec force contre ce nouvel imp6t mis par M. de Ma-

chault Le parlement avait raison, parceque c*^tait un nouvel

impöt en temps de paix; mais le gouvemement avait raison

de vouloir conserver une portion du seul imp6t raisonnable,

afin de pouvoir en fiure faire une r^partition juste, qui servit

de base ä toutes les Operations qu'on pourrait faire par la suite,

et je soutiens que dans cette quereile le gouvemement eut fini

par avoir raison en entier, m€me aux yeux du peuple, si en

möme temps qu'il conservait un vingti^me pendant la paix V^tat

des finances eut permis de remettre au peuple une somme

egale sur d'autres impositions. Depuis cette epoque on sait
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que le gouveraement s'est occup^ sans cesse de cette im-

position du vingtieme, on sait les recherches c^ui ont ^t6 £utes,

on sait aussi les projets de cadastre qui ont eu pendant im

temps rapplaudissement du public.

Je nc (Iis ]>as ;i beaiu oup prcs quc les moyens cniployes

fussent bons, et nicmc si j'avais a exposer sur cela mon senti-

nicnt personnel, je dirais (jue le goiit (|u'a toujours eu le mi-

nistere poiir ne rien faire faire quc par des emissaires de

Tautoritc et cloi^nier le peuple de la connaissance de ses pro-

pres affaires a fait obstacle ä toutes les bonnes op^iations.

Mais ce n'est point lä ce que j'ai k examiner quant ä pr^
sent; j'ai voulu seulement expliquer que le projet de sou-

mettre la noblesse eile-mdme k une imposition sur les

terres n'est point un projet nouveau, n'est point un Sys-

teme du ministire actuel, et je rdduis la question k deuz

propositions que je crois incontestables. Uune que ce

projet doit 6tre odieux au peuple, quand il ne tend qu*ä

augmenter le produit de Timposition» l'autre qu*il doit €tre dier

k la nation quand eile verra qu'on veut partager le poids des

impositions et en fsare supporter une partie par les riches pour

soulager les pauvres. Je conclus de tout ceci non seulement

que Tobjection du parlcment en faveur des privileges de la

noblesse n'est pas fondee, mais (|u"il serait du plus grand

danger que le roi laissat ce Systeme prendre (pielque faveur,

parce (ju'il tend a detruire tout ce qui s est fait dejuiis un

siede et tout ce qui peut etre fait de bon dans la matiere des

iiupositions.

Enfin sans etre plus ami du despotisme que je ne Tai

jamais 6t6, je dirai toujours au roi, je dirai au parlement, je

dirais tout haut, s*il le fallait, en pr^sence de la nation entiire,

que cette afiEaire est celle oü le roi doit se d^rminer par sa

volonte absolue, et en void la raison. La question ötant

bien entendue, ced est un procis entre les liches et les

pauvres. Or, de qui le parlement est'il compos^? de gens

riches par comparaison avec le peuple et tous nobles, puisque

leurs diarges donnent la noblesse. De qui la cour, dont le

cri est si puissant, est-elle compos^e? Des Grands de I'Etat,

dont le plus grand nombre a des terres qui payeront l'imposition
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et ne payaient pas la corvde. De qni le public de Paris est-ü

comp08€? De beaucoup de nobles ou ricbes jouissant des

privikges de la noblesse et qui sont ceux qui parient le plus

haut, et d'un peuple qui suppoite d'autres impositions, mais

qui n'est sujet ni ä la taille, ni & la corv^. Far consdquent

ni les remontrances du pariement ni rapplaudissement du public

de Paris, ni mörne les rdclamations de la cour ne doivent faire

uucun prejuge dans cctte cause. Le roi, pcre commun et juge

commun, doit les entendre, mais ce n'est dans cettc m.iticrc

que comme un juge entend l'avocat d une seule partie, et il

doit juger.

Qu'on assenil)lc des I^tats-Gencraux ou particuliers en France!

C'est le vceu de mon cteur, cest celui de tous les bons Frangais;

que ces £tats soient constitut^s de fa^on qua le peuple puisse

r^ellement s'y faire entendre et n'ait point pour uniques re-

prdsentants des baillis, des s^n^chaux, des gens en cfaarge qui

ont des int^rdts tout difförents de ceux du vrai peuple et qui

sont toujours dans la döpendance d*un Grand ou d'un ministre,

alors ü me paiaitra juste de ddförer ä une paieille assemblöe

la discussion de la r^partition des impositions. Mais tant que

le peuple n'aura pour oiganes que les pailenients, le roi apris

les avoir entendus doit juger par lui-mtoe et juger en foveur

du peuple, paice que cet ordre est le plus malheureuz.

NatioBdaicUv K 883 Nr. it.

Nr. a.

Denkschrift des Ministers Calonnc: „Obscrvations sur

r^poque ä fixer pour l'exöcution du projet prisentt au

Roi." (20. August 1786.)

Sire, Votre Majest^ a jug€ avec raison qu*un plan aussi

vaste et aussi important que celui dont j*ai eu Thonneur de

lui präsenter Tesquisse» m^ritait les plus müres r^flexions et

qu'il dtait de sa sagesse de prendre» avant de se d^erminer,

tout le temps nöcessaire pour Texaniiner dans toutes ses parties,

consulter les personnes les plus dignes de sa confiaace et pres-
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sentir meme l'opinion generale sur les objets qui sont suscep*

tibles d'dtre Uvr^ k la discussion publique. Soumis ä cette

jttdideuse d^sion: mais en m^ine temps presse par les cixcoii*

stances qui de jour en jour deriennent plus urgentes, j*ai cfaeidi^

comme V. M. me Ta ordonn^, par quels moyens Ton pounait

gagner de Vespace et se mettre en ötat de diffifrer sans incon-

y^nient Je suis obtigtf d'avouer, Siie, que j'y trouve bien

de la difficttlte ; au point mhne que si je dois 6tre responsable

de rövdnement dans Tun ou l'autre cas, j'aimerais mieux avoir

ä garantir les risques d une prompte execution que ceux du

retardcmcnt.

Je supplie V. M. de n'attribuer rotte faqon de voir ni a j^rc-

somption, ni ä legöretd, ni k trop d'attachement ä mon opinion.

Je sus trop bien les cons^quences d'une aussi grande rdsolution,

pour oser rien hazarder; et quoique je n*aie mis mon projet sous

les yeux de V. M. qu'apr^s en avoir longtemps mödit^ les principes

et calculd les effets; quoique je me sois assurö depuis nombre
d'ann^s par le sufirage des gens les plus ddairds et par la

lecture des meiUeurs tfcrivains en cette niatiire que les points

fondamentaux qui Ini senrent de base, sont des v€nt6& incon-

testables et des vues unanimement d€sir6es, je suis bien

^oignd de souhaiter, encore moins d'espdrer que V. M.veuille

Tadopter sans examen et sans prendre aucun avis.

Mais le niüiiient presse ; le seeret est neeessaire ; le tlelai

trop prolonge pourrait laire niantiuer Tun et conipromettre

lautre; d'ailleurs le nombre des j)ersonnes instruites et qui en

meme temps puissent etrc rendues depositaires du secret de

rfLtat, est bien cireonserit; il n'est pas facile d'en trouver qui

nient fait et aient ^t^ k port^e de faire une ^tude approfondie

de l'administration des finances; des demi-connaissances, lein

d'aider et d'^lairer en pareil cas, ne produiraient que de

rembarras et de la e<mfusion dans les id^. S'U ne s'agit que

de conf^rer pr^minairement avec ceux de vos ministres que

V. M. voudra honorer plus particulitement de sa confiance

sur cet objet, je n'attends pour le faire que d*y 6tre par Elle

autorisö; si ensuite £Ue trouve bon que le plan soit poTt€ et

discutö dans son Conseil, ce ne sera sans doute qu'apris lui

avoir donn^ elle-mSme son approbation, et c*est cette appro-
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bation persoimelle de V. M. qui doit fixer non seulement le sort

de mon projet qui ne peut d^pendre que d'Elle, mais aussi

totste moo opinion stur soti sticcte. Je n'ai pas dessein de dire

une flatterie: Je sais que V. M. la hait: mais je lui dis tine

v€nt6 dont je suis intimtoent convaincu en la priant de croire

que son tact en pareille mati^re est plus sfir que celtii de tout

autre, et qu*avec rexceUeut jugement dont Elle est doude, et

la connaissance que chacun des administrateurs qui ont travailltf

sous ses ordres, lui ont Sans doute donnee de leurs principes,

du fruit de leurs Stüdes et des vues qu'ils croxaient ctre les

nicillcurcs, Elle est plus que personne en etat d ajjprecier pur

Elle lucme les pkms <.\u\ lui sont pre'sentes et de juger s'ils

sont ou non conformes aux plus saines maximes de L'admini-

stration.

C'est pourquoi, Sire, permettez-moi, je votis stipplie, d'in-

sister potirque vous ayez la bont^ de recevoir, de lirc attenti-

vement et de garder potur votis seul le pr^ds que j'ai l'hoimeur

de votis remettre du projet g^n^nü que je n*ai pu encore vous

exposer que rapidement V. M. qui Ut beaucoup et qui ne

reftise januüs de s'appliquer atix objets qtü Interessent le bonheur

de ses peuples, ne saurait, j*ose le dire, donner son attention

iL rien qui la mdrite davantage par son importance; qu'elle

daigne considdrer combien la circonstance est critique, combien

11 est n^ssure de prendre un grand parti, combien tous les

moyens ordinaires seraient insuffisants et combien d'avantages,

de tranquillite, de bonheur et de <;luire resulteraient de \'qx6-

cution d'un projet (jui des le premier instant remedierait a tout

et procurerait ce niveau de la recette et de la depense qu'on

a toujours desire, mais (jui n'a jamais existe.

Je suis persuad^ que si V. M. veut bien en comparer les

bons effets avec les difficult^s, eile le trouvera trop d(^sirable

pour ne pas le trouver possible. Dans le nombre des Operations

qui en composent l'ensemble, il en est peut-toe qui lui pa-

raitront imparfaites et dans le cas d'toe rectifiöes. Je la supplie

de me les fiure connaitre et d*6tre perstiadtfe que les principales

bases tine fois admises, les d^tails se rdgleront aisdraent II nie

stiflit de savoir, si V. M. approuve le point de vue genial du
plan et si eUe est dispos^e Ii Tadopter. Ce mot tine fois dit.
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et quand il ne s'agira plus que de corriger les ddfauts, de vcri-

fier les moyens, de d^terromer les formes et d'applanir les diA-

cultös, je me Uvrerai k ce travail avec taat de zile et de soin

que j'espte que V. M. en seni satisfiüte. C*est aloxs que je

lui demanderai la pennission d'en confdrer d'abord avec M. de

Veigennes qu'EUe m'a ddjä autoris^ d*en pr^venir et ensuite

avec M. le Garde des Sceaux et tel autre des ministres ou

niagistrats que V. M. voudra choisir.

Mais le point essentiel et sur lequel j'ose instster aussi

vivement que j'en sens le besoin, c'est de decider bientcSt et

de fixer repoiiuc de I cxerution, parccqu'en attendant tuute

Operation denieiire suspendue, toute prevision darrangenient

pour l'annee prochaiiu' ist iinj)ossib!e et (jue si les projets

n'etiiient point arretes ])en(lant le voyage de Kontainebleau pour

pouvoir etre annonces et conclus en novembre, l embaxTas serait

extreme, peut-etre meme le mal irreparable.

V. M. m'a ordonn^ de lui proposer ce qu'il y aurait a

faire dans Tun ou l autre ras, soit qu'elle voulüt la prompte

ex^ution, soit qu'elle jugeät profitable de diffiärer. J'oböis.

Treis partis me paiaissent s*offirir k sa dddsion: celui

d'annoncer et effectuer tout, dbs cette ann^e; celui d'annoncer

tout, mais de n'effectuer qu*une partie ; celui de ne rien annoncer

du projet et de le remettre enti^rement k rannte prochaine.

Suivant le prcmier parti, V. M. apres avoir examine elle-

nieme le projet, dont Ic pr^cis que je Tai supjjliee de lire

contient la substance, et avoir entendu M. de Vergennes ä (jui

j'en donncrais sur-le-ehanip coiuniunication, voudrait bien nous

faire connaitre des les ])reiniers jours du voyage de Fontaine-

bleau sa r^solution, afin que pendant le cours de ce voyage on

püt travailler en cons^quence aux rddactions, et qu'aussitdt

apr^s la convocation de l'assemblde solenneile que je crois

ndcessaire pour assurer le succ^s de cette grande entreprise,

püt l'indiquer pour les premiers jours de d^cembre.

C'est le parti qui ferait surement le plus d'effet, qui trait

le plus directement au but» que je crois par cette raison le

meiUeur et auquel je ne vois d*autre inconvMent que d*dtre

obligd de presser la mesure; mais en administration tous les

moments sont cliers.
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Suivant le second parti, toutes les parties du projct (^ui

ont le rapport le plus imm^diat ä la Constitution de l'ßtat,

comme retablissement des assembldes d'adniinistration dans tout

le royaumc et celui d'un regime unifomio (jui permcttrait la

supprcssion de la Gabelle, ne seraient presentcs (ju'en perspec-

tive, et il n'y aurait d'arröte definitivenient tjue re ([ui ne j^eiit

se remettre sans grand inconvenient et specialenient ce qui est

D^cessaire pour procurer les fonds de i'annde prorhainc.

Ce serait lO la conversion des deux vingtiemes en une

Subvention g^^iale qui se perceviait sur tous les biens sans

exception, et en nature sur toutes les terres, en proportion de

leur valeur. Cette opdration ne peut Stre mieux placde qu'ä

rinstant, oü le troisiime vingtiöme doit cesser; eile produira

une augmentation consid^rable de revenu, par le seul effet d'une

meiUeure r^paitition, sans que la noblesse qui serait affranchie

de la capitation, eüt ä se plaindre, sans que le peuple f^t plus

charg€; et comme le moinchre retard ferait perdre Tannte entiöre»

il paiait qu*elle ne saunüt se diffdrer.

Ce serait en deuxi^me lieu la suppression des bamires

inttfrieures et l'etablissement d'un tarif uniforme. Les suites

de cette deuxieme Operation et les details d'execution ne peu-

vent se reagier des le preniier monicnt, non plus que les indem-

nites (jue pourront reclamer k-s provinces rcputees etrangcres,

mais rien n"emi)c('he de coninicncer par porter la decision, en

sc reser\'ant d'en fixer ensuite les const-iiui'nces ; c'est meme le

seul moyen de ne pas rejetter ä un terme trop dloigne t ette

vue utile dont on s'est occupd depuis plus de 20 ans, sans rien

effectuer.

La circonstance du trait^ de commerce avec TAngleterre

est an motif de plus pour Taccöl^rer, afin de ponvoir mettre

de Taccord dans les tarifs et les rapporter aux mömes principes.

3®. L'dtablissement d'une banque nationale peut aussi 6tre

ordonn^ sur-le-champ et ne potuiait m^e se retarder sans

grands inconvenients, puisque c*est une ressource nöcessaire pour

dispenser d'un nouvel emprunt et foumir les fonds de l'annee

prochainc. Cette Operation ne presente d'ailleurs aucune ditti-

cultt^ de la maniere dont je Tai congue. Ce n'est que le re-

dressement de la Caisse d'Escompte qu'on tachera d'ailleurs
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d'amalgamer avec la nouvclle banque (jui sera infinimcnt plus

utile au commerce, aux hnanccs de ^^ M. et ii tout le royaume.

4^. II faudrait en meme temps prononcer sur le nioyen

que je compte proposer pour soulager le tresor royal de la

masse excessive de rembourseroents dont il se trouve surchaxg^

d'ici k lo ans par la forme inconsid^rde qa'on a donn^ aux

empnints üuts pendant la guerre ; ce moyen consiste ä r^paitir

cette masse sur Tespace de 90 ann^, sans manquer n^uunoins

aux engagements, ni retarder aucun payement, ce qui se feiait

par un remplacement d'emprunt, destin^ uniquement iL acquitter

une moitiö de ces remboursements et qui servirait k en diviser

le faideau pour le rendre moins lourd annuellement.

5^. Je serais d*avis d'ajouter k ces quatre premi^res Ope-

rations Celle du rachat des rentes foncieres qui ferait platsir ä

tout le royaume et i)ourraii s'extcuter de maniere a n'exciter

aucune plainte fond^e, meme de la part du clergö.

6'1 Ii serait hon d'annoncer dans la meme assemblde les

retranchements economicjues qu il est indispensable de faire

dans la depense des departements, specialement de celui de la

guene et de £aire concourir leur ex^cution avec celle des autres

vues que je viens d'indiquer, afin de former un tout satistaisant

et propre k inspirer une grande conüance.

Voilä» Sire, ce que Ton pourrait d^tacher du projet g6n6ral«

si V. M. juge k propos de ne l'ex^ter qu*en deux fois» et je

crois qu'ä Taide de ces seules optetions Tannte prochaine

serait sulfisanunent assur^e, malgrtf Tesp^ce de lacune que doit

in^itablement occasionner le passage de Tancienne forme de

l'imposition territoriale k la nouveUe.

Mais pour ne pas d^niire l'ensemble d'un plan dont toutes

les parties sont essentiellenient Hees, pour ne pas l'cnerver en

le morcelant et ne pas faire perdre ä V. M. r.q)plaudissenient

national qu'il doit produire lorscju il sera vu dans sa totalitc,

je crois necessaire (jue dans cette meme assemblee de not;ibles

pour laquelle j'invi)(]ue avec instance l'agrement de V. M.,

ce qu elle jugera ä propos de remettre u l'ann^e prochaine, soit

n^anmoins annoncö tout de suite et puisse etre aper^u a l'avance,

en Sorte <iue la nation pr^venue ainsi des vues bienfaisantes

de V. M.| en jouisse en quelque sorte par anticipation, voie
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avec recomiaissance qu'elle s'en occupe, attende avec impattence

]a seconde assemblöe oik elles pourraient 6tre portdes k teile

^oque de rannte prodiaine que V. M. voudniit fixer, et que

le vcEu public ^tant manifest^ prrfvieime les contradictions et

applanissc une grande partie des diffuultds.

Enfin, Sire, il est un troisieme parti, mais que je ne piiis

proposer (ju'en tremblant et j'ose dire ä cüntrc-<(eiir, parcetjue

j'y vois beaucoup d'inronvt'nients, du danger mcme et vrai-

semblal)lement l'abandon total des vues que je regarde en ce

moment comme le salut de l'^tat; c'est de renvoyer tout le

projet h. Tann^ prochaine et de se rdduire ä la fächeuse

cessit^ de recourir encore k ia ün de celle-ci, k la ressource

d'un nouvel emprunt qni seiait ntossairement tres considteble;

qui ^prottveiait sibement beaucoup d'opposition de la part du

Parlement; qui donneiait Ueu k des r^damatioiis d'autant plus

plausibles qu'on ne pourra plus donner pour motif les dettes

de la guerre; qui obligerait de d€couvrir la viaie cause de sa ntf-

cessit^, c'est-&-dire l'^onne d^it de la recette; qui feiait en

cons^quence une plaie irreparable au cr^it qu'on doit regarder

aujourd*hui comme le principal soutien de toute la madiine.

Je ne puis, Sire, vous dissimuler des consdquences, cjue je ne

saurais envisager sans fr^mir; vous ctes trop öclair^ pour ne

pas voir, combien il y aurait tle danger ä ddceler le mauvais

dtat des affaires sans en präsenter en meme temps le rem^de,

ä s'exposer ä de grandes contradictions, sans pouvoir en retirer

aurun avantxige, iL cxciter beaucoup de murmures sans donner

aucun sujet de consolation. Je supplie V. M. de pescr dans

sa sagesse ces ünportantes r^flexions et de ne pas d^sapprouver

le zde qui les inspire. — NaiionBiafchiv k 677 Nr. 104.

Nr. 3.

Denkschrift des Ministers Calonne: „Observations sur la

diff<6rence entre les assembl6es des ^tats-Gönörauz et les

assembltes des Notables du royaume." (EndeAugust 1786.)

Une assembl^e des Notables du Royaume, teile qu'il s'en

est tenu en plusieurs circonstanc es importantes, comnic en

1558 — 15^3 — — 1617 et 1676, ne doit pas se con-
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fondre avec lassemblee des £tats - gdntoux. Elle en difleie

essentiellement sous tout les rapports.

Premidremeiit, les membres des assemblees d'£tats*g£ii6

raux n'^taient pas nomm^s par le Roi; Us T^taient par chacon

des trois oidies qui choisissaient leuis d6puti6s, au lieu que

dans les assembldes de Notables le Roi convoque nommteent
ceux qu'il juge k propos d*y appeler.

Pour assembler les f^tats-gdn^iaux on exp^diait des com-

missions qui, dans les premiers temps de la monaichie, ^taient

adresste aux Fairs du royaumei et qui, depuis Fhilippe-Atiguste,

Tont 6t6 aux baillis et stfn^cfaaux; ceux-ci envoyaient des lettres

aux bÄitfficiers, aux nobles et au Tiers-l^tat de leur ressort,

pour les convo<iuer dans le chef-lieu du bailliage, oü chaque

ordre s'assemblait, tant pour elire ses deputcs que pour pre-

parer les objets des rej)rdsentations et former les articles des

cahiers; ensuite le jour inditiue pour les I^^ats-Gdndraux, tous

les deputcs rcunis dans le lieu de Tassemblee se partagcaient

en 12 classes correspondantes aux 12 anciens gouvemements,

et chacune d'elles s*orrupait de revoir les cahiers dej4 dresses

dans les diffi^rents bailliages et de les reduire en un seul pour

chaque dasse; ces cahiers ainsi redig^s etaient port^s dans

Tassembl^e giSnerale, oü le roi ^tait sollicitö d'y statuer.

Pour les assemblees de Notables, fl n*y a point de com-

missions adress^es aux bailliages, point d'6lection de d^put^
point de ddlibörations preparatoires de chaque ordre, point de

cahiers rtidiges ni presentes dans l'assemblce. De simples lettres

<lc cachet convoquent aux jour et lieu designes par le Roi les

membres de ses eonseils et les j)lus signales personn:iges, eomme
il est dit dans ces lettres, soit de rf>glise, soit de la noblesse,

soit de rhaeun des parlements, soit des autres officiers de S. M.

qu'Klle juge ä propos d'appeller en tel nombre (jue pour etre

trop grand, il ne puisse apporter incommodite ou confusion,

ou que pour ^tre trop petit, il n'en puisse r^sulter aucun defaut

ou manquement Ce sont les termes de la convocation de l'as-

semblce des Notables en 161 7, et ik suifisent pour en caiac-

tCriser la forme.

Seconderoent, la difference est encore plus sensible et plus

remarquable, quant k Tobjet des deux genres d*assemblto et la
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matite de leurs d^lib^ratLoos. Dans celle des £tats-gdnteux,

les trois ordres pr^sentaient au souveiain les cahiers contenaat

leurs remontrances et doldances sur tous les objets qui leur

avaient paru devoir fixer son attentioDi et ils ddUb^iaient, taut

sur ce qu'ils croyaient convenable pour la r^orme des abus et

le bien de Tl^tat, que sur les demandes qui leur dtaient fattes

au nom de S. M.
Dans les assemblees de Notables, c'est le Roi lui-memc

qui fixe les objets sur les([ucls il permet d'opiner: la delibe-

ration nc porte que sur les points qu'il propose; eile est cir-

conscrite dans les limites qu'il determine. S. M. n'a point en

vue d'obtenir le consentcnient national sur aucune levtie de

subsides; eile y manifeste seulcment, de la manierc la plus

solennelle, le desir de rassembler toutes les lumieres capables

de l'dclairer sur le but de ses rdsolutions.

Troisiömement» le r^ultat de l'assembl^e des £tats-gend-

raux devant 6tre de proposer au Roi ce que les repr^sentants

de toutes les provinces estunaient fitre bon et utile> sur quoi

ils s'accordaient rarement» leurs demandes et repr^sentations

^taient souvent reconnues impraticables, et plusieurs de ces

assemblto se sont sdparto, sans qu'il y axt eu rien de d^dd^,

soit que les objets ne fussent pas sufBsamment ddairds, soit

que ce fussent des matidres k T^gard desquelles les cxrconstanoes

ne permettaient pas de prononcer, soit enfin, parce qu'il avait €ti6

impossible de condlier les voeux des differentes provinces.

Dans les assemblees de Notables, conune toutes les ques-

tions qui s'y traitent ont cte pr^vues, determinees et prdparees,

aucune n'est erartee, aucune ne reste indecise, et des resolu-

tions sages termiuent toujours des d^Ub^ratioos meüiodiques.

Ainsi, soit pour la forme de la convocation, soit pour le

choix des membres qui composent les assemblto, soit pour la

dtftermination des objets qui s'y traitent, soit pour Tordre sul-

vant lequel il y est d^hM, soit pour les rdsultats d^finitifs,

tout est absolument diff<£rent entre les £tats-g^teux et les

assemblees des Notables du Royaume. Lä, ce sont les reprtf-

sentants de la natton qui remontrent, qui demandent, qui con-

sentent Ici, ce sont les principaux et plus tfdair^ person-

nages du Royaume, k qui le Roi daigne communiquer ses vues.
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et qu*il invite k lui rendre compte de letns r^flexions. Dans
ces Premiers assembl^s, dont Tusage a 6t€ abandonn^ parce

qu'eÜes ont paru susceptibles de plusieurs inconv^nients et laie-

ment profitables, le Roi recevait des propositions que sottvent

il 6tait oblig^ de rejetter et £usait des demaades qui soavent

dprouvaient des difficult^. Dans les secondes qu'on a juge

pröfdrablcs et qui ont toujours rempli leur objet, c'est le Roi

qui expose ce qu'il juge convonable, et ijui avant de prononcer

en legislateur, veut bien ne se montrer (jue ronsultant. 11 y
prend l'avis des (Irandes et des Sages de son rDvaiime. non

sur des contributions ä demander^ mais sur des reglements ä

porter. 11 y develuppe ses motifK; il y annonce ses inten-

tions; et par cette imposante communieation de ses volon-

te, qui tend k s'assurer de leur utilitd, il les asseoit sur une

base vraiment immuable. Au surplus, les assemblte de No-

tables, saos 6tre comme Celles d'£tats-gdn^raux, des occasions

de grandes ddpenses et des sources fdcondes de difficult^

ont comme elles l'avantage d'dpaigner an gouveroement les

r^damations des Cours sonveraines et de leur öter le prdtexte

de traiter de surprises faites ä la religion du Roi, tout ce qui

n*obtient pas d'abord leur approbation. Sous ce point de vue»

elles seraient d^irables aujourd'hui, quandm^e elles ne seiaient

pas ndceSSaiieS. NadonalucliiT K 677 Nr. les.

. Nr. 4.

Denkschrift des Ministers Calonne: „Objections et r6-

ponses." (Mitte November 1786.) l

OhjecHon premitre: Le plan propos^ est trop vaste, Ü
entraine des changements trop considdrables.

Riponse pre$nUre: H est d6nontr^ par Texpos^ remis au

Roi d'un c6t^ que Ttftat actuel ne peut subsister, sans danger

imminent d'une catastrophe eflfroyable, d'un autre c6ttf qu'on

ne peut en sortir par les moyens ordinaires; qu'imposer plus

est irapossible; qu'emprunter encore, serait aggraver le mal;

que les ressources 6:onomiques seraient insuffisantes ;
que la

banqueroute mdme n'en serait pas une, que les palUatifs sont

^puisds et ne r^m^ent k rien; il s'ensuit ndcessairement qu'il
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faut cheicher dans un nouvel ordre de cboses ce qu'il serait

impossible de trouver daos celui qui existe. Faiie disparattre

un deficit annuel de 112 millions et r^duire des dem tiers la

masse des anticipations qui s'd^ve aujourd'htti ä ado millions;

c*est le Probleme ä rdsoudre. Se chaiger d'y paivenir dös la

premiöre ann^, c'est une entreprise si hardie qu'on peitt

l'appeler un tour de force en administration, c*est en möme
temps une n^essit^ si pressante et un si grand service k rendre

ä ri^tat (|u'on peut dire qiic le sort du royaume en ddpend.

On nc doit pas se flatter en pareil ais d'avoir ä choisir entre

diff(?rents partis; c'est beaucoiip qu'il s'en presente un i\u\ puisse

reniplir un tel objet et quclqu'un qui ait Ic courage de r^pondre

de l'dvdnement. Si le plan est vaste, il ne Test pas plus que

le besoin, et Ton ne fait pas de grandes cboses sans de grands

moyens.

ObjecHon äeuxiime: Ne vaudrait-ii pas mieux aller moins

vite, gradner les opdrations et se bomer iL rectifier insensible-

ment, ä bonifier successivement diaque partie, plntöt qne de

risquer en ddcomposant la macfaine, d'en briser les lessorts?

Un gouvemement sage doit s*abstenir de tont ce qui peut causer

de la conunotion, et les rdsultats d'une bonne administration

doivent conune ceux de la nature se d^elopper lentement et

par d^grds.

R^ponse deuxieme'. On y a bien reflechi, et l'on convient

que dans un etat ordinaire une marrhe plus lentc et plus gradu^e

pourrait paraitre pref^rable: mais les ( irconstances commandent,

elles exigent des moyens aussi prompts qu'^tendus. II faut

considdrer que la Situation des afiaires ne peut pas se cacher

plus longtemps. La d^couvrir et ne pas pftenter en m£me
temps le remMe, c'est perdre le credit, c'est tont perdre. La
confiance est enti^e; jamais on ne retronveia un moment aussi

fovorable. Si on le laissatt ^chapper, rien ne pourrait y supplto.

n n*est qu'un instant pour les grandes choses, et cet instant

est quelquefois ce qui s^pare Vabime du nudbeur d'avec le

cömble de la prospdritd. Si dans la Situation actuelle on voulait

se rtfduire ä des Operations partielles et successives, aucune ne

pourrait r^ussir ni condufre au but; celles qu'on propose sont

essentiellement Hees et inseparables ; leur force est dans leur

G 1 ag a u , Rcfonnvenuche. ^3
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ensemble; Icur utilittf est indivisible ; et leur succes depend de

leur concours. Au surplus il no s'agit ni d'innovation, ni de

la döcomposition de la machine, ni d'aucune secousse violente.

Att contraire Ic plan pr^nt^ ne consiste que duis le rdtablisse-

ment de l'ordre dans toutes les parties et ne tend qu'a Taffer-

missement de la constitutioa par le redicflsement des vices qoi

a d^tniisent C'est ce qu'on a d^irtf de tont temps, ce qu'on

n'a jamais eu le couiage d'entreprendre et dont la gloire €tBit

T€aeTv6e au regime actuel* £nfin on le i^te encore, et ü est

bien essentiel de ne pas le perdre de vue, un dtfdt de xis

mtUions ne peut subsister saas que r£tat soit dans le plus

afTreux danger, et pr^tendfe combler un si grand vuide avec

l'aide du temps et par att^nuation, c*est une chimere, surtout

dans un royaume, oü ce qui depend d une grande constance

Tie rdussit jamais. 11 n'y a de salut ä esperer et de bien ä

faire qu'en procurant tout d'un coup le niveau entre la recette

et la depense; et assur^ment pour remplir une tache aussi difn-

cile, c'est employer le nioyen le plus doux, le plus sage, le

moins efirayant et le plus confonne aux bons principes, ainsi

qu'au voeu de la justice, que de vouloir seulement une rdpar-

tition plus ^gale dans les contril)utions. L'abolition des Privi-

leges qui sttichaigent le peuple, ia Ubertö de circulation intdrieure

que le commerce sollicite et l'unifonnit^ de principes dans le

r^me de tont le rojraume, or teile est la substance du projet

par lequd on peut tout rtfparer. Doit-on craindre que Vannoiicer

et consulter sur son ex^ution les personnages les plus 6claiT6s

et les plus notables de la nation, ce soit compromettre la tran-

quillit^ publique? On ose dire que rien n*y ressemble moins

et n'est plus €\oiga6 de toute apparence de commotion.

J*^ Objection: II est bien diffuile que le plan propose

puisse remödier ä tout et procurer ä l'Etat rameiioration de

revenus qui lui est necessaire.

Riponu: Par ce plan dont tous les rösultats ont ^t^

calculds au taux le plus bas et avec un soin qui ne laisse

aucun doute, on est assur^ d'effiu:er le deficit d^s la fin de

rannte prochaine» de procurer pour l'avenir un revenu suffisam*

ment sup^eur ä la depense annuelle, pour subvenir aux d^penses

impr6rues, de r6duire de plus de moiti^ la masse des antid-

Digitized by Google



Anhang; 355

pations, d*BßcA6tet la libdration successive de la dette constitade,

de foittfier cons^nemmeiit le cr^t public et de mettre les

finances dans im meilleur ordre qu'elles n'ont jamais €i€, sans

augmenter les chaiges du peuple et en procuiaat au contraire

du sonlagement aux rnoins aisds.

Objeeüan: N'en est-3 pas de ce pfan comme de tant

d*autres projets qoi toujours se pr^entent avec les meraes

assurances, toujours promettent des effcts merveilleux; niais ne

sont aux yeux des gens sagcs et eclairds que de belies chimeres

dont les bases sont f'ausses, les rcsultats ex:igerds, les avantagcs

imaginaires, l execution impraticable ? On a tant vu de ces

speculations s^duisantes au premier coup d'cKil et qui n'ont

produit que des essais infructueux, qu'il est fort juste de se

d^fier de toutes, et de celles^Ui surtout dont les combinaisons

sont trop dtendues pour qu'on puisse en mesurer avec certitude

les effets par des calculs rapproch^ Quelle garantie peut-on

donner du succ&s d'un plan aussi vaste que celui dont il s'agit?

4^ Ripanse: Ce doute est naturel; mais doit-il conduire

k ne xien !&ire, loisqu'en ne faisant rien, on perd tout? Puis-

qu*ü est indispensable de prendre un gnad parti, Ü ne reste

qu'ä bien peser les considdrations qui doivent fiüre juger, si

celui qu'on propose mdrite ou non confiance. Pour s'en assurer

autant que la prudence humaine peut le d^irer, tl finit constd^ier

i^. ce qu'est le plan en lui-mSme,

2'1 par qui il est propos^,

30. comment il se presente,

4<^. de quels suffrages il est appuy^.

1°. En lui-mdme le plan ne renferme que des vues qui

de tout temps et par tous les administrateurs ont ^t^ reconnues

d^irableSy sur le fond desquelles il n'y a jamais eu de doutes,

ni partage d'opinions et qui jusqu'ä pr^nt n'ont paru imprati-

cables ou susceptibles de trop de difficult^ dans Tex^cntion

que parcequ'en les envisageant stfpaz^ment, on n'a pas senti

que le prindpe de tous les obstades ^t dans la discordance

des parties ou qu'on n'a pas os^ se livrer ä l'entreprise de les

embiasser toutes ä la fois pour les ramener ä Tunittf, seule

capable d'aplanir toutes les difficulttfs. Le veut-on? On le peut,

puisque ce qui est bon et juste est toujours faisable. Est-on
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forc^ de le vouloir? C'est ud bonheur, puisque toutes les

Operations qal constituent ce plan sont telles qu'on devrait s*y

porter par raison, qnaad on n*y serait pas entrain^ par n^cessittf

.

2^. Celui qui le propose a 6U depuis 20 ans plus k port6e

que personne de suivre les d^tails de la finance. Longtemps

coop^ntenr de radininistxatioD, jamais il ne s'est enipress^ de
donner aucun projet, jamais il n'a conseifl^ ni entrepris aucun

c ssai (louteux; depuis que le Roi a daigne le croire capable de

tenir lui-meme les rcnes de radministration des finances, il n'a

fait aucune Operation qui ait du faire perdre cette opinion fa-

vorable ni qui fasse suspccter sa prudence. II a voulu connaitre

avant d'agir, il a scrute, approfondi par lui-meme, et plus qu on

ne l'avait jamais fait, les immenses details de ses fonctions, et

ce n'est qu'au bout de 3 ans, ce n'est qu'apres s'etre parfaite-

ment assur^ du vc^ritable t^tat des choses qu'il ose presenter

avec confiance le fruit de ses longues mdditations et du travail

le plus opiniätre, loraque la circonstance lui en ftit un devoir

absolu, et lorsqu'ü est au fond de TAme intim^ment convainco

que i'ex^cution de son projet peut seule sauver r£tat du malheur,

dont il se voit menacd. On ne craint pas de dire que si des

consid^rations personnelles peuvent donner confiance. dans un
projet, il est difficile d*en j€amr davantage et d'aussi puissantes.

3*. La maniöre dont ce projet est prdsentd y ajoute encore.

Presque toujours c'est par des vues d'interet personnel qu'on

propose des plans de finances ; l'ambition s'en sert comme d'un

dchdlon pour s'dlever h son but; et d'ailleurs moins on a de

mission pour s'en occuper, moins on court de risque ä les

hazarder. II est juste alors de s'en defier. Mais lorsque celui

qui präsente au Roi un ^Tand plan, se Charge de toutes les

difficult^s de Texecution, se rend responsable de tous les ^v^-

nements, qu'il n'est excitd que par son devoir, qu'il ne peut

avoir d'autre but que de servir son Roi et l'Etat, qu'il ne de-

mande rien, qu'il n'a m&me rien k antibitionner, et que pour

entreprendre une grande et difficUe Operation qu'il croit n€ces-

saire, il ne craint pas de compromettre son existence, alors

toutes les prdsomptions, toutes les probabiUt^ semblent porter

ä la confiance, et eile se trouve fond^e tout k la fois. sur la

chose, sur la personne et sur le mode.
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40. Faut-il y joindre Tappui des sufFrages? ils ne peuvent

etrc nombreux ä Tcgard d'un projct qii'il est essentiel de tenir

secret; et d'ailleurs il faudrait pour l'apprecier dans toiites ses

parties prcsqu autant d'dtude, de travail et d'exp(^rience qu'il en

a fallii pour Ic former; mais du moins les personnes Ics plus

eclairees du Conseil de S. M,, Celles ä qui eile a permis de

confier le plan, soumis ä sa decision et qui Tont discutc avcc

gnudde attention dans plusieurs conförences, veulent bien qu'on

les dte comme ^galement p^ndtrces de sa necessit^ et de son

Utility £Ues ont m6me port^ le ttooignage de leur approbation

jusqu'ä celui de renthousiasme. C'est beaucoup^ lorsque les

calculs de la politique ordinaire porteiaient plut6t k montrer

des dontes que de la certitade. II n*y a que la probit^, le söle

et le ddvouement qui puissent faire que des ministres n'hdsitent

pas ä s'expliquer affinnattvement en faveur du projet d'autnii

et d'un projet d*une aussi giande constfquence. Au surplus on

pourrait s'appuyer encore de I'avis des plus habHes ^crivains et

des hommes les plus r^nommds en administration qui sans avoir

r^uni sous un seul point de vue, ni ramene ä un meme principe

les diff^rentes parties qui romposent l'ensemble entier qu'on

propose aujourd'hui, sans en avoir meme aperc^u les rapports

necessaires, ni la liaison, ni les moyens d'ex6:ution ont exprim^

leur voeu sur presque toutcs separement. Les unes ddrivent

des id6es con^ues par un niar^hal de France (M. de Vauban),

non moins judicieux sur les matiöres d'administration que sur

les objets militaires, modifi^s ensuite par un finander (M. du

Vemey) qui a joui d'une grande r^utation. Les autres ontM
indiqu^es par M. Tuigot qui les outrait en les rapportant k ses

id^es systdmatiques; plusieurs se trouvent ^parses dans le livre

de M. Necker qui a tout apergu vaguement, sans präsenter

aucun r^ultat praticable, parcequ*il n'a envisag€ que les parties

isoldes sans saisir Tensemble et sans itdre attention k la source

des obstades. H n'y a point d'id^ neuves dans le plan dont

il s'agit, il n'y en a point qui n'ait d^jä la sanction publique.

On n'a fait que trier les plus saines, celles qui ont €t€ le plus

generalement approuv^es par les esprits les plus sages; on en

a dtudi^ les rapports, et c'est en mdditant sur les causes qui

en ont toujours erapeche l'execution, qu'on l'a trouve dans le
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(iefaut d'accord entre toutcs Ics parties de la monarchie; l'ohjet

du plan proposc ^tint de faire resser cette cause, le plan lui-

roSme semble etre l'objet du vceu national. Toutes les pre-

somptions sont donc en sa &veur, toutes les considdratioBs se

r6iiiis6ent ponr le distinguer des projets ordinaires qtit ne

mdritent ancune confiance.

^hm Obfecthn: N*y a-t-il pas Ii ciaindre qoe rez^cittioa de

ce projet n'ezdte les plos fortes ridaiiiaHoiis et que l'uisiiRec-

tion du clergtf, des grands propri^taires et de toas ceux qai

aurönt intär^t k sy opposer» n^occasionne de si giandes difiS-

cult^ que le Roi se trouve dans Talteraative ou d'abaodooiier

des vues qu'il aurait solennellement annoncdes, ce qui com*

promettrait la di^nitd souveraine au\ yeux de toute l'Europe ou

d'avoir ä sul)ju<;uer d'eternelles r^sistances, ce qui pourrait

troubler la tranquillitd de son regne?

^^ntf Rt'ponse: On ne ])eut pas faire de grandes choses si

Ton e^t arrete par la crainte des difficult^s. II suffit d etie

assure qii'elles ne peuvent ^tre ni insurmontables ni de longue

dur^e. II n'y a pas rn^me en cette occasion le moindre sujet

d*en avoir la plus l^^re inqui^tude ; quand ce que le Roi vent

est ^videmment juste, quand la dasse la plus pauvre et la plus

nonibieuse de ses sujets doit y trouver du soulagement, quand

S. M. annonce une volonte fenne et invaxiable, les obstades

sont nuls, les r6:laniations sont peu duxables et l'applaudisseinent

g6[i6ral iait bleutet taire Tint^t paiticulier. D*allleuxs de

quelle part et contre quelle partie du projet pounah nsdtre une

i^sistance embanassante? Senut-ce le derg^, qui fatsant valoir

des pr^tentions regard^es aujourd'hwi comme surann^es et dont

lui-meme ne peut se dissimuler la caducitd, voudrait se rdcrier

contre la loi qui assujettirait ses terres comme celles de tous

les autres propri^t;iires ä l'imposition gdn^rale qui porterait sur

tous les fonds indistinctement? II sera facile de demontrer par

le droit et par le fait que les privileges des rainistres de l'autel

ne peuvent s'appliquer qu'ä leurs peisonnes, qu'aucun titre

n'exempte leurs biens de la contribution commune aux charges

de r£tat, qu'ils y sont d^jä soumis par voie indirecte dans la

peisonne de leurs fermiers et que ce n'est pas mime porter

atteinte ä leurs prtogatives que d*ordonner la perception en
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nature d'une quotit^ qudconque de toi» les fndts recolt^ dans

le royaume sans considtfrer k qui appartiennent les fonds qui

les prodiiisent. Lc clerg^ pourra seulement pr^tendre que dds

ce moment il nc peut plus etre question de don gratuit de

sa part. II sera juste en eflfet d'y renoncer dans cette supposi-

tion, et Ton y gagnera assez d'aillciirs pour ne pas le regretter.

S'il poussait plus loin sa rcrlamation, eile aurait aux yeux de

toute la France et merae dans l'opinion actuelle de toute l'Eu-

rope une teile d^faveur qa*elle ne pouirait dtre un setü instant

redoutable.

Serait-ce de la part de la noblesse et des grands proprid-

taiies que s^dl^eraint les principaux murmures? Mais de quoi

auiaient-ils k se plaindre, lorsqu'on ne feiait que prendre les

moyens d*as8eoir plus ^alement nne chaxge d€]k exlstante sana

raggiaver, lorsqu'on ne leur ferait pierdre que Tinjuste et bar-

bare fadlittf de se soustraire k la contribution g^ntele et de

rejetter sur le pauvre peuple la portion qu'ils en devraient

supporter. Iis rougiraient sans doute, d'opposer leur intMt
isold k Tavantage public, et en tout cas l'acclamation du plus

grand nombre aurait bientöt dtouff^ leurs plaintes. Si Ton

au^incaie et si Ton per(;oit avec plus d'exactitude les droits

de timbre, ce n'cst pas une nouvcautd, et c'est un leger fardcau

qui ne tombant que sur les gens aises ne saurait exciter de

grands cris. Toutes les autres Operations telles que la suppres-

sion des barrieres intdrieures, la suppression des corvdes, la

suppression des gabelles, la suppression des maitrises, le rachat

des rentes fonci^es, Tinf^odation des domaines et surtout l'dtab*

lissement d'une nouvelle forme d'adroinistration piovinciale sont

^videnunent de nature k plaire k toute la nation et k faire

telater les t^oignages unanimes de sa reconnaissance pour le

souveiain qui aocordeiait enfin k ses voeux ce qu'elle semble

soUiciter depuis si longtemps.

d*"» ObjecHon: II est impossible, quoiqu'on puisse dire, de

rendre le revenu ^gal ä la d^pense sans augnientcr Tun et di-

minuer l'autre. II faut meme convenir (jue c'est surtout par

Taugmentation du revenu qu'on peut parvenir au niveau: or

on ne saurait augmenter le revenu du Roi sans que ce soit

aux ddpenses de ses peuples, sans ajouter d'une maniöre quel>
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conque k leurs contributions: dhs lors il fiuit s'attendre qa*oii

se plaindra et avouer qu'on ania sujet de se plaindre, puisqa*il

est reconnu que la moindre addition aux impositioiis actudles

en rendrait le fiurdeau tnsupportable.

6^' R^ponse: II y aura sans doute et il faut qu'il y ait

une p;ran(ie et tr^s grande augmcntition de revenu, pour couvrir

ie deficit actuel; mais cette augincntation sera produite par des

moyens qui ne seront pas ondreux, qui n'aggraveront pas les

chazges de ia dasse la moins ais^ et qui ne se pr^senteront

pas mdme comme des optotions bursales. C'est üi ce qui pour-

rait s'appeler le secret du plan propos^. n est d6noiktr6 qae
les impositioiis temtoriales qui deviaient 6tre rcSparties sur

tottte la sui&ce du royaume, le sont de la mamte la plus

inique» la plus in^iale, la plus vexatoiie pour le colon et le

pauvre. La premite paxtie du projet, celle qui doit prindpale-

ment bonifier les revenus, consiste ä r6former les vues de cette

repartition et doH la rendre infiniment plus fructueuse, en la

rendant plus juste, en faisant cesser les exceptions d^ratsonnables

qui en altdrcnt les produits. Pourra-t-on se plaindre de ce que

par une Operation de justice distributive le revcnii public b ac-

croitra de 40 ä 50 niillions et que le Roi acquerra la possi-

bilite d'accorder bienlot de grands soulagements ä hi partie

soufFrante de ses sujets? Une autre mani^re d'augmentcr le re-

venu de S. M. rdsultera d un recouvrement plus exact et plus

^endu d'un droit qui ne produit pas aujourd'hui le quait de ce qu'il

devrait produire, qui n'affecte en rien les besoins du peuple et

n'est payd que par ceux qui sont en iX»X, de contracter ou de

plaider. L'infifodation des domaines et le racfaat des rentes

fondtes doivent encore servir ä bonifier la recette annudle»

par une application bien combin6e de leur produit, et ce sont

des moyens qui ne peuvent que plaire au public puisqu*ils &d-
Ittent la libdration de r£tat sans qu'il en coüte rien k personne.

La suppression des barriires inttfrieures et l'abolition de la

gabelie, en dpaignant au trdsor royal d*^normes fiais de recouvre-

ment et une arm^e de commis, lib^reront d'autant le revenu

du Roi en meme temps qu'elles exciteront l'applaudissement

g^neral. Enfin toutes les autres Operations du projet peuvent

£tre consider^es comme tendantes ä l am^lioration des tmances,
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piusque toutes ont pour objet de fdconder les sources pioduc-

ttves, en fitisaiit prospdrer ragriculture et le commerce: mais

aucune n'a le caiactöre odieux de la fiscaüttf, aucime ne peut

rendre le sort du peuple plus rigoureux, toutes liii annoncent

un avenir plus favorable. Si donc il s'^l^ve quelques vaines

clameurs, elles ne pourront venir que de la part des privil^gi^s

qui ne craindraient pas d'opposer leur interet particulier ä l'in-

terct gcneral et oseraient se plaindre de participer ä la contri-

butiun commune en proportion de ce qu'ils poss^dent. Mais

comme on l'a dejä. observe, leur voix serait c ouverte ])ar la

voix publique qui necessairement doit prendre le dcssus, surtout

loTsque par l'etablissement des assemblöes qui suivant le mdme
plan doivent avoir lieu par district et par provinces, Tautorit^

auia acquis le secours de cet int^rdt national qui pr^sentement

est niil et qui bien dirigö peut applanir toutes les dif&cult^s.

^Jmw Ohjecthn: Ces assembl^s provinciales qu'on pr^ente

comme devant concourir au succte du plan propos^, convien-

nen^elles ä une Constitution monarchique? Elles paratssent se

confondre avec les adnunistrations que M. Necker a dtablies

dans le Bern et la Haute Guyenne: leur essai dtant demeur^

bornd ä ces deux provinces, il y a lieu de croire qu'elles n'ont

pas produit le bien qu'on en esperait ou (lu'on a reconnu

qu'ii y aurait de I'inconvcnicnt ä les multiplicr davantage.

jemt R^ponse: On se Hatte de demontrer qu'cn general il

est aussi avantageux au maintien de l'autoritc royale que con-

forme aux principes fondamentaux de la monarchie qu'il y
existe un inter£t national qui lie les sujets ä leur souverain,

et que rien n*est plus propre ä faire revivre cet intöröt

et k redonner par lui un nouveau ressort ä tout le corps

poUtique que de faire d^libdrer les repr^sentants des con-

tribuables sur la r^partition des diaiges publiques. Sous ce

point de vue Vteblissement des administrations provinciales

etait digne de la sanction du Roi: mais M. Necker qui n'en

^tait pas rinventeur, ayant m61^ ses propres id^es avec celles

qu'il avait puisdes, soit dans le livre Tami des hommes, soit

dans les projets de M. Turgot, a donn<$ ä ces administrations

une forme si vicieuse et un regime si susceptible d'altdration,

qu'il a paru peu convenable et qu'il serait effectivemeut dan-
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gereux de les ^tendre k tout le royanme. En effet, c'eut €t6

livrer le gouvemement de l'fitat au clerge, qui, par la prdsi-

dence attribude aux dveques non seulement sur Tassemblee pro-

vinciale, mais aussi sur le bureau permanent, se trouverait avoir

une intluence dominante et absolue sur Tadministration de chaque

province. D'ailleurs ni l'dlection des membres de ces assem-

blees, ni leiir trop grande permanence, ni Tordre de leurs fonc

tioDS dans ie rapport qu'elles ont avec l'intendant de la pro-

vince ne remplissent la double intention qu'il fallait avoir en

vue de recueillir le voeu des propri^taires contribuables, repre-

8ent6s par des döput6s continuellement ^gibles par eux et de

les restreindre k ^daiier radministratioii par des d^bäadoiis

considtatives, sans leur doimer le droit ni leur laisser prendre

la Prätention d'administrer elles-mdmes, comme on semble les

y avoir induites par la d^nomination mdme qtt*on leur a donnee.

Malgr^ tous ces vices de fonne et de composition qui ont pu

pr^ventr contre une Institution vraiment bonne en so! et mftme

la faire paraitre antimonarchique aux yeux de ceux qui ont con-

sidcre ce qu'on a fait plutöt que te qu'on devait faire, il est

certain que l'administration du Berri et celle de la Haute Guyenne

ont produit de tres bons cffets dans ces deux provinces,

qu'elles y ont encourage ragric ulture, perfectionne les chemins,

facilite plusieurs etablissements utiles et surtout excite une sorte

d'effervesrence patriotique qui sagement ( onduite peut faire

beaucoup de bien. I^s avantages qui appartiennent au fond

de la chose se sont manifeste» sans que les inconvdnients que

la forme ddectueuse peut faire craindre aient 6t6 sensibles

jttsqu'ä präsent, soit que le zde dclair^ et les intentions pures

des ^v6ques prdsidents les aient ^cartds, soit que la ferveur

qu'on trouve toujours dans les nouveaux Etablissements en ait

pr^ervEy soit enfin parceque, ce qui serait dangereux poor le

tout, ne Test point pour une partie fort limitte. Quoiqu*il

en soit, on ne peut disconvenir que dans Tdtat actod le suf-

frage public ne d^pose en &veur des deux administiations

provinciales existantes: on peut en conclure, combien l'applau-

dissement serait unanime, combien la reconnaissance serait ecla-

tante, si tous les autres pays d'election obtenaient la meme
faveur^ et si mieux reglee, plus coherente avec le Systeme g6-
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ndral de VttaX, eile dtait appuy^ sur im plan d'imifomiitö

qui affermixait, en les rdnnissaDt, toutes les parties de la monardiiet

ObfeeHon: Tout changement dans les recouvrements

exige pour le passage d*une fonne k Vautre un Intenralle, pen-

dant lequel le revenu est en souffrance, et il est k craindre qu'il

n'y ait une intemiption de recette, ce qui a toujours etnpeche

d'admettre les projets donn^s en diflfdrents temps pour la con-

Version des impöts et la reformation des recouvrements.

R^ponsc: (Jn y a pourvu; ii n'y aura aucune lacune,

aucun vide dans la recette. C'est pour y obvier qu'on laisse

subsister pendant la premi^re aiin^e toutes les principales branches

du revenu du Roi» en rdservant pour la suite les changements

dont elles sont susceptibles. II n'y en aura d'abord qu'ä T^gard

des vingtitoies et des droits de traites intdrieurs. Les mesures

ä prendre pour ^blir la perception des vingti^mes en nature

peuvent bien CKxasionner un retard d*enyiron 6 mois; on s'est

assur^ que les receveurs gtfnteux pourraient y supplto. Quant

aux droits de traites inttfrieurs, leur produit total n'^tant que

de 6 millions au plus, quand il serait vrai que leur reculement

ä la frontidre extÄieure occasionnerait de la perte, eile ne pour-

rait pas etre d une grande consdquencc. La suppression des

gabelles est bien plus importante, et il serait imprudent de

hazarder une portion aussi interessante du revenu, Mais par

cette considdration eile sera diffdr^e jusqu'au moment, oü le

remplacement de son produit par celui d'un droit unique :\ la

vente du sei sera parfaitement assurd. Non seulement on a

prövu les moyens d'öviter toute espece de lacune dans la per-

ception des revenus, mais mdme on s'est m6nag€ par l'^blisse-

ment d'une banque nationale d'assez grandes ressources, pour

toe assurd de I'abondance d'aigent toujours ndcessaire, quand

on entane de grandes Operations.

OhftcHan, II est bien douteux qu'une banque natio-

nale puisse s*accr^ter en France. Le mot seul de banque est

capable, de jetter Talarme dans tous les esprits. D'aiUeurs cette

banque ne pourrait s'dltfver que sur les d^ris de la Caisse

d'Esconipto, et il serait aussi imprudent en administration de

ddtruire un Etablissement cn qui le public a pris confiance, qu'il

serait injuste envers les actionnaires de ddgrader les effets acquis
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par eux sur la foi d*iine protection marqu^ de la part du gouver-

nement.

Riponse: llserait fort extraordiuaire et bien malheureux

qiie ce qui existe dans d aiitrcs ittats et les fait prosj^erer, ne püt

pas cxister en France et ([u'iin desordre, une catastrophe inuuie,

arrivee il y a plus de 70 ans rendit ä jamais impossible l'avan-

tage immense que peut procurer un ^blissement de tout autre

genre que celui qu'on a tr^s improprement appeUä banque,

loTsque ce n'tftait qu'iine cröation de papier-monnaie sans me-

sure et sans süret^ aacuoe. Si c'est le mot qui efiarouche les

esprits, en retza^t de cruels Souvenirs, il est aisd d'en choisir

un autrei et on Taurait propos^, si Ton n'avait pas cm pr^if-

rable et plus digne du r^gne actuel, de ne pas laisser pazaitre

une apprtfhension si mal fond^. En effet doit-on supposer que

sous un Roi qui s'est toujours montnf juste et fidtie & tous ses

engagements, il puisse encore 6tre question d'envisager le retour

des maux produits par des temps de trouble et de minorit^?

1/exemple, quand il a etd aussi funeste, quand il a laiss^ une

impression aussi profonde, doit plutöt rassurer qu'effrayer. et

l'horreur memo d un övönement qui a bouleverse le royauriie,

est le plus sur j2:arunt qu'on ne le reverra jamais. Dira-t-on que

la peur ne raisonne pas et que la prevcntu^n est plus forte

que la retlexion r Mais rette peur, rette prevention n'ont point

empeche les succes de la Caisse d'escompte. Pourquoi empeche-

raient-elles celui d'un Etablissement qui serait assis plus solide-

ment, dirigE plus utUement, sanctionne plus authentiquement ?

Quant ä l'inconv^nient qu'il y aurait ^ faire tomber un Etablis-

sement qui est en pleine vigueur pour le remplacer par un

autre dont la rdussite est incertaine, il est naturel d*en dtre

touchE: mais il n'est pas question de dtftruire la Caisse d'es-

compte. Elle est certainement trös imparfaite par les bomes

de son service, par la modidtd de son cautionnement, par le

peu de secours qu'elle procure au commerce, par son inutilittf

absolue pour les finances du Roi. n s'agit ou de suppiger A

re (pii lui mancpie au moyen d'un second Etablissement qui

n aurait rien d'inrompatible avec eile, du moins dans le point

de droit, puisqu'ellc n'a j)as de privilege exclusif; ou <ie la

refondre elle-mcme pour rectifier ce qu elle a de vicieux et de
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1a regdn^rer sous une meilleure fonne. Dans ce dernier cas tt

senh mtoie possible, de lui coDserver sa dteomination de
Caisse d'escompte, mais il fiiudrait une compoution plus natio>

nale, une nilse de fonds six fois plus considteble, une latitude

de Services infiniment plus Äendue, tant pour le public que

pour Ics commcr(,ants et pour r£tat. C'est ainsi cju'au Heu

de la d^truirc on augmenterait sa favour et sa solidit^ en pro-

portion de raugnientation de son utilite.

j(yme Objection: Tout ce qu'on propose ne pourrait-il pas

se faire sans employer l'appareil insoUte d'une assemblde de
Notables, dont il serait peut-etre dangereux de faire revivre

rusage abandonn^ depuis fort longtemps?

/otaw R4p0nse: Si la 8olennit6 du mode dott 6tre propor-

tionn^ ä rimportance de Vobjet, januus y eut-il plus de raison

pour convoquer les plus grands et les plus ddairtfs personnages

du royaume, que quand il s*agit de r^former tous les vices de sa

Constitution et de lui donner eniin cette consistance r^gulidre

et uniforme que le vceu des siecles anterieurs a vainement pro-

vüqiK'o, les circonstances n'ayant jaiiiais permis de s'en occuper,

que l int^rct des peuples sollicite plus que jamais, que le besoin

de rßtat exige en ce moment et qui semble avoir dtd reservee

pour immortaliser Ic monanjue qui nous gouveme? Deraciner

des abus invdt^r^s, suj)j)rimer d'injustcs Privileges, changer ce

que les £tats-g^neraux du royaume avaient prescrit par des

motifs qui n'existent plus, ramener la confiance nationale sur

un objet de prevention qui n'est plus fond^e, tout cela et le

nouvel ordre de choses qui doit en r^sulter, compose un en-

semUe si vaste, si dev^, si supäieur ä Tordre ordinaire qu'il

devient indispensable d'employer des formes, dont T^clat et la

majestd puissent y correspondre. Ini-t<on livrer d'aussi grands

intdrftts aux döbats parlementaires, au choc des contcadictions

particulitos, ^ des lenteurs inddcentes en pareilles mati^res?

n fiuit en imposer aux prtftentions du derg^, pr^venir les mur-

mures de la noblesse, assurer le plus prompt enregistrement,

contrebalancer les rdclaniations de quelques provinces par la

satisfaction du plus grand nombre et conslater le voeu national

pour l'opposer ä tous les interets particuliers. On ne le peut

surement et efticacement que par une assemblde solennelle, oii
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rautorittf souveraine, apths avoir daigne s'appuyer du conaeil des

persoones les plus dignes d'6clairer leur Roi et de r^pr6senter

sa natiooi fem connattre ses volont^s d'une msDidre si ddataote,

qu*ü ne sera pas possible de les croire jamais susceptibles d*aii-

Cime variadoiL Par cette voie le succ^ est InfiuUible, et Ton
ne daint pas de 8*en rendre caution, par toute autre U est plus

qu'hazard^ et penonne n'oseiait en i^pondre. Au snrplus itne

assemU^ de Notables, teile quelle est proposte ne ressemble

en rien aux assembl^es des £tats-gcneraux, eile n'a aucun de

Icurs inconv^nients, eile a de bieu plus grands avantages. On
l a dcmontrc dans un memoire particulier remis au Roi, ou

les differences qui caracterisent res deux especes d'assemblees

sont trac ees d'apres les monuments les plus authentiques de

notre histoire. Les assembl^cs de notables ont eu lieu dans

les Premiers temps de la monarchie; elles ont servi ä ki gloire

du r^gne de Charlemagne. Les assemblees d*£tats-generauz

provoquto presque toujours par le besoin d'aigent et la iaiblesse

du gottveraement, ont M pour la plupart gdnantes poor Tad-

ministiation et infiructueuses pour le bien public.

ji*mt Ofy'eciwn: Des Operations d'une aussi grande impor*

tance doivent 6tre longtemps m^ditdes et mürement examin^es,

avant qu'on les entreprenne. H reste trop peu de temps pour

qu'elles puissent 6tre d^dte cette aan^ et appliqudes ii Fannie

prochaine.

ijeme R^ponse Tüutes les parties (lui composent le plan

ont ^t^ ^tudi^cs, discutdes et a])profondies aver le plus grand

soin depuis plusieurs ann^es; on s en est occupe particulierement

depuis dix mois ; on n'a rien negligc pour s'assurer de la verite

des priucipes, de la possibilite des moyens, de l'exactitude des

T^sultats. L'attention que le Roi a bien voulu y donner per-

sonneDement depuis trois mois est ce qu'on avait le plus 4

d^sirer, et si S. M. dans le pr^cis du projet mis sous ses yeux

n'a rien dtepprouv^ si l'exposd de la Situation de ses finances

dont eile a pris une connaissance ddtatll^ l'a convaincue de

la n6:essite de prendre un grand parti, on se flatte qu*elle

reconnaitra pareiUement qu'il est bien essentiel de ne pas difiifirer

et que perdre une annte ce serazt risquer de tout perdre, en com-

promettant <galement le credit public et le r^sultat du plan propos6.
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i^. cr61it public, paice qu'ä d^faut des ressources que

doit produire la prompte ex6cttt!on du plan, on se venait forctf

pour couvrir le ddfidt de rannte prodiainei de recourir encore

k la voie de Temprunt oe qui heurterait ' ttente du public,

^ouveiait les plus giandes difficulttfs pa« ementatres et obli*

geiatt de dtfvofler Vinsuffisance du leveou, n'enstant plus aucun

autre motif pour justifier la n^cessittf de Tempnint, et ce motif

mdme ^tant contraire ä son succds, il serait fatal que la Situa-

tion des affaires füt devoilee, sans qu'on vit au memo instant

le moyen sür et cffic ace d'y remedier. C'est une considcration

bieo importante et l)ien decisive pour ne pas differer.

2^ Le resultat du plan propos^, parce qu'il n'est assurö

qu'autant qu'on profitera du moment prdcieux oü la confiance

est entito et oü le secret qui commence k transpirer sur plu-

sieurs points n*est pas encore assez €vtnt€ pour faire ^dore

les contradictions, les pr^ug^s, les &usses impressions qui pour-

raient muhiplier les obstades, si Ton ne se hAtait pas de les

pr^enir. H est vrai, que ce qu*il reste de temps jusqu'ä la

fin de rannte est si court qu*il n'y a prteistedent que Vespace

nteessaire pour que la chose soit faisable : mais en ne perdant pas

un seul jour, il y a ce qu'il faut. L'ensemble du plan est connu du

Roi; ses principales parties, ccllcs qui peuvent paraitre suscep-

tiblcs de difficult(?s, ont ote soigneusemcnt examinecs par M. le

Garde des Sceaux et M. de Vergennes ä qui S. M. a ])ermis de les

communiquer. Elle peut donc des la fin de cette scmaine

leur ordonner de lui en dire leur avis en faisant discuter le

tout en sa presence; si d'apres ce rapport et suxtout d'aprte

Texamen que S. M. a iait elle-mSme du projet, eile est r^olue

de l'agr^er, il ne s*agira plus que d*annoncer dans son consdl

ses intentions en tennes gtodraux, en se bomant pour ce premier

moment k dtelaier, »que S. M. s'^tant iait rendre un compte

exact de la Situation de ses finances, sous tous les rapports

et aprte s*^tre convaincu par la vdrification qu'elle a fait eile*

m£me des dtats justificatift, qu'il est d'une absolue ndcessittf

de prendie des mesures plus efficaces que toutes Celles eroploytes

jusqu'ä präsent pour mettre enfin la recette au niveau de la

dtfpense, eile a reconnu que pour y parvenir sans surcharger

ses peuples qu'elle veut au contraire soulager, il fallait non
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settlement faire des retranchements considerables dans la de-

pense, mais aussi et meme principalement s'occuper de leodre

la r^partition gto^rale de Timpöt plus ^gale, plus juste, mietix

propOTtionn^e; — d'etablir une fonne de perception plus

simple, plus assurde et moins dispendieuse; — de fixer le

mode suivant lequel la nation elle-m^me peut, sans ancan
dachet pour rautoritd, ui aucun embairas pour radministration,

concourir ä lendre l'assiette de ses coDtribntions la jdos ^ui-
table et la moins ondreux possible; — de mettre plus d'accoid,

d'ensemble et de liaison enire les diffiSrentes parties de la mo-
narchie; — de supprimer cette odieuse chame de barrieres in-

terieuivs i}ui f^cnent hi circulation, nuisent au prugrcs du com-

merce et rcndont les provinces du memo empire etrangere> les

uncs iuix untres; — de preparer par lä plusieurs autres sup-

pressions avantageuses aux sujets du Roi et qui dans l etat

actuel sont impraticables ; — de prendre par rapport aux do-

maines de la Couronne un parti qui puisse concilier ce qu'ont

T6g\6 les anciennes lois du royaume avec ce qu'exige le plus

grand bien de T^tat; — enfin de rdfonner les vices et les dis-

parit^ qui sc sont introduites successiveroent dans la Consti-

tution, que des temps d'agitation ou de conqute n'ont pas pennis

de redresser sous les rdgimes prMdents et qui en aktent les

souTces de la richesse publique ont privd jusqu*ä prdsent les

peuples des soulagements qu'ils avaient droit d'attendre de la

bontd de leurs souverains. — Que des vues si grandes, si in-

teressantes pour le sort de la France et si propres k consolider

sa prosp^tö sur des bases indbranlables, aprös avoir fixtf depuis

longtemps toute Tattention de S. M., lui ont pani m^ter d'ötre

developpees et discut^es dans l'assemblee la plus capable de leur

imprinier et le caractere de l'examen le plus solenncl et le sceau

de la plus imposante authenticitc- ; cju'en consequence k l'exemple

de ce qui s'est pratique dans les premiers temps de la mon-

archie et (jui s'est renouvelc avec succes ä des epoques moins

recules, eile a resolu de convoquer pour les premiers jours du

niois de Janvier prochain une assemblee des grands et notables

personnages de son royaume, pour leur communiquer ses inten-

tions, entendre les obser\ations qu'ils croiraient avoir ä, faire et

arr^ter au milieu d'eux le plan de rdformation qu'eUe a en vtte.c
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Amsttöt aprts, c'est-ä-dire au commeDcement de Dtf-

cembre, les lettres de convocatioD pournuent ttrt adiera^ k

tous cenx qni devront foimer cette augnste assembl^e, laquelle,

pomr 6tre compos^ k peu pf&s comine ks andennes, sendt de

Z30 ä 140 personnes.

De cette moniere tout pourrait ^tre rdgle, conclii et ter-

mine dans le courant de janvier; et il faudrait qiic des Ic lende-

niain de la cluture de l'asscmblee les edits fussent onvoyes aux

12 parlcinents pour y etre enregistr^s du tres exprcs comman-

dement du roi. On ferait partir sur-le-champ les premiers pr^-

sidents et procureurs-generaux qui en seraient porteurs ; et c ette

cel^rite serait le plus sür gaiant du succes. On ne saurait trop

y insister.

Ohfectian: On pounait d^tacber du plan les op^
tions les plus press^es» par ezemple celles qui doivent fournir

les lessonrces n^cessaiies pour l'ann^e procfaaine, et le surplus,

tout ce qui tient k l'ordre g6ndral et qui peut exiger une fonne

plus solennelle, teile que celle d*une assembl^ de Notables,

le remettre k 6 mois ou un an, pour avoir plus de temps k

donner aux r^flexions qu*exige un tel projet.

T2^ Ripcnse: Diviser un plan dont toute ki force est dans

l'ensemble qu'il prescnte et dont le merite consiste ä ramener

tout ä un princij)e d'unite, cc serait eciuivalemment y renoncer.

I,es Operations ])roductives de ressources pecuniaires sont süre-

ment les moins f;ivorables; ce sont c elles qui pourraient exciter

le plus de reclamations, si elles etaient isolees et ddtachees de

la nsasse entiere avec laquelle elles sont ciment^es et oü elles

trouvent leur appui ; li^es avec toutes celles qui ne tendent qu'au

rdtablissement de l'ordre et qui ne präsentem que de la bienfai-

sance, elles partidpent k la teinte g6id«le qui donne k tout le

projet un aspect s61uisant, foit pour enlever tous les snffiages. n
est aistf de sentir, combien il est important de ne pas perdre Tavan-

tage qu'on a su se m^nager, de ne prtenter Vangmentation de

revenu que comme accessoire k Tobjet prindpal de la rtfoima-

tion et de ne montrer d*intention directe que celle de rendre

plus juste la distribution des charges publique«. Et en r^alitd,

c'est ainsi que le projet a M congu dans un temps oti Ton ne

connaissait pas assez T^tat des finances pour apercevoir Tim'

Glagau, Kcfonnvcnucbe.
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mensit^ des befloins. Oa renvisageatt alors comme moyen de
remplaoer avantageusement les droits les plus on^reuz et les phis

diffidlement peiceptibles phit6t que comme ressouioe pour siip-

pMer an d^dt dn revenu; U a pris naissaaoe aa sein d'ane

tranquine m^ditatioD sur Vordre gtedral et non dans la presse

d'une conjoDcture exigeante. Aujourd'hui mdme qu'il of&e le

rem^de aux maux prdsents, il conserve en meme temps la per

spective plus satisfaisante encorc de tout le bien future qu'on

peut esperer ; et pourvu qu'on n'alt^re point Tintegrite du projet

en le dccomposant, il aura toujours le merite de devoir son
existence au desir d'ameliorer plutdt qu'ä la necessite de pour*

VOir k des beSOinS UrgentS. Natioaabrehiv K 164 Nr. 4.

' Nr. 5.

Denkschrift des Ministers Calonne über die Einrichtung

von Provinzialvcraammlungen. (Ende November 1786.)

L'aiitoritd n'a Jamals plus d'empire que qnand eile est

plus ddairde; jamais eile ne 8*€ikve avec plus de sup^oritd

au-dessüs de tous les obstades, que quand eile s*appuie sarla

raison et sur l'int^rdt national. Le. poids de la raison ajoute

ä celui de la force : l'honunage de l'intdrdt national assure celui

d'une prompte obdissance.

Creer cet interet ou lui perraettre de se developper, c'est

dorn affermir, bien loin d'ebranler le pouvoir monarchique;

c'est mettre dans la main du souverain qui commande le moyen

de faire vouloir aux sujets qui obeissent, ce qu'il veut lui-meme

et de faire taire les int^rSts particuliers, ea ^sant parier Imterdt

g^n^raL

Cette espöce de Cooperation nationale peut surtout ^tre

d'un grand secours pour rdgler la r^partition des imp6ts et des

cfaaxges publiques. Faire partidper les contribuables k lendre

l'assiette de la contribution juste et proportiomielle, c'est fitire

cesser tous murmures, c'est pr^venir toutes rddamations, c'est

ne laisser au gouyemement que des bienlaits ä i^pandie, des

b6n6dictions k recaeillir.

Tel a €t6 saus doute le motif, tel ^t le but des admini'

stntiomi piovinctales; mais plusieurs vices de forme ont fiut
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numquer Tobjet de leiir institution. On a donn^ trop de per-

manence aux membres de rAssembltfe. On leur a laiss^ trop

de pr^texte pour s'arroger une autoritö ex^tttrice. On a surtout

attribu^ une trop grande influence au clerg^ sur toutes les

Operations de ces adniinistrations. En tout on s'est ecarte du

principe simple, (jui ne devait tendre qii'a reunir et recevoir le

vcjeu des proprictaires sur rc t\m les interesse.

II est naturel que tout possedant fonds participe, en raison

de ses possessions, aux deliberations que le Roi pemiet de

prendre, dans chaque province, stir la rdpartition des imp6t8

et sur la direction des travaux publics. C'est d'aprte ce principe

que doit se regier la composition et d'objet des assembl^es

provindales. On ne doit pas leur donner le ütre d'admini-

strations. Des assembldes admmistrent mal et Tadnunistration

n'appartient qu*au gouvemement

Le titre d*^ts aurait rinconvMent de les conduire k la

Prätention d*6tre form^ des trois ordres distinctement et avec

Separation de d^libtfralions k l'instar des Grands ßtats, ce qnt

s'^loigne du but d'une assemblee consuHativei formte unique-

ment par les represcntants des proprietaires.

Pour que les assemblces provinciales rcmplissent utüement

leur destination, quatre choses paraissent necessaires:

i^'. qu'elles puissent reprdsenter Tuniversalite des proprio

tatres qui ont intär^t k ce qui doit s'y traiter;

9^. que n^moins elles ne sotent pas trop nombreuses;

3°. que le choix des membres qui les composent porte

sur tous les ordres dans une juste proportion;

4<'. qu'elles ne puissent s'arroger ni autoritö ex^utrice, ni

pouvoir de r^stance.

Le moyen de satisfaire k toutes ces conditions et de con«

cilier Tutilit^ d*une pareille institution avec le maintien des prin-

ctpes essentiels de la monarchie, consiste k MbUr simplement

une hi^rarcbie graduelle d'assemblto d^entaires les unes des

autres, qui fassent arriver le voeu commun relativement Ii la

r<§partition des charges publiques depuis les habitants des cam«

pagnes et des villesjjusqu'aux represcntants de tous les propric-

taires de chaque province et par eux jusqu'au souverain.
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Le Premier de cette ddibtetion nationale serait

dans des assembl^s paroissiales; le deuziteie dans des assemU^
d'aiTondissement ou de district; le troisitaie dans le$ assemblto

provindales.

L'assemblde paroissiale se tiendrait dans chaque commu*
nautd ayant 200 feux et aii-dessus. Les communautes moindres

se r^uniraient en tcl nombre qu'il faudrait pour completer

200 feux ou plus, c'est ä-dire entre 200 et 250, suivant ce

qu'exigeraient les fractions de ce nombre. Pour etre membre
votant dans cette assemblee, il faudrait etre proprietaire de fonds

d un produit de 600 frcs. ou fermier representant le propietaire

d un pareil fonds. Plusieiirs propiietaires n'ayant pas ^^HarTip

600 L de revenus en fonds de terre pourraient se r^umr sons

le nom d'un seul pour former une voix. Chaque membre atnait

autant de voix qu'il poss^erait de quotit^ de fonds du revenn de
600 1., pourvtt n^anmoins qu'il fÜt präsent en personne; absent fl

ne conununiqueiait cette pr^gative Ii aucun fond^ de pouvoir:

mais cfaaque fennier aunut autant de voix qu*ü exploitenut de por-

tions productives de 600 L Les assembldes paioissiales s*occiq>e-

laient de Tadministration de lems btens conununaux, de la snbsi-

stance de leurs pauvres, de leuis cbarges communes, et elles nom-
meiaient chacune leur d^utdpour Tassembl^ de Tarrondissement,

auquel elles donneraient leurs Instructions et qu'elles chargeraient

des repr^sentations qu'elles croiraient dcvoir faire, soit relative-

ment u lu rt^partition des imputs, soit ä l'egard des travaux publics.

T/asscmbUe de district coraprendrait, dans l'etendue de

son anrondissement, 30 assembläes paroissiales, et par cons^quent

6000 feux an moins, outre les villes qui se trouveiaient dans

le m6me anondisaement et en feraient partie: on ne compterait

pour villes que Celles qui auraient au moins 600 feux: les

moindres seiaient rtfpvtto des communaut^ de campagne. La
prindpale de ces villes serait le dief lieu oü se tiendrait l'as-

sembl^ compo66e d'abord des 30 d6giat4s, envoy^ par les

50 assembl^s paroissiales, ensuite de deux d^utä de cbaque

vüle de Tarrondissement, nomm^ dans l'assemblde de Notables

qui s'y tiendrait ä cet effet^ dans la forme ordinaire. En sup*

posant trois villes par arrondissement ce qui peut parattre ex-

cessif, il y aurait 36 personnes ä Tassembldes du district. Lea
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d^put^ y rappoiteiaient les instrucdons qui leur aunient 6t6

donn^es par les assemblte paioissiales pottr les campagnes et

par les assemblto de Notables pour les villes. H s*en formeiatt

un r^sultat commun qui deviendrait rinstniction da ddputd que

l'assembl^ du district enverndt k Tassembl^ provinciale.

Pour bien entendre sur quel principe et dans quel esprit

doivent etre formees les assemblees provinciales, il ne faut pas

perdre de vue qu'elles ne sont que la r^union des representants

des propridtaires de chaque province, qui auraient dans les

d^Ub^rations communes une influence proportionn^e k leurs

possessioDS. Ces reprdsentants, ^lus d'abord dans les assem-

bl^s paroissiales ou municipales, refondus ensoite dans les

assembl^s de district et reduits enfin aux ddputds de ces der*

nitees assembl^s, seiaient pris dans tous tets indistinc-

tementf la proprio dtant la seole condition de l'dligibUitö et

la mesuie des sufifrages. n semble öhs lois que leur r^tmion

dans Tassemblöe provinciale pourndt svffire pour repr^senter

les y^tables int^ress^ dans les objets qui doivent y 6tre 66-

libMs. Mais comme il ne fiiut pas que le Tiers-ßtat, qui fonne

la base de cette composition, ce qui est dans Tordre, puisqu'il

a le principal inter^t dans la repartition des charges publiques,

ait une trop grande influenae dans des assemblees occupces de

l'utilite generale, qu'il serait contraire k la Constitution mon-

archique de ne pas y faire participer la noblesse dans une

Proportion convenable, et que les biens appartenant au clerge,

devant etre soumis k la contribution territoriale, il est juste

aussi de l'y admettre pareillement , il s'ensuit qu'il convient

que, dans chaque assembl^ provinciale, il se trouve assez de

d^ut^ de la noblesse et du clerg^, pour que leur r€union

iasse un nombre ^gal k celui des d^put^ du Tleis-J^tat; c*est-

k dire que, si la province foumit so airondissements et par

cons^uent so ddput^ d'assemblde de district, il fitudra que

panni eux Q se trouve 5 ecddsiastiques et 5 nobles au moins.

Sinon, Tassembl^e provinciale nommerait elle-mdme autant de

membres de diacun de ces ordres, qu'il en fitudrait pour en

compldter le nombre, de mani^re qu'ensemble ils egalent tou-

jours le nombre des deputes choisis dans le Tiers-fitat. II est

aise de juger, d'apres la population du royaume teile qu eile

Digitized by Google



374 Aalung.

est aujourd*htii constat^e que chaque assembl^ provindale ne

seia compos^ qne de 20 k 30 personnes. En effet» on compte

que les 24 pays d'^ection, les seuls oh Yoa puisse quant k

prtent ^blir ces sortes d*assembltes, contiennent de 19 i

20 millions d'habitants. En supposant cette population dgaletnent

distiibu^e (supposition ntessanre pour pouvoir asseoir des cal-

culs) chacune des 24 assembl^s comprendrait 20 districts, chaque

distrirt 30 rommunautes ä 200 feux et 3 villes ä 700, ce qui

fera 8100 kux ou 40500 hubitants, par cünsc'(|uent pour les

24 elections 19440000, et cc noinbre cadre avcc celui que les

pays d*election sont estimcs contenir.

Les assemblees provinciales ainsi compost^s seraient donc

peu nombreases, ce qui les rendiait plus utües, moins dispendieuses

et surtout moins sujettes k perdre beaucoup de temps dans des

discussions tumultueuses. Le pr^dent seiatt du au scrutin

dans la premiire sdance qui seiait ouverte et tenue per l'in-

tendant de 1a province. D seiait cfaoisi k la pluialit^ des suf-

fiages panni tous les propridtaiies sans distinction de rang ni

6*6tat, mais k condition seulement qu*il ne pounait 6tre pris

que parmi ceux qui poss^deraient au moins 3000 1. de revenus

en fonds de terre dans la province. II serait trienn;il et ne

pourrait etre continue plus que deux fois consecutivement, ce

qui ferait 9 ans au plus. Les autres menibres de Tassemblee

provinciale, deputes par les differents districts, seraient renou-

velds par tiers chaque annee, suivant Vordre successif qui serait

r^gle entre ces districts, de moniere que chacun d'eux y serait

3 ans, et ils pouiraient mdme ^tre continu^s jusqu^i 6. Les

assembl^s provinciales dureraient Vespace d'un mois chaque

ann^ On y escaminerait et traiterait les memes objets qui

seraient la matiäre des assembl^s du district, c'est-4-dire prin-

cipalement la r^partition des imp6ts et la direction des travaux

publica; il n'y serait pris que des d^libäations consuhatives,

c*est-ii*dire tendantes k des repr^sentations ou des i^lutions

seulement provisoires, qui n'auraient de force definitive qu'aprte

avoir eu la sanction du gouvemement H y aurait» pour en

suivre Tex^ution, un bureau inteim^dialre composd de 6 mem-
bres de l'assemblde qui se renouvelleraient aussi par tiers et

pourraient etre continues une fois, ainsi que ceux de l'assemblee,
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en Sorte que leur temps au btureau seiait toujoufs de trois ans

ati moins et ne pounait jamais 6tre plus de 6. Leur nominatioii

serait faite par le Roi sur la pr^sentatioo que Tassemblto lui

ferait de deux sujets pour cfaaque place k remplir.

Uintendant de la provmce assisteiait, quand il le jugerait

k propos, aux assemUto: mais il n'y pr^derait pas et aurait

seulement une s^ance extraordinaire , comme commissaire du

Roi, Sans avoir voix dans les ddib^rations, lorsqu'il s'en tien-

drait quelqu'une en sa presence, ce qu'il nc pourrait pas exiger.

Mais le resultat de toutes les deliberations lui serait remis exacte-

ment, et il les enverrait au ministre avec les observations dont

11 les jugerait susceptibles.

Les assemblees provinciales enverraient d'annee ä autre,

apr^ ndumioins qu'elles en auraient obtenu la pennission du
ministre, un d^pute en Cour, pour traiter leurs afiaires, renou-

veller, si besoin dtait, leurs repr^ntations et recevoir les in»

structions que radministration jugerait convenable de leur

donner pour Tex^ution des volonte du Roi.

C'est ainsi que toute la nalion connaStndt ses chaiges,

partictpenut k leur distribution et ferait parvenir sa voix r^-
liteement, et comme par dchelonsi depuis Thabitant des cam-

pagnes jusques au tr6ne. On venait alors, combien il est plus

facile et plus avantageux de gouvemer les hommes par leur

propre intdr^t que par une obdissance passive. Uni ä son peuple

par une comniunication directe et continuelle, le souverain acquer-

rait d'immenses ressourres de credit, et par consequent une im-

mense etendue de puissancc politicjue. Ses volontes toujours en-

tendues, parce qu'il aurait toujours un nioyen de les faire expli([uer

k ses sujets par les organes qu'eux-memes se seraient choisis, ne

pourraient plus etre traversdes par les doutes qui peuvent s' elever

sur les meilleures intentions, quand elles ne sont pasconnues. Eniin,

par cette heureuse Constitution, Tautorit^ seiait toujours dclair^

et Jamals arretee dans sa marche: toujours appuyde de l'opinion

publique et jamais contredite par des murmures; toujours bien-

ftisante et jamais r^uite aux voies de rigueur. Le Roi n'aurait

k 9k montrer que comme Ptotecteur, comme Bienfiuteur et comme
Pire d*im peuple sensible et plein <fhonnenr qui Vadore et qui

l'adorerait de plus en plus. — NatioMdtecUv K677 Nr. tji.
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Nr. 6.

Denkschrift des Ministers Calonne über die Beseitigung^

der inneren Zollschranken. „Prösentö au Roi le 30 no-
vembre 1786." 1

Sire, L'origine des droits de trattes remonte au treistteie

siMe. Alors <m regardait les prcMluctions natioiiales

une ricfaesse qu'il importait de cooserver et dont la sortie ne
pouvah toe pennise qu'au moyen d'im droit de traite oa de
sortie propre k compeoser la perte prdsumöe de Teiponatioii ^

en coDs^qnence il ne ftit €tMl que des droits de sortie. Ms
de trois si^es apr^ on congut que les productions etrang^res

euiient susceptiblcs de droits d'entrec et en 1540 il en fut etabli

dans les provinces soumises aux droits de sortie. Ces provinces

etaient celles qui romposaient anriennement le royaume.

Les differents princcs voisins de la France et les grands

vassaux du royaume avaient suivi le meme Systeme, sans suivrc

les memes bases d'imposition, et partout on voyait des droits

diffiärents et tr^ ondreux pour le commerce. Les charges dont

il ^tait grevd re^urent successivement des extensions trte fortes

par r^tablissement de nombre de droits locanx cr6€s pour un

temps limit^ et pour procurer des ressources momentan^ lois

des troubles et des gueiies civiles qui agittent la Fhmce pen-

dant pite de 50 annto.

La suppression de ces droits toujours promise» ayanttoujoms

M difSMe, le commerce iatigu^ de leur perception fit parvenir

jusqu'au tr6ne ses rddamations, et la nation en corps, aus der

nieni £tas g€n&nxix qui furent tenus en 16 14, demanda avec in-

stance la suppression de tons les droits multiplies, la circulation

libre dans le royaume et I t-tablissement d'un tarif uniforme per-

ceptible sur Textrcme fronti^re.

Cette demande fit quelqu'impression; mais le gouvemcment,

dans la vue de ne rien perdrc, et pour compenser le produit

des droits de circulation, dont on demandait la suppression,

proposa aux provinces qui y etaient soumises et qui ne l'cftaient

pas k la perception des droits d'aides, de s'y assujetir. Cette pro-

position n'dtait point seduisante, aussi ne fut-elle pas accept^e;

ainsi les tentatives foites depuis 1614 jusqu'en 162z, pour ^tablir

un r^me unifonne, resttent sans effist.
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Sous la fin du r^gnc de Louis XIII et pendant la minoritd

de Louis XIV, les droits locaux regurent de nouveaux accrois-

sements, seit par l'augmeotatioxi des anciens, seit par I'^tablisse-

ment de nouveaux. Le commerce fatigue fitentendre ses plaintes

:

alors M. Colbert qui s'occupait particuli^rement de vivifier Tin-

dustrie en France et de lui donner toute Veztension dont il la

croyait susceptible, erat que le piemier pas qu'ü avait ä faire

pour paivenir k son but, ^tait de supprimer tous ces vestiges

du gottvemement fdodal et de donner ä toutes les pfovinces

du Toyaome le mßme r^^ne quant aux droits de traite. Dans

ces vues ce ministre r^igea le tarif de 1664. ^ fut gdn^rale-

ment proposd pour rempUicer les diflferents droits de sortie et

d'entree en usage dans les diffi^rentes provinces du royaume. La
communication libre entre Celles qui l'accepteraient leur fut in-

diqudc commc la recompense de leur adhesion ä l'execution de

ce nouveau Systeme: mais il leur laissa la libertd d'opter entre

le regime sous lequel elles vivaient et celui qu'il sc proposait

d'etablir. I) un autre cöte, dans la crainte de compromettre

les produits du üsc, il crut devoir conserver divers droits locaux

qui auraient du suivre le sort de la suppression des droits de

traite. Nonobstant cette fiiute, le nouveau tarif fut accepttf par

un grand nombre de provinces, et ce sont ceUes qui sontcon-

nues sous la d^omination de provinces de 5 grosses fermes.

II Alt rejett^ par les autres, et ce sont Celles caract^s^s par

la dteomination des provinces r^ut^es ^trangöies et provinces

de r^tranger effectif.

M. Colbert trompö dans l'espdrance qu'il avait congue de

voir son Systeme g^neralement adopte, sans employer la voie

de l'autorite, rectifia son Operation en 1667, et par le tarif (ju il

rddigea pour lors il etablit des droits uniformes sur les objets

les plus int^ressants de commerce et de fabricati{)n et dont la

perception fut ordonnee en 167 1 aux frontieres extremes de

toutes les provinces du royaume indistinctement et nonobstant

toute r^clamation.

Depuis cette ^poque le gouvemement ne s'est jamais d^-

parti du S3r8ttoe sage et pmdent d'tmiformitd dans la percep-

tion des droits de traite; le tarif de 1667 a re^u successive-

ment de tr^s fortes eztensions et les droits ddsignds sous le
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nom de droits imifonnes fonnent actuellement une classe trts

Dombreuse et portent snr tous les objets principaux da com-

mercei soit d'importatioii, soit d'exportatioii.

V. M. voit d'aprts cet expos^ qua toutes les provinces

de son royaume {k Vexcepdon des trois qai sont absolument k

Tinstar de T^tranger, savoir TAlsace, la Lonaine et les trois

£v6ch^) sont assujetties au mhae regime, soit k Ventr^e, soit

ä la sortie, quant aux marchandises et denr^s sujettes aux droits

uniformes, 20. Qu'il n'existe, quant ä leurs relations avec l'etranger,

de ditTerence entr'elles que reUitivement aux marchandises qui

ne sont point encore rangees dans la classe des droits uni-

formes. 3°. Que cette distinction meme pourrait facilemeut ce!=ser,

Sans donner lieu k des reclamations fondees de leur pari, par

l'etablissement successif de droits uniformes sur ies marchandises

qui n'y sont point encore assujetties.

Ces provinces ne peuvent donc opposer aucun motif contre

l'adoption du taiif uniforme, qui leur procure raffianchissement

de tous droits sur les communications respectives qu'elles 00t

entr'elles et le district des dnq grosses fernes.

Mais il n'en seiait pas de mtee du commerce; U setait

de nouveaux droits perceptibles k la frontiiie, saus ätte

affiraacfai de ceuz qui se pergoivent k la circulation. Ii paiai-

trait k la v^t^ au premier coup d'ceil devoir en rdsulter une
augmentation dans les revenus de V. M., mais ce serait au de-
ment du commerce national qui peut-ötre diminuerait en pro-

portion; d'ailleurs cc ne sont sürement pas les intcntions de

V. M. ; die LI certainement pour principe que Tetablissenient

des droits de traites et la redaction des tarifs en conscquence

desquels ils sont per(;us, doivent avoir pour objet de favoriser

et proteger le commerce national, que le bcnefice qui peut en

resulter pour ses finances ne doit etre considere que subsidiaire-

ment et d'une maniere subordonnce au plus grand avantage du

commerce; que d'un autre c6te les differentes branches d'industrie

et de fabrication qui ont lieu dans le royaume, quelqu'eloign^

que soient les lieux oü alles s'exercent, ont entr'elles les relations

les plus directes et qu'il est de la plus grande cons^uenoe
pour leur succös qu'eUes ne soient soumises qu'ä des r^es
uniformes.
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Teb dtaient les pnndpes du fen Roi qui, instruit de

l*op^ratioii entamde en 1667 et continud depuis par Tteblisse-

ment de droits imiformes sm les objets qui en ont pani sus-

ceptibles, domia des ordres en 1760, pour qu'U fftt proc6d^ k

IsL rddaction d*un nouveau tarif dont le r^sultat devait 6tre

d'assujettir toutes les marchandiscs et denr^s ä des droits

uniformes, ä toutes les entrees et sorties du Royaume, sans

clistinction; de rendre libre la rirnilation interieure et de com-

prendre dans la suppression des droits pergus siir le commerce

national, divers droits d'aides, non moins genants que ceux de

circulation et notamment celui de la marque des fers.

M. deTrudaine fut Charge de cette Operation importante;

il fut principalement seconde par feu M. de Moutaran ainsi que

par d'autres personnes dont le choix fut fait avec le plus giand

soin. Le nouveau tarif fut rödig^ avec Tattention la plus scrupu-

leuse; rien ne tut Tt6ghg6 pour former une ordonnance complte,

tout ^tait pr^u; on ne craignait rien des objections qui pour-

raient ftre dict^s par la pr^ention ou le prdjug^ de quelques

provinces T&pat6ea ^trangeres; enfin rien ne paiaissait devoir en

air^ter l'ex^tion; mais les circonstances devinrent d^avorables.

Les efFets de la guerre de i756 avaient necessite l'etablisse-

ment de nouveaux droits, et malheureusement on prefera de les

imposer sur des objets interessants de commerce et d'industrie

nationale. La Situation des finances ne permettait point de

sacrifices. La ferme ^a-nerale annonga celui des droits de circu-

lation et autres comme un objet de 7 ä 8 millions, et Ton

avait ndglige le travail necessaire pour constater la vdrite de

cette assertion qui n'^tait que conjectuiale. Cependant on
craignit et l'ex^cution de oe plan utile, interessant pour toutes

les provinces du royaume sans exoeption, demeuia suspendue.

II dtatt r^servd k V. M. de consommer une op^tion aussi

interessante, et connaissant ses vues bienfaisantes, je me suis

occup^ de iäire rassembler tous les mat^riaux qui pourraient

toe n6:essaires pour connaitre quel serait le r^sultat du nouveau

tarif, quant Ii Tint^dt g6n€n\ du commerce, quant k celui des

provinces qui n'ont point adopte le tarif de 1664, et enfin quant

ä l'effet cju il produirait sur les revenus de V. M. Le travail

qui a ete fait a dte discute et examine avec le plus grand soin
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par une commission composde de geas instnüts que j'en ai

spddalement cfaaig^. M. de Fonrqueux et M. Le Noir sont ^
la tht de cette commission. D^apr^ cet examen fl ne leste

aucun doute sur les avantages de cette Operation» et je puls

aononcer ä V. M. avec autant de sattsiaction que de v^rit^

que r^blissement du tarif unifonne, mtoie en y joignant,

comme il est desirable, la suppression des droits de circulation,

de divers droits d'aidos et de celui de la marque de fers, ne

compromettra nullement les revenus de Tf^tat.

II ne me rcstc donc qu';\ rendre a V. M. un compte

sommaire du travail excciite et discute par la commission, qui

s'est livree ä. son examen avec autant d'attention que de z^e.

V. M. a vtt qu'en 1760 U avait ^t^ r^digö un tarif exact

dans sa nomenclature, qui contenait tous les objets connus dans

le commerce et leur valeur k cette öpoque. Ce tarif a servt

de base ä celni que j'ai fait r^diger d*apr^s Ttftat actuel des

choses, en tortant ntomoins le syst^e de prohibxtions et

droits prohibitifs dont la r^procite suivie par les puissances

^trangä^ serait nuisible k notre commerce, soit d'impoitation,

soit d'exportation et ne ferait que ftvoriser la contrebande.

Bar ce tarif les droits ont 6t6 fix^ en raison de la valeur qui

a ete donnde aux marchandises ; toutes Celles entrant dans le

royaume ont cte rangccs dans 7 classes differentes.

Dans les trois premi^res, dont le droit varic d un quart

k deux et demi pour cent, on a ränge toutes les mati^rcs pre-

mieres propres aux fabriques et aux manufactures. Dans la

quatrieme, dont le droit est de cinq pour ( ent, on a rompris

les objets indifferents ä l'industrie et k la fabrication nationale.

Dans la cinquiöme, dont le droit est de sept et demi pour cent,

ont ^t^ mises les drogueries et ^piceries particulierement k

l'usage des gens aisds; dans les sbciöme et septitoe k T^gard

desquelles les droits s'^vent k dix et donze pour oent^ les

productions de manufactures ^trangires dont la concurreoce

peut dtre nuisible.

Si on laisse subsister la prohibition k l'^gard de quelques

objets, ils sont en fort petit nombre : ce ne sont que les Sucres,

caftfs, mousselines, toUes de coton blanches, toiles peintes etc.,

dont l'admission serait absolument prejudidable au commerce
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des colonies, k celoi de la Compagnie des Indes et aux ikbriques

nationales.

Ce mtae tarif est divtsd en dnq dasses pour les droits

de sortie; les productions les plus interessantes du sol, de nos

fabriques et manufactures qui entrent dans la premitee, ne sont

assLijetties qu'ä un droit d'un (juart pour cent de la valeur, dont •

la perception n'a pour objct t|ue de faire connaitre la diversite

et l'etendue du commerce national. Les objets de luxe et les

productions ordinaires sont comprises dans la seconde et dans

la troisi^me et sont soumises h un droit de deux et demi ou

de cinq pour cent, incapable de porter atteinte ä leur d^bit et

k leur exportation. Ejifin les mati^es premi^res, les objets

d*une ntossitd absolue pour la consommation intdrieure et ceux

qui propres k la France seront toujours recherch^ par Tötranger

k raison du besoin qtt*fl en aura, sont impos^ dans la qua-

triteie k douse pour cent» et la demidre dasse qui est celle de

la Prohibition ne comprend que les objets k Texportation des-

quels Tintär^t des fabriques et de l'industrie nationale s*oppose

absolument

Quoique ce tarif soit fidt avec la plus grande attention,

peut-Ätfc seia-t'il susceptible de quelques changements d*apr^

les raemoires qui pourront etre presentes ä ce sujet; ils seront

examines et discutes par la commission que j'ai chargee de la

formation du tarif, lequel en consequence ne tardera pas d'avoir

le degre de perfection qui est ä desirer.

Le travail necessaire pour la confection du tarif dtant ter-

min^, j'ai lait proc^der ä la r^daction d*une nouvelle ordoimance

pour la perception des droits; celle de 1687 ^tait devenue ab-

solument insuffisante. La multiplicit^ des r^lements et d^sions
du Conseil donndes post^eurement en teit la preuve et ren-

dait de jour en jour la perception plus difficile. II en avait

€U redigd un nouveau projet en 1760 qui a servi de base k

ce nouvean travail, et Ton n*y a fait que les additions dont Tex-

perience a prouvd la ndcessttd.

J'ai ddjä fait observer ä V. M. que Ton pouvait sans

inquidtude sur les reclamations des provinces reputees etrang^res.

J'en puis dire autant par rapport ä Celles qui sont considerees

dans l'etat actuel comme Tetranger effectif. Cette sccurite fondec
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Sur la bont<* de lOin ration avait fait ncgliger en 1760 la oon-

fcction du travail ])roprc ä resoudre toutes leurs ohjections.

Mais j'ai pensc (lu'il nc serait |)oint inutile de s'en occuper.

F.n consdquence j'ai fait relever siir les registres de perception

de plusieurs annees la somme dt-s droits de circulation et la

repartition de ces droits entre les diftVrentes provinces, soit des

cinq grosses fermes, soit reputees etrang^res, soit considerees

comme Tetranger effectif; et d'apr^s ce travail immense, il a
dtö proc^^ k la confection de mdmoires particuliers sur V'in-

tMt que chaque province ou district peut avoir ä l'eii^cution

du plan de r^fonne. Je puis ceitifier k V. M. qoe toutes doi-

vent aspurer au moment, oü le nouveau regime seia dtabli, et

le recevoir avec reconnaissance.

Enfin j'ai fait examiner avec soin qud est le produit actud

des diffiärents droits qui composent la ferme des tnites, quels

sont ceux des droits de traites proprement dits et de ceux qui

n'en ont point le caract^re. V. M. connaitra par le resultat

ci-joint (jue le plan de reforme n exige aucun sacritice sensible

et qu'il presente ä peu \)t^s la compensation des produits ac-

tuels. D'ailleurs l'effet du changement adopte par V. M. dans

le Systeme des prohibitions et du nouveau traite de commerce

avec l'Angleterre doit naturellement occasionner une augmen-

tatioD dans le produit des droits d'entree, en sorte que, quand

il y aurait quelques mdcomptes dans les calculs que j*ai rhon-

neur de präsenter ä V. M., ils se trouveraient balaocds par

raccroisseroent de ce genre de produit

Ainsi lorsque tout concourt Ii fiitre d^sirer cette optfratioD

annoncde depuis si longtemps, aucun motif ne paralt pouvoir

en airter pr^sentement Tex^tion. Ce seiait la rejetter bien

lein et s*expo8er k fetomber dans les d^s qui Tont tenue en

suspens depuis un stiele, que d*attendre qu*on efit satisfait aux

representations que pourraient faire les provinces qui sont ou

reputees etran<^eres ou :\ l'instar de l'etranger eflfectif, si on

leur communicjuait le travail avant qu'il füt arrete. Ce serait

fliire naitre des tlifficultes interminables, parce que ces provinres

ne sont }kis erlairees sur leurs vcritables interets, qu'elles sont

prevenues par de t'ausses allarmes ou guidees par des ecrivains

mal instruits, et que ceux qui parlent en leur nom, qui se
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donnent pour 6tre les organes de leurs rddamations et les

d^fensenis de leurs droits, sont presque toujoms ceux qui ont

un int^itt personnel ä d^sirer le maiDtien d*un systtoie qui fitvo-

rise leur commeice frauduleux d*entrep6t, tandisqu*il appauvrit la

province, qu'il la tient dans une Situation d^vantageuse k la

generalitd de scs habitants et qu'il est incompatible avec la

prosperite du commerce de tont le royaume. Le seul moyen
<le trancher toutes ces difficultcs qui ne bont que des mal-

entendus, c'est de les conipter pour rien, c'est de pas s'y arreter

en marchant au bien public, c'est de commencer j)ar le regle-

ment general et de se reserver d'examiner ensuite ce qu'il

pourrait etre juste d'accorder, particuli^rement au tres petit

nombre de piovinces qui ddinontreraient en recevoir un prtf-

judice reel, cequi n*est point k prdsumer.

C*est le plan que je suiviai, si V. M. Tapprouve.

NadoMlMchiv K 677 Nr. 144.

Nr. 7.

Denkschrift des Ministers Calonne : „Idöes soumises ä la

döcision du Roi sur la n^cessitö, l'dpoque, la composition

et la forme de Tassemblöc de Notables." (Mitte Dezember
1786.)

Un plan qui tend k corriger les vices de la Constitution,

k ramener toutes les parties de la monarchie k des principes

uniformes et ä leur donner Tensemble qui leur manque; k recti*

fier la r^panition de Timpöt territorial et Ii y soumettre toute

la superfide du Royaume sans exception d'aucuns privÜ^ds;

k ^tablir une forme de d^libärations nationales, qui, loin de

pouvoir nuire k Tautorittf, affermisse toutes ses optetions; k

vivifier Tagriculture et le commerce par Tabolition des entraves

et des droits qui gdnent la vente et la drculation des produc-

tions naturelles ou artificielles ; k soulager le peuple par la sup-

pression des charges les plus onereuses et les plus susceptibles

de vexations ; ä regier d une maniere nouvelle et plus avanta-

geuse ä l'ttat l'emploi des domaines de la couronne; ä prendre

enfin des mesures certaines et plus efücaces que celles employees
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jusques k präsent, pour amdioier les finances, y mettre Tordie

en procuiant le niveau, qui ii*a jamais enSU, entre la lecetle

et la d^pense, faire de grandes retrandiements teonomiques,

Tem^er k l'exc^s des anticipations, assuter la libtfratioii des

dettes de T^tat et poser les bases d'un credit public de la plus

grandc etendue, un tel plan exige sans doute l examen le plus

Sülenncl et la sanction la plus authentique.

II doit ctre presente dans la forme la plus capable de le

mettre ä l'abri de toute reclamation, de le preserver de tout

retiird et de lui ac(iuerir unc force inebranlable par la r^union

des suffrages de toute la nation.

Or il n'y a qu'une assemblee de Notables qui puisse

remplir ce but; c'est leseulmoyen de pi^venir toute resistance

parlementaire, den imposer aux r^damations du clerge et de

fixer tellement ropinion publique qu'aucun int^r^ particuUer

n'ose dever la voix contre le tömoignage prtfpondtfnmt de Tin*

t^ra gai^.
n s est tenu des assemblte de Notables en 1558^ en 15S3,

en 1596» en 1617 et en i6a6. Aucune n'a dtd convoqnde pour

des objets aussi importaats que ceux dont il s'agit attjourdliui;

et jamais circonstances ne furent plus fiüvorables pour en assurer

le succ^s. Autant la Situation actuelle exige de prendre un

grand parti, autant eile pennet d'employer de grands moyens.

La traiK^uillite qui regne dans toute l'Kurope, le profond respect

qu'on a universellement pour les vertus du Roi, la nature des

Operations projettees qui toutes sont fond^es en justice et bien-

faisance, l'attente du ])ublie, la disposition des esprits, l'interet

meme (ju'on aura de ne pas faire repentir d une pareille con-

vocation, tout concourt ä inspirer la plus parfaite securite sur

le r^sultat de cette assemblee, dont on ne craint pas d'assurer

que S. M. aura tout sujet d'dtre satisiaite.

n est possible et ntossaire que Tassembl^e s'ouvre le 34

de janvier prochain.

D Teste asses de temps pour la convocation en ftisaat

partir les lettres dans 8 jours, de sorte qu'elles soient toutes

rendues ä. leur dcstination le premier de janvier.
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I,e moindre retard renverserait tont le plan et en rendrait

r^xecution impossible pour l'annee prochaine, peut-etre mcme
pour toujours.

S. M. en sera convaincue si eile veut bien considerer (jue

la perception de Timpöt en nature i\m est la premiere et la

plus essentielle des Operations proposees exige dos adjudications

dans toiites les paroisses du royaume; que ces adjudications

doivent se faire au commencement d'avril, afin d'etre suffisam-

ment ant^rieures ä toute espdce de T6colte, qu'elles doivent ^txe

prdcedees d'affiches et pubiications par trois dimanche^ cons^

cutife, lesqaelles coiis6|ueiiiineDt doivent commencer vers le

milien du moi de man, que la durc^e naturelle de Tassembl^

des Notables, en la fiusant tenir sans discontlnuation, l'envoi

des ddits qui doit la suivre inun^diatement et leur enregistre-

ment dans toutes les Coura prendra plus de 6 sematnes; qu'ainsi

depuis le 24 janvier jusqu'ä la mi-mais, il n*y aurait pr^ds^nent

que le temps n^ssaiie pour consonuner cette grande affiure

et qu'il n'y a pas un jour ä perdre pour ne pas perdre une

ann^e entiere et ne pas tomber dans les plus affreux embarras

;

ils seraicnt tels qu'un n y voit point de remede. C'est cc qui

fait quo I on insiste vivement pour l'cpoque du 24 janvier et

le prompt envoi des lettres.

Composition

:

La composition d'une assemblde de Notables dopend en-

ti&rement de la volonte du Roi, et Ton voH par les relations

de Celles qui ont eu lieu andennement que toutes ontM fort

diffärentes pour le nombre ainsi que pour le rang des per-

sonnes.

La nature de ces assembldes indique qn'elles dotvent r^nnlr

ce qu'il y a de plus distingud et de plus ddair^ dans tous les

oxdres.

Deux conditions paraissent devotr 6tre observ^s: L'une

que ceux qui sont appellds ä cette auguste consultation soient

gens de poids, dignes de la confiance du public et tels (jue

leurs sulTrages influent puissamment sur Topinion generale. L autre

qu'ils soient afFectionnc's au service du Roi, zeles pour le bien

et eloignes de toute intrigue, de toute partialite, afin qu'il n'y

Glagau, Refonaversuche. 25
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ait pomt k craindre qiie l'esprit d'opposition prenne le dessus

dans Tassembl^ et y soit plus fort que l'expression du viai

patriotisme.

Comrae il est d'usage d'y faire venir les premiers prcsi-

dents et procureurs generaux des Cours souveraines, qu'il y a

presentement 13 Parlements et deux Conseils supcrieurs qui, en

y joignant, comme il a toujours dte observe, la Chambre des

Comptes et la Cour des Aides de Paris forment le nombre de

17 Cours souveraines, elles foumiront celui de 34 membres ä

Tassemblde, mdrne de 36 oa 37, si Ton conserve ftu Farlement

de Paris, comme U paxait natuel, la pr^ogative d'en avoir 2 ou

3 plus que les antres.

Ce nombce de magistrats des Cours, qui doit se trouTer

contrebalaacd dans rassembMe, semble eziger qu'elle soh plus

nombreuse que ne Tont €U ceUes tenues dans des temps oü

il y avatt moins de Farienients. n ne seiait point convenable

qoe ceoz qoi ont d^i l'avantage que donne Thabitade des af-

fidies eussent anssi oelui de la pr^pondtfnmce du nombre.

D'ailleuTS on ne peut pas croire qu'ils soient les plus Con-

tents d une pareille assembko, et comme d un autre cöte le

clerge doit aussi y trouver un sujet de reclamation, il parait

necessaire que les membres tircs de la noblesse ou du Tiers-

£tat soient en nombre süffisant pour que les vues du Roi trouvent

plus de Süutien que d'ohjections.

C'est d apres ces differentes considerations qu'on a forme

le projet de composition suivant, pour dtre soumis au jugement

de S. M. qui est plus en ^tat que personne de decider ceux

qu'il convient d'admettre ou d'ezdure.

Fomu di la temu de PassembUe:

Les lettres de convocation seront envoy^ un mois avant

le jour de Touverture de Tassembl^; on a Celles de i6a6 qui

peuvent senrir de modele.

L'assemblee se tiendra ä Versailles; le Roi en fera Touver

ture; il en annoncera iui-mcmc Ic sujet avec ia dignitc qui lui

appartient.

M. le Garde des Sceaux expliquera ensuite plus parti-

culierement les intentions de S. M.
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n paxaitnit convenable de ftiie tm cotirt expos6 des prin-

cipes qtii seiyent de base au plan propos^ et qiii en constitaeiit

Tensemble. Comme c'est dans cet ensemble et dans la liaison

de toutes les parties qui le composent que consistent principale-

ment sa force et son utilit(*, il serait ä propos d'en presenter

une idcc generale ä Tasscmblec et de lui faire connaitre les

motifs, tiri^s de la Situation actuelle des finances qui obligent

de chercher dans le redrcsscincnt des abus le moyen de retablir

rordre, saas augmenter les charges du peuple.

n serait possible, sans entrer trop avant dans Texplication

de ce qtt*U ne &ut que laisser entrevoir» d*eii dire assez pour

&ire apercevoir, comment la succession des temps et la r&ro-

Itttlon des ^äiements semblent avoir amen^ le moment, oü la

monarchie longtemps agh^e, et apr^ avoir acquis divers ac*

croissements qui ont rendu son regime necessairement disparate,

est enfin parvenue au point de tranc^uillitc et de maturitc qui

permet de perfectionner sa Constitution en faisant disparaitre

toutes les bigamires qui l'alterent et la deshonorent. Cctte

grande vue dont le developpement decouvrira les avantages du

plan Sur lequel S. M. veut bien consulter les Notables de son

royaume, doit etre en quelque sorte le preliminaire de leurs

dölib^nuioiis et ne peut manquer de pr^venir üavorablement les

esprits.

Aprts que M. le Garde des Soeaux anra achev^ son dis-

cotus, il im prendre les ordies du Roi, et aussitöt il annoncera

que rintentioQ de S. M. est:

Que Tassemblee tienne scs seanc es sans discontinuation et

tous les jours, ä commencer aussitöt apr^sque les premieres

propositions, sur lesquelles eile devra donner son avis, lui auront

6ti6 -potUes et expliqudes par les commissaires que S. M. nom-

mera ä cet effet

Que desque Tassembl^ aura fonn^ son voeu et le r^suhat

de son examen sur ces premieres propositions» il sera remis

k S. M.f qui fem porter paxeillement par ses commissaires les

propositions qui doivent suivre, pour ^tre examintfes de meme
et successivement ^ jusqu"ä rentiere conclusion, apres laquelle

S. M. fera connaitre ses decisions.
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Le Roi tenninera ensuite cette premi^re s^aace en t^oig-

nant qu*il compte que tous les Tnembres de FasMmbMe s*ein-

presseront de rdpondre ä sa confiance par Texamen le plus

attcntif des grands objels qui leur seront presentcs, et qu'ils

Uli donneront en cette occasion importante des preuves sig-

nalees de leur affection ä son service et de leur zele pour le

bien de son f^tat dont S. M. est uniquement occup^e.

Dans las^ce suivaate, tenue par Monsieur, les oommissaires

nomm^ par le Roi apporteront et expUqaeront la premi^re

partie des propositions qui sera relative k la nouvelle forme

de rimpAt territorial, aux moyens d*eo rectifier la r^partttion et

aox vues accessoires qui doivent concourir k rencouragement

de Tagriculture; ce qui comprendm:

1^, Le projet de la Subvention territoriale.

2*. Celui de T^tablissement des assembldes provinciales.

3O. Le r^glcment sur le commerce des grains.

4O. Un court resume des vues adoptes par S. M. pour

faire cesser la corvde en nature.

Dans le courant de la seconde semaine et apr^s que

Fassemblde aura formd son rösultat sur les quatre objets

dessus, les m^es commissaires lui porteront ceux qui inttfres-

sent le commerce et la libre circulation entre les provinces, ce

qui comprend:

i^, La suppression des barri^res et traites intörieures.

s^. L'teblissement d*ttn tarif uniforme.

3^. La suppression de la gabeile et sa conversion en un
droit uniforme k la vente du sei.

Dans la troisieme semaine ils porteront k l'assemblee tout

ce qui est relatif aux domaines et aux rentes fonci^res, c'est-ä-dire:

i^. Le plan pour l'infeodation des domaines.

2^. Un r^glement relatif aux domaines usurpds.

3<*. Le projet du lachat des rentes fondöres.

Enfin dans la demite semaine les commissaires commu*

niqueront k Tassembl^ les vues de S. M. pour difiiiientes op^
rations utiles k ses finances, savoir:

i^. Le ])lan du nouvel ordre des remboursements «l epoque.

2^. Celui des retranchements de d^pense.
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3**. Celui des changements ä faire a l'etablissement de la

Caissc d'Escompte pour en consolider la sürete et en etendre

les avantages en faveur du commerce, ainsi que pour le credit

public.

4^, £iifin le projet du nouveau tarif pour le droit de

timbre.

La totalit^ des Operations qui coroposent le plan g^dxal,

etant ainsi distribu^ en quatre parties qui formeront les sujets

de quatre d^b^iations principales qu'on suppose devoir occuper

l'espace de quatre semaines» TassenibMe ii la fin de chaome
d'elles forraera et remettra son resultat, et lorsqu'il aura ^te

rendu compte du tout au Roi duns son Conseil, S. M. fera ex-

pedier les edits, declarations et lettres patentes qui coDtieodront

ses decisions.

£nfin eile donnera aux membres de Tassembl^e ime audience

oü apr^ leur avoir exprim^ son contentement du zele qu*ils

auront montrd et les avoir assur^ de l'attention donn^ k letixs

observations, eile lenr annoncera qu*ils seront instmits de ses

d^dsions par l'envoi qu*elle a rösolu d*en faire inoessamment

dans ses Cours.

Dhs le lendemain il serait ä propos que les ^ts fiissent

enrdgistr^s au Parlement de Paris en lit de justice, et qu'ils le

fussent pareillement dans tous les autres parlements, aussitüt

que les Premiers Prdsidents et Procureurs generaux ainsi que

les commandants des provinces y seront de retour. Ce serait

l'affaire de 12 k 15 jours et tout pounait dtre consomme le

15 mars.

Alors le Roi aurait £ut et fini en moins de trois mois tout

ce que ses prtfdecesseuxs ont d6Kr6 et du d^iier de faire» ce

qui a dtd tentd vainement par des opöiations partielles et avec

des moyens trop iaibles, enfin ce qui est depois longtemps

l'objet de tons les vceux, ce qui doit rem^er k tous les matix,

ce qni doit afifermir Ii jamais la puissaace de cet empire et

riter k son souverain la gloire d*en avoir €t6 plus qu*aacun

autre k rtforaiateur, le lögislateur, le bien&iteur et le

Nadoubidiiv K 6n Nr. tot.
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Nr 8

Denkschrift des Ministers Calonne für die Königin Marie

Antoinette: „Motifs qui nöcessitent l'ezöcution du plan

adopt^ par le RoL" (Ende Dezember 1786.)
|

Le plan adopte p:»r le Roi est un plan d'administration

pUitot qu'un projet de tinances; il serait n^cessaire pour le bon

ordre quand U ne le seiait pas pour ramelioration des revenus^

et lein de suicharger les peuples, il tend ä les soiüager.

Pour en fiure apercevoir les motifs et Tobjet, je vai$

d'abord tracer en peu de mots les circonstaoces qtd ont amen^

et Bx6 le moment de son ex^cutioii.

Loisque le Koi daigna me cbaiger de ses finances k la

fin de 1783, il n'y avait ni argent ni cnkiit; les dettes ^ent
immenses, les revenus mang^ d*avance et la confiance dtouite.

On pouvait se croire et on se croyait en efFet r^duit aux extnf-

mites les jilus rruelles. Je n'ai pas perdu rourage, j'ai cache

rhorreur de la Situation, j'ai tenu les engagements et le credit

s'est rdtabli.

Aujourd'hui tout est arcjiiitte; toutes les dettes de la guerre

sont payees, tout TarTiere des de])artements est solde, toutes

les rentes qui ^taient en retard sont reniiscs au courant; il a

^t^ pourvu ä toutes les d^penses imprevues, plusieurs droits

on^eux au commerce ont ete supprimds, aucune imposition

nouvelle n'a 6ti ^blie directement, n'y indiiectement et le

peuple a re^ diaque annöe de giands soulagements.

Jdtonnerai, mats je ne diiai que ce qui est piouv^ par

les ^tats remis au Roi, en disant que dans l'espace de trois

ann6es, j*ai trouvtf moyen de solder plus d'un milUard de dettes

et de d^enses extraordinaires.

n est evident que je n'ai pu y parvenir que par les ressources

du credit; celles ([ui ont ete ostensibles, c'est-ä-dire les emprunts

publics, n'ont produit que 300 niillions; les autres qui n'ont

pas ^te ronnues, ont ete beaucoup plus considerables et inüni-

ment plus difficilos.

On croira aisement qu'au milieu de tous ces payements

immenses et forces, le deficit qui existe depuis plus d'un siecle

entre la recette et la d^pense et qui ^tait döj4 ^onne en 1783
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n'a pu diminuer: mais comme son augmentation n'est pas en

Proportion de ce qu'il a fallii emprunter, il faut bien qu'il y ait

Oll fle röconomie dans l'administration, et la preuve de rette

economie est faite en un seul mot, si Ton convient que malgre

la crise inconcevable oü je me suis trouv^, je n'ai fait aucune

fausse Operation.

Mais oe n'est point asses. Ce qiii ne se soutieiit que par

artifice ne peut pas toujoun duier, et le moment est venu de

remddier au principe de tout d^oxdre, en ^tablünant enfin entre

la xecette et la d^pense le niveau qui n'a jamais exist^.

C'^tait iin prelirninaire indisi)ensable quo do commencer

par liquider tout l'arri^rd; jusques-Iil il n'y avait pas moyen de

connaitre la veritil)le Situation, de distinguer le passö du present

et de üxer la balance d'une annee ordiuaire.

Pour fidre ce premier ^pas, dont la difficidttf n'est pas

connu, il a fidln un tiavail inunense; j'ai fait voir au Roi, k

quel point les £tats donnäs chaque aan^ par mes prädeces-

seuis et par moi-m£me» avaient €t6 enronn^, et combien tt

^tait tntfvitable qu'ils le fussent, lorsque rien n'teit au courant,

et que toutes les ^poques se trouvaient confondues.

Pour en fornier un etat do Situation plus oxact, j'ai öte

Obligo de les depouiller tous, de remonter jusqu'ä l'epoque de

l'av^nement du Roi au tröne, de suivre successivement les

comptes effectifs de chaque ann^e et de distinguer soigneuse'

ment ce qui appartenait ä chacune, en s^parant Textraordinaire

d'avec Tannuel, l'dventuel d'avec le fixe. C'est ainsi que je suis

parvenu k faire voir dairement la progression du deficit, et je

crois avoir convaincu S. M. que Vexcks auquel il est port^ ne

saurait m'ötre imputd.

Mais si le tableau que j'ai pr^nt^ au Roi avec tous les

^tats et renseignements qui en justifient les caiculs, hii a donn^

une connaissance complete do sos atTairos, s'il a bien voulu se

livror ä leur oxamen avec une teile application qu'il est aujourd'hui

plus instruit qu'aucun de ses prödc-cossours no l'a jamais etö du

v^ritable etat des finances, il faut convenir qu'en mome teinps

il a eu lieu d en otro offrayo; je ne lui ai rien dissimule; et

c'est en voyant tout par lui-meme qu'il s'est penetrd de la n^-
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cessitö de prendre un gnmd puti pour lemddier k tout, les

moyens onÜnaires ^tant d^montrfo msuffisaats.

S. M. a reconnu qu'cmprunter encore serait aggraver le

mal; qu'imposer plus serait accabler ses sujets, que reconomie

la plus severe ne pourrait pas seule remplir le deficit, et que

la banqueroute, moyen barbare que l'ignorance ne manque ja-

mais de proposer ä d^ut de tout autre, ne ferait que ruiner

les particulien saos saaver l'tiltat

Qtie reste^-U donc pour pMvenir la plus affireose cata-

strophe? dtablir un meilleur ordre dans toutes les parties de
radministration, rtformer les abus, coniger les vices de la Con-

stitution. C'est ce qu*il fkudrait fidre en tout €tat de cause,

et c'est aujourd'hui ce qui peut tout reparer. Par-lä des la

preiniere annee le niveau sera retabli entre la recette et la

depense; les anticipations seront reduites üi une juste mesure,

et Ic peuple sera soulage. Hors de Iii je ne vois que des

malheurs qui font fremir.

Mais un plan qui doit produire de si grands, de si salu-

taiies effets est n^cessairement tr&s vaste et d*une exdcution

difficile. II ne xempliiait pas son objet 8*11 n*embrassait pas

toutes les parties de la monaichie, et son ezdcution serait

impratiquable» si eile n*^tait pas entreprise avec la yolont^ la

plus ferme et dans la forme la plus solenneile, teUe que ceüe d'une

assembl^e des Notables du Royaume, seul moyen de pr^enir les

rdsistances parlementaires et de rendre toutes r^damations impuis-

santes en opposant l'int^rSt genönd aux int^rets pardculieres.

La base de ce plan est une v6nt6 ä laqueile il semble

que les administrateurs qui ont aper^u les m^mes vues qu'U

pr^ente, n*ont pas fait assez d'attention; c'est que lacomposition

m6me de la monarchie fonnde par des accroissements successift

et infiniment disparates, la diveisitd du regime qui rend les

diffärentes provinces dtraogers les unes aux autres, enfin la

bigarrure, l'incohtence et le d^fiiut d'ensemble de toutes ses

parties est un vice radical de sa Constitution qui, tant qtt*U

subsistera, s'opposera k tout le bien qu'on voudrait faire et an

suco&s de tous les moyens qui peuvent perfectionner son

Organisation.
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Trop peu frappds des cons^quences de cette grande v^t^,

ils ont tent^ vainement par des Operations partielles, ce qui ne

peut rcussir que par une Operation generale. Vainement ils

ont essayc de reprimer les abus en laissant subsister la cause

qui les produit tous; vainement ils ont voulu perfectionner

radministration sans en corriger les disrordanres, sans la ramener

au principe d'uniformite qui peut scul ecarter toutes les diffi-

cultds de detail et revivi^er ie corps entier de la monarchie.

£a approfondiflsant ce principe je me suis ccmvamcu par

une longue ^de qu*fl peut s'appUquer atUement k toutes les

paities:

i^, k Timposition territoriale pour en bannir rarbitraire

et en all^ger le fardeau par la suppression des Privileges qui

Taggiavent injustement;

2^, k la r^partitioo de toutes les chaiges publiques, pour

la rendre ^gale, proportionnelle et distribu^e patriotiquement

entre les contribuables eux-memes, reprdsentes par des assem-

bl^es de proprietaires;

2,^. k l'agriculture pour Taffranchir des ser\itudes et des

vexations qui Tccrasent encore plus quc le fardeau meme des

imp6ts;

4^. au commerce pour le delivrer des barri^res, des en-

traves et des tarifs multiplies qui nuisent ä la drculation des

produits de la terre et de celles de l'industrie;

5<^. k l'administration des finances, pour ameliorer le revenu

public par la r^foimation des abus qui en altteent les sources,

par la diminution des fiais de recouvrement qui 6n absorbent

les produitSi par un meiUeur emploi des domaines de la Couronne

et par un usage pbis ^tendu et mieuz r6gl6 des ressources du
credit

Teile est la substance du plan dont je ne ciains pas de

gaiantir le succte depuis que le Roi qui a bien voulu en stu-

dier lui-m€me tous les ddtails avec une attention suivie et in-

fatigable, s'est d^termin^ k Tadopter, ä prendre la marche n^ces-

saire pour applanir toutes les difficultds, en leur opposant une

volonte ferme et inebranlable.

Au surplus j'ai fermd les yeux sur tous les dangers qu'une

grande entreprise a toujours pour celui qui s*en Charge. Xntime-
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ment persiiadd qtie le salnt de D^tat en dopend, je me sacri-

fierais sans h^siter pour la r^ussite, je me emis in^nie sans

repentir victime de la tentative.

Mais j'implore l'appui de la Reine, et je me tiens assure

de l'obtenir, si eile est convaincue que la gloire d'un regne dont

eile est l'omement, Ic bonheur du Roi auquel eile attache le

sien, et celui de tout le royaume dont eile partagera la reron-

naissance, tiennent essentiellenient ä cette grande Operation qui

va iaire Tepoque la plus memoiable de la monarchie. —
Mationalarchiv K 677 Nr. tos.

Nr. 9.

Denkschrift des Ministers Calonne: „Oes Parlements."

(Januar 1787.) !

Les hommes instniits dans les Tariements, comme dans

les autres classes de la societe savent que notre Systeme actuel

de finances est un vieux bdtiment elcve p;ir dcgrc^s, repure ä

diverses ^poques, sans qu'aucun architecte en ait trace le plan

ni dirige Texecution. C'est un ddifice ddlabre, croulant «ur lui-

memc, (ju'on ne soutient depuis longtemps qu'ä force d'etais;

mais ils sont si multiplies, qu'ils en bouchent l'entree. II faut

donc l'abattre et le reedifier sur le meilleur plan imaginable.

Or, le plan propos^ est tellement conforme aux vues que

les Cours souveiaines ont manifest^es dans leurs diffdrentes

remontrances quMl semble k certains egards qu'ü ait 6t€ formd

d'aprös leurs avis et leurs mteoires. Consiütoiis Celles du Par-

lement de Paris de 1754 et 1760, ceUes du Pariement de Ronen
de 1756, Celles du Parlement de Bordeaux de 1764, enfin oelles

de la Cour des aides de 1770: nous trouverons que les opte-

tions de la nouveUe admimstration des finances s*aocordent

merveilleusement avec les prindpes ^tablis dans toutes oes

remontrances.

Les Psriements, en refiisant Tenregistrement, se mettraient

en contradiction Evidente. En effet qu'ont-ils k consid^rer dans

le changement proposer

i^. l'interdt public et general,

2^. leui interet particulier.
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Le piemier leur panitia rempli sans doute; car il me
semble qtt*il est dtfmontr^ qu'U n'y aura pas im indiTida dans

le Royaume qui n'y gagne quelque chose dans sa position ou

dans ses facultas. Le second n'est blessd ä aucun dgard, et ils

le sentiront d'autant mieiix qu'il recevait une grande atteinte

par les principcs etalilis j^ar M. Necker dans son memoire au

Roi Sur les administrations provinciales.

L'opposition des Parlements ä la Prolongation de la loi

des vingtiemes actuels me parait juste et raisonnable. Car cet

imp6t ne fut ^bli que commc un secours passager, mais ne-

cessairei en temps de guerre et qui devait finir avec eile, comme
an imp6t extraordinaire ajout^ aux imp6ts pennaaents.

Le premier dixiime fot ^tabti en 1710, & la fin de la guerre

de la succession; fl fut supprimd en 17x7. Le cinqui^me fiit

Substitut au dixi^me en 1725, et fut snppiim^ en 1727. Le
dixitae rtebli en 1733, fut supprimtf en 1737; impos^ encore

en 1741; et enfin supprimö en 1749, pour 6tre remplac^ par

les deux viogtttoes.

Les ^blissements divers et leurs suppressions successives

caractÄrisent assez cet impöt comme un secours extraordinaire

et passager, pour que les Parlements aient etd fondes a en

soUiciter la decharge aupres du Souverain, les imp6ts pennanents

subsistant toujours. Iis seront egalement londes, en vertu de

r£)dit, ä demander la supprcssion du second vingti^me en 1790.

Mais cet impöt change de caract^re, quand le souverain

soulage son peuple, au lieu de le gr^ver, quand Ü le ddbarrasse

des entraves et des surcharges qu'entrainent les Gabeiles, les

aides et les droits d'entrde; quand Ü le fait jouir de la plus

grande libertd dans ses actions civiles et mercantiles, et qu'il

r^ulte de tout cela, que tout propri^taire payera moins qu*il

ne paie aujourdliui.

Quand S. M., qid parle toujours avec dignitd, en adoptaat

le nouveau plan d'admiiüstiation des finances, dxia k la dtfputation

de son Pailement: »Messieurs, aprös avoir' bien examind la

Situation de mon Royaume et celle des finances de r£tat, j'ai

rdsolu d'en simplifier la perception et de proscrire ä jamais

l'arbitraire dans la repartition de l'impöt. Je veux que les ron-

tributions de mes tideles sujets entrent dans mon Tresor-Royai
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pour le soutien de l'Etat et de la dignitc de ma couronnc, et

qu'il ne s'en perde plus la moitie, comnie par le passe, dans

des canaux dctoumes. Voilä sur quel plan j'ai determine

d'etablir Tadniinistration de mes finanres. Ce plan, je Tai puise

dans les principes de mon Parlement; cela lui fera connaitre

le cas que je iais de ses remontrances. En adoptant vos

principes, je ne puis pas douter de votre z^e et de votre

proroptitade ä enregistrer les ^its, qui voiis seiont pr^soitös:

c'est ce qoe j'attends de votre obdssance et de votre attache*

ment k mon service.c On ne voit pas snr qnoi les Conrs son-

veiaines potuiaient fonder lenrs oppositions. Tons cenx qui

les composent ont une propridttf qudconqne et presque tous,

des propri^t^ diverses. Chacon d'eux aoia bient5t odcoltf son

gain ou sa perte; et comme le iHrofit est certain, s*i]s font des

remontrances, comme il fimt s'y attendre^ elles ne seiont que
de forme et ponr se maintenir dans le droit d'en faire.

n ne faut pas croire pourtant que ces remontrances mömes
ne puissent fourair des id^es utiles relativement aux differences

qui se trouvent dans l'ancien Systeme, dans la regie des pro-

vinres diverses; et, si cela arrive, on aura le temps d'en profiter

dans le courant de cette annee par des modifications simples.

NmtioiuImrcliiT IL 88$ Nr. «4.
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Verlag von R. Oldenbourg in München und Berlin W. 10

Neue billige Ausgabe des Werkes:

Die BegrDndung des Deutschen Reidies

durch Wilhelm I.

Vomohmlich

nach den preuföischen

Staatsakten

von

Heinrich von
Sybel.

Mit dem Bildnis des Verfassers und ausführlichem Sachregister.

7 elegante Ganzleinenbände M. 24.50.

Diese neae Ausg^abe, die sieh inlialtlicli mit der ereten Ausgrabe vollkommen
deckt, kann anf einmal oder in monatliehen KUndeo k M. 3.50

bezofiren werden.

Der I'rciK der ersten AuHßabe ist von M. QßJiO auf M. 35.— (Lwd.j herahReaeu

Selten int ein Werk mit ho jtp-ofscr Frcudo beprüfst

und mit Bolcheui Interesse aufgenommen worden wie

Sybel« monnincntale >Beffriindung des Deutseben

RoichcH« Die gCHamte Tresse aller Ricbtunj^en und
poiitischt^n An.schauungen bej^dückwünscbte das deut-

Hcbe Volk zu dor ebenso begeisterten und warn» ge-

fühlten, als wissenschaftlich korrekten Darstellung der

machtvollen Entwickhing unseres Vaterlandes.

Hekunntlich sind Svbel seinerzeit zur Benutzuni:

für sein Werk die Archive des Auswärtigen Amtes
und des preufsischen MiniHtoriuma in anzuerkennender

Liberalität weit gc<^fFnet gewesen, was v<ir und nach

Sybel keineui Hi.storiker gestattet war bzw. wurde.

Aus diesem überreichen Material liat Syl)el mit

Staunenswertem Fleifse un<l meisterhaftem Geschick

em authentisches Bild der Entwicklung des Deutschon Reiches und der seiner

Aufrichtung vorhergegangenen Kampfe gezeichnet und uns damit einen

vielseitigen umi tiefen Blick in die zeitgenössische ( ie.schichte ermöglicht, wi

OS keinem Volk im gleichem Mafse geboten ist.

Dor Fachmann wird stet« auf dieses grundlegende Werk, um das mt^

das Ausland beneidet, zurückgreifen müssen, dem Nichtfachmann , de-

Interesse an guter, vaterlilndischer Gest hicbte nicht geschwunden ist, kann
kein Work mehr empfohlen wenbrn als das Sybelsche, das Schärfe der Kritik

wie Wärme des Gemütes, Triebe zur Wahrheit wie Liebe zum Vaterland, Tiefe
der r'orschung un<i wissenschaftlichen Ernst, verbunden mit einer rnuster

«ültigen GestiUtung von köstlicher Klarheit, in sich veriiinigt.

Heinrich von Sybel.

Koboren zu
2. Dozembci i-:

.
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